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Liebe Leser_innen,

der Themenschwerpunkt „Planung als politische Praxis“ widmet sich den 
Konflikten, Widersprüchen, Widerständen und (Alltags‑)Praktiken der 
räumlichenPlanung.ZuhäufigwirdPlanungnochimmeralstechnische,
rationale Form der ‚öffentlichen Problemlösung‘ verstanden und zu selten als 
konfliktreichergesellschaftlicherAushandlungsprozessmitVerlierer_innen
und Gewinner_innen. Die im Heftschwerpunkt versammelten Aufsätze, De‑
batten‑ und Magazinbeiträge nähern sich der Planung als politischer Praxis 
aus unterschiedlichen disziplinären und methodischen Blickwinkeln sowie 
an hand verschiedener empirischer Fallbeispiele. Der Themenschwerpunkt 
wird durch Aufsätze von Ilse Helbrecht und Francesca Weber‑Newth, 
Michael Miessner und Matthias Bernt eröffnet. In der Debatte greifen wir 
die Frage nach der politischen Dimension der Planung anhand des Textes 
„Wer plant die Planung?“ von Lucius Burckhardt von 1974 auf. Wir freuen 
uns über die Kommentare zu Burckhardts Text, die Wolf Reuter, Monika 
Grubbauer, Michael Guggenheim, Jens Dangschat, Beate Binder, Stadt von 
unten und Iris Dzudzek aus ihren jeweils unterschiedlichen Perspektiven 
auf Stadtforschung und ‑planung verfasst haben. Im Magazinteil schreiben 
Axel Schubert; Sören Groth, Jakob Hebsaker und Lucas Pohl; Renée Tribble, 
PatriciaWedlerundVolkerKatthagen;ChristianvonWissel;RetoBürginund
Rogerio de Jesus Pereira Lopes. Yuca Meubrink rundet den Schwerpunkt mit 
einer Buchrezension ab. In der thematischen Einleitung des Schwerpunkts 
führen wir in die Beiträge ein und bringen die verschiedenen Perspektiven 
etwas ausführlicher miteinander in Zusammenhang. 

Das Titelbild des Hefts haben wir speziell für diesen thematischen Schwer‑
punkt ausgewählt. Aufgenommen im Barcelona der frühen 1980er Jahre 
zeigt es zwei Schachspieler auf einem besetzten Gelände der Fabrik Espanya 
Indus trial. Noch in den letzten Jahren der Diktatur hatten Anwohner_innen 
bewirkt, dass dieser und viele andere Räume in der Stadt rekommunalisiert 
wur den, um Einrichtungen des Gemeinbedarfes zu schaffen und öffentliche 
Flächen anzulegen. Später ist die Stadt für öffentlichen Räume wie das 
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in zwisch en dort existierenden Gemeindezentrum und den angrenzenden Parc 
de la Espanya Industrial gefeiert worden. Doch zunächst hielt sich die neu‑
gewählte Stadtregierung mit dem Handeln zurück und das Gelände blieb ab‑
gesperrt. Die Anwohner_innen besetzten es und bildeten das soziale Zen trum, 
in dem weniger Tage später das Schachspiel stattfand. Erst durch diesen poli ‑
tischen Akt sah sich die sozialdemokratische Stadtregierung gezwungen, die 
nachgefragten Einrichtungen zu schaffen. Auch Pläne der Anwohner_in nen, 
das Erbe der Arbeitergeschichte als Industriedenkmale im Park zu er halten, 
wurden übergangen. Die neue Planungspolitik kreierte einen lang an hal ten den 
‚Konsens‘ ohne die Partizipation jener Kräfte, die sie zur Regie rung erhoben 
hatten. In der Zeit des Umbruchs am Ende der Diktatur hätte das Pla nungs‑
ver ständ nis eine Auseinandersetzung auf Augenhöhe werden können. Es 
wandeltesichdagegenalsbaldzurEntwicklungneuerVisionenamReißbrett.

Der Themenschwerpunkt wird von Jan Lange und Jonas Müller ge mein ‑
sam mit Nina Gribat, Justin Kadi und Yuca Meubrink aus der Redak  tion 
her aus ge geben. Für die gute Zusammenarbeit mit den beiden exter nen 
Herausgebern–vonderKonzeptiondesCallforPapersbiszurProduktions
phase des Heftes – möchten wir uns herzlich bedanken. 

Der thematisch offene Teil des Hefts fördert weitere Beiträge aus der Welt 
der kritischen Stadtforschung zutage. Im Zentrum steht dabei in diesem 
Heft eine Debatte zu Loïc Wacquants neuestem Text „Mit Bourdieu in die 
Stadt: Relevanz, Prinzipien, Anwendungen“. Wacquant fragt darin nach 
dem Beitrag von Bourdieus früher Forschung zu einer kritischen sozio‑
logischenStadtforschung.EineenglischeVersiondesTextesistgeradeim
Inter national Journal of Urban and Regional Research erschienen. Wir 
freuenunsaußerordentlich,eineleichtüberarbeiteteFormdesTextes,hier
von Stephan Elkins ins Deutsche übersetzt, zur Debatte stellen zu können. 
KatharinaManderscheid,ChristophHaferburg,LarsMeierundBoike
Reh bein kommentieren Wacquants Argumentation aus unterschiedlichen 
diszi pli nären Perspektiven. Eine Replik von Wacquant wird im nächsten 
Heft erscheinen und bereits vorab online zugänglich sein. Weitere Beiträge 
im offenen Teil des Heftes sind ein Aufsatz von Sybille Bauriedl und Anke 
StrüverzuSmartCitiessowiedreiRezensionenvonSabineDörry,Antonie
Schmiz und Stefania Animento.

Das nächste Heft, das für Herbst 2017 terminiert ist, wird sich dem Thema 
„Stadt der Reproduktion“ widmen. Wir freuen uns über Beiträge zu diesem 
Schwerpunkt und auch immer zu weiteren Themen der kritischen Stadt‑
forschung für den offenen Teil eines jeden Heftes.

WirwünschenvielSpaßbeimLesen!
Eure s u b \ u r b a n ‑Redaktion

KristineBeurskens,LauraCalbetiElias,AntonioCarbone,MélinaGermes,
Nina Gribat, Johanna Hoerning, Stefan Höhne, Jan Hutta, Justin Kadi, Yuca 
Meubrink,BorisMichel,CarstenPraum,NikolaiRoskamm,NinaSchuster
undLisaVollmer
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Nina Gribat, Justin Kadi, Jan Lange, 
Yuca Meubrink und Jonas Müller

Planung als politische Praxis
Zur Einleitung in den Themenschwerpunkt

In den letzten Jahren ist im deutschsprachigen Raum ein verstärktes gesell‑
schaft liches Interesse an räumlicher Planung und deren Mitgestaltung wahr‑
nehmbar.InsbesonderedieDiskussionenüberkonkreteGroßprojekte,wie
etwa den Berliner Flughafen oder Stuttgart 21, aber auch die Formierung neuer 
sozialer Bewegungen, wie etwa Recht‑auf‑Stadt‑Netzwerke in verschiedenen 
Städ ten, verdeutlichen dies. Parallel dazu wird in der deutschsprachigen und 
angloamerikanischenPlanungstheoriedieKonflikthaftigkeitvonPlanungs
pro zessen wieder zunehmend in den Fokus genommen. Dieses erneute Interesse 
amKonflikthebtsichabvonDebatten,dieübervieleJahrezukonsensualen
Ansät zen der Zusammenarbeit der Politik mit anderen Akteursgruppen 
geführt wurden, beispielsweise im Kontext der Governance‑Forschung. 
Mit der kommunikativen Planungstheorie hat sich seit den späten 1980er 
JahrenpassenddazudasIdealeinerweitgehendaufVermittlungabzielenden
Planungspraxis verfestigt. Demgegenüber mehren sich nun jedoch zunehmend 
Denkansätze wie das neue Theorieangebot des Agonismus (vgl. u. a. Roskamm 
2015a, b), der Planung (wieder) als einen politischen Aushandlungsprozess zu 
fassenversucht,indemKonfliktenichtkonsensuallösbarsind.

Der vorliegende Themenschwerpunkt greift solche Überlegungen auf 
und möchte verschiedene Perspektiven auf Planung als politische (Alltags‑)
Praxisdiskutieren.DerStartpunktistdabeieingrundlegendesVerständnis
von Planungspraxis als kontingentes soziales Aushandlungsfeld. Je nach 
theoretischer Perspektive werden Planungsprozesse dabei im Kontext der 
sie prägenden Arrangements aus Akteursallianzen, administrativen und 
materiellen Rahmenbedingungen, alltagsweltlichen und epistemologischen 
Orientierungen gesehen, die durch Problemwahrnehmungen, angewandte 
Technologien und sich entwickelnde Rationalitäten formiert und strukturiert 
werden. Das politische Moment der Planung beschränkt sich dabei nicht 
alleinaufdiePrivilegierungeinerspezifischenraumbezogenenLösungund
aufeinenbestimmtenProzessausschnitt.VielmehrsindjederPlanungsphase
politische Momente eingeschrieben, von der Identifizierung eines ‚Pro‑
blems‘ über Konflikt‑ und Konsensbildungsprozesse, die Zielfestlegung 
des Planentwurfs bis zur Umsetzung und Evaluierung. Darüber hinaus 
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hinter fra gen wir im vorliegenden Themenschwerpunkt Konzeptionen 
der Planung als einen rational‑linearen oder konsensorientierten Prozess 
und knüpfen dabei an verschiedene Kritiken an (vgl. Webber/Rittel 1973, 
Yiftachel/Huxley 2000, Purcell 2009). Der planungstheoretischen 
Beobachtung einer möglichen (Re‑)Politisierung von Planung steht eine 
als weitgehend ‚post‑politisch‘ analysierte Planungspraxis gegenüber. 
Diese postpolitische Pla nungs praxis klammere gesellschaftliche Fragen, 
Kritik und die prinzipielle Aus handlung unterschiedlicher Interessen durch 
institutionalisierte und konsensorientierte Mechanismen zunehmend aus 
und dränge sie aus dem Bereich der Öffentlichkeit hinaus (vgl. Swyngedouw 
2013 sowie s u b \ u r b a n 1/2 „Die postpolitische Stadt“). Wie kann das 
Politische in der (All tags‑)Praxis der Planung neben solchen übergeordneten 
Zeitdiagnosen einer „konsensuellen Postpolitik“ (Swyngedouw 2013: 147) 
oder einer neuen Theo rie einer agnonistischen Planung (wieder) analysier‑ 
und theoretisch wie praktisch verhandelbar werden? Welche anderen Ansätze 
gibt es neben der Post‑Politik und dem Agonismus? Welche Impulse ergeben 
sich daraus für die kritische Stadtforschung? 

Ansätze, die unsere Perspektive auf die Planung als politische Praxis stützen, 
findensichaußerinderPlanungsgeschichteundtheorieinsbesondereinder
Po li tik wissenschaft, der Geographie und der Anthropologie. Wir möchten 
diese Spuren zur besseren Orientierung im Folgenden kurz nachzeichnen. 
Dabei ist jedoch zu betonen, dass wir nicht den Anspruch haben alle Spuren 
systematisch aufzulisten.

Historische Bezüge: Planung als politische Praxis  
in den 1960/70ern

In den späten 1960er und frühen 1970er Jahren entwickelte sich die Stadt‑ und 
Regionalplanung im Zuge der Studienreformen und ‑proteste, die auch an 
Architekturfakultäten in Deutschland ausgetragen wurden, zusehends zu einer 
eigenen akademischen/universitären Disziplin[1] (Gribat et al.: im Ersch.). 
Ausgehend vom Feindbild des ‚Künstlerarchitekten‘ hatten sich an den 
Architekturfakultäten unterschiedliche Reformströmungen entwickelt: 
„MitderVerlagerungaufpolitischökonomischeZielsetzungenlöstsichdie
Planung endgültig ab vom Werkscharakter einer der traditionellen Archi tek‑
tur verhafteten ‚Stadtbaukunst‘“ (Autorenkollektiv der Fachschaft Architek tur 
1970:1499).AngetriebenvomZiel,einegrößeregesellschaftlicheRelevanz
zu erreichen, vollzog sich eine Emanzipierung der Stadt‑ und Regional pla‑
nungvonderArchitektur.NeueInstituteundStudiengängebzw.spezifische
Abschlüsse wurden an verschiedenen deutschen Universitäten eingerich‑
tet, eingebettet in unterschiedliche institutionelle Entwicklungen[2]. Zu 
dieser Zeit wurden Forderungen für eine Politisierung der Planungs‑ und 
Gestal tungs prozesse noch weitgehend parallel gestellt zu Aufrufen zu einer 
RationalisierungbeziehungsweiseVerwissenschaftlichungvonArchitektur
und Planung. Die Bestrebungen aktiver Studierender und junger Lehrender, 
fürdiePlanungspezifischeWissensfelder,MethodenundAnsätzeinnerhalb
der entstehenden Planungsliteratur abzustecken, wurden durch offene und 
vielfältige interdisziplinäre Anschlüsse ermöglicht: Bezüge wurden gleich‑
sam hergestellt zu diversen soziologischen, politikwissenschaftlichen, 
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sozial‑psychologischen, systemtheoretischen, technokratischen und volks‑
wirt  schaft lichen Debatten (siehe z. B. die ersten Jahrgänge der damals gegrün‑
deten Zeitschrift ARCH+, die zu dieser Zeit den Untertitel „Studienhefte für 
architekturbezogene Umweltforschung und –planung“ trug). Es wurde rezi‑
piert, was der Theoriebildung in der Planung zuträglich schien, und das war 
eine Menge: unter anderem Studien, die Planungspraxis untersuchten (z. B. 
Berndt 1968), aber auch Entwicklungen aus ingenieurstechnisch geprägten 
Wissensbereichen, wie beispielsweise Bedarfsermittlung und Operations 
Research. Die ersten Jahre der Entwicklung der Planung als eigenständige aka‑
demische/universitäreDisziplinwarenvoneinergroßenEuphoriebezüglich
der Möglichkeiten des sich parallel rasant entwickelnden Praxisfeldes[3] und 
der Offenheit der theoretischen Bezüge geprägt (Gribat et al.: im Ersch.).

In den frühen 1970er Jahren gab es eine Reihe von Autor_innen, die sich 
dezidiert mit dem politischen Anspruch der Planung auseinandersetzten 
(vgl. Scharpf 1973). So betonten zum Beispiel Rittel und Webber die 
grund sätzlichen Unterschiede zwischen (natur‑)wissenschaftlichen und 
pla ne rischen Problemstellungen. Während (natur‑)wissenschaftliche 
Problem stellungen klar abgrenzbar und lösbar seien, handele es sich bei 
Planungsproblemengrundsätzlichumsoziale,dasheißtum‚bösartige‘
Probleme,dasiesich–aufgrunddesstetskontingentenCharaktersaller
sozialen und historischen Phänomene – einer rationalen objektiven Ein‑
hegungzwangsläufigentziehen(Rittel/Webber1973).Politökonomische
An sätze setzten sich in dieser Zeit vor allem mit Analysen der Planung 
im Kontext der Produktionsbedingungen von Stadt und Gesellschaft aus‑
einander. „Kapitalistischer Städtebau“ (Helms/Jansen 1970) war hierbei 
ebenso ein Thema wie Boden‑ und Wohnungspolitik. Zugleich ergaben sich 
im Rahmen der Berufsbilddebatte aus solchen Ansätzen intensive Aus ein‑
an der setzungen mit der jeweiligen Rolle von Architekt_innen und Planer_
innenimkapitalistischenVerwertungsprozess(Brake1973)sowiemitder
Lohnabhängigkeit von Architekt_innen (Hübener et al. 1973). 

Die protestierenden Studierenden waren aber nicht nur an der Ent wick‑
lung neuer Debatten um Planung beteiligt. Sie experimentierten auch mit 
alternativen Planungspraktiken und entwickelten erste Ansätze der Stadt ‑
teilarbeitimMärkischenViertelundinKreuzberginWestberlin.Sieversuchten
gemeinsam mit Betroffenen Gegenpositionen zur damaligen Pla nungs praxis 
ausKahlschlagsanierungundGroßsiedlungsbauzuentwickeln.IndiesemZu
sam menhang wurde die Rezeption der Kritik von Jane Jacobs und Alexander 
Mit scher lich am funktionalistischen Städtebau und Wolf Jobst Siedlers Kritik an 
der Zerstörung der alten Stadt relevant. Gleichzeitig wurden im Kontext dieser 
frühenVersucheinderStadtteilarbeitAnsätzerezipiertundzugleichvorOrtin
KreuzbergoderimMärkischenViertelgetestet,dieinderangloamerikanischen
Debatte seit Mitte der 1960er Jahre diskutiert wurden, wie zum Beispiel die 
Anwaltsplanung als Modell der Bürgerbeteiligung (advocacy plan ning, siehe 
z.B.dieAusgabederARCH+9von1970zumThema„AdvocacyPlanning,
CitizenParticipation–zurFunktiondesArchitekten“).Diefrühen(undteils
auch als frustrierend empfundenen) Auseinandersetzungen von studen‑
tischen Basisgruppen mit den Kreuzberger Arbeiter_innen im Rahmen der 
Stadtteilarbeit sind im Band Sanierung für Wen? (Büro für Stadtsanierung 
undsozialeArbeit1970)zufinden.Währenddiestärkerpolitökonomisch
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geprägten Ansätze nach einer kurzen Hochphase wieder bedeutungsloser 
wurden, entwickelte sich aus dem Interesse an Stadtteilarbeit langsam das für 
einige Jahrzehnte wirksame Leitbild der ‚behutsamen Stadterneuerung‘ und 
der ihr zugrunde liegenden Aushandlungsprozesse zwischen Bewohner_innen 
und Planer_innen. Die Hochphase des lebhaften interdisziplinären Dialogs 
kühlte sich dabei merklich ab. 

Muddling Through, konsensorientiert, machtvoll – 
verschiedene Stationen der Planungstheorie

Angesichts der Katerstimmung aufgrund der abnehmenden ‚Pla nungs‑
eupho rie‘ der 1960er Jahre bedurfte es eines theoretischen Konstrukts, das 
derüberkommenenZweckMittelRationalitätunddengroßräumlichen
und generalistischen Planungsansätzen entgegengestellt werden konnte. 
Als Modell fungierte an dieser Stelle der perspektivische Inkrementalismus, 
eineWeiterentwicklungdesvonCharlesLindblomerarbeitetenKonzeptsdes
„Muddling Through“ (Lindblom 1959). Mit seinem ‚turn to projects‘ beschrieb 
es Planungspraxis nunmehr als fragmentiert und kontingent. Während die 
KritikandiesemAnsatzsichinsbesondereanderweitgehendenVisionslosig
keit und weitergeführten instrumentellen Denkweise von Pla nungs praxis 
zeigte (vgl. Roskamm 2015b: 9), gewannen parallel seit der zweiten Hälfte der 
1980er Jahre unter dem Sammelbegriff der kommunikativen beziehungs‑
wei se kollaborativen Planung Konzepte an Bedeutung, die Planung als kom‑
mu nikatives Handeln analysieren (vgl. u. a. Forester 1989, Healey 1992, 
Innes 1995, Selle 1996). Während somit zum einen die Rolle von Planenden 
(Fürst 2004) und zunehmend auch ihre Subjektivität in Planungsprozessen 
Aufmerksamkeit erfährt, rückt zum anderen die Frage nach der politischen 
DimensionvonPlanungindenVordergrund.Innerhalbderkommunikativen
Planungsliteratur gilt es jedoch keineswegs als ausgemacht, was konkret 
als Ziel dieser konzeptionellen Neuerung zu fassen ist. Die diesbezüglichen 
Ant wor ten reichen von gesteigerter Effektivität von Planungsprozessen 
(Selle 2005: 399) bis hin zur umfassenden Neustrukturierung politischer 
AushandlungengemäßdemdeliberativenIdeal(vgl.Healey1997:263,
Klöti 2016). Übergreifend lässt sich in der Diskussion um kommunikative 
Planung jedoch ein Hinterfragen staatlich‑hoheitlicher Planung als einzig 
planende Instanz feststellen. Entworfen wird stattdessen ein auf Konsens 
orientiertes Setting, in dem die Planung die Legitimationsgrundlage ihres 
Handelns erst innerhalb der Auseinandersetzung mit zahlreichen öffentlichen 
und privaten Akteuren herstellen muss.[4] Zentrale Bezugspunkte bilden 
dabei die von Jürgen Habermas im Rahmen seiner Gesellschaftstheorie 
(1981) entwickelten Überlegungen zum kommunikativen Handeln, in deren 
Zentrum der auf „unversehrter Intersubjektivität“ (Habermas 1985: 161) auf‑
bau en de selbstbestimmte Konsens und die ideale Sprechsituation stehen.[5]

Die idealistische Erwartungshaltung gegenüber der konsensorientierten 
EntscheidungsfindungzumZielederReduktionbestehenderMachtasym
metrien (Innes/Booher 1999: 418, Healey 1997) geriet aber schon bald in 
die Kritik (Flyvbjerg 1998, Yiftachel/Huxley 2000, Flyvbjerg/Richard‑
son 2002, Buser 2013). Herauszustellen ist hierbei, dass Kriti ker_innen auf 
die existierende Lücke zwischen utopischer Rhetorik und realen (Macht‑)
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Verhältnissenhingewiesenhaben.NebendemzentralenErgebnis,dassvon
der Teilnahme an kommunikativen und parti zi pa tiven Pla nungs formaten 
oft mals gerade durchsetzungsstarke Gesell schafts grup pen profitieren 
(Fainstein 2000: 460), ist hierbei klargestellt worden, dass eine auf 
Moderationstechniken geschrumpfte Planung nur geringe Gestal tungs mög‑
lich keiten hat. Die Problematisierung einer über zo gen en Einschätzung kom‑
mu ni kativer Planung wird teilweise zu einer grund sätzlichen Infragestellung 
derProduktivitätderHabermasschenKonzeptealsVorbildzurKonzeption
kommunikativen Handelns in Planungsprozessen zugespitzt. 

„The basic weakness of Habermas’s project is its lack of agreement 
between ideal and reality, between intentions and their implementation, 
andisrootedinaninsufficientconceptionofpower[…].Thisisthe
fundamental political dilemma in Habermas’s thinking: he describes 
to us the utopia of communicative rationality but not how to get there.“ 
(Flyvbjerg/Richardson 2002: 46)

Die scheinbare Machtblindheit der Konzepte von Habermas und der sich auf 
diese beziehenden Lesarten von Planung ist in der planungstheoretischen 
Debatte von verschiedenen Seiten kritisiert worden (Huxley/Yiftachel 2000, 
Flyvbjerg/Richardson 2002, Hillier 2010, Gunder 2015). Starke Impulse sind 
hierbei insbesondere aus dem Lager der Foucaultianer_innen gekommen. 
Entgegen der sich oftmals in der Umsetzung auf eine reine Beschreibung 
des Planungsalltags beschränkenden kommunikativen Planungstheorie geht 
es diesen vor allem darum, die hinter Planungsverfahren aufscheinende 
spezifischeRationalitätunddieausihrresultierendenMikropolitikenzuTage
zu fördern. Tatsächlich durchdringt die Brille der damit verbundenen Dis‑
kurs kursanalyse die Realität kommunikativer Planungsprozesse tiefer als die 
kommunikative Planungstheorie. Sie nimmt die zur Anwendung kom menden 
normativen Prämissen der Partizipation, Demokratisierung und Transparenz 
selbst in den Fokus (Flyvbjerg 2003). Auf diese Weise wird die theoretische 
Inbezugsetzung von Planung und den gesellschaftspolitischen Kräfte, die 
ihre Formate, Instrumentarien und Logiken prägen, möglich. Gleich wohl ist 
festzuhalten, dass es diesem theoretischen Zugriff auf Pla nungs praxis weniger 
um den politische Gehalt von planerischen Hand lungs weisen, Strategien 
undAkteurenalsvielmehr–gemäßderarchäologischenUntersuchungder
Produktion von Wahrheit – um die Regeln, Wis sens bestände und Prozesse 
geht, in denen Probleme und Lösungen thematisiert werden. 

Deutlich wird in der Diskussion, dass planerisches Tun über eine ver‑
meint lich neutrale Position in der räumlichen Entwicklung hinausgeht und 
inhaltlicheSetzungenvornimmt.AndiesemPunktbrauchteseinVerständnis
davon, was das politische Tun ausmacht. Im Folgenden werden daher Ansätze 
präsentiert, die bei dieser Suchbewegung produktiv sein können.

Interdisziplinäre Impulse 

Es ist zunächst einmal wichtig zu unterscheiden zwischen zwei verschiedenen 
Richtungen, die Planung als politische Praxis begreifen: Zum einen gibt es 
Ansätze, die Planung direkt als eine politische Aufgabe und einen gesell‑
schaftlichen Prozess sehen. Darunter lassen sich Positionen gruppieren, die 
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PlanungalssystemförderndundeheralsTeilderherrschendenVerhältnisse
ansehen(u.a.Castells1977)unddievordergründigsozialeGerechtigkeit,Aus
gleich und Umverteilung als die politische Aufgabe der Planung im Sinne einer 
‚just city‘ betrachten (vgl. u. a. Fainstein 2000, Marcuse et al. 2009, Harvey/
Potter 2009). Demgegenüber stehen Ansätze, die sich auf die Ausgestaltung 
von Planung selbst als politischen Prozess konzentrieren und weniger auf die 
jeweiligen Ergebnisse. Trotz der Kritik an der kommunikativen Planung, die 
sich zu sehr auf den Prozess konzentriere und damit die sozioökonomischen 
RahmenbedingungenfürsozialeKonflikteundMachtstrukturenvernachläs
sige, fokussieren diese Ansätze sich weiterhin auf den planerischen Prozess. 
Ein Beispiel dafür ist die agonistic planning theory, die sich direkt aus der 
KritikanderkommunikativenPlanungentwickelte.Vonderbelgischen
PolitikwissenschaftlerinChantalMouffebegrifflichausgearbeitet,wirddieser
Ansatz aktuell zunehmend in die Planungstheorie aufgenommen, wie Nikolai 
Roskamm feststellt (vgl. Roskamm 2015b). Mouffe versteht unter Politik 
die „Herstellung eines Kompromisses zwischen widerstreitenden Kräften 
in der Gesellschaft“ (Mouffe 2007: 20). In der Planung beobachtet sie eine 
Entpolitisierung und reiht sich damit in die Ansätze ein, die sich unter dem 
Konzept des Postpolitischen versammeln. Ihnen gemein ist die Feststellung 
einer Entpolitisierung der Planungspraxis, in der das Politische, sprich das 
gesellschaftliche Fragen, die Kritik und die prinzipielle Aushandlung unter‑
schiedlicher Interessen zunehmend aus der Planung ausgeklammert und 
durch technokratische und konsensorientierte Mechanismen ersetzt wird 
(vgl. Swyngedouw 2013 u. a). Die agonistic planning theory versucht dem 
entgegenzutreten, indem sie die wettstreitenden Kräfte der Gesellschaft zum 
Ausgangspunkt ihrer Analyse nimmt (Roskamm 2015b).

Weitere Impulse, die sich auf die Gestaltung von Planungsprozessen 
beziehen,kommenvermehrtausderAnthropologieundEthnografie.Sohat
PatsyHealeyalsVertreterinderkommunikativenPlanungbereitsinihren
TextenzukollaborativerPlanungaufethnografischeStudienverwiesen,„um
die Bedeutung von Alltagswissen und Kultur in der Planung hervorzuheben“ 
(Fricke2017:400).DochlassensichinzwischenweitereAnsätzefinden,die
sich sowohl von der kommunikativen als auch von der agonistischen Planung 
unterscheiden und teilweise dezidiert absetzen. Stattdessen rücken sie die 
Kontroversen und Materialitäten von Planung in den Mittelpunkt. Zentral 
ist etwa der Begriff der ‚Kosmopolitiken‘ (cosmopolitics) (Stengers 2005, 
Latour 2008, Farias/Blok 2016).[6] Im Fokus steht die Idee, dass Akteure 
bei der Herstellung eines Konsenses zwischen divergierenden Interessen – 
insbesondere auch in der Planung – niemals als vollkommen neutrale Instanz 
auf treten und zur Positionierung gezwungen sind. Dieser Ansatz beruht darauf, 
Aus ein andersetzungen nicht als habermassche Debatten um einen Konsens 
in idealen und sprachlich ausgehandelten Fragen zu ver stehen. Stattdessen 
behandelt er Auseinandersetzungen mit Hilfe der Akteur‑Netzwerk‑Theorien 
(ANT) als Kontroversen um die Welten, die wir als Bürgerinnen und Bürger 
bewohnen wollen. Gerade die Idee von ‚Reali täten in Aushandlung‘ ist es, die 
das planende Handeln so politisch sein lässt. Zugleich wird dieser Ansatz von 
Habermas und Foucault abgegrenzt. Reali täten beziehen sich hierbei auf die 
nichtodernichtnursprachlichkodifiziertenAspekteplanerischerPraktiken
undschließenPlänebishinzuGebäudenein:
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„The things that architects do (managing projects, landscaping, 
re‑landscaping, re‑shaping, making buildings, etc.) are political in the 
sense that they represent an evolving issue – that is, all the stakeholders 
can change their minds according to the change of the moving objects.“ 
(Latour 2008, 125f.)

Das Politische wohnt in diesem Sinne also dem Planungsprozess inne und 
wird nicht als separate Sphäre in diesen Prozess importiert: Die prinzipielle 
Offenheit von Positionen um die noch nicht ganz festgelegten Planungen 
herum eröffnet politische Spielräume, birgt aber zugleich gewisse Risiken, 
daesfürdieBeteiligtenkeinevertretbareMöglichkeitgibt,vonaußerhalbfür
die ganze Situation zu sprechen (Stengers 2005). In diesen Momenten des 
Risikos kommt Stengers zufolge Diplomatie zum Tragen: nicht als Ausgleich 
der Interessen rationaler Individuen, sondern als Aushandlung mög lich er‑
weise agonistischer Interessen in konkreten Situationen, deren Ergebnisse 
politisch zugleich den anderen Akteuren und in die eigenen Gruppen übersetzt 
werden müssen (ebd.). Die Risiken lösen sich demnach weder im Konsens 
auf,nochlassensiesichunterVerweisaufexternePolitikeneinhegen.

InderAnthropologielassensichweitereForschungssträngeidentifizieren,
die eine Abkehr von einer vermeintlich konsensualen, normalisierenden 
Kon zeptionalisierung der Planung nahelegen. Die Anthropology of Policy, 
eineVariantederBeforschungvonPolitiken,positioniertsichbewusstgegen
einVerständnisvon(Planungs)Politikalsein„Topdown“Phänomenund
nimmt demzufolge vielmehr empirisch die Aushandlungsprozesse rund um 
die Formierung von Politiken in den Blick (Shore et al. 2009). Raumplanung 
kann dabei im Anschluss an die „Anthropologie politischer Felder“ (Adam/
Vonderau2014)alseinpolitischesFeldverstandenwerden,welchesals
„Infra struktur der Macht“ (ebd.: 23) Handlungsmöglichkeiten eröffnet oder 
schließt.DemnachentstehenPolitikeninsichalltäglichvollziehendenPrak
tiken und in Aushandlung von unterschiedlichen Akteuren und Kontexten. 
Dabei wird Bourdieus Begriff des ‚politischen Feldes‘ zu mehreren politischen 
Fel dern erweitert und argumentiert, dass politisch relevante Aktionen 
nichtnurinnerhalbderSphäredesexplizit(Partei)Politischenstattfinden,
sondern eben gerade auch in den umgebenden Infrastrukturen. Der Blick 
wird dadurch auf eine genauere Analyse von vermeintlich rationalem und 
neutralemPlanungsundVerwaltungshandelngelenkt.

Beate Binder zeigt hier die Möglichkeit, die „Anthropologie der Gegenwart“ 
des US‑amerikanischen Anthropologen Paul Rabinow (2008) mit Foucaults 
Begriff der Problematisierung zu verbinden: 

„Problematisierung bedeutet, dass etwas dem Status des Selbst‑
ver ständ lichen enthoben wird, zum Gegenstand des Nachdenkens 
sowie zur Herausforderung für Handeln wird und dass in der Folge 
auchVorstellungenvon‚richtig’und‚falsch’inBewegunggeraten.“
(Binder 2014: 365)

Wir ergänzen: Im Gegensatz zu Annahmen diskursgeleiteter, von Foucault 
inspirierterAnalysendergroßenplanerischenDiskurseverläuftalltägliches
planerisches Handeln oftmals viel unordentlicher und widersprüchlicher 
als gedacht und ist von vielfältigen lokalen Praktiken abhängig (Abrams/
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Weszkalnys 2013). Durch den Blick auf die Planungsalltage in verschiedenen 
Ländern (Abrams/Weszkalnys 2011) wird deutlich, dass unsere Setzung von 
Planung als politischer Praxis nicht notwendigerweise eine neue normative 
Rolle für die Planung vorsieht. Stattdessen sollen Perspektivverschiebungen 
angeregt werden, um sich jenen Praktiken empirisch anzunähern, die 
Planung als politische Praxis konstituieren.

Planung als politische Praxis: Die Beiträge

Dieser kurze Abriss verdeutlicht, dass die Suche nach der politischen Praxis 
in der Planung nichts gänzlich Neues darstellt. Gleichzeitig scheint sich dieser 
For schungs bereich aus sehr unterschiedlichen disziplinären und wis sen‑
schafts  theo retischen Hintergründen zu speisen und inspiriert zu werden. Mit 
dem Themenschwerpunkt wollen wir die skizzierten Impulse aus Geographie, 
Politik  wis  senschaft, Stadtplanung, Anthropologie und Kulturwissenschaften 
auf  grei fen, bündeln und somit zu einem tiefergehenden aktuellen Blick auf 
„Pla nung als politische Praxis“ beitragen. Die Fragen, die in den nach fol gen den 
Beiträgen besprochen werden, beziehen sich daher auch immer auf die un ter‑
schied lichen Dimensionen, Perspektiven, (Wissens‑)Praktiken und Logiken 
des Politischen in der Planungspraxis. Dabei werden in allen Bei trägen die 
theo retischen Überlegungen und Ansätze stets auch mit prak tischen Beispielen 
aus empirischen Untersuchungen verknüpft, wobei sie sich in ihren konkreten 
An satz punkten, Diskussionen und empirischen Fall beispielen unterscheiden.

GemeinistallenBeiträgeneinekritischeDistanzgegenübereinemVer
ständnisderPlanungalstechnischem,rationalemundlinearemVorgangder
‚öffentlichen Problemlösung‘ und als konsensorientierte In teres sens abwä‑
gung.VielmehrbetonendieBeiträgediesozialenundpolitischenAushan
dlungs prozesse, die gesellschaftspolitische und kulturelle Einbettung plane‑
rischerEntscheidungensowiedieKonflikte,WidersprücheundBruchlinien
im stadt‑ und raumplanerischen Handlungsfeld. Den Anfang machen zwei 
Aufsätze, die sich mit der Genese jeweils eines Planungsinstruments der 
deutschen Nachkriegs‑ beziehungsweise Nachwendegeschichte genauer 
be fassen. Matthias Bernt analysiert das Städtebauförderprogramm 
„Stadtumbau Ost“. Er zeigt, dass das Programm als ein Hybrid von Interessen 
verstanden werden muss und sowohl die Förderung der ostdeutschen Woh‑
nungs wirtschaft als auch strategische Pläne zum Umgang mit schrumpfenden 
Städten zum Ziel hatte. Empirisch fokussiert der Beitrag die Akteursebene 
und die Rolle von ‚Schlüsselpersonen‘ in der Durchsetzung des Programms. 
Im zweiten Beitrag fokussiert Michael Miessner die Genese des Leitbildes 
der ‚dezentralen Konzentration‘. Er zeigt auf, wie dieses wichtige Konzept 
der deutschen Raumordnung politisch durchgesetzt wurde. Konkret zeichnet 
der Beitrag nach, wie die ‚dezentrale Konzentration‘ Anknüpfungspunkte für 
unterschiedlichste ideologische und parteipolitische Positionen geboten hat 
und somit im politischen Prozess mehrheitsfähig wurde.

Ilse Helbrecht und Francesca Weber‑Newth erörtern in ihrem Beitrag das 
planerische Instrument der Planmehrwertabgabe – also der Möglichkeit, 
durch Planung entstandene Gewinne privater Eigentümer durch die öffent‑
liche Hand abzuschöpfen. Ihnen geht es weniger um die Nachzeichnung der 
Entstehung des Planungsinstruments als um die konkrete Eruierung des 
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Potenzials der Mehrwertabschöpfung für die Bearbeitung der aktuellen städ‑
tischen Wohnungskrise. Sie sehen in der (derzeitigen) Renaissance dieses 
PlanungsinstrumentsinDeutschlandundGroßbritannieneine(Re)Politi
sierung der Planung im Sinne von David Harveys Konzept der ‚spaces of hope‘. 

Für unsere Debattenrubrik haben wir den Text „Wer plant die Planung?“ 
von Lucius Burckhardt von 1974 zur Diskussion gestellt. Der Text greift die 
Frage nach der politischen Dimension von Planung bereits auf. Burckhardt 
reflektiertPlanungsprozesseausgehendvonderFeststellung,dass„Planung
nicht isoliert geschieht, sondern dass sie bedingt ist durch die Politik, dass 
sie aufgehängt ist, in einem sozialen System“ (Burkhardt 1980: 71). Wir 
haben Autor_innen aus unterschiedlichen Disziplinen der Stadtforschung 
ein ge laden, den Text zu kommentieren. Gefolgt sind unserer Einladung 
Beate Binder, Jens S. Dangschat, Iris Dzudzek, Monika Grubbauer, Michael 
Guggenheim, Wolf Reuter und die Berliner Initiative „Stadt von Unten“. 

Im Magazinteil gibt es eine Reihe von Beiträgen, die sich anhand ver‑
schiedener Beispiele, Konzeptionen und Kontexte der politischen Praxis 
derPlanungwidmen:ChristianvonWisselstelltder„NewUrbanAgenda“
der Habi tat‑III‑Konferenz am Beispiel von Akteur_innen des peri‑urbanen 
Raumes von Mexico‑Stadt die Perspektive eines alltäglichen Stadthandelns 
gegenüber.ErrücktdamitdasVerständniseinerStadtplanungalssozialem
Aus hand lungsraum in den Fokus seiner Analyse. 

Der Beitrag von Rogério de Jesus Pereira Lopes diskutiert die Potentiale, 
die die Entwicklung eines Queer‑inclusive‑planning‑Ansatzes für die Stadt‑
pla nung hat. Er konstatiert, dass in der Weiterentwicklung von Pla nungs‑
perspektiven im Rahmen des communicative turn zwar zunehmend auf die 
Einbindung von Bedürfnissen der Stadtgesellschaft eingegangen wird, die 
Bedürfnisse und Ansprüche geschlechtlicher und sexueller Minderheiten 
jedoch zu wenig Aufmerksamkeit erfahren. Dagegen arbeitet er einige Raum‑
ansprüche von Queers heraus und erörtert, inwiefern diese in der Stadt‑
planung berücksichtigt werden könnten.

Im Anschluss daran beschäftigen sich Sören Groth, Jakob Hebsaker und 
LucasPohlamBeispieleinerFrankfurterKreuzung,derenZufahrtsstraßevon
An ge hörigen der nahgelegenen Universität ohne Nutzung der Ampelanlage 
gequertwird,mitderStraßealshierarchisiertemAushandlungsraum.Reflek
tiert wird hierbei eine interventionistische Aktion, in deren Rahmen die nicht 
ausgewiesenenFußwegeunddamitauchderKonfliktzwischenunterschied
lichen Nutzungsweisen sichtbar gemacht wurden. Unter Rückgriff auf Michel 
deCerteausKunst des Handelns entwickeln die Autoren eine alternative 
LesartzurInterpretationderStraßealsvorrangigenRaumdesAutomobils.

DerBeitragvonRenéeTribble,PatriciaWedlerundVolkerKatthagen
stellt die Hamburger PlanBude vor. Dahinter verbirgt sich zum einen ein 
innovativer Beteiligungsprozess im Stadtteil St. Pauli, und zum anderen ein 
Kollektiv mit Aktivist_innen aus verschiedenen disziplinären Hintergründen 
und, das diesen Prozess begleitet. Ausgehend von den kritisch diskutierten 
Stadtentwicklungsprozessen in Hamburg werden die konkrete Arbeit im 
Stadtteil, die Handlungsleitlinien und die Ziele der PlanBude erläutert.

Perspektiven aus einem Schweizer Fall entwirft Reto Bürgin zugleich für 
die Debatte um die Aktualität der Arbeit Lucius Burckhardts und für Pla‑
nungskonflikterundumdasBaslerHafenareal.Planungsentwürfesorgen
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dortfürgroßesAufsehen.Bürginveranschaulicht,wiedieWiderständigen
dasVorgehenderStadtplaner_innenkritisieren.Erzeigt,wieeinfrüherTitel
vonBurckhardt(„WirselberbauenunsreStadt!“)vondenWiderständigenals
Referenz verwendet wird und diskutiert, wie die Burckhardts Überlegungen 
für eine Demokratisierung der Planung mobi lisiert werden könnten.

Axel Schubert fragt in seinem Beitrag nach den Eigenschaften politischer 
PlanunginderVerwaltungundziehtdarausRückschlüsseaufdasindividuelle
VerhaltenvonPlanenden.InentsprechendeSituationengebracht,agieren
diese im Prozess der Abwägung von Handlungsalternativen nach Schubert 
miteinerspezifischenemotionalenRationalität.VordiesemHintergrund
macht Schubert vier Tendenzen des Planungshandels explizit, die einer 
Pla nung als politischer Praxis potentiell entgegenstehen. Damit leistet der 
Artikel einen spannenden Beitrag zu Überlegungen der sozialtheoretischen 
Einbettung planerischen Handelns.

Abgerundet wird dieser Themenschwerpunkt mit einer Rezension: Yuca 
Meu brink bespricht den Sammelband Zoned Out! Race, Displacement, 
and City Planning in New York City, der 2016 von Tom Angotti und Sylvia 
Morse herausgegeben wurde. Dessen Autor_innen zeigen anhand von Rege‑
lungen für Flächennutzungen (zoning) auf, wie die historischen Muster 
ethnischerDiskriminierungundSegregationinNewYorkCitynachwievor
aufrechterhalten und reproduziert werden.

Idealerweise trägt der Themenschwerpunkt mit diesen spannenden 
Beiträgen dazu bei, die vorhandene, aber durchaus auch diffuse Diskussion 
zu Planung als politische Praxis in der deutschsprachigen Stadt‑ und Pla‑
nungs forschung voranzutreiben. Wir möchten die Leser_innen zur weiter‑
führendenReflexionundDebatteeinladen.

Endnoten

[1] Hier ist lediglich die Etablierung eigenständiger Studiengänge, universitärer Institute und 
eigenständiger Fakultäten gemeint. Als zutiefst politisches Praxisfeld gibt es die Stadt‑ 
und Raumplanung schon seit dem Ende des 19. Jahrhunderts, als wichtige Institutionen 
geschaffen wurden. Die Raumplanung ist in Deutschland in ihrer ersten Form in den 
1920er Jahren entstanden und im NS‑Staat zur staatlichen Institution geworden.

[2] An einigen Universitäten, wie an den TUs in Berlin und Dortmund, kam es zu einer 
Spaltung von Architektur und Planung, an anderen, wie der Universität Stuttgart, wurden 
die inhaltlichen Ergänzungen im selben institutionellen Rahmen angeboten.

[3] In diese Zeit fällt auch der Ausbau der Planungsämter in den Stadtverwaltungen. Stadt‑ 
und Regionalplanung wurde zu einem neuen Praxisfeld.

[4] Diese Konzeption macht die Diskussionen um eine kommunikative Planungspraxis 
problemlos anschlussfähig an Governance als einen ‚Leitbegriff‘ der planerischen und 
stadtpolitischen Diskussion über die gesellschaftlichen Kontexte räumlicher Steue rung 
(vgl. Altrock/Güntner/Kennel 2004). Aus kritischer Warte ist bezüglich der Gover‑
nance‑Theorie festzuhalten, dass sie nicht fragt, „ob politische Akteure primär an der 
Lösung gesellschaftlicher Probleme orientiert sind, sondern unterstellt, dass dieses 
ihr dominantes Ziel und gesellschaftliche Problemlösung die zentrale Aktivität von 
PolitikundVerwaltungist.[…]DieUnterstellung,dassderStaat[…]tatsächlichauf
gesellschaftliche Problemlösung beziehungsweise die Förderung des Gemeinwohls aus 
ist, macht die Steuerungstheorie krypto‑normativ.” (Mayntz 2001, 3‑5)

[5] Eine vertiefte Erörterung der Habermasschen Theorie und ihrer Adaption durch die 
Planungstheorie ist an dieser Stelle weder möglich noch zielführend (vgl. Lanz 1996, 
Forester 1985).
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[6] Der Begriff ‚Kosmopolitiken‘ taucht zwar auch bei Kant auf, ist hier jedoch bewusst anders 
konzipiert und baut auch nicht auf ihm auf.
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Planning as political practice

The paper introduces the thematic section of this issue. We start from the 
notion that there has been renewed interest in the political constitution 
of planning in recent academic discussions on planning processes. Such 
a focus rejects understandings of planning as consensual collaboration 
or communicative action and instead considers planning practice as a 
contingent process of political negotiation and contestation. The paper traces 
the emergence of such a perspective through a brief discussion of relevant 
literature. Specifically, we review the early origins of a political perspective 
on planning in the 1960s and 70s, discuss the subsequent dominance of 
consensual perspectives and communicative planning theory, and eventually 
consider new approaches from political science, geography and anthropology 
that support a perspective on planning as an explicitly political undertaking. 
The final part introduces the texts of the thematic section.
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Raumordnungspolitik als Verdichtung 
politischer Kräfteverhältnisse

1. Einleitung

Der Staat und seine Apparate sind – wie Nicos Poulantzas in Staatstheorie 
gezeigthat–nichtstarr,sondern„alsdiematerielleVerdichtungeinesKräfte
ver hältnis“ (2002: 159) zu verstehen. Diese Argumentation kann form ana lytisch 
da hin gehend erweitert werden, dass sich gesellschaftliche Kräfte verhältnisse 
zwar in den Staat einschreiben, sich aber nicht eins zu eins in ihn ‚über‑
setzen’. Sie schreiben sich in den Staat nur in gebrochener Form entsprechend 
der – auch formbestimmten (vgl. Kannankulam 2008: 77) – strategischen 
Selek ti vität des Staates (vgl. Jessop 1990) ein. Folglich kann auch räumliche 
Planung und die – in diesem Aufsatz zentrale – Raum ord nungs politik nicht 
alsvondengesellschaftlichenVerhältnissenlosgelösteundneutralePolitik
verstandenwerden.Vielmehristauchsiedas–widersprüchliche–Ergebnis
derVerdichtung[1] gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse.

Aufbauend auf diese Theorie wird in diesem Beitrag am Beispiel der (bun‑
desdeutschen) Raumordnungspolitik der Frage nachgegangen, wie raum‑
ordnungspolitische Strategien im Staat verdichtet werden. Dafür wird die 
Methode der historisch‑materialistischen Politikanalyse – wie sie in der 
kritischen Europaforschung für die Analyse der Kämpfe um die europäische 
Migrationspolitik entwickelt wurde[2] – für die raumplanerische Dis kussion 

Am Beispiel der Raumordnungspolitik der Bundesrepublik Deutschland der 1970er-Jahre 
wird im Beitrag mithilfe der historisch-materialistischen Politikanalyse die politische 
Ver dichtung der Kräfteverhältnisse bezüglich Raumordnung analysiert. Es wird aufgezeigt, 
dass das Konzept der dezentralen Konzentration mittels Entwicklungszentren und -achsen 
zur bestimmenden raumordnungspolitischen Strategie für die Bearbeitung der räumlich 
ungleichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland wurde. Vor dem Hintergrund 
der sich real in den 1970er-Jahren vollziehenden räumlichen Entwicklung, in Form der dezen-
tra len Konzentration, bot es den Parteienvertreter_innen die Möglichkeit, ihre ideologischen 
und parteipolitischen Vorstellungen mit diesem Konzept zu verbinden. Mit dem Konzept 
der dezentralen Konzentration wurde eine Strategie gewählt, die die bestehende räumliche 
Entwicklung protegierte und ihr nichts entgegensetzte.
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An english abstract can be found at the end of the document.
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nutzbar gemacht. Diese Herangehensweise ermöglicht es aufzuzeigen, wie 
sich die verschiedenen raumordnungspolitischen Strategien im Staats appa‑
rat Raumordnung zu einer verdichten. Dies soll exemplarisch anhand der 
politischen Auseinandersetzungen um die ‚richtige‘ Raum ord nungs politik 
des Bundes in den 1970er‑Jahren aufgezeigt werden.

Unter Raumordnung wird der Teil der Raumplanung verstanden, „in dem 
überörtliche und fachübergreifende Entwicklungsvorstellungen formuliert 
unddurchProgramme,Pläne,HandlungskonzepteundMaßnahmenumge
setzt werden“ (Sinz 2005: 863). Durch die Raumordnung werden Leit bil der für 
undnormativeVorstellungenüberdieOrdnungdesdeutschenStaatsgebietes
ent wickelt, die den verschiedenen raumwirksamen Politiken des Bundes und 
der Länder als Orientierung dienen sollen (vgl. Krumbein et al. 2008: 16). In 
diesem Aufsatz wird der Raumordnungsbegriff auf die räumliche Planung 
des Bundes bezogen und nicht auf die Landesplanung.

Aufgrund des föderalen Aufbaus der Bundesrepublik Deutschland, in der 
die räumliche Planung überwiegend in der Hand der Bundesländer liegt, muss 
die Raumordnungspolitik des Bundes auf einer vergleichsweise allgemeinen 
EbeneagierenundkannselbstallenfallsgroßräumigeHandlungsvorschläge
unter breiten. Sie besitzt aber keine verbindliche Richtlinienkompetenz ge gen‑
über den Bundesländern oder Bundesfachpolitiken (vgl. Durner/Grei ving/
Reit zig 2011). Die Bundesraumordnungspolitik – die in diesem Auf satz in 
Ab gren zung zu anderen staatlichen Apparaten und Zweigen als Staats appa‑
rat Raumordnung bezeichnet wird – verfügt dementsprechend über wenige 
Kompetenzen,mitdenensiedieräumlicheEntwicklungdirektbeeinflussen
kann. Dieser Staatsapparat ist vielmehr darauf angewiesen, dass die von ihm 
vor ge schla gen en Handlungsstrategien durch andere staatliche Appa rate[3] 
um gesetzt werden. Anhand dieser Ausführungen wird gleichzeitig deut lich, 
dass die räumliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland durch 
unterschiedlichestaatlicheApparateundZweigebeeinflusstwird.Neben
dem Wirt schafts minis terium sind hier unter anderem die Ministerien für 
die Infra struk tur ent wick lung und Land wirt schaft zu nen nen.

Dass Raumordnung in der Bundesrepublik Deutschland auf nationalstaat‑
licherEbeneangesiedeltist,stelltimVergleichzuanderenwestlichenWohl
fahrtsstaaten eine Besonderheit dar (vgl. Brenner 2004). Dieser beson dere 
Staatsapparat, der von zentralstaatlicher Seite die räumliche Ent wick lung 
zu bearbeiten beansprucht (vgl. ebd.: 142), ist daher der Unter suchungs‑
gegen stand des vorliegenden Aufsatzes. Nicht untersucht wird dagegen die 
Landes‑ und Regionalplanung.

Die ‚richtigen’ Problematisierungen und Leitlinien der räumlichen Ent‑
wick lung handeln – aufgrund der vergleichsweise hohen Abstrak tions ebene 
–überwiegendPolitiker_innen,Ministeriumsvertreter_innen,Vertreter_
innen der Landesplanung der Bundesländer sowie Raumwissenschaftler_
innenaus.SeltensinddagegenaußerparlamentarischeStimmen–wiedieder
Ge werk schaften oder Wirtschaftsverbände – in den Diskussionen zu hören. 
Die Aus wir kung en raumordnungspolitischer Entscheidungen wiederum 
sind im Alltag der Bürger_innen selbst kaum spürbar. Diese abstrakten 
Leitlinien wer den höchstens durch ihre landespolitische, regional‑ und 
stadtplanerische Um set zung wahrnehmbar. Insofern handelt es sich bei 
den politischen Aus hand lungsprozessen bezüglich Raumordnungspolitik 
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des Bundes weniger um alltägliche politische Praxen (von Bürger_innen), 
als um (raumordnungs‑)poli tische und wissenschaftliche.

Im Folgenden wird zunächst ‚Staat‘ im Anschluss an die historisch‑
materialistischeTheoriebildunggefasstundmithinalsmaterielleVerdichtung
gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse konzeptualisiert (Abschnitt 2). Darauf 
aufbauend wird dieses Staatsverständnis für die Konzeptualisierung der 
RegulationräumlicherVerhältnissemittelsRaumordnungimRahmendes
state spatial process (vgl. Brenner 2004) nutzbar gemacht (Abschnitt 3). Im 
darauf folgenden Abschnitt 4 wird die historisch‑materialistische Politik‑
analysevorgestellt.AnschließendwirdmithilfedieserMethodedieRaum
ord nungs politik in der Bundesrepublik Deutschland in den 1970er‑Jahren 
analysiert (Abschnitt 5). Der Beitrag wird mit einem Fazit abgerundet.

2. Der Staat als materielle Verdichtung gesellschaftlicher  
Kräfteverhältnisse

In der materialistischen Staatstheorie gilt der Staat als wichtiger „institutioneller 
Knotenpunkt“ (Hirsch 1994: 192; Herv. i. O.) für die Regulation kapitalistischer 
Verhältnisse.Dabeiwerden„StaatundGesellschaftnichtalsdualistisch
von ein ander getrennte Sphären“ (Wissel/Wöhl 2008: 9) vers tan den. Der 
Staatgiltvielmehrals„sozialesVerhältnis“(ebd.).Ineinerformanalytischen
Begründung des Staates wird argumentiert, dass sich die Subjekte – die sich 
im Austauschprozess als Warenbesitzer_innen gegenüberstehen –als freie 
und gleiche Subjekte zueinander verhielten. Sie würden so zu „Träger[n] von 
Rechten“ (Paschukanis 1929: 90). Der ‚Garant‘ (vgl. Marx 1962: 99) dieser 
RechtsverhältnisseseiderStaat.DamitseidiesereinenotwendigeVoraus
setzungkapitalistischerVergesellschaftung.DieformanalytischeBestimmung
des Staates dürfe jedoch nicht als funktionalistische missverstanden werden 
(vgl. Hirsch/Kannankulam 2006: 77, Kannankulam 2008: 51). Es sei 
vielmehr so, dass die „Bestimmung der politischen Form auf dieser hohen 
Abstraktionsebene[…]keineAussagenüberdieinstitutionelleStrukturund
die Funktionsweise“ (Hirsch/Kannankulam 2006: 77) des Staates zulasse.

Für die Erklärung konkreter staatlicher Praxis ist in der historisch‑materia‑
lis   tischen Theorie die Staatstheorie von Nicos Poulantzas (2002) ein zentraler 
Be  zugs  punkt. Für ihn ist der Staat der zentrale Ort, an dem sich die politischen 
Klas  sen‑ und Fraktionskämpfe manifestierten. Diese Auseinandersetzungen 
spie gel  ten die gesellschaftlichen Klassenkämpfe jedoch nicht direkt wider. 
Vielmehrseiensiedurchdas„materielleGerüst“(ebd.:161)desStaates
geprägt.ZwarhättenVeränderungen„desKräfteverhältnisses[…]immer
Aus wir kungen innerhalb des Staates“ (ebd.: 162), diese übertrügen „sich je‑
doch nicht direkt und unmittelbar“ (ebd.), sondern passten „sich der Materi‑
ali tät der verschiedenen Apparate an und kristallisier[en] sich im Staat nur 
in gebrochener und differenzierter, den Apparaten entsprechender Form“ 
(ebd.). Die verschiedenen Staatsapparate, wie „Exekutive und Parla ment, 
Armee, Justizbehörden, verschiedene Ministerien, kommunale Apparate“ 
(ebd.), aber auch die Raumordnung, seien in diesem Sinne der „Sitz der 
MachtundspezielleVertretungirgendeinerFraktiondesBlocksanderMacht
odereineskonflikthaftenBündnissesdieserFraktionengegenandere“(ebd.).
StaatsapparateseiendemnachOrte,andenenspezifischeKlasseninteressen
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oder Zusammenschlüsse von Sonderinteressen einen institutionellen Aus‑
druck er hielten. Gleichzeitig sei der Staat – laut Bob Jessop – durch eine ‚stra‑
te gische Selek ti vität‘ (1990: 9) gekennzeichnet. Diese strategische Selektivität 
besitzt der Staat, da er – aufgrund seiner Struktur und darin eingeschriebener 
Kräfte ver hält nisse – bestimmte gesellschaftliche Kräfte privilegiert und 
ihnen den Zu gang zum Staat erleichtert.

3. Regulation räumlicher Verhältnisse mittels Raumordnung

Das Ziel der Raumordnung ist es, räumliche Entwicklungen so zu fördern, 
dasssiedennormativenVorstellungenvonderOrdnungdesdeutschen
Staatsgebietes entsprechen. Folglich stellt die räumliche Entwicklung die 
zentrale Grundlage und gleichzeitig den zu bearbeitenden Gegenstand der 
Raumordnungspolitikdar(vgl.Mießner2015).

Wie David Harvey (2006) und Neil Smith (1984) in ihren Arbeiten gezeigt 
haben,istdieräumlicheEntwicklungunterkapitalistischenVerhältnissen
stets durch uneven development gekennzeichnet. Die Widersprüche kapi ta‑
listischerVergesellschaftungdrückensicheinerseitsräumlichaus.Anderer
seits ist die ungleiche räumliche Entwicklung auch Mittel der Kapital akku‑
mu lation: Ist eine Region beispielsweise ökonomisch unterentwickelt – weil 
aus ihr Kapital abgezogen wurde, um es in anderen Regionen zu investie‑
ren–,kannsiewiederumsehrprofitabelundzumAusgangspunktneuer
Kapitalakkumulation werden (vgl. Smith 1984: 149).

Ziel des Staates ist es, im Rahmen des state spatial process (Brenner 2004) 
in die räumliche Entwicklung zu intervenieren, „to establish a ‘structured 
coherence’or‘spatialfix’forcapitalistgrowth“(Brenner2003:205).Der
Raum ordnungspolitik – als Teil des state spatial process – geht es um die 
Etablierungeines„spatialfixanchoredfirmlywithinthenationalterritorial
matrix“ (Brenner 1997: 286). Dies bedeutet jedoch nicht, dass sie die beste‑
henden räumlichen Ungleichheiten abmildern will. Da uneven development 
AusdruckundMittelkapitalistischerGesellschaftenist,könnenzugroße
regionaleDisparitätenzwarhinderlichsein.ZugleichisteingewissesAusmaß
räumlicher Ungleichheiten gerade zweckdienlich.

Diese formanalytische Betrachtung der Raumordnung sagt noch wenig 
über ihre konkrete Ausgestaltung aus. Diese ist von den gesellschaftspoli‑
tischen Kräfteverhältnissen abhängig, die sich in der Raumordnung ver‑
dichten. Insofern ist Raumordnung als „condensation of social relations“ 
(Holgersen 2013: 5) zu verstehen.

Im Folgenden soll mit der historisch‑materialistischen Politikanalyse eine 
Methodevorgestelltwerden,mithilfedererdieVerdichtungraumordnungs‑
politischer Kräfteverhältnisse nachgezeichnet und erklärt werden kann. 
Anschließendwirddargestellt,wiedieraumordnungspolitischenAushand
lungs prozesse in den 1970er‑Jahren verliefen.

4. Historisch-materialistische Politikanalyse und  
critical discourse analysis

Zur Operationalisierung der materialistischen Staatstheorie wurde die his‑
to risch‑materialistische Politikanalyse entwickelt. Sie ist zum einen in 
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Au sein ander set zung mit den policyForschungenentstanden,derenVertreter_
innen von einem vereinfachten Staatsverständnis ausgehen und Macht  ver hält‑
nis se innerhalb des Staates ausblenden (vgl. Brand 2013). Zum anderen grenzen 
sich historische Materialist_innen von strukturalistischeren An sätzen in der 
ma te rialis tischen Staatstheorie ab, die politische Strategien wiede rum „oft in 
einerfunktionalistischenWeiseals‚Ergebnis’dominantersozialerVerhältnisse,
ins be sondere der Klassenverhältnisse“ (ebd.: 425) kon  zep tualisieren.

Die historisch‑materialistische Politikanalyse wurde zur Untersuchung 
der Formierung des ‚Staatsprojektes Europa‘ und der europäischen Migra‑
tions politik entwickelt (vgl. beispielsweise Forschungsgruppe Staats pro jekt 
Europa2014,Wissel2015).Zielwares,dieVerdichtungderKräfteverhält
nis se in den EU‑Politiken nachzuvollziehen. Abhängig von der Fragestellung 
stehen„unterschiedlichegesellschaftlicheBereichemit[…]spezifischen
Selek ti vi täten und Eigenlogiken im Mittelpunkt einer Unter suchung“ (Buckel 
et al. 2014: 53), weshalb die im Rahmen der historisch‑materialistischen 
Politikanalyse vorgeschlagenen Analyseschritte – Kontextanalyse, 
Akteursanalyse und Prozessanalyse – für die jeweiligen Forschungen zu 
präzisieren sind. Im Folgenden werden diese drei Analyseschritte vorgestellt 
und für die Untersuchung der Raumordnungspolitik nutzbar gemacht.

4.1 Kontextanalyse

Im Rahmen der Kontextanalyse geht es darum, „den historisch‑dyna‑
mischenundstrukturellenKontextdesjeweilsuntersuchtenKonfliktes“
(Buckel et al. 2014: 54) zu analysieren. Es gilt, die historische Situation des 
Konflikteszurekonstruieren(vgl.ebd.).

IndiesemAufsatzwirderstensdergrößereökonomischeundinsbeson‑
dere politische Kontext der Raumordnungspolitik der 1970er Jahre in der 
Bundesrepublik Deutschland dargestellt. Zweitens werden die räumlichen 
Implikationen dieser gesellschaftlichen Entwicklungen herausgearbeitet 
–schließlichsinddiesdieEntwicklungen,diedieRaumordnungspolitik
beeinflussenmöchte.

4.2 Akteursanalyse

Im Zuge der Akteursanalyse gilt es zu untersuchen, welche gesellschaftlichen 
und politischen Akteur_innen in einer konkreten historischen Situation 
um die Lösung eines bestimmten gesellschaftlichen Problems ringen 
(vgl. Kannankulam/Georgi 2014: 63ff., Wissel 2015: 65f.). Weiterhin geht 
es darum, die in einem Konflikt „präsenten konfligierenden Strategien“ 
(Buckel et al. 2014: 55) der unterschiedlichen Akteur_innen und Kräfte her‑
aus zuarbeiten. Dazu sind eine genaue Kenntnis der Sekundärliteratur sowie 
so  ge nannte ‚Debattenanalysen‘ (Kannankulam/Georgi 2012: 38), die auf einer 
intensivenAuswertungderstattfindendenDiskussionenfußen,notwendig.

Im Rahmen der Akteursanalyse gilt es daher erstens im Zuge der ‚Situ‑
ations analyse‘ darzustellen, was im Diskurs problematisiert und was als 
UrsachedesProblemsidentifiziertwird(vgl.Buckeletal.2014:56).Zweitens
ist das strategische Ziel aufzuzeigen, das die jeweiligen politischen Kräfte im 
untersuchtenKonfliktverfolgen(vgl.ebd.:56f.).
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4.3 Prozessanalyse

InderProzessanalyseistderuntersuchte„Konfliktchronologisch,inseiner
mehrere Phasen durchlaufenden historischen Dynamik“ (Kannankulam/
Georgi 2012: 39) zu analysieren. Um die „komplexen Kampfprozesse, in 
denensichderKonflikt“(Buckeletal.2014:58)entwickelthat,verstehen
zu können, sind die Kontext‑ und Akteursanalyse zu kombinieren (ebd.). 
Je nach Fragestellung verschiebt sich der Analyseschwerpunkt. In diesem 
AufsatzesolldieVerdichtungderpolitischenKräfteverhältnissezuraum‑
ordnungspolitischen Strategien nachgezeichnet werden. Daher werden die 
im Staatsapparat Raumordnung problematisierten räumlichen sowie ge‑
sellschaftlichen Entwicklungen und die für diese Probleme vorgeschlagenen 
Handlungsstrategien dargestellt. Auf diese Weise kann gezeigt werden, wie 
die verschiedenen raumordnungspolitischen Projekte im Staatsapparat 
Raumordnung zu einer – einheitlichen – Strategie verdichtet wurden.

4.4 Criticaldiscourseanalysis

Die vorgestellte Akteurs‑ und Prozessanalyse stellt eine Heuristik dar, die es – 
wiedieVertreter_innendieserMethodeexplizitbetonen(vgl.Brand2013:437,
Buckel et al. 2014: 53ff.) – für den jeweiligen Un ter suchungs ge gen stand zu prä‑
zi sie ren gilt. Hierfür bietet sich die Metho de der critical discourse analysis (vgl. 
beispielsweise Fairclough 2010, Wodak/Meyer 2001) an, eine Methode, die 
bereits für die materialistische Staats theo rie nutzbar gemacht wurde (vgl. Fair‑
clough 2010: 375ff., Jessop 2008: 225ff.). Sie ermöglicht diese beiden Analy‑
se schritte empirisch zu operationalisieren. Da das Untersuchungsmaterial in 
Form von Texten (Berichte, Gesetze, Protokolle) vorlag (siehe Abschnitt 5), 
ist die critical discourse analysis für die Operationalisierung geeignet, wurde 
sie doch genau dafür entwickelt. Hier gilt es insbesondere, das Material ent‑
sprechend der Problematisierungen (vgl. Fairclough 2010: 235f., Fairclough/
Pardoe/Szerszynski 2010: 413ff.) zu strukturieren. Darüber hinaus wurden 
konfliktbezogeneAussagen,HandlungsvorschlägeundTaktikendereinzelnen
politischen Kräfte analysiert.

5. Aushandlungsprozesse um die Raumordnungspolitik  
in den 1970er-Jahren

Im Folgenden soll das analytische Potential der historisch‑materialistischen 
Po li tikanalyse anhand der bundespolitischen Auseinandersetzungen um 
die anzustrebende Raumordnungspolitik in den 1970er‑Jahren auf ge‑
zeigt werden. Dieser Zeitraum gilt gemeinhin als eine Phase der Raum ‑
ord nungs  politik, in der zentralstaatliche Raumsteuerung zu guns ten endo‑
gener Entwicklungsstrategien in den Hintergrund trat (vgl. Blotevogel 2011, 
Brenner1997;2004,Heeg2001,Mießner2009).

Untersucht wurden unter anderem Berichte, Gesetzesvorlagen und Stel‑
lung nah men, die von Bundesministerien oder ‑behörden veröffentlicht 
wurden. Dazu zählen beispielsweise die Raumordnungsberichte, das Bun‑
des raum ordnungsprogramm oder die Tätigkeitsberichte des für Raum‑
ord nung zuständigen Bundestagsausschusses. Weiterhin wurden die 
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Dis  kus sions pro to kol le des Bundestags und seiner Ausschüsse – wie der 
Ausschuss für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sowie der Unter‑
aus  schuss Regio nale Wirtschaftspolitik des Ausschusses für Wirtschaft und 
Technik–untersucht.AußerdemwarendieDiskussionsprotokolledesBun
des rates und des Bundesratsausschusses für Städtebau, Wohnungswesen und 
Raum ord nung – die sich ebenfalls mit raumordnungspolitischen Themen 
bes chäf tigten – Grundlage der Analyse. In die Untersuchung wurden darüber 
hinaus die Beschlüsse der Ministerkonferenz für Raumordnung und die 
Stellungnahmen des Beirates für Raumordnung einbezogen. Damit kon zen‑
triert sich das Untersuchungsmaterial auf die Auseinandersetzungen inner‑
halb des Staatsapparates Raumordnung und auf Diskussionen zwischen den 
Staats appa raten, die an der Raumordnungspolitik mitwirken, insbesondere 
auf die Auseinandersetzung zwischen den im Bundestag ver tre te nen Parteien. 
DiemethodischeAuswertungeinesnochgrößerenUntersuchungskorpus
war mit den gegebenen Forschungsressourcen nicht möglich. Dies dürfte 
– neben dem hohen Abstraktionslevel, auf dem die Raumordnung agiert – 
ein weiterer Grund sein, warum im untersuchten Diskurs keine Stimmen 
vonBürger_innenoderInteressensvertretungenaußerparlamentarischer
Gruppierungen ausgemacht werden konnten.

Der Untersuchungszeitraum wurde auf die Jahre 1973 bis 1978 eingegrenzt. 
ImFolgendenwerdendieErgebnissedereinzelnenAnalyseschrittegemäß
der historisch‑materialistischen Politikanalyse dargestellt und aufgezeigt, wie 
dieVerdichtungderpolitischenKräfteverhältnissebezüglichRaumordnung
in der Bundesrepublik Deutschland in den 1970er‑Jahren vonstattenging.

5.1 Kontextanalyse: ökonomische Verwerfungen

In der Bundesrepublik Deutschland ereignete sich in den Jahren 1966 und 1967 
dieersteRezessionderNachkriegszeit(vgl.SVR1967:1).Diesewarjedoch
schnell wieder überwunden (vgl. Altvater/Hübner 1988: 17f.). Gleichzeitig 
erfolgte ein Regierungswechsel. So wurde die schwarz‑gelbe Regierung 1966 
vonderGroßenKoalitionausCDU/CSUundSPDabgelöst,die1969wiederum
einem sozialliberalen Bündnis weichen musste. Diese Regierungswechsel gelten 
ge mein  hin als wirtschafts‑ und sozialpolitische Richtungsänderung, weg von 
stärkerordoliberalenVorstellungenhinzurkeynesianischenGlobalsteuerung
unter Einbeziehung der Gewerkschaften (vgl. Abelshauser 2004: 412). Der 
neue SPD‑Wirtschaftsminister Karl Schiller stand exemplarisch für diesen 
Kurs ein (vgl. zum Beispiel Schiller 1964). Mit ihm war gleichsam ein politischer 
Rich tungs wechsel hin zu einer stärker sozial‑ und ausgleichsorientierten Wirt‑
schafts‑ und Sozialpolitik verbunden (vgl. Abelshauser 2004).

Räumlich hatte sich die wirtschaftliche Entwicklung bis Mitte der 1960er‑
JahreinFormderdezentralenKonzentration(vgl.Väth1980:69ff.)[4] voll‑
zogen.DiegroßenWachstumsraten,diediedeutscheWirtschaftmithilfe
der fordistischen Massenproduktion erzielte, führten zu einer räum lichen 
Konzentration der Industrieproduktion und damit auch der Arbeits kräfte 
sowie der Bevölkerung. Diese Entwicklung ging zu Lasten der ländlichen 
Räume und kleinen Gemeinden. Da die Arbeitskräfte in den Bal lungs räumen 
aufgrund steigender Produktion knapp wurden, dezentralisierte sich die 
Produktion zunehmend und erreichte zuerst die Zentren des Um landes und 
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später die der weiteren Peripherien (vgl. BMWSR 1963: 16ff., Bun des regie‑
rung1966:12ff.,SVR1965).DiesedezentraleKonzentrationwirkteauseiner
großräumigenPerspektiveausgleichend:EshattedenAnschein,alswürden
mit dem wirtschaftlichen Wachstum die wirtschaftlichen Strukturprobleme 
in den ländlichen und peripheren Regionen en passant behoben werden. 
Die damit verbundenen innerregionalen Disparitäten gerieten aus dieser 
großräumigenPerspektiveallerdingsausdemBlick.

Die Krise von 1966 und 1967 traf neben den „Deglomerationsräume[n] 
und[…]Agglomerationen,diedurchMonostrukturenimMontanbereich
ge kenn zeichnet waren (Rhein‑Ruhr, Saar)“ (Jacob 1979: 27), vor allem 
strukturschwache Peripherien. Diese hatten noch bis 1966 von sehr „kon‑
junk tur reagib[len]“ (Heeg 2001: 127) Zweigwerks‑ und kleinbetrieblichen 
Neugründungen profitiert (vgl. Jacob 1979: 27ff). In der folgenden Auf‑
schwung phase bis Mitte der 1970er‑Jahre setzte sich die dezentrale Konzen‑
trationfort:BesondersdieVerdichtungsräumeund–aufgrundvonerneuten
Zweigwerksgründungen–derenUmlandsowiediezentralenOrteprofitier‑
ten vom Wirtschaftswachstum (vgl. ebd.: 30ff.). Die ländlichen und struk‑
turschwachen Regionen blieben – abgesehen von deren Zentren – hingegen 
hinter der allgemeinen Entwicklung zurück (vgl. ebd.). Die innerregionalen 
Disparitäten verstärkten sich erneut.

Anfang der 1970er‑Jahre wurden das Bretton‑Woods‑System und damit 
dieGolddeckungdesDollarssowiedasSystemfixerWechselkurseaufgegeben.
Die mit dem Bretton‑Woods‑System verbundene Unterbewertung der D‑Mark 
hatte in den 1960er‑Jahren ein exportgetragenes Wirtschaftswachstum be‑
wirkt (vgl. Kannankulam 2008: 169). Diese „gewaltigen Fehlleitung[en] von 
Kapital“(Polster/Voy1991:197ff.)mussteninden1970erJahrenkompensiert
wer den. Weil ab Mitte der 1970er‑Jahre auch alle anderen Industrienationen 
von der Rezession betroffen waren (vgl. Altvater/Hübner 1988: 20), wur‑
de die export getriebene Wirtschaftsentwicklung der Bundesrepublik 
Deutsch land vor zusätzliche Probleme gestellt. Diese Entwicklungen wur‑
den 1973 durch den Ölpreisschock noch verstärkt. Im Jahr 1975 sank das 
Bruttosozialprodukt der Bundesrepublik und die Arbeitslosigkeit stieg dau‑
erhaftaufüber4,6Prozent(vgl.Prollius2006:185ff.,SVR1978:64).

Trotz des „Sonderprogramms zur regionalen und lokalen Abstützung der 
Be schäftigung“ (in Höhe von 950 Millionen D‑Mark) und des „Programms zur 
Förderung von Beschäftigung und Wachstum bei Stabilität“ (in Höhe von 1,13 
Milliarden DM) erholte sich die deutsche Wirtschaft kaum. In den folgenden 
Jahren schwenkte die sozialliberale Regierung unter dem neu en Kanzler 
Hel mut Schmidt auf Austeritätspolitik um (vgl. Altvater/Hüb ner 1988: 25). 
Diese war zunächst zögerlich, später vehement von den ‚Wirt schafts wei‑
sen‘gefordertworden(vgl.SVR1975:16ff.;1976:139ff.).Beispielsweise
wurde 1975 ein Haushaltsstrukturgesetz verabschiedet, in dessen Rahmen 
Sozial ausgaben gekürzt wurden (vgl. ebd.). Solchen und anderen Spar‑ und 
Kon so lidierungsbemühungen fielen „hauptsächlich die Investitionen der 
GemeindenzumOpfer“(Polster/Voy1991:208),womitvorallemdie„Kern
bereichederöffentlichenmateriellenInfrastruktureninVerkehr,Verund
Entsorgungsfunktionen, Wohnungs‑ und Städtebau“ (ebd.) betroffen waren.

VondiesenEntwicklungenprofitertenbisMitteder1970erJahrevor
allemdieAgglomerationsräumewirtschaftlich,politischunddemografisch
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(vgl. Gatzweiler/Runge 1978: 673ff.). Gleichzeitig entwickelten sich die 
RegionenmitVerdichtungsansätzenoderjenemiteinemregionalenZen
trum lediglich durchschnittlich, während die ländlichen Regionen zu rück‑
blieben (vgl. ebd.). In der Infrastrukturversorgung wurden bis Mitte der 
1970er‑Jahre erhebliche Fortschritte in den Peripherien erreicht, weshalb 
„Ent wick lungs impulse durch vermehrte öffentliche Investitionen auf diesem 
Gebietkaummehrinduzierbar“(Väth1979:62)waren.Außerdemgingen
die unternehmerischen Investitionen nach und nach zurück, wes halb die 
„räum lich disponible Investitionsmasse“ (ebd.) schrumpfte. Der „klas‑
sische Ansatzhebel der regionalen Wirtschaftspolitik, die als regionale 
Ka pi tal mobilisierungsstrategie konzeptionalisiert war“ (ebd.), konnte 
somitkaumnochWirkungentfalten.Außerdemwurdendiebetrieblichen
Investitionen zunehmend für Rationa li sie rungen eingesetzt, sodass einer‑
seits Neuansiedlungen von Unter nehmen die Auswirkungen von Be triebs‑
stilllegungen nicht mehr kom pen sieren konnten (vgl. Jacob 1979: 43). An‑
de rer seits waren die Arbeitskraftreserven als „natürliche[r] Standortvorteil“ 
(Väth1979:63)periphererRegionennichtmehrfürunternehmerische
Stand ort entscheidungen ausschlaggebend. Eine weitere dezentrale Kon‑
zen tration fand somit nicht mehr statt. Bestehende Standorte blieben zwar 
erhalten, neue wurden jedoch nicht mehr geschaffen.

Diese Entwicklungen wurden gegen Ende der 1970er‑Jahre durch ein 
‚NordSüdGefälle‘überlagert,dasheißtdienördlichenundsüdlichenAgglo
me rations räume entwickelten sich zunehmend auseinander (vgl. Fried‑
richs/Häußermann/Siebel1986).WährendsichimNordenundWesten
Deutschlands ältere Industrien fordistischer Massenproduktion befanden, 
warendieprosperierendenunddiversifiziertenAgglomerationsräumeim
Süden durch High‑Tech‑Industrien geprägt (Brenner 1997: 288f.).

5.2 Akteursanalyse: ökonomischer Strukturbruch und  
großräumige Disparitäten als Problem

Im untersuchten raumordnungspolitischen Diskurs wurden die zunehmen‑
denDisparitätenzwischenVerdichtungsräumenundländlichenRegionen
als wichtiges Problem erkannt und diskutiert. Die in diesem und im nächs‑
ten Abschnitt herangezogenen Aussagen von Parlamentarier_innen stellen 
dabei keine Einzelmeinungen dar, sondern sind charakteristisch für die 
Argumentation der jeweiligen Partei.

Die während der Untersuchungszeit im Bundestag vertretenen Parteien 
bewertetendieDisparitätenzwischenVerdichtungsräumenundländlichen
Region en unterschiedlich. Ursächlich hierfür waren einerseits die unter‑
schiedlichenWähler_innenklientels,andererseitsideologischeVorstellung
en.DieCDU/CSUFraktion,diestärkerindenländlichenRegionenverankert
war,warnichtdaraninteressiert,denVerstädterungsprozesszuunterstützen.
Sie wollte die Entwicklung in den ländlichen Regionen fördern. Ideologisch 
hattesichdieCDU/CSUFraktionseitden1950erJahrenineine‚Richtung‘
(Väth1980:154)entwickelt,dieineiner„allgemeinenStadtfeindlichkeit
und einer Eigenheim‑ und Grundbesitzideologie“ (ebd.) ver wurzelt war. 
WeiterhinbestandinnerhalbderCDU/CSUFraktiondie„unterschwellige
BefürchtungvoreinerzuhohenKonzentrationvonArbeitskräften[…],der
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allgemein sozial destabilisierende Effekte zu ge sproch en wurden“ (ebd.). Eine 
solcheVorstellungdecktesichzusätzlichmitder‚neuenBallungskritik‘,die
aufgrundderfortschreitendenVerstädterungimmermehrAufwindbekam
(vgl. Leendertz 2008: 317ff.).

Entsprechend dieser Konstellation unterstellte der Abgeordnete Friedrich‑
AdolfJahn(CDU/CSUFraktion)derSPD,siewolleeinzigdieVerdichtung
fördern:

„DieQualitätdesLebensbestehtnichtineinerQuantitätderVer
dichtung,[…]vielmehrineinerAusgewogenheitzwischengeordneter
VerdichtungunddenländlichenRäumen.“(1974:7929)

Eine solche Ausgewogenheit, mithilfe derer auch die ländliche Entwicklung 
gefördertwerdensollte,sahendieCDU/CSUFraktionsabgeordnetenin
Gefahr, auch wenn ihnen klar war, dass in der Tat Unterschiede zwischen 
den beiden Gebietskategorien bestanden und weiterhin bestehen würden.

AuchdieSPDsahdasWachstumderVerdichtungsräumealsProblem
an, stand diesem Phänomen aber weniger kritisch gegenüber. Ursächlich 
dafürdürftesein,dassdieVerdichtungsräume„traditionellhöhereWäh
ler an teile der SPD auf[wiesen] als ländliche und dezentralisierte Gebiete“ 
(Väth1980:154).DerFokusderSPDlagvorallemaufdenUrsachendes
Verdichtungsprozesses:VerantwortlichfürdieseEntwicklungenseiendie
LohnangleichungenzwischenländlichenRegionenundVerdichtungsräumen
(vgl.Immer1975a:6),diejüngstewirtschaftlicheKrise(vgl.SchmittVocken
hau sen 1974: 7951) sowie das Standortverhalten der Industrien, das sich 
immer öfter an den Fühlungsvorteilen in den Ballungsregionen orientiere 
(vgl. Immer 1975a: 6).

DieFDPproblematisiertedieDisparitätenzwischenVerdichtungsräumen
und ländlichen Regionen weniger. Sie galten ihr vielmehr als Ausdruck einer 
frei heitlichen Entwicklung. Folglich war für sie der „Gegensatz von Stadt und 
Land[…]nichtauflösbar“(Engelhard1974:7949)–allesandereseieine
„Illusion“ (Böger 1976: 16755):

„Aber umgekehrt [entgegen der Ansicht, dass die Wanderung in die 
GroßstädteeinProblemsei;Anmerk.d.A.]mußmandieEntwicklung
im mer auch auf dem Hintergrunde der historischen Erfahrungstatsache 
sehen,daßsichgrößereStädteinihremBestandschonimmernur
erhalten oder gar wachsen konnten, weil sie Zuzug vom Land hatten. 
Das war lange vor der ersten industriellen Revolution so, das war schon 
im Mittelalter so.“ (Engelhard 1978: 8633)

Diese Problematisierung des Stadt‑Land‑Gegensatzes macht zwei Dinge 
deutlich. Zum einen ist die freiheitliche Entwicklung, in der Argumentation 
der FDP, durch eine disparate räumliche Entwicklung gekennzeichnet. An‑
hand ihrer Argumentation wird weiterhin ersichtlich, dass sie die ungleiche 
räumlicheEntwicklungnaturalisierte,indemsieihrabspracheinespezifisch
historische, kapitalistische Entwicklung zu sein. Folgerichtig verweist die 
Aussage des Abgeordneten Böger darauf, dass man dieser dichotomen 
räumlichen Entwicklung nichts entgegensetzen könne.

Eine etwas andere Position nahm der Beirat für Raumordnung ein. Er 
fungierte als Beratungsgremium für das Bundesministerium, welches für 
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Belange der Raumordnung zuständige war, und bestand aus Sachverständigen, 
Wissenschaftler_innensowieVertreter_innenkommunalerVerbände.Die
sichverstärkendenDisparitätenzwischenVerdichtungsräumenundländ
lichen Region en stellten für den Beirat ein Problem dar. Aus seiner Sicht 
wirkte der mit der disparaten Entwicklung verbundene räumliche Kon zen‑
tra tions prozess „in zweifacher Hinsicht polarisierend“ (Beirat für Raum ord‑
nung 1972b: 163): „[E]inmal in [B]ezug auf die räumlichen Struk turen, d. h. den 
VerdichtungsräumenstehenimmerdeutlicherEntleerungsräumegegenüber“
(ebd.),unddarüberhinaus„in[B]ezugaufdiespezifischenStandortqualitäten
derVerdichtungsknotenbzw.derVerdichtungsachsen“(ebd.).

Im Bundesraumordnungsprogramm, das die Bundesregierung ver‑
öffentlichte,wurdeeinesehrgroßräumigePerspektivegewählt.Hierwurde
zwischen Räumen mit einer schwachen Siedlungsstruktur und geringen 
EntwicklungsmöglichkeiteneinerseitsundRegionenmithoherVerdichtung
andererseits unterschieden (vgl. Bundesregierung 1975b: 20). Laut Raum‑
ord nungs programm seien jedoch innerregionale Disparitäten – wie beispiels‑
wei se in den Räumen Rhein‑Ruhr und Rhein‑Main‑Neckar – „nicht negativ 
zu beurteilen“ (ebd.: 17), solange diese „auf einer räumlich‑funktionalen 
Aufgabenteilung beruhen“ (ebd.).

Trotz dieser Differenzen im raumordnungspolitischen Diskurs gab es 
auch Gemeinsamkeiten in der Problemwahrnehmung: Die – mit den gesell ‑
schaft lichen Entwicklungen der 1970er‑Jahren einhergehende – Akzen tu‑
ie rung der räumlichen Entwicklung wurde als grundlegende wirt schaft liche 
Um struk tu rie rung verhandelt, welche das raumwirksame Ent wick lungs po‑
ten tial und damit die Steuerungsmöglichkeiten der Raum ord nung stark ein‑
schränkten. So seien die bisherigen Entwicklungen durch Be völ kerungs zu‑
nahme, stetiges Wirt schafts wachstum, günstige und ausreichende Energie 
sowie abnehmende natürliche Ressourcen gekennzeichnet gewesen (vgl. 
Bundes re gie rung 1975a: 28). Diese ‚Faktoren’ hätten sich nun ‚gewandelt’ 
und zukünftig dürften für die „räumliche Entwicklung andere, regional 
teilweiseunterschiedlicheEntwicklungstendenzenmaßgebendsein,bzw.
bis herige Entwicklungen sich stärker akzentuieren“ (ebd.: 28f.). Dies 
sei ein Pro blem, weil das „raumwirksame Entwicklungspotential“ (ebd.: 
29) zukünftig „wesent lich knapper“ (ebd.) sein werde. Unter dem Be‑
griff des ‚raumwirksamen Ent wick lungs poten tials‘ wurden verschiedene 
die Raumordnung einschränkende Entwicklungen argumentativ 
zu  sam  men geführt: 
1. Der sektorale Strukturwandel begrenze das raumwirksame Ent wick‑

lungs potential, weil einerseits der relevanteste ländliche Wirt schafts‑
zweig (der Agrarsektor) an Wichtigkeit verliere (vgl. ebd.). Anderer seits 
gehe die Bedeutung des sekundären Sektors leicht zurück, was Ent wick‑
lungsnachteile für bisherige Industrieregionen zeitige (vgl. ebd.: 64).

2. Parlamentarier_innenderCDU/CSUundderSPDFraktionbetonten
weiter hin das veränderte Standortverhalten der Industrie. Die Stand‑
ortwahlvonIndustriebetriebenseilautCDU/CSUkaumnochstaat
lichbeeinflussbar(vgl.Nordlohne1973:39),weilbeispielsweise„Füh
lungs vorteile, wie sie nur der Ballungsraum bietet, ausgenutzt werden“ 
(Immer 1975a: 5), wie die SPD betonte.

3. WeiterhinbegrenztendiezunehmendeninternationalenVerflechtungen
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den „nationalen Gestaltungsspielraum“ (Bundes regie rung 1975a: 10), weil 
dieVerlagerungvonIndustriestandorteninsAuslandzuverhindernsei.

4. DieZunahmederUnternehmensgrößenunddiedamitverbundene
räumlicheMaßstabsvergrößerungbegrenzedasraumwirksameEnt
wick lungs potential, weil sich so die Einzugsbereiche öffentlicher Ein‑
richtungen„ständigvergrößern“(Bundesregierung1972:28,vgl.Beirat
für Raumordnung 1972b: 166f.). Somit verstärke sich der räumliche 
Konzentrationsprozess und schwäche sich nicht ab.

AußerdemhabederwirtschaftlicheUmstrukturierungsprozessdieländlichen
Räumebesondersgetroffen,weilhier„[e]inegroßeZahlvonFilialbetrieben
undZulieferfirmen[…]ihreTorefürimmergeschlossen“(Sauter1978:8630)
hätten,argumentiertenVertreter_innenderCDU/CSUFraktion.LautSPD
sei die Problematik der Konzentrationsförderung erst jüngst „in dieser Schär‑
fedeutlichgeworden“(SchmittVockenhausen1974:7951).

5.3 Prozessanalyse: dezentrale Konzentration als Kompromiss

Das übergeordnete Ziel der Raumordnungspolitik der 1970er‑Jahre war der 
„AbbaubestehendergroßräumigerUnterschiede“(Bundesregierung1974:2).
Das gesamtwirtschaftliche Wachstum sollte bei möglichst geringen sozialen 
Kos ten gefördert werden. Dieses Ziel beinhaltete jedoch Widersprüche:

„DasZiel,großräumigeDisparitätenabzubauen,kannimEinzelfallzu
Konfliktenführen.EinsolcherZielkonfliktkannauftretenzwischen
dem Streben nach einem möglichst hohen gesamtwirtschaftlichen 
Wachstum,dassichvorallemindenRäumenmithoherVerdich
tung konzentrieren würde, und dem Ziel, insbesondere in länd lich 
geprägten Gebieten eine aus gewogene Wirtschaftsstruktur auf zu‑
bauen. Die Erwerbstätigen wür den zwar durch Abwanderung in die 
starkverdichtetenGebietedortkurzfristigeinengrößerenBeitrag
zumBruttoinlandsprodukterbringen;dennochmüssendieVor
aussetzungenfürihrVerbleibenindenländlichgeprägtenGebieten
geschaffen werden, zumal dadurch — längerfristig gesehen — ein 
höherersozialerNutzenunddamitzugleicheinBeitragzurVerbes
se rung der Lebensqualität für alle Bürger erzielt werden können.“ 
(Bundesregierung 1975b: 8)

Das wichtigste – aber auch umstrittenste – Mittel, mit dem dieses über‑
ge ordnete raumordnungspolitische Ziel erreicht werden sollte, war die 
dezentrale Konzentration. Mit diesem Konzept konnte die reale räumliche 
Entwicklung, die genau diese Form angenommen hatte (vgl. Abschnitt 5.1), 
unterstützt werden. Darüber hinaus – und das soll im Folgenden gezeigt 
werden – bot dieses Konzept allen Parteien Anknüpfungspunkte für ihre 
jeweiligen parteipolitischen Positionen.

DieCDU/CSUFraktion,deresvornehmlichumdieFörderungdes
ländlichenRaumesging,unterstelltederSPDeine„sozialistische[…]
Politik der ‚konzentrierten Konzentration‘ von Bevölkerung, Arbeitsplätzen 
und Infrastruktur“ (Jahn 1974: 7932), dem sie „das ordnungspolitische 
Leitbild der ‚dezentralisierten Konzentration‘“ (ebd.) entgegensetze. Der 
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CDU/CSUFraktionerschiendiesesKonzeptalsalleinigeOption,die
Lebensbedingungen in den ländlichen Räumen zu verbessern:

„DieCDU/CSUbejaht Konzentration in der Fläche als einzige Mög‑
lich keit, städtischen Lebensverhältnissen gleichwertige Umstände 
auch im ländlichen Raumzuschaffen.Dassollabernichtheißen,daß
nur in den zentralen Orten gebaut werden soll. Wir wollen angemesse‑
ne Entwicklungs‑ und Siedlungstätigkeit auch in geeigneten kleineren 
Orten und Dörfern.“ (Jahn 1976: 16749; Herv. i. O.)

DiesesZielwarmiteinerkonservativenStoßrichtungverbunden,diezum
Beispieldarandeutlichwird,dassausSichtderCDU/CSUFraktion„dieGe
mein schaft in dem ländlichen Raum in der Fülle der Klein‑ und Mit tel städte“ 
(Warnke1974:7960)bestehe.DennochwolltedieCDU/CSUFraktion
eine„flächenabdeckendeRaumordnungspolitik“(CDU/CSU1978:2,
Pack 1978: 3627). Dies war in ihrer Argumentation kein Widerspruch, denn 
dieser „konzentrierte Mitteleinsatz“ (Jahn 1977: 8) müs se „den ländlichen 
Raum miteinbeziehen“(ebd.). Die Attraktivität des Kon zeptes der dezentralen 
Konzentration bestand für Konservative gerade darin, eine Politik für die 
ländlichen Räume als Orte des ‚gemeinschaftlichen‘ Lebens zu betreiben.

DieSPD,derenWähler_innenhauptsächlichindenVerdichtungsräumen
ansässig waren, begründete die Forderung nach der „dezentralisierte[n] Kon‑
zen tra tion“ (Immer 1975b: 4; Herv. i. O.) mit vier Argumenten. Ers tens sei nur 
soeinAbbaudergroßräumigenDisparitätenmöglich(vgl.Vogel1973:49).
Die raumordnungspolitischen Mittel müssten zweitenseffizienteingesetzt
werden–schließlichwolleman„effektivhelfen“(Immer1978:8629).
Drittens sei der wirtschaftliche Konzentrationsprozess zu unterstützen, 
weil „die Industrialisierung in bestimmten Bereichen die Entleerung der 
Gemeindendochnichtverhindernwerde“(Immer1973:43).Außerdemsei
vier tensdieSchwerpunktbildungnotwendig,umdieVerdichtungsräumezu
ent lasten (vgl. Haack 1975: 23). Die SPD präferierte das Konzept der dezen‑
tral en Konzentration also, weil es ihr ermöglichte, die wirtschaftsräumliche 
Dynamik zentralstaatlich zu unterstützen und zu lenken und – nebenbei – 
ihre Wähler_innen in den Städten zu fördern.

Die FDP präferierte – was für eine liberale Partei wenig verwunderlich ist 
–diedezentralisierteKonzentrationzurSicherstellungder„Chancengleich
heit im räumlichen Sinn“ (Böger 1976: 16755). Für sie war die de zen trale 
Konzentrationunerlässlich,um„dieAttraktivitätgrößererVerdichtungs
räume,dievonderBevölkerungoffensichtlichgewünschtwird,[…]indieheute
dünn besiedelten ländlichen Räume hineinzutragen“ (Engel hard 1974: 7949).

Auch die Bundesregierung befürwortete die „dezentral konzentrierte 
Entwicklung“(1975a),umdiegroßräumigenDisparitäteninderBundesre
pu blik zu bearbeiten. Die Raumordnungspolitik mittels derer dies erreicht 
werden sollte, beinhaltete die Ausweisung von Entwicklungszentren und 
‑achsen (vgl. Beirat für Raumordnung 1972a: 157ff.). Aufgrund des begrenz‑
ten Entwicklungspotentials sollte dadurch eine „konsequente Stand ort kon‑
zentrationundBündelungraumwirksamerFördermaßnahmen“(Bundes
re gie rung 1975b: 39) erfolgen. Man erhoffte sich zum einen, mithilfe der 
Ent wicklungs zentren und ‑achsen Wachstumsimpulse in strukturschwachen 
Gebietenauszulösen(vgl.ebd.9).ZumanderensolltendieVerdichtungsräume
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ent las tet und „weit in das Umland ausstrahlende Impulse für das gesamte 
Bundes gebiet“ (Bundesregierung 1974: 2) gesetzt werden. Obwohl dieses 
Kon zept, da es für alle Parteien Anknüpfungspunkte bot, grundsätzlich nicht 
um strit ten war, gab es im untersuchten raumordnungspolitischen Diskurs 
Aus ein an der setzungen um die Ausweisung von Entwicklungszentren.

Der Streit entbrannte an der Mindestbevölkerungszahl von Ent wick lungs‑
zentren, die im Bundesraumordnungsprogramm festgelegt werden sollte. 
Hintergrund dieses Disputes war ein Kompetenzstreit zwischen Bund und 
Ländern. Die Länder hatten bis in die 1970er‑Jahre zentrale Orte ausge‑
wiesen.SieempfandendenVersuchdesBundes,dieEntwicklungszentren
und ‑achsen als neues „Grundgerüst der Raumordnungspolitik des Bundes 
und der Länder auszuweisen“ (Bundesregierung 1972: 14), als Eingriff in 
ihren Kompetenzbereich. Aus Sicht des Bundes bot die Ausweisung von 
Entwicklungszentren und ‑achsen die Möglichkeit, die eigenen Kompetenzen 
bezüglich Raumordnung auszuweiten und die räumliche Entwicklung in der 
Bundesrepublikstärkerbeeinflussenzukönnen.DerBundwollte„nureine
relativ geringe Anzahl von Entwicklungsschwerpunkten“ (ebd.: 77) fördern. 
DieLänderhingegenwollteneinemöglichstgroßeZahlan„förderungs
fähigen“ (ebd.) Entwicklungsschwerpunkten in das Programm aufnehmen, 
ohne deren Anzahl zu begrenzen. Einigkeit bestand zwischen Bund und 
Ländern dahingehend, dass „Entwicklungsschwerpunkte eine Mindest be‑
völ ke rung von 40 000 Einwohnern“ (ebd.) aufweisen sollten. Auch eine 
Aus nahmeregelung wurde diskutiert: Der Bund wollte Ausnahmen nur bis 
20.000 Einwohner_innen zulassen, die Länder wollten sich hingegen auf 
keine konkrete Zahl festlegen lassen (ebd.). Letztlich konnten sich die Länder 
durchsetzen, sodass im Bundesraumordnungsprogramm keine konkrete 
Zielgrößegenanntwurde(vgl.Bundesregierung1975b:37ff).

AuchindenuntersuchtenBundestagsdebattenäußertensichdieParteien
zudiesemKonfliktpunkt.AusSichtderCDU/CSUFraktionwardievomBund
vor geschlagene Mindesteinwohner_innenzahl eine Konzentrationspolitik, 
„diezuweitgehe“(Jahn1973:31).Diesseieine„Verödungspolitikfürdie
ländlichen Räume“ (Jahn 1974: 7931) und führe in Bayern dazu, dass „70 
der bestehenden 114 Schwerpunkte eliminiert“ (Warnke 1973: 34) würden. 
DieSPDwolltedenForderungenderCDU/CSUFraktion,dieals„Gießkan
nen prinzip“ (Sperling 1978: 8634) abgekanzelt wurden, jedoch nicht weiter 
entgegenkommen. Solch ein „engmaschiges Netz“ (Immer 1975c: 15) könne 
die SPD „raumordnungspolitisch nicht akzeptieren“ (ebd.). An dieser stärker 
konzeptionellen Frage wird deutlich, dass die Parteien bestrebt waren, durch 
raumordnungspolitische Strategien ihr jeweiliges Wähler_innenklientel zu 
bedienen,sichdamitallerdingseinesKonfliktfeldesannahmen,dasaufgrund
eines Kompetenzstreites zwischen Bund und Ländern entstanden war.

Bis auf die Einwohner_innenzahl von Entwicklungszentren war das 
Konzept der dezentralen Konzentration nicht umkämpft. Die Parteien konn‑
tenihrejeweiligenVorstellungenmitdemKonzeptauszweiGründenver
binden: Erstens bot das Konzept Anknüpfungspunkte für alle Parteien. Die 
CDU/CSUFraktionkonntedamitdieFörderungländlicherRäumeund
Vergemeinschaftungeinfordern.DerSPDermöglichtees,dieKonzentra
tions pro zes se zu unterstützen und damit die eigenen Wähler_innen in den 
Verdichtungsräumen.FürdieFDPwardiedezentraleKonzentrationein
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Mittel, um die freiheitliche Entwicklung auch in ländliche Räume zu tragen. 
Diese jeweiligen parteipolitischen Anknüpfungspunkte bot das Konzept 
der dezentralen Konzentration zweitensaufgrundderrealstattfindenden
räumlichen Entwicklung, die gerade die Form der dezentralen Kon‑
zentration angenommen hatte. Hinzu kommt, dass das Konzept zwar in 
raumordnungspolitische Programme beziehungsweise Pläne des Bundes 
aufgenommen wurde, diese aber für die Landesplanung und Bun des fach‑
politiken kaum Bindungswirkung hatten (siehe Abschnitt 1).

6. Fazit

Das Wirtschaftswachstum vollzog sich in der Bundesrepublik Deutschland 
in den 1970er‑ Jahren räumlich in Form der dezentralen Konzentration. 
AufgrunddesArbeitskräftemangelswurdenjenseitsderVerdichtungsgebiete
so genannte verlängerte Werkbänke eröffnet. Auf diese Weise sollte das 
Wirt schafts wachstum nicht ins Stocken geraten und Entwicklungsprozesse 
räumlich gestreut werden, auch wenn sich Konzentrationsprozesse innerre‑
gional fortsetzen. Darauf reagierte die Raumordnung mit der Strategie der 
dezen tra len Konzentration, die mit dem Konzept der Entwicklungszentren 
und ‑achsen unterlegt wurde. Insofern protegierte die Raumordnungspolitik 
denrealstattfindendenräumlichenEntwicklungsprozesszurUnterstützung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und vollzog die reale regionale 
Entwicklung – die gerade die Form der dezentralen Konzentration ange‑
nommen hatte – lediglich nach.

Andersalshäufigproklamiert(vgl.zumBeispielLeendertz2008:363)
war die Raumordnungspolitik damit nicht explizit darum bemüht, eine aus‑
geglichene Raumstruktur herzustellen. Die dezentrale Konzentration wirkte 
zwarauseinergroßräumigenPerspektiveräumlichausgleichend,innerregi‑
onal hingegen beförderte diese Entwicklungsstrategie die Disparitäten. Das 
Ziel war es vielmehr, das wirtschaftliche Wachstum zu unterstützen und in 
den 1970er‑Jahren schien das Konzept der dezentralen Konzentration das 
geeignete regionalpolitische Mittel zu sein. Die Raumordnung fokussierte 
sichfolglichalleinaufgroßräumigeDisparitäten,währendinnerregionale
Unterschiede weniger wichtig wurden.

DieraumordnungspolitischeVerdichtungderpolitischenKräfteverhält
nis se zu dieser kohärenten raumordnungspolitischen Strategie ermöglichte 
es, das Wirtschaftswachstum zu unterstützen. Die dezentrale Konzentration 
hatte aber noch ein zweites wichtiges Fundament: Durch sie konnten die 
Parteien–aufgrundderrealstattfindendenräumlichenEntwicklung–ihre
eigenenparteipolitischenInteressendurchsetzen.DerCDU/CSUFraktion
galt die dezentrale Konzentration zum einen als Mittel, um die ländlichen 
Räume – und damit ihre Wähler_innen – zu fördern. Zum anderen konnte 
siedadurchgroßstadtfeindlicheRessentimentsbedienen.DieSPDverband
mit der dezentralen Konzentration die Förderung städtischer Lebensweisen 
sowohl in den Agglomerationsräumen als auch in den ländlichen Regionen. 
AuchdieSPDkonntedamitihreWähler_innen–diegroßstädtischenArbei
ter_innen – protegieren. Für die FDP war die dezentrale Konzentration eine 
Möglichkeit, die Idee der freiheitlichen Entwicklung auch in ländliche und 
strukturschwache Regionen zu tragen.
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Die Methode der historisch‑materialistischen Politikanalyse ermöglichte 
es,diesenVerdichtungsprozessderpolitischenKräfteverhältnisseimStaat
zu einer kohärenten raumordnungspolitischen Strategie aufzuzeigen, die 
den Notwendigkeiten des Wirtschaftswachstums gerecht wurde. Aufgrund 
der Kontextanalyse war es möglich, die raumordnungspolitische Strategie 
der dezentralen Konzentration als Strategie zu dechiffrieren, mittels derer 
das wirtschaftliche Wachstum unterstützt und folglich die – sich ohnehin 
vollziehende – räumliche Entwicklung protegiert wurde.

AbschließendsollennochzweiMöglichkeitenzurWeiterentwicklungder
historisch‑materialistischen Politikanalyse benannt werden: Um der Gefahr 
zu entgehen, sich in kontextuellen Entwicklungen zu verlieren, müssen die 
Forschenden klar bestimmen, welcher Kontext für ihre Analyse relevant ist. 
Deshalb wurden in diesem Aufsatz – neben dem ökonomischen und poli‑
tischen Kontext – insbesondere die relevanten räumlichen Entwicklungen 
her aus gearbeitet. Weiterhin gestaltet sich die Operationalisierung der 
Akteurs‑ und Prozessanalyse in der Forschungspraxis relativ schwierig, da 
die vorgestellten Analyseschritte mehr eine Heuristik darstellen. Zur Lösung 
dieser Problematik wurde die Methode der critical discourse analysis ge‑
wählt, um die beiden Analyseschritte empirisch zu operationalisieren.

Endnoten

[1] DerBegriffderVerdichtungwirdinderraumplanerischen/raumordnerischenLiteratur
fürdiebaulicheVerdichtungvonRäumenverwendet.DerTerminusderVerdichtung
der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse stammt hingegen aus der materialistischen 
Staatstheorie.DiesebegrifflicheNäheistindiesemAufsatznichtvermeidbar,dadie
ErkenntnissedermaterialistischenStaatstheoriefürdasVerständnisderRaumord
nungspolitikgenutztwerden.DerBegriffderVerdichtungimraumplanerischenSinne
wirdhierjedochnurfürdieRaumkategoriederVerdichtungsräumeverwendet.

[2] Federführend war hier insbesondere die Forschungsgruppe <Staatsprojekt Europa> 
(2014).

[3] Zu nennen wäre hier beispielsweise das Wirtschaftsministerium im Rahmen der Gemein‑
schaftsaufgabeVerbesserungderregionalenWirtschaftsstruktur.

[4] Der Begriff der dezentralen Konzentration wird in der raumplanerischen und 
raum ordnerischen Literatur für eine auf dezentrale Entwicklung setzende, dabei jedoch 
inner regionale Konzentration befördernde raumordnungspolitische Handlungsstrategie 
benutzt.WernerVäth(1980)argumentiert,dassdiematerielleGrundlagedieses
raum ordnungspolitischen Handlungspostulates die räumliche Entwicklung gewesen 
sei,diedieFormderdezentralenKonzentrationangenommenhabe.Insofern,soVäths
Argument, habe die Raumordnungspolitik der 1970er‑Jahre die räumliche Entwicklung 
der Zeit nachvollzogen und nicht entgegen gewirkt.
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Spatial planning as condensation of political and societal 
forces

The article analyses the condensation of political and societal forces 
concerning spatial planning in the Federal Republic of Germany in the 1970s 
by using the historical‑materialist policy analysis. Within these condensed 
political and societal forces uneven development should be processed by 
the concept of decentralized concentration through development centers 
and axes. Against the background of the actual uneven development in the 
1970s – in the form of decentralized concentration – the different party 
members could connect their ideological and political ideas with the concept 
of decentralized concentration. In the end, the concept of decentralized 
concentration has led to a promotion of the already existing form of uneven 
development instead of preventing this development.
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„Keine unklugen Leute“
Die Durchsetzung des „Stadtumbau Ost“

1. Einleitung

Seit der Jahrtausendwende ist das Bund‑Länder‑Programm „Stadtumbau 
Ost“ ein zentraler Baustein der deutschen Stadtentwicklungspolitik. Es 
isteinaußerordentlich‚harter‘Planungsgegenstand.Bislangwurdenim
Rahmen des Stadtumbaus etwa 370.000 Wohnungen abgerissen; hierdurch 
hat sich in fast allen ostdeutschen Städten das Gesicht ganzer Wohngebiete 
fundamental verändert. Nichtsdestotrotz hat das Thema im Bereich der 
kritischen Stadtforschung bislang nur wenig Aufmerksamkeit gefunden. 

VordiesemHintergrundadressiertdervorliegendeArtikelzweiFor
schungs lücken: Dies ist zum einen die Fokussierung des Gros der wis sen‑
schaft lichen Diskussion über den Stadtumbau auf die lokale Ebene. Bei‑
träge, die innerhalb des letzten Jahrzehnts erarbeitet wurden, haben so 
viel fach neue Formen der Zusammenarbeit zwischen Stadtverwaltungen 
undlokalenWohnungsunternehmenbeleuchtet(vgl.BMVBW/BBR2003,
Kabisch et al. 2003, Altrock 2004, Bernt 2009, Bernt/Haus 2010, Wiechmann/
Pal lagst 2012). Dabei wurde beispielsweise ein Trend zu neuen „grant coalitions“ 
(Bernt 2009) festgestellt, in denen lokale Akteure ihre Strategien nach den Be‑
dürf nis sen überlokaler Förderinstitutionen ausrichten. In die sem Zuge wurde 
nationalen und europäischen Stadtentwicklungspolitiken eine prägende Wir‑
kung auf die lokalen Stadtumbaupraxen zugesprochen. Gleichzeitig wurde 

Der Beitrag untersucht die Herausbildung des Bund-Länder-Programms „Stadtumbau 
Ost“ um die Jahrtausendwende. Er analysiert dabei das Zusammenwirken von In te res sen, 
Ideen und Akteuren, die diesem (damals) neuartigen Ansatz der deutschen Stadt ent wick-
lungs politik zugrunde lag. In der empirischen Analyse wird deutlich, dass der Stadt umbau 
in seiner Genese nur als „Hybrid“ aus einem Rettungsprogramm für die ost deutsche 
Wohnungswirtschaft und weitergehenden strategischen Planungsansprüchen für die 
„schrumpfende Stadt“ adäquat verstanden werden kann. Das Zustandekommen dieser 
doppelten Orientierung spiegelt gleichzeitig die Durchsetzungsstärke einzelner „Schlüssel-
per sonen“ wieder, denen es gelang, auf die Ausrichtung des im Entstehen begriffenen 
Pro gramms prägenden Einfluss zu nehmen.

Ersteinreichung: 26. Juli 2016; Veröffentlichung online: 21. Juni 2017 
An english abstract can be found at the end of the document.
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die Herausbildung eben dieser Politiken auf nationaler Ebene bislang nicht 
untersucht. Entsprechend zielt dieser Beitrag auf eine empirische Analyse des 
Zu stan de kommens des „Stadtumbau Ost“. Es geht mir also um eine Studie, 
die vor allem den Anspruch hat, eine Wissenslücke in Bezug auf ein eminent 
wichtigesPraxisfeldderStadtplanunginDeutschlandzuschließen.

Eng verwandt mit der mangelnden Ausleuchtung der nationalen Ent‑
schei dungs ebene ist eine zweite Lücke in der Stadtumbaudiskussion: 
Während viele Beiträge den Stadtumbau als Zeichen einer neuen Offenheit 
von Entscheidungsträgern für eine Stadtentwicklung ohne Wachstum 
interpretierthaben(vgl.BMVBW2001,Lang/Tenz2003,Kil2004,Wiech
mann 2008), mehren sich aktuell (auch vor dem Hintergrund wieder stei‑
gen der Bevölkerungszahlen) Stimmen, die den erfolgten Abriss als eine von 
neoliberalen Konzeptionen geleitete Interessenpolitik zugunsten der Woh‑
nungs unternehmen kritisieren. In beiden Diskussionssträngen bleibt das 
Argumentationsgerüst jedoch in der Regel seltsam ‚akteurslos‘. Im ersten Fall 
stehen neuartige Ideen sozusagen ‚neben‘ Akteuren, Interessen und Hand‑
lungs restriktionen (kritisch hierzu auch Bernt et al. 2014); es bleibt somit 
im Unklaren, wie zweifelsohne wünschenswerte neue Planungsparadigmen 
an Wirkungsmacht gewinnen konnten. In der zweiten Argumentationslinie 
wirken strukturelle Interessen ebenfalls ‚hinter dem Rücken‘ von Akteuren 
und es bleibt unbestimmt, wie und warum sich diese im Regierungshandeln 
tatsächlich durchsetzen konnten.

Aus meiner Sicht verweist dieser Diskussionsstand auf ein tieferes wis‑
sen schaft liches Problem: die unbestimmte Konzeptionalisierung der Rolle 
individueller Akteure für den Wandel von Planungspolitiken. In der Stadt‑
forschungsliteraturwirdsohäufigaufdieSchlüsselrolleeinzelner‚Personen‘
(z. B. von Robert Moses für den autogerechten Umbau New Yorks oder von 
Karl Ganser für die „IBA Emscher Park“) verwiesen – gleichzeitig lassen sich 
abersehrunterschiedlicheVorstellungendarüberfinden,wiedieser„FaktorX“
(Gailing/Ibert 2016) genau zum Tragen kommen kann. Unterschiedliche 
konzeptionelleZugängestehenhierhäufignebeneinanderunddieRollevon
SchlüsselfigurenwirdmalmitpersönlichenQualitäten(Schumpeter1910,
Weber 1921, Grint 2000), mal mit Netzwerkpositionen (Tushman 1977, 
Burt1992und2004,Vedres/Stark2010),undwiedereinanderesMalmitden
Struk turen von Politikprozessen (Kingdon 1984, Sabatier/Smith 1993) erklärt.

Im vorliegenden Aufsatz versuche ich zu zeigen, dass den unterschiedlichen 
Ansätzen zur Erklärung des Wirkens von ‚Schlüsselpersonen‘ tatsächlich 
ein heuristisches Potenzial zugrunde liegt, ohne dessen Nutzbarmachung 
eintieferesVerständnisvonplanungspolitischenUmbrüchen(wiedem
„Stadtumbau Ost“) nur schwer gelingen kann. Gleichzeitig argumentiere ich, 
dass eine realistische Einschätzung der Reichweite des Handelns individueller 
Akteure nur dann gelingen kann, wenn ihre personenbezogenen Potenziale 
mit den für sie bestimmenden institutionellen Einbindungen, ihrer Rolle 
inInteressenkonstellationenunddenihnenzurVerfügungstehenden
Macht ressourcen zusammen gedacht werden. In der empirischen Analyse 
müssen also wirtschaftliche, institutionelle und ideenbezogene Umstände 
gleichermaßenBerücksichtigungfinden.

Mit der Absicht, das Zusammenspiel dieser Faktoren zu beleuchten, 
diskutiertderAufsatzzentraldasWirkenvondreiSchlüsselfiguren,diedas
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Zustandekommen des „Stadtumbau Ost“ auf je verschiedene Weise ent schei‑
dendgeprägthaben.SiestehenalsBeispielefüreinegrößereGruppevonein
biszweiDutzendIndividuen,fürdieeinrelevanterEinflussbelegtwerdenkann
und die zum Zustandekommen des „Stadtumbau Ost“ beigetragen haben. 
Die drei hier vorgestellten „Schlüsselpersonen“ stehen dabei stellvertretend 
für drei Makro‑Gruppen von Akteuren (Wohnungswirtschaft, Planung/
PolitikberatungundLandesregierung),dieEinflussaufdieGestaltungdes
Stadtumbaus genommen haben.

Das dieser Untersuchung zugrunde liegende empirische Material wurde 
indenJahren2014und2015imRahmeneinesinstitutsfinanziertenFor
schungs projektes zum Thema „Schlüsselpersonen in der Raumentwicklung“ 
am Leibniz‑Institut für raumbezogene Sozialforschung gesammelt.[1] 
Methodisch stützt sich die Studie auf zwei Kernbausteine: 
1. eine Literaturauswertung, in die neben wissenschaftlichen Pu bli‑

kationen vor allem die Jahrgänge 1997 bis 2001 der Zeitschrift Woh‑
nungs wirtschaft(desVerbandsorgansdesGesamtverbandesder
Woh nungs wirt schaft), ‚graue Literatur‘ wie Berichte und Gutachten 
sowie auszugsweise Sitzungsprotokolle der Expertenkommission „Woh‑
nungswirtschaftlicher Strukturwandel“ einbezogen wurden sowie auf

2. 14ExperteninterviewsmitVertreter_innenderWohnungswirtschaft,
Kommunal‑ und Landespolitiker_innen, Planer_innen sowie lei‑
ten den Repräsentant_innen des Bundesbauministeriums, die in die 
Ent stehung des Programms involviert waren. Die Interviews stützen 
sich auf einen gemeinsamen Leitfaden und wurden (bis auf eine Aus‑
nahme) digital aufgezeichnet. Sie wurden teilweise transkribiert und 
textanalytisch ausgewertet. 

In der Auswertung wurden zunächst wichtige Gesprächspassagen para‑
phra siert und so ‚Material‘ für die Rekonstruktion des Politikprozesses ge‑
wonnen.AufdieserGrundlagewurdenanschließendderEreignisverlauf
analysiert, wichtige ‚Weichenstellungen‘ rekonstruiert und Informationen 
über zentrale ‚Schlüsselpersonen‘ und ihr Handeln gewonnen. In einem 
zweiten Schritt wurden drei ‚Schlüsselpersonen‘ ausgewählt, deren Motive, 
HandlungsressourcenundVorgehensweisenvertieftuntersuchtwurden.
Dieser Schritt stützte sich stark auf Schilderungen der Interviewpartner_
innen, die miteinander verglichen und (unter Zuhilfenahme von Infor ma‑
tionen aus der Dokumentenanalyse) interpretiert wurden.

In der Diskussion gehe ich wie folgt vor: Um die Grundlagen für die 
Analyse zu legen, werden zunächst die politikwissenschaftlichen Konzepte 
diskutiert, die bei der Analyse des empirischen Materials zur Hilfe gezogen 
wurden.HierananschließendwirddieVorgeschichtedesProgramms„Stadt
umbauOst“dargestellt.AufdieserGrundlagewerdenanschließenddrei
Schlüsselfiguren vorgestellt, die auf je verschiedene Art und Weise eine 
zentrale Rolle bei der Entstehung des „Stadtumbau Ost“ gespielt haben. 
Im Fazit werden Schlussfolgerungen gezogen und die konzeptionellen und 
planungspraktischenImplikationenderempirischenAnalysereflektiert.
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2. Phasenmodelle von Politikprozessen

Die ‚chaotische‘ Struktur von Politikprozessen ist seit langer Zeit Gegenstand 
des lebhaften Interesses von Politikwissenschaftler_innen. Klassische Studien 
(z. B. Lasswell 1951, Pressman/Wildavsky 1973, Jones 1977, Polsby 1984, 
Kingdon 1988, Roberts/King 1996) haben die Einführung neuer Politiken 
alseinensichübereinegewisseZeitspannehinwegvollziehendenVorgang
beschrieben, bei dem mehrere Phasen sequentiell aufeinanderfolgen. Hierbei 
sind verschiedene Modelle und Phaseneinteilungen vorgeschlagen worden, 
derenSpezifikaundUnterschiedeandieserStellenichtimDetaildiskutiert
werden können. Festgehalten werden kann aus dieser Diskussion jedoch, 
dass die Einführung von Politikinnovationen als ein Prozess verstanden 
werden kann, in dem idealtypisch verschiedene Elemente sequentiell auf‑
ein anderfolgen. Analytisch kann in dieser Hinsicht beispielsweise zwischen 
folgenden drei Phasen unterschieden werden (Roberts/King 1996: 7ff.):
1. Creation oder initiation beinhaltet das Aufkommen einer neuen 

IdeeunddieVerknüpfungdieserIdeemiteinemProblem.Indieser
PhasemeldensichhäufigneueAkteuremitSkandalisierungenund
Alarmmeldungen zu Wort und dies schlägt sich in Fachpublikationen, 
Presseberichten und internen Arbeitsgruppen nieder.

2. Design umfasst die Übersetzung der neuen Idee in eine Form, die 
vom politisch‑administrativen System aufgenommen werden kann. 
Typische Produkte dieser Phase sind Positionspapiere, Gutachten oder 
Memoranden,indenenGrundzügeundVerantwortlichkeitenfüreine
neue Politik entworfen werden.

3. In der ImplementationwirdeineneueIdeeschließlichzurpolitischen
Praxis, indem sie an bestehende Institutionen angepasst bzw. mit der 
Einrichtung neuer Institutionen verbunden wird. Ausdruck des sen 
sind typischerweise neue Gesetze und Richtlinien, neue Finanz zu wei‑
sungs strukturen und Behördenzuschnitte. 

Die‚Phasen‘PerspektiveaufPolitikprozessewarinderVergangenheitauch
Gegenstand starker Kritiken. So wurde argumentiert, dass die angewandten 
Modelleempirischnichtzuverifizierenseien,weileinzelnePhasenhäufig
ineinander übergingen und auch die Reihenfolge der Phasen in der Realität 
häufignichtdenverwandtenSchemataentspreche.Kritisiertwurdeauchder
mangelnde Erklärungsgehalt von Phasenmodellen, die eher Beschreibungen 
lie fern als Kausalbeziehungen erhellen würden. In der Konsequenz, 
so wurde argumentiert, würde die Anwendung von Phasenmodellen zu 
einerübermäßigvereinfachendenundunrealistischenPerspektiveführen
(s. a. Jann/Wegrich 2007). 

Obwohl die Gültigkeit dieser Kritiken in der Politikwissenschaft heute kaum 
noch bestritten wird, erfreuen sich die kritisierten Phasenmodelle weiterhin 
großerBeliebtheitundfindenregelmäßigihreAnwendungbeiempirischen
Analysen einzelner Politikfelder. Der Hauptgrund hierfür ist, dass sie einfach 
handhabbare und robuste Schablonen bieten, mit denen Ordnung in den 
häufigverwirrendenVerlaufvonPolitikprozessengebrachtwerdenkann.Ihr
größterNutzenistdabeitatsächlichihreEinfachheitundsolange,wiedie
GrenzendieserModellereflektiertwerden,funktionierensiehervorragendals
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‚Werkzeug‘, mit dem ein Zugang zu den komplexen und sich schnell wan deln‑
den Konstellationen realer Politikprozesse gewonnen werden kann.

VonBedeutungsindhiervorallemzweiPunkte:ErstenshelfenPhasen
mo delle dabei, die Prozesshaftigkeit von ‚Politikinnovationen‘ zu begreifen. 
SieführenzueinemtieferenVerständnisdesInnovationsvorgangs,der
eben mehrere Stufen enthalten muss, um eine Idee zur politischen Realität 
werden zu lassen. Das ist vor allem deshalb wichtig, weil in unterschiedlichen 
Phasen des Innovationsprozesses jeweils unterschiedliche ‚Geburtshelfer‘ 
mit je unterschiedlichen Qualifikationen, Ressourcen und Beziehungen 
nötigseinkönnen.DieBetonungderMehrstufigkeitvonPolitikinnovationen
öffnet damit den Blick auf das Wirken unterschiedlicher Akteur_innen. 
ZweitenswirdinderLiteraturregelmäßigdaraufverwiesen,dassdieinden
unterschiedlichen Modellen entwickelten Phasenaufteilungen zwar eine 
gewisse logische Abfolge haben – in der Realität kann es aber leicht zu einer 
ÜberlagerungoderVerschiebungzwischeneinzelnenPhasenkommen.An
stel le eines mechanischen Ablaufschemas handelt es sich bei den vor ge schla‑
genen Phasen also um analytische Kategorien, die es ermöglichen, unter‑
schiedlicheElementeeineskonkretenInnovationsprozesseszuidentifizieren.

Untersucht man das Aufkommen neuer Politiken nicht nur ideen geschicht‑
lich,istgeradedieausdiesemVerständnisresultierendeVielschichtigkeit
interessant,dennsieermöglichtes,dieVerknüpfungvonIdeen,Interessen
und institutionellen Machtressourcen bei der Herausbildung neuer Pro‑
gramme angemessen zu analysieren. 

3. Die Herausbildung des „Stadtumbau Ost“

3.1. Initiation: Wohnungsleerstand als Ausgangspunkt

Wie kann dieses Schema auf den „Stadtumbau Ost“ angewendet werden? 
Obwohl Soziolog_innen und Stadtplaner_innen in Deutschland bereits 
in den 1980er Jahren über „Schrumpfung“ diskutiert hatten (bspw. 
Häußermann/Siebel1988),dauerteesbisindiezweiteHälfteder1990er
Jahre, bis die Problemlagen von Städten mit zurückgehenden Be völ ke‑
rungs zahlen durch das politisch‑administrative System beachtet wur den. 
DerHintergrund,vordemdiesschließlichstattfand,wardietransfor
mationsbedingte Krise der ostdeutschen Wohnungswirtschaft, die um die 
Jahrtausendwende zum Leerstand etwa eines Sechstels des gesamten ost‑
deutschen Wohnungsbestandes geführt hatte. In seiner Initiationsphase 
geht der „Stadtumbau Ost“ deshalb stark auf die Problematik wachsender 
Woh nungsleerstände zurück, die in Ostdeutschland seit Mitte der 1990er 
JahrezurVerknüpfungeinerVielzahlvonProblemengeführthatten.Diese
betrafenzunächstdieStadtplanung,inwachsendemMaßeaberauchdie
Woh nungs‑ und die Finanzwirtschaft sowie die kommunalen Haushalte. 
Denn die meisten ostdeutschen Wohnungsunternehmen hatten zu dieser Zeit 
er heb liche Ausgaben für die Bedienung von Krediten zu bewältigen, die sie zur 
Sanie rung ihrer Bestände sowie zur Begleichung sogenannter ‚Altschulden‘ 
auf ge nom men hatten. Die mit dem wachsenden Wohnungsleerstand ein her‑
gehen den Erlösrückgänge führten für viele von ihnen zu einem dauerhaften 
Miss verhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben und trieben sie in 
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Richtung einer Unwirtschaftlichkeit ihres Geschäftsbetriebes. Dies war 
zwangsläufigaucheinProblemfürdieinderImmobilienfinanzierungtätigen
Geschäfts banken, die in den 1990er Jahren intensiv Kredite an die jetzt von 
Leer ständen betroffenen Wohnungsunternehmen ausgereicht hatten und 
jetzt sowohl die Bonität der Kreditnehmer_innen als auch die Werthaltigkeit 
der beliehenen Sicherheiten kritisch hinterfragen mussten. Erhebliche 
RisikenergabensichschließlichauchfürdieostdeutschenKommunen:
Da diese in Deutschland als Hauptgesellschafterinnen der kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaften fungieren, stehen die Kommunen im Falle 
einer Insolvenz dieser Unternehmen in der Haftung. Eine Insolvenzwelle in 
derkommunalenWohnungswirtschafthättedeshalbineinerVielzahlvon
GemeindenzudramatischenfinanziellenBelastungengeführt.

Mit diesem Zuschnitt war der Wohnungsleerstand nicht allein ein 
städtebauliches Problem, sondern er evozierte eine Reihe von Ketten reak‑
tionen,dieihnauchzueinemwohnungswirtschaftlichen,finanzpolitischen
undfiskalischen‚Minenfeld‘machten.AllgemeinwurdedieLagedamals
rechtdramatischeingeschätztundinFachkreisenbestand„diegroßeAngst,
dass da eine Pleitewelle eines ganzen Wirtschaftszweigs auf uns zurollt [und] 
[…]dassdieKommunendamitreingezogenwerden,unddassdanndie
kommunalen Finanzen zusammenbrechen könnten.“ (Interview 6)[2]

VordiesemHintergrundkamendieerstenInitiativenzurDiskussion
des neuen Leerstandsproblems aus besonders stark betroffenen DDR‑Ent‑
wick lungs städten wie Sangerhausen, Hoyerswerda, Schwedt (Oder), 
StendaloderWolfen.GrößererBedeutungerlangteallerdingsschnelldie
Bundesebene, und hier vor allem die Aktivitäten des Gesamtverbandes der 
Wohnungswirtschaft(GdW).Anknüpfendanbereitsetablierteregelmäßige
Konsultationsrunden erreichte dieser bereits im Herbst 1997 die Einrichtung 
einer Arbeitsgruppe „Wohnungsleerstand in den neuen Ländern“, in der 
Vertreter_innenvonBundesundLandesministerien,derGdWselbstsowie
einzelne besonders stark betroffene Wohnungsunternehmen gemeinsam 
eine erste Analyse erarbeiteten. 

NichtsdestotrotzstießdasThemazunächstaufWiderstände.Schondie
Position der Wohnungswirtschaft selbst war zu diesem Zeitpunkt eher wider‑
sprüchlich und schwankte zwischen Interesse an der öffentlichen Aner ken‑
nung von Handlungsbedarf und Angst vor sinkender Bonität und ‚Panik‑
reak tionen‘ der Mieterschaft. Ähnlich holprig gestaltete sich die Genese des 
Themas in der Politik. Schon auf Landesebene lassen sich so sehr unter‑
schiedliche Positionen finden, die vom aktiven Thematisieren des Leer‑
standsproblemsundderAuflageeineseigenenAbrissprogrammsbishinzur
Problemverweigerung reichten[3].ÄhnlichunübersichtlichwarendieVer
hält nisse im Bundestag: Neben Thematisierungen vonseiten der Opposition 
(v. a. Frau Eichstätt‑Bohlig für die Grünen und Frau Ostrowski von der PDS) 
gab es hier SPD‑Netzwerker_innen, die zwischen Ministerialbürokratie 
undBundestagsfraktionpendeltenunddasThemaunterderOberfläche
vorantrieben, gänzlich Desinteressierte und Fachpolitiker_innen, die sich 
nicht mit einem derart unerfreulichen Thema „kontaminieren“ (Interview 7) 
wollten.VerstärktwurdedieUnsicherheitdurchUnklarheitenüberden
letztendlichnötigenFördermittelumfangunddieindieserZeithäufigen
Personalwechsel an der Spitze des Bauministeriums.
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3.2. Politikdesign: Die Expertenkommission

VordiesemHintergrundsetzteBundesbauministerKlimmtschließlich2000
eine „Expertenkommission Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den 
neuen Bundesländern“ ein. Das Zusammenkommen der Kommission ist heute 
schwer zu rekonstruieren. Die Mehrzahl meiner Interviewpart ner_innen geht 
aber davon aus, dass die Kommission entscheidend auf eine gemein same 
InitiativevonVertreter_innenderMinisterialbürokratieundeinesfreien,
aber in der SPD hervorragend vernetzten, Politikberaters zurück geht, der 
über ausgezeichnete Kontakte zum Ministerium verfügte und den Minister im 
per sön lichen Gespräch von dieser Strategie überzeugen konnte (siehe unten).

Dieneue‚Expertenkommission‘tagteschließlichinfünfzweitägigenSit
zungenzwischenFebruarundNovember2000underarbeiteteschließlicheine
fast 90‑seitige Handlungsempfehlung, die rückblickend den entscheidenden 
Grund stein für die Anbahnung des Bund‑Länder‑Programms „Stadtumbau 
Ost“ bildete. 

Über die mit der Einsetzung einer Expertenkommission verbundenen 
Ziele gibt es unterschiedliche Interpretationen. Während einige Inter view‑
partner_innendieKommissionals„Verschiebebahnhof“und„Alibiver
an stal tung“ charakterisierten, erweckte die Kommission für andere In ter‑
view partner_innen eher den Eindruck einer geschickten Manipulation von 
politischen Entscheidungsabläufen: „Das waren schon keine unklugen Leute. 
Die haben schon genau gewusst, wen sie da rein setzen müssen, damit sie 
ein Ergebnis haben, das sie mehrheitsfähig machen können.“ (Interview 4)

Diese Spannung spiegelte sich in der Zusammensetzung der Kommission 
wider.ObwohldiemaßgeblichenPolicyInitiativenindiesemBereichbis
dato von der organisierten Wohnungswirtschaft lanciert worden waren, 
erhieltdiesealsVerbandkeinenPlatzinderKommission.AnihreStelle
traten vier Geschäftsführer_innen von Einzelunternehmen. Hinzu kamen 
drei Bankenvertreter_innen, die ebenso wie die Wohnungsunternehmen 
ein Interesse an der schnellen Gesundung des Marktes hatten. Diesen klar 
wirtschaftlichenInteressengegenübersaßendreiStadtplaner_innen(von
deneneineraucheinekommunaleVerantwortunghatte),eineStadtkämmerin
sowie zwei Wissenschaftler_innen und eine Mietervertreterin. Über eine 
eigeneStimmeverfügteaußerdemderdieKommissionbetreuendePolitik
be rater. Neben den stimmberechtigten Mitgliedern nahmen an den Kom mis‑
sionssitzungenalsGäste(ohneStimme,abermitRederecht)Vertreter_innen
der ostdeutschen Länder, des Bundesbauministeriums, des Bundesamtes für 
Bau wesen und Raumordnung, des Bundeskanzleramtes und der Kreditanstalt 
fürWiederaufbauteil.NichtinderKommissionvertretenwarenVertreter_
innen der privaten Wohnungswirtschaft, Infrastrukturbetreiber_innen und 
Fach politiker_innen aus den zuständigen Bundes‑ und Landtagsausschüssen. 
Zu sam men gefasst waren in der Kommission also einerseits Personen prägend, 
die ein starkes Interesse an einem neuen Förderprogramm für not lei den de 
Woh nungsunternehmen hatten, andererseits wurden auch Per sön lich keiten 
eingeladen, die sich für eine eher planerische Perspektive engagierten. 

Auf dieser Grundlage erarbeitete die Kommission drei Gruppen von 
Empfeh lungen: Am klarsten und mit Abstand am wichtigsten war die 
For de rung nach einem gesonderten Abrissprogramm für 300.000 bis 
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400.000 Wohnungen in den nächsten zehn Jahren. Diese nahm zwar be‑
zogen auf die Seitenzahl wenig Platz ein und findet sich im Bericht auch 
eher versteckt gegen Ende des Bandes – zweifelsohne war dies aber „der 
eigentliche Arbeitsauftrag“ (Interview 5) der Kommission. Gerade für die 
teilnehmenden Wohnungsunternehmen war eine Förderung von Abrissen 
absolut zentral, denn diese ermöglichte es ihnen, kostenneutral die zeitgleich 
be schlossene Altschuldenerleichterung für abgerissenen Wohnraum in An‑
spruch zu nehmen, ‚tote‘ Betriebskosten zu sparen, sowie durch Umsetzung 
vonMieter_innendieRentabilitätihrer‚Verbleibebestände‘zuverbessern.[4] 

Eine zweite Gruppe von Empfehlungen zielte auf eine Stärkung der Nach‑
frage nach innerstädtischen Wohnungen, vor allem durch die Unterstützung 
von Eigentumsbildung. Interessanterweise nimmt dieser Bereich im Bericht 
dengrößtenPlatzein.VorgeschlagenwurdedabeieinganzesBündelvon
Einzelmaßnahmen,dievoneinerUmorientierungderEigenheimzulage
von Neubau zu Bestandswohnungen bis hin zur Privatisierung kommunaler 
Bestände für Selbstnutzer_innen reichten. Diese Linie wurde in der Kom‑
missionvorallemvondemdieVeranstaltungmanagendenPlanungsund
Politik beratungsbüro sowie von einzelnen Planer_innen vorangetrieben. 
IhrzugrundelagdieVorstellung,dasssichindemLeerstandnichtnurein
quantitativer Wohnungsüberhang ausdrücke, sondern dass mit den Plat‑
ten bauten in Ostdeutschland ein langfristig nicht marktfähiger Woh nungs‑
typ dominiere. Die daraus resultierende Schlussfolgerung war, dass nicht 
nur der Abriss von nicht mehr benötigten Wohnungen in diesem Segment 
konzentriert werden müsse, sondern dass man den Abriss vor allem mit 
Anreizen verbinden müsse, um die Bewohner_innen randständiger Wohn‑
vier tel in die Innenstadt zu ziehen[5].

Eine dritte Zielrichtung orientierte auf die Stärkung gesamtstädtischer 
Planungs‑ und Steuerungsverantwortung durch neuartige „Integrierte Stadt‑
ent wicklungskonzepte“. Diese Empfehlung nimmt zwar ebenfalls im Bericht 
nichtvielPlatzein,findetsichaberanzentralerStellealsEinleitungdes
Kapitels „Folgerungen und Empfehlungen“. Im Kern ging es dabei um drei 
wesentliche Neuerungen: (1) Es sollten verbindliche gesamtstädtische Pla‑
nungs konzepte erarbeitet werden. (2) In diesen Konzepten sollten konkrete 
Abriss pläne festgehalten werden. (2) Die Pläne sollten nicht mehr allein von 
der Kommune, sondern in einer öffentlich‑privaten Zusammenarbeit mit der 
Wohnungswirtschaft entwickelt werden. 

Insgesamt schlug die Expertenkommission damit einen interessanten Mix 
ausBeibehaltung,ModifikationundInnovationbestehenderSteuerungs
instru mente vor. Im Zentrum stand dabei das neue Abrissprogramm, das eine 
fun da mentale Reorientierung der bisherigen Städtebaupolitik bein hal tete und 
(vorallemdurchseineVerbindungmiteinerSondertilgungvonAltschulden)
eine Lösung der wohnungswirtschaftlichen Krisensituation versprach. 

3.3. Implementation: Programmformulierung und Wettbewerb 
„Integrierte Stadtentwicklungskonzepte“

DieVorstellungdesBerichtesderExpertenkommissionfielimNovember
2000miteineräußerstungünstigenEntwicklungzusammen:Aufgrund
einer Korruptionsaffäre trat der verantwortliche Bundesbauminister Klimmt 
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überraschend zurück. In der Folge erschien die politische Unterstützung für 
dieVorschlägeunsicherundvieleBeobachter_innenerwarteten,dassdie
ambitionierten–undteuren–VorschlägederExpertenkommissionwiederin
der Schublade verschwinden würden. In dieser Situation bewährten sich die 
ein ge spielten Arbeitsabläufe zwischen der organisierten Wohnungswirtschaft 
und der Ministerialbürokratie in Bund und Ländern: „Auf der Länderseite 
warStabilitätda.VonderSeitewardaserstmalberuhigend.AufderSeite
des Bundes waren die leitenden Ministerialbeamten auch fest im Sattel. Das 
war auch ein entscheidender Punkt.“ (Interview 5) „[Entscheidend war], 
dass hier die Leute in den Abteilungen blieben, so dass auch hier Konti nuität 
gegeben war. Die Aufgabe bestand dann immer nur darin, den neuen Minister 
ein zu stim men und heranzuführen an die Probleme.“ (Interview 6). Ent‑
sprech end gingen Bund‑ und Länderverwaltungen zügig daran, ‚Aus füh rungs‑
vorschriften‘ für ein neues Förderprogramm abzustimmen. Flankiert und vor‑
angetriebenwurdedieverwaltungsmäßigeAbarbeitungderEmpfehlungen
der Expertenkommission durch einen weiterhin hohen Druck der Länder (vor 
allem durch Sachsen), die teilweise schon eigene Rück bau initiativen ergriffen 
hatten. Eine zentrale Rolle spielte auch weiterhin der GdW, der intensiv 
Öffent lich keitsarbeit betrieb und in einer ganzen Reihe von Ausschüssen und 
Len kungs gruppen auf Bundes‑ und Landesebene präsent war. 

AufdieseWeisekamesschließlichnichtzueinerVerankerungdesStadt
umbaus im Gerüst der Städtebauförderung. Dabei verschoben sich aller‑
dings die Gewichte: In der Kabinettsvorlage der Bundesregierung von Ende 
2001 konnte man zwar noch die Stichworte „Beseitigung des An gebots über‑
hangs,AufwertungdervonRückbaubetroffenenViertel,Konzentrationder
Wohnungsbauinvestitionen auf den innerstädtischen Altbau“ als kon zep‑
tionell gleichberechtige Bestandteile einer integrierten Strategie wieder‑
finden–inBezugaufdiezurVerfügunggestelltenFinanzmittelwaraller
dings schon eine klare Schwerpunktsetzung auf den Rückbau erkennbar. 
Noch deutlicher wurde diese Orientierung in der die Förderung endgültig 
regelndenVerwaltungsvereinbarungzwischenBundundLändernvom22.
Mai 2003. Ohne hier auf die einzelnen Schritte im Detail eingehen zu können, 
lässt sich für die Implementationsphase eine immer klarere Orientierung des 
„StadtumbauOst“aufRückbaumaßnahmenerkennen,währenddiejenigen
Empfeh lungen der Expertenkommission, die auf eine Unterstützung der 
Nachfrage nach selbstgenutztem Wohneigentum im Bestand zielten, sukzes‑
sive ins Hintertreffen gerieten. 

Gleichzeitig gewannen die im Bericht nur ‚en passant‘ angesprochenen 
Stadt entwicklungskonzepte enorm an Bedeutung. Entsprechend wurde im 
Okto ber 2001 ein Bundeswettbewerb „Integrierte Stadtentwicklungskonzepte“ 
aus gelobt, der die Erarbeitung von Integrierten Stadtentwicklungskonzepten 
mit bis zu 125.000 Euro förderte. Mit 260 beteiligten Kommunen entwickelte 
sich der Wettbewerb zu einer Initialzündung für die Umsetzung des Pro‑
gramms.DabeigewannenplanerischeVorstellungeninderFormulierung
von Förderzielen deutlich an Gewicht. Denn zum einen wurden sowohl 
die von den Kommunen eingereichten Konzepte als auch die vom Bund in 
Auftrag gegebenen Sondergutachten[6] in der Regel von Planer_innen und 
Architekt_innen erarbeitet. Zum anderen erfolgte die Preisvergabe durch 
eine Jury, in der Planer_innen ein starkes Gewicht hatten. 
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3.4. Zwischenfazit: Phasen der Entstehung des „Stadtumbau Ost“

Wie lässt sich diese Entwicklung zusammenfassen? Mit Bezug auf die oben 
diskutierte Schichtung eines Policy‑Innovationsprozesses ergibt sich folgen‑
des Bild:
• Die Initiationsphase, in der das Problem wahrgenommen und als in 

staatlicherVerantwortungliegenderGegenstandanerkanntwurde,zog
sichvonetwa1997bis2000hin.VonvorrangigerBedeutungwarenin
dieser Zeit die Aktivitäten des GdW, der für eine andauernde Information 
der Fachöffentlichkeit sorgte und erste Handlungsvorschläge machte. 
Hier  durch kam es zu einem starken ‚Framing‘ von Schrumpfung als 
vorrangig woh nungs wirtschaftlichem Problem. 

• In der hierauf folgenden Design‑Phase ist weiterhin ein starkes Gewicht 
des GdW zu verzeichnen, das sich in seiner Beteiligung (teilweise ‚über 
Bande‘) in allen wichtigen Gremien widerspiegelt. Gleichzeitig ist in 
diesem Punkt die intensive Einmischung eines ‚Policy Entrepreneurs‘ 
zu verzeichnen (s. u.), der versuchte, auf den Wellen des im Aufkommen 
be find  lichen Stadtumbaus eigene Politikpräferenzen einzubringen 
und vor allem der Eigentumsförderung einen stärkeren Stellenwert zu 
verleihen. Dies beding te eine Aufweitung der Instrumentenvorschläge 
und verschaffte stadt pla nerischen Ansätzen mehr Gewicht.

• In der auf den Bericht der Expertenkommission folgenden Imple men‑
tationsphasewurdeder„StadtumbauOst“schließlichineinemGerüst
vonZuständigkeiten,VerfahrensabläufenundMittelzuweisungen
ver ankert. Hierbei verschob sich die Zusammensetzung der rele van‑
tenAkteur_innennaturgemäßstarkinRichtungLandesundBun
des ministerialbeamt_innen. Dabei wurden vor allem der Rückbau als 
zentrale Programmkomponente gestärkt sowie neuartige ‚Integrierte 
Stadt ent wick lungskonzepte‘ als zen tra les Steuerungsinstrument instal‑
liert. Eigentumsförderung wurde dabei als Thema zusehends an den 
Rand gedrängt.

Bereits in einem knappen Überblick kann man also feststellen, dass das 
Zustan dekommen des Stadtumbaus weder allein das Ergebnis einer neuen 
Offenheit für Planungsstrategien jenseits der Wachstumsgesellschaft (so 
bspw. Pallagst 2008, Hollander/Nemeth 2011) war, noch aus einer einseitigen 
Durch setzung wohnungswirtschaftlicher Interessen resultierte. Die Priori‑
täten der Wohnungswirtschaft verbanden sich dabei mit bürokratischen 
und städtebauförderrechtlichen Erfordernissen[7]. Das Ergebnis war ein 
Pro gramm, das zwischen dem Ziel einer betriebswirtschaftlich gedachten 
Markt bereinigung und der Intention einer neuartigen Entwicklungsplanung 
für schrumpfende Städte hin und her schwankte.

4. Drei Schlüsselfiguren

Wie spiegelt sich diese Gemengelage im Handeln zentraler ‚Geburtshelfer‘ 
des Stadtumbaus wieder? Mit welchen Ideen und Interessen traten diese 
an?WerkonntesichdabeidurchsetzenundwelcheVorschlägewurdenan
den Rand gedrängt?



Bernt    51

4.1. Frau Riemer: Eine „Mutter Courage der ostdeutschen 
Wohnungswirtschaft“

DieerstehiervorgestellteSchlüsselfiguristFrauRiemer,dieehemaligestell
ver tretende Geschäftsführerin des GdW. Frau Riemer kommt aus Ostberlin 
undarbeiteteseitden1970erJahrenalsVolkswirtinbeimMinisterratder
DDR. Nach der Wende engagierte sich Frau Riemer zunächst im neu ge‑
gründetenVerbandderWohnungsgenossenschaftenderDDRundwurde
nach dessen Fusion mit dem „Gesamtverband der Wohnungswirtschaft“ 
Leiterin des (insbesondere für Fragen der ostdeutschen Wohnungswirtschaft 
zuständigen) Berliner Büros des GdW.

DiesePositionbrachteFrauRiemereineVielzahlvonKontaktenein.Nach
eigenen Aussagen kannte Frau Riemer in diesem Bereich „eigentlich jeden“. Gut 
vernetztwarFrauRiemeraberauchinRichtungPolitikundVerwaltung:„[…]
In den 1990er Jahren gab es eigentlich keine Sachfrage in der Wohnungspolitik, 
dieichnichtmitbegleitethabe.[…]IchhabejaalleLandesministergeduzt.
Eigentlich kannten die mich alle und die Haupt beam ten kannten mich auch.“ 
(Interview 4). Allgemein wurde Frau Riemer für die ihr eigene engagierte und 
resolute Art in der ‚Szene‘ hoch geschätzt und mit dem Spitznamen ‚Mutter 
CouragederostdeutschenWohnungswirtschaft‘bedacht.

Angesichts dieser Umstände nimmt es kaum Wunder, dass Frau Riemer 
in der Initiationsphase des „Stadtumbau Ost“ eine zentrale Rolle spielte. Ihre 
Aufgabe bestand dabei zunächst vor allem im hartnäckigen Erzeugen von 
Aufmerksamkeit: „Man musste erstmal dafür sorgen, dass man das Problem 
überhaupt in die Köpfe reinbringt. Die [ostdeutschen Landesbauminister] 
haben sich extrem schwer getan.“ (Interview 4). Trotz anfänglicher Wider‑
stände gelang es Frau Riemer allerdings zusehends, „unser Thema bei denen 
[den Ministerien] auf die Tagesordnung zu setzen.“ (ebd.) Dabei wurde Frau 
Riemer schnell zu einer Bezugsperson, bei der viele Fäden zusammenliefen. 
Auchdie‚Expertenkommission‘wurdevonFrauRiemerbegleitet:„[…]Die
sind mit Zahlen gespickt worden ohne Ende. Wir haben denen auch zu jeder 
SitzungPapierzugeschicktundAufarbeitungen[…].Ichglaubeauch,dasswir
parallel dazu weiter zu den Bundestagsabgeordneten, insbesondere zu denen 
aus Ostdeutschland und denen, die Städtebau ge macht haben, gegangen 
sind. Dass die also politisch ein bisschen Druck machen.“ (ebd.)

DiesesVorgehenerwiessichalserfolgreichundimErgebnisgelanges
schließlich,dieHauptforderungenderWohnungswirtschaft(einstaatlich
gefördertes Abrissprogramm und eine Sondertilgung von Altschulden) ohne 
Abstriche in den Empfehlungen der Kommission und auch in den späteren 
Programmentwürfen und Förderrichtlinien zu verankern. Auch an dieser 
StellespielteFrauRiemereineentscheidendeRolle,dennalsVertreterindes
GdW war sie nicht nur an Lenkungsrunden und in Jurys beteiligt, sondern 
wurdeauchinzunehmendemMaßezuVeranstaltungen,Vorträgenund
Interviews eingeladen, sodass sie ein Podium erhielt.

Zusammengefasst war Frau Riemer also sehr zentral an der Initiations‑
phasebeteiligt,sienahmindirektEinflussaufdieEmpfehlungenderExper
tenkommissionundsiehatteschließlichauchinderImplementationdes
Stadt umbaus ‚ihre Aktien‘. Wie konnte ihr dies gelingen? Eine Antwort auf 
diese Frage ist struktureller Natur und verweist auf die Schlüsselrolle, welche 
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die Wohnungswirtschaft für die Bewältigung der Leerstandskrise einnehmen 
musste.HinzukommtdieinDeutschlandtraditionellengeVerzahnungvon
Wohnungs‑ und Städtebauförderungspolitik mit den Unternehmen der kom‑
mu nalen und genossenschaftlichen Wohnungswirtschaft. Am GdW führt in 
der deutschen Stadtentwicklungspolitik kein Weg vorbei und ent sprechend 
konnteFrauRiemeralszentraleLobbyistindiesesVerbandesvoneinernicht
zu unterschätzenden Machtposition aus agieren.

Neben dieser strukturell verankerten Position sind aber auch an die Person 
von Frau Riemer gebundene Merkmale zu erkennen, die ihr ein erfolgreiches 
Agieren ermöglichten. In dieser Hinsicht kann Frau Riemer als ‚multiple 
Insiderin‘ beschrieben werden, die in mehrere Netzwerke integriert war (hier 
vor allem Wohnungswirtschaft, Bundesbauministerium und Bundespolitik) 
und zwischen diesen Kohäsion herstellen konnte. Zu verweisen ist aber 
auch auf Frau Riemers engagierten Stil, der eine ostdeutsche Prägung offen‑
siv aufnahm und als besondere ‚Basisnähe‘ produktiv machte. Dieses Per‑
sönlichkeitsprofilermöglichteFrauRiemerzumeineneinehervorragende
VernetzungindasdamalsehermitOstdeutschenbesetzte‚mittlere‘Politik
und Fachmilieu. Gleichzeitig erleichtere es diese persönliche Prägung, eine 
Distanz zu etablierten Problemsichten zu entwickeln und auch auf der Minis‑
ter ebene offensiv Themen anzusprechen, die bis dahin ‚keiner hören wollte‘. 

4.2. Herr Pfeiffer: Politikberatung als Beruf und Berufung

In einer gänzlich anderen Position als Frau Riemer agierte Herr Pfeiffer, der 
Geschäftsführer der „Empirica AG Forschung und Beratung“, der hier als 
zweiteSchlüsselfigurbeimZustandekommendes„StadtumbauOst“por
trä tiert werden soll.

Ullrich Pfeiffer, der in den 1960er Jahren sowohl Ökonomie als auch 
Städtebaustudierthatte,begannseineberuflicheLaufbahnnachdemStu
dium als ‚Redenschreiber‘ des SPD‑Wirtschaftsministers Karl Schiller. Nach 
einigen Jahren wechselte Pfeiffer in das Bundesbauministerium, wo er 
schnell Karriere machte und bis zum Abteilungsleiter aufstieg. Neben diesen 
minis terialen Tätigkeiten war Pfeiffer seit den 1970er Jahren in der SPD aktiv 
und wurde lange Zeit zum eher wirtschaftsliberalen Flügel der Partei gezählt. 
1990 gründete Herr Pfeiffer das wirtschafts‑ und sozialwissenschaftliche 
Bera tungs unternehmen Empirica. Empirica entwickelte sich schnell zu 
einem der wichtigsten deutschen Beratungsunternehmen im Bereich Woh‑
nungs‑ und Stadtentwicklungspolitik und erarbeitete im Laufe der Jahre 
zahlreiche Gutachten und Beratungsdienstleistungen für Banken, Bau spar‑
kassen,Versicherungen,Bauträger,Immobilieninvestoren,Kommunen,
Kommu nal verbände, Landes‑ und Bundesministerien sowie Stiftungen. 

Für das Thema Wohnungsleerstand begann sich Herr Pfeiffer 1997 inten‑
siver zu interessieren. Dabei ging es zunächst um das Erfassen des Problems, 
seiner Ursachen und seines Umfangs: „Erst mal schnuppert man rum. Ich war 
ja nun ziemlich lange in dem Milieu. Man hat eine Menge Kontakte, fachlich un‑
abhängigvonderPartei–guteKontakte.[…]Dahabeichvielrumtelefonieren
müssen,bisicherstmalwusste,werwirklichwasweiß.“(Interview1)

GestütztaufdieseVorarbeitenentfalteteHerrPfeiffereineintensive
Akquise arbeit. Sein Ziel war es dabei, eine Kommission auf den Weg zu 
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bringen,umeinenqualitativhochwertigenundumsetzungsfähigenVorschlag
zum Umgang mit dem Leerstandsproblem zu erarbeiten. Zu Hilfe kamen 
Herrn Pfeiffer in dieser Phase vor allem zwei Umstände: Zum einen ver fügte 
er aus seinem vergangenen Berufsleben über hervorragende Kon tak te in das 
Bundesbauministerium, sodass er im Ministerium ein gern gesehen er Gast 
war, der nach eigenen Aussagen auch den Minister „briefen“ (Inter view 1) 
konnte. Zum anderen war Empirica 1999 gerade dabei, zwei Grundlagen‑
studien zu Problemen ostdeutscher Wohnungsmärkte zu erarbeiten, die das 
UnternehmensozusagenalsVorarbeitenmitindieWaagschalewerfenkonnte.

VordiesemHintergrunderteiltedasBundesbauministeriumPfeiffer
schließlicheinenAuftragfürdieVorbereitungundBegleitungdereinzuberufen
den Expertenkommission. Bemerkenswert ist, dass die Auftragsvergabe 
‚freihändig‘,dasheißtalsDirektvergabedurchdenBauminister,erfolgte.
Der Spielraum Pfeiffers bei der Gestaltung der Kommissionsarbeit ging 
zudemdeutlichüberdasbeisolchenVeranstaltungenÜblichehinaus.Dies
betraf zunächst die Auswahl der Kommissionsmitglieder: „Ich würde mal 
sagen,80ProzentderPersonenvorschlägekamenvonmir.[…]Dashatmich
mindestens20StundenTelefonategekostet.“(Interview1)VonBedeutung
warauch,dassHerrPfeifferesschaffte,beidieserVeranstaltungnichtnur
als Auftrag nehmender Assistent mitarbeiten zu können, sondern wie die ein‑
ge ladenen Expert_innen Stimmrecht erhielt. Auf diese Weise hatte Pfeiffer 
nichtnurstarkenEinflussaufdieZusammensetzungderKommission.Er
hatte als ihr Manager auch Möglichkeiten zur Gestaltung der Tages ord‑
nung,steuertedieVergabevonGutachtenundExpertisenundhattedarüber
hin aus als Kommissionsmitglied eine Stimme. Dieser Umstand verlieh 
Pfeiffers Position natürlich erhebliches Gewicht und ermöglichte ihm die 
Fein steuerung der Kommissionsaktivitäten: „Also angefangen hatte ich den 
Bericht schon im Kopf. Sie müssen wissen, was Sie wollen, wenn Sie eine 
Kommissionhaben.[…]Ichsagemalso:Kommissionsmanagementisteine
Kunst. Sie müssen mit allen, die Sie dort in die Kommission bitten, vorher 
telefonieren, damit Sie wissen, warum geht der rein, was will der, was ist 
seine Oberlobby und so weiter. Sie müssen die Landschaft, durch die Sie da 
wandern wollen, richtig genau kennen.“ (Interview 1)

Aber welchen Inhalten diente dieses virtuose Kommissionsmanagement? 
Auch hier ist die Lage ziemlich eindeutig: Herr Pfeiffer hatte seit jeher die 
Ansichtvertreten,dassmitdenGroßwohnsiedlungeninderDDReinnicht
zukunftsfähiger Wohnungsbestand gebaut worden sei, dass die kom mu‑
na len und genossenschaftlichen Eigentümer dieser Wohnungen eine zu 
stark marktbeherrschende Stellung innehätten, und dass allgemein die 
Eigen tums quote in Ostdeutschland zu niedrig sei. Aus Herrn Pfeiffers Sicht 
gehörten daher der von der Wohnungswirtschaft geforderte Abbruch von 
Plattenbauwohnungen, die Privatisierung kommunaler Bestände an Einzel‑
eigen tümer, die Aufwertung der Innenstädte und die Förderung von Wohn‑
eigen tum zusammen. Entsprechend sorgte Pfeiffer dafür, dass (1) Expert_in‑
nen in die Kommission eingeladen wurden, von denen bekannt war, dass sie 
ein starkes Interesse an Eigentumsförderung, Innenstadt und Denkmalschutz 
hatten (quasi als Gegengewicht zu den Wohnungsunternehmen) und dass (2) 
durch eine intensive Auseinandersetzung mit Bevölkerungsstatistiken in der 
Kommission die Ansicht durchgesetzt wurde, dass die Leerstände nicht nur 
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auf einen allgemeinen Bevölkerungsrückgang, sondern auch auf Wan derungs‑
bewegungen weg aus den ‚falschen Wohnungen‘ zurückzuführen seien. 

Im Ergebnis dieser Anstrengungen hatten die Empfehlungen der Kom‑
mis sion, wie oben beschrieben, eine klare Schlagseite in Rich tung Eigen tums‑
förderung. Diesen ‚Landgewinn‘ gegenüber der Woh nungs wirt schaft musste 
Herr Pfeiffer in den auf die Expertenkommission folgenden Jahren allerdings 
Stück für Stück wieder aufgeben: „Wir haben ja auf die Weiterentwicklung und 
AnwendungderInstrumentekeinenEinflussgehabt.[…]Undichwarziemlich
erstaunt, wie sehr dann die Fortentwicklung und Anwendung unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit passiert ist. Die Unternehmen wollten sich wahrscheinlich 
nicht in die Karten schauen lassen. Es ist gibt dann halt so: ‚Jetzt machen wir 
die Tür aber wirklich zu. Jetzt machen wir das unter uns.‘“ (Interview 1)

Zusammengefasst kommt Herrn Pfeiffer damit vor allem in der Design phase 
des Programmes eine zentrale Rolle zu. Diese bestand darin, dass er als ‚Policy 
Entrepreneur‘ imstande war, eigene Problembeschreibungen konsistent mit 
neu artigen Politikansätzen zu verknüpfen und über intensive Netzwerkarbeit in 
der Politik für deren Transport in den politischen Prozess zu sorgen. Erleichtert 
wurde ihm das durch seine über Jahrzehnte etablierten Kontakte sowie seine 
hohe wohnungswirtschaftliche Kompetenz. Pfeiffer war frühzeitig in der Lage, 
Weichen stellungen vorauszusehen, und er verfügte über das Geschick und das 
Reno mmee, die ‚richtige Welle zu reiten‘. Seine Legitimation basierte dabei, 
imGegensatzzuFrauRiemer,nichtaufderRollealsVertretereinermacht
vollenInteressengruppe,sondernausschließlichaufseinerPerson,diegerade
dadurch, dass sie mitunter Kon tro versen provozierte, als unabhängig galt.

ImweiterenVerlaufbewirkteabergeradediese‚freihängende‘Position,
dass Pfeiffer nicht unbedingt in die weitere Entwicklung eingebunden wer‑
denmusste.Dieser‚Verzichtbarkeit‘konntePfeiffernurwenigentgegen
setzen.ImErgebnisfielenmehrundmehrEmpfehlungenvonHerrnPfeiffer
sukzessive unter den Tisch.

4.3. Herr Buttolo: „Mit dem Herzen dabei“

BeiderdrittenhiervorgestelltenSchlüsselfigurhandeltessichumAlfred
Buttolo,denlangjährigzentralenVerantwortlichenfürdieStadtentwicklungs
und Wohnungspolitik des Landes Sachsen.

Ähnlich wie Frau Riemer kam Herr Buttolo als ehemaliger DDR‑Bürger 
über Umwege in seine Position. Er ‚rutschte‘ sozusagen über eine Partei karrie re 
in das Sächsische Innenministerium, und wurde hier zunächst Staats sekre‑
tär für Städtebau und Wohnungswesen. Ab dem 1. Januar 2000 wurde sein 
Aufgabengebiet um die Landesentwicklung erweitert und von 2005 bis 2009 
übernahmHerrButtoloschließlichalsNachfolgervonThomasdeMaizièreden
Posten des sächsischen Innenministers. Mit dieser Berufs lauf bahn war Herr 
Buttolo faktisch über nahezu zwei Jahrzehnte der informelle ‚Bauminister‘ 
Sachsens und konnte langfristig und „wirklich völlig autark“ (Interview 5) an 
einer zentralen Schaltstelle zwischen Land, Gemeinden und Bund agieren.

KennzeichnendfürHerrnButtolosPolitikstilwareineengeVerbindung
‚zurBasis‘,dasheißtzudenlokalenWohnungsunternehmenundGemein
deverwaltungen.VerschiedeneInterviewpartner_innenberichteten,dass
Buttolo „viel durchs Land getourt“ sei, „sein Ohr an der Basis hatte“, „an 
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derFrontunterwegswar“usw.BemerkenswertistdabeiauchdieengeVer
bundenheit zwischen Herrn Buttolo und der sächsischen Woh nungs wirt‑
schaft: „Ich hatte im Freistaat Sachsen einen sehr guten persönlichen Draht 
zurunternehmerischenWohnungswirtschaft,aberauchzu‚Haus&Grund‘.
IchkannteeigentlichfastjedesbedeutsamereWohnungsunternehmen.[…]
Es war zu vielen Mitgliedern aus dem genossenschaftlichen und kommunalen 
BereicheinnahezukameradschaftlichesVerhältnis.“(Interview5)

Aufgrund seiner hervorragenden Kontakte erfuhr Herr Buttolo bereits 
zu einem Zeitpunkt, als noch nicht offen über das Leerstandsproblem ge‑
sprochen wurde, sehr direkt und unmittelbar von der eigentlichen Lage. 
Hier durch hatte er einen Informations‑ und Lernvorsprung, der ihn in dem 
Augenblick, als die Leerstandsproblematik öffentlich wurde, zu einem her‑
vor ragend informierten Experten machte. Darüber hinaus bewirkte die enge 
VerbundenheitButtolosmitderlokalenWohnungswirtschafteinenschnellen
Trans port des Themas in das zuständige Sächsische Innenministerium und 
in die sächsische Landespolitik. Sowohl im Kreis der Ministerialbeamten als 
auchinderPolitikstießdasThemaAbrissdabeizunächstüberhauptnicht
aufZustimmung:„DahatteichinnerhalbderCDUeineschwereDiskussion
durchzustehen. Weil man mir immer wieder gesagt hat: Der Markt macht 
das alleine. Wir hatten da so Schlaumeier aus den alten Bundesländern. Für 
die war der Eingriff in eine Struktur etwas – das macht man nicht als Staat. 
Man lässt doch lieber die Unternehmen in die Insolvenz gehen. Da war immer 
meine Argumentation: Liebe Freunde, wir reden doch hier nicht über eine 
Zahn pasta‑Bude. Wenn die in die Insolvenz geht, haben wir halt eine Marke 
weniger.WirredenüberWohnungsunternehmen!“(Interview5)

Allerdings erhielt Herr Buttolo in dieser Angelegenheit intensive Unter‑
stützungvonderLandesförderbankunddemLandesfinanzminister.Den
Hin ter  grund hierfür bildet die sächsische Wohnungsbauförderpolitik der 
1990er Jahre. Anders als andere Länder hatte die Sächsische Aufbaubank 
zudieserZeitWohnungsbaufördermittelinbesondershohemMaßedurch
zinsverbilligteKreditebeziehungsweisealsErgänzungsfinanzierungzuKapi
talmarktfinanzierungenausgereicht.DieausgereichtenKreditewurdendabei
letzt rangig im Grundbuch eingetragen, so dass sie im Fall von Insol ven zen 
zuletztbedientwordenwären.VordiesemHintergrundmusstediesächsische
LandesförderbankbesondersstarkaneinerVermeidungvonInsolvenzenim
Bereich der Wohnungswirtschaft interessiert gewesen sein[8]. An gesichts 
dieser Situation kam es in Sachsen zu einer besonders intensiven Zusam‑
menarbeitvonSpitzenderLandesbank,desLandesfinanzministeriumsund
des Bereichs „Stadtentwicklung“ im Sächsischen Ministerium des Innern, 
die Herrn Buttolo in der Landesregierung ‚absicherte‘ und seinem Anliegen 
den nötigen ‚Rückenwind‘ verschaffte. 

Entsprechend wurde Herr Buttolo schnell zu einer weit über Sachsen 
hinausgehenden Referenzperson für viele Debatten. Nach Einschätzung 
einesInterviewpartnerswarer„[…]einunglaublichklugerMensch,derdas
frühverstandenhatunddeshalbVorreiterwarinSachsen.Deshalbhatte
er auch die Erfahrung, eben weil er ein bisschen eher da war, die er an den 
Bundtransportierthat.Undichweiß,dassderBundaufButtologehört
hat. Und der Buttolo hat sich wiederum selbst kundig gemacht, der war viel 
draußen.Derkanntewirklichvieleundhatzugehört.Unddeshalbwardas
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ein unglaublich wichtiger Erfahrungsträger. Also Buttolo war auch für die 
Bundesebene wichtig.“ (Interview 7)

Zusammengefasst lässt sich Herrn Buttolos Rolle beim Zustandekommen 
des „Stadtumbau Ost“ vor allem in zwei Richtungen beschreiben: Zum einen 
erkannte Buttolo recht frühzeitig die Problematik und brachte sie in sein 
Landesministerium ein. Das verschaffte dem Anliegen von Wohnungs‑ und 
Finanzwirtschaft die offene Anerkennung durch eine Landesregierung und 
sorgte vor allem in der Frühphase der Diskussion dafür, dass das Thema 
nicht so leicht ‚unter den Tisch gekehrt‘ werden konnte.

ZumZweitenmachtendieMischungaushervorragenderVernetzung,
hohem Engagement und sein Status als Quasi‑Bauminister Buttolo zu einem 
unverzichtbarenBündnispartner.DiestabilenpolitischenVerhältnisse
in Sachsen sorgten dafür, dass er dauerhaft ‚am Ball‘ bleiben konnte und 
stabilisierten so die informelle Koalition von Abrissbefürwortern über die Zeit. 

Ähnlich wie Frau Riemer erscheint Herr Buttolo also zunächst vor allem 
als ‚multipler Insider‘, der Informationen zwischen der sächsischen Woh‑
nungs wirtschaft und der Ministerialbürokratie austauschen und Über set‑
zungs leistungen in beide Richtungen vollbringen kann. Ähnlich wie bei Frau 
Riemer spielt auch in diesem Fall die ostdeutsche Biographie eine Rolle, denn 
sie ermöglichte es Herrn Buttolo zum einen, enge informelle Beziehung en zu 
den Geschäftsführer_innen der Wohnungsunternehmen im Freistaat Sachsen 
aufzubauen, die ihn leichter als einen ‚von uns‘ akzep tier ten. Zum anderen sorgte 
die mit dieser Biographie verbundene Fremd heits erfahrung für eine gewisse 
Spannung gegenüber etablierten „Selbst ver ständ lichkeiten“ und motivierte 
Herrn Buttolo sowohl in seiner Partei als auch in der mit Westdeutschen 
besetztenMinisterialbürokratiedafür,‚schwierigeDiskussionen‘anzustoßen.

Ein fundamentaler Unterschied, die Herrn Buttolos Position von jener Frau 
Riemers und Herrn Pfeiffers abhebt, lag allerdings in der institutionellen Rolle 
Buttolos begründet. Aufgrund seiner Position als Quasi‑Bauminister Sachsens 
konnteerinVerantwortungfüreinBundeslandagieren.Hierdurchhatteer
Zugriff auf institutionell verankerte Machtressourcen, beispielsweise bei der 
Programmgestaltung, die es kaum möglich machten, an ihm vorbei zu agieren.

5. Fazit 

Welche Schlussfolgerungen können aus diesem empirischen Material ge zogen 
werden? Zunächst wird deutlich, dass sich der „Stadtumbau Ost“ aus einem 
Bün del von Richtungsentscheidungen zusammensetzt, die jeweils unter schied  ‑
lichen Interessenlagen folgten und von unterschiedlichen ‚Schlüs sel per sonen‘ 
eingebracht wurden. Das framing von Schrumpfung als woh nungs wirt  schaft‑
liches Problem bediente so stark die Interessen der Wohnungs‑ und Kre dit  wirt‑
schaft, stand aber auch im Einklang mit den Bedürfnissen der Kom munal‑ und 
Landeshaushalte. Entsprechend dominierten in diesem Feld Lobby ist_innen 
der Wohnungswirtschaft und höhere Regierungsbeamte. Das Ergeb  nis ihrer 
gemeinsamen Intervention war ein Fokus auf Instrumente, die eine schnelle 
Marktbereinigung durch Abriss des Wohnungsüberhangs in die Wege leiten 
sollten.DieAnerkennungstaatlicherVerantwortungunddieAuflageeinesRück
bau förderungsprogramms gingen gleichzeitig mit der Not wen dig keit einher, 
die Fördermittelvergabe plausibel zu machen und den Sinn der angestrebten 
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Förderung aus einer Gemeinwohlperspektive zu begründen. Dies führte zum 
‚Import‘ planerischer Perspektiven und bahnte den Weg für eine neuartige 
Inte gration strategischer Planungsinstrumente mit wohnungswirtschaftlichen 
Ziel stel lungen, vor allem im Zusammenhang mit den neu eingeforderten „Inte‑
grier ten Stadtentwicklungskonzepten“. An dieser Stelle konnten Planer_in‑
nen und Städtebauförderer_innen starke Steue rungs an  sprüche einbringen 
und neuen An sätzen für eine ‚Stadt ent wicklung ohne Wachs tum‘ Geltung 
ver schaffen. Die Inno va tionen des „Stadtumbau Ost“ sind auf diese Weise 
sach lo gisch miteinander ver knüpft und lassen sich in ihrer Genese nur schwer 
von ein ander trennen. In der Summe ist der Stadtumbau daher ein ‚Hybrid‘ aus 
einem Rettungsprogramm für die (ost‑)deutsche Woh nungs wirt schaft, tief im 
WesenderdeutschenStädtebauförderungverankertenVerwaltungsundVer
fahrens regeln und einem weiter reichen den strategischen Pla nungs anspruch. 

Die verschiedenen Bestandteile dieses Hybrides spiegeln dabei sowohl 
unterschiedliche Interessen als auch eine unterschiedliche Durch set zungs‑
stärke der an seinem Zustandekommen Beteiligten wieder. Für die hier dis‑
kutier ten Akteur_innen sieht das Bild dabei wie folgt aus: Für Frau Rie‑
mer,alsVertreterinderWohnungsunternehmen,wardieUnterstützung
der ostdeutschen Wohnungsunternehmen durch ein Rückbauprogramm 
sowie durch eine Altschuldenlösung zentral. Die Aufstellung ‚Integrierter 
Stadt ent wicklungskonzepte‘ nahm sie in diesem Kontext als notwendige 
Auflagehin.AndervonHerrnPfeifferpräferiertenEigentumsorientierung
hatte Frau Riemer hingegen kein Interesse. Herr Buttolo agierte mit einer 
ähnlichen Orientierung. Als Landesvertreter stand ihm jedoch das Anliegen 
einersinnvollenVerwendungvonSteuergeldernnäher–entsprechend
unterstützte Herr Buttolo ebenfalls eine starke Orientierung auf Abriss; aller‑
dings war bei ihm die Orientierung auf die Erarbeitung strategischer Pläne 
stärker ausgeprägt. Die Perspektive von Herrn Pfeiffer (als typischer ‚Policy 
Entre preneur‘) war demgegenüber mehr auf die Stärkung von Wohneigentum 
ausgerichtet.FürihnwardieoffensichtlicheKrisedergroßenostdeutschen
Woh nungs unternehmen eine Art ‚Gelegenheitsfenster‘, um diesem von ihm 
schon lange vorangetriebenen Anliegen stärker Geltung zu verschaffen. Ent‑
sprech end unterstützte Herr Pfeiffer ebenfalls den Rückbau, aber mehr als 
Mittel zum Zweck und mit dem Hauptziel der Stärkung innerstädtischen 
Wohn eigentums. Zusätzlich zu den institutionellen Interessen, hatten die hier 
vorgestellten Akteur_innen also auch eine Art ‚Mission‘, die wiederum aus den 
ihnen eigenen Wirklichkeitskonstruktionen und Werteordnungen resultiert.

VergleichtmandieInterventionendieserdreiSchlüsselfigurenmitBlick
auf das Ergebnis, wird deutlich, dass Frau Riemer und Herr Buttolo recht 
erfolgreichwaren,währenddiePolicyVorschlägevonseitenHerrnPfeiffers
vor allem in einer frühen Phase des Agenda‑Settings von Bedeutung waren, 
aberspätersukzessive‚unterdenTischfielen‘.AndieserStellezeigensich
deutlich die Grenzen neuer Ideen, die nicht auf institutionelle Macht res‑
sour cen zurückgreifen können. Während Herr Pfeiffer zwar dafür sorgen 
konnte, dass seine Handlungsvorstellungen zentral im entscheidenden 
Poli tik entwurf verhandelt wurden, fehlte ihm langfristig der Zugriff auf 
Ent schei dungsträger_innen, um sie Realität werden zu lassen. Sowohl die 
organisierte Wohnungswirtschaft als auch Herr Buttolo als Landesvertreter 
waren demgegenüber in einer stärkeren Position. 
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Fasst man diese Befunde auf einer etwas abstrakteren Ebene zusammen, 
wirdklar,dassesvorallemdieVerbindungvonpersönlichenQualitätenmit
einergutenVernetzunginPolitikundFachCommunitys,gepanzertdurch
pri vi legierte Positionen in Institutionenräumen, ist, die eine lang fris tig zentrale 
Rolle beim Zustandekommen des „Stadtumbau Ost“ er mög lichte. Wo nur Netz‑
werk beziehungen bespielt werden konnten (wie im Fall von Herrn Pfeiffer), 
gelangenzwar‚Initialzündungen‘–einelangfristigeEinflussnahmewaraber
kaum mög lich. Wo andererseits privi legierte Positionen in Institutionenräumen 
nicht mit überlegenen Netz werk ressourcen einhergingen, waren der Diffusion 
neuer Ideen enge Grenzen gesetzt. Durchsetzungsstärke in Politikprozessen 
verlangt also sowohl insti tutionelle als auch personengebundene Ressourcen. 

In einer konzeptionellen Perspektive zeigt der hier untersuchte Fall, dass 
sich eine gehaltvolle empirische Analyse von Planungspolitiken weder allein 
auf politökonomische, noch auf institutionalistische oder diskurstheoretische 
Zugängeverlassenkann,sondernauchden„FaktorX“(Ibert/Gailing2016),
dasheißtdieMotive,HandlungsressourcenundTaktikenkonkreterPer
sonen in den Blick nehmen muss. Persönlichkeit, Interessen, Wissen und 
Macht gehen Hand in Hand und dies verlangt nach einer pragmatischen 
Kombination unterschiedlicher Forschungsperspektiven.

Dies hat auch planungspraktische Konsequenzen. In diesem Sinne zeigt der 
hier beschriebene Fall, dass die im Zuge des Stadtumbaus – aber auch an vielen 
an deren Stellen – zu verzeichnende Öffnung vormals staatlich dominierter Pla‑
nungsundPolitikfelderwederzwangsläufigzueinemwachsendenEinflussder
Wirtschaft, noch zu einer Demokratisierung der Planung durch die Zivil gesell‑
schaft führen muss. Es kommt immer – auch – auf die handelnden Per sonen an.

Endnoten

[1] EineausführlichereDarstellungderProjektergebnissefindetsichunterhttps://leibnizirs.
de/forschung/publikationen/irs‑working‑paper/ (letzter Zugriff am 30.5.2017)

[2] Den Interviewpartner_innen wurde Anonymität zugesichert, daher werden die Interviews 
nicht in einer separaten Liste am Ende des Textes aufgeführt.

[3] Der Bauminister von Sachsen‑Anhalt wurde damals mit der Bemerkung berühmt, er sei 
kein ‚Abrissminister‘.

[4] In engem Zusammenhang mit dem empfohlenen Abrissprogramm steht auch die 
empfohleneEinführungeiner„Verwertungskündigung“fürbestehendeMietverträge,
diedaraufabzielte,zuverhindern,„dassverbleibendeeinzelneMieterdieVorbereitung
des Abrisses verzögern und damit erheblich verteuern“ (Expertenkommission 2000: 78).

[5] An dieser Stelle ergab sich in den Empfehlungen ein immanenter Interessengegensatz 
zwischenden‚Innenstadt‘orientiertenExpert_innenunddenVertreter_innender
Wohnungswirtschaft(derenBeständezueinemgroßenTeilanderPeripheriederStädte
lagen), der auch von den meisten interviewten Expert_innen so benannt wurde. Um ein 
weiteresVorankommenzuermöglichen,verzichtetenaberbeideSeitenaufeineintensive
Thematisierung dieses Widerspruchs.

[6] Die Themen im Einzelnen: Leitbilder für den Stadtumbau; Stadtumbaustrategien für 
Altbauquartiere; Stadtumbaustrategien für Neubauquartiere; Anpassung der technischen 
InfrastrukturundderVerkehrsinfrastruktur;stadtregionaleHandlungskooperationen;
Baukulturelle Aspekte im Stadtumbau.

[7] Die Erarbeitung von Integrierten Stadtentwicklungskonzepten als Fördergrundlage 
entsprachdabeilangeetabliertenVerfahrensweisenderStädtebauförderung.Ein
Interviewpartner erläuterte den Zusammenhang wie folgt: „Im Grunde ist es logisch 
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[…].DiePolitikwirdkeinGeldausgeben,wennnichteinplanerischesSystemdahinter
steckt. Das kann das Land nicht und das kann der Bund nicht; so nach dem Motto: 
‚Macht, was Ihr wollt. Hier habt Ihr die Kohle.‘ Das läuft nicht. Politisch läuft das nicht. 
Und da wären auch Widerstände entstanden, die das Ganze nicht nur hinausgezögert, 
sondern vielleicht sogar in Frage gestellt hätten. Insofern war die Idee der städtebaulichen 
Konzepte sinnvoll.“ (Interview 8)

[8] In den Worten eines Interviewpartners aus dem Bereich der sächsischen Woh nungs‑
wirtschaft:„DieSABhateinrichtiggroßesRadgedreht.Diewärenpleitegegangen.So
vielWertberichtigungkannstdugarnichtmachen!“(Interview7)
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„Smart folks“. On the interrelation of interests, knowledge 
and power with the emergence of „Stadtumbau Ost“

The paper studies the interrelation of personality, knowledge and power 
with the emergence of the German program „Stadtumbau Ost“ (Urban 
Regeneration East). In terms of methods the study is based on a) an analysis 
of documents with regard to agenda setting and the implementation; b) 
14 expert interviews with representatives of housing companies, local and 
national level politicians and bureaucrats, as well as urban planners who 
were involved into designing the program.
A major finding of the study is that decisive influence on the actual design of 
the program has only been possible where privileged institutional resources 
could be combined with superior networks to other decision‑makers and 
experts. In other words exercising power on planning decisions demands 
a combination of structural resources with contacts and knowledge which 
is usually bound to individual persons. Personality, interests, knowledge 
and power thus go hand in hand.
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Die Abschöpfung des Planungsmehr
werts als Repolitisierung der Planung?
Eine neue Perspektive auf die aktuelle Wohnungsfrage

1. Einleitung 

Die Wohnungspolitik ist (wieder) auf der politischen Agenda in Deutsch‑
land. Dynamisches Wirtschaftswachstum und Bevölkerungszuzug in Metro‑
polen wie Berlin, Hamburg, München oder Köln führen zu angespann ten 
Wohnungsmärkten. Rasant ansteigende Mieten, explodierende Bo den werte 
und Kaufpreise sind die Folgen, bei gleichzeitig zu geringen Woh nungs neu‑
bau quoten. Dies hat gravierende negative Konsequenzen für die städtische 
BevölkerunginFormvonWohnungsüberbelegungen,Verdrängung,
zunehmender Segregation bis hin zu steigenden Armutsquoten aufgrund 
hoherfinanzieller(Miet)Belastungen.ZweifellossinddieseEntwicklungen
nicht neu. Es handelt sich um wiederkehrende Probleme der Urbanisierung 
(Harvey 2013), die als Zyklen der Wohnungspolitik verstanden werden 
können. Die Anpassung städtischer Wohnungs‑ und Bodenmärkte im 
Rahmen zyklischer Investitionen und Desinvestitionen ist beispielhaft 
imBereichderGentrifizierungundVerdrängunguntersuchtwordenund
seit mehr als 50 Jahren ein gut dokumentierter Prozess (Helbrecht 1996, 
Smith 2002, Füller/Michel 2014, Ertelt et al. 2016, Helbrecht 2016, Holm/
Schulz 2016). Im Kontext der neuen Wohnungskrise ziehen gleichzeitig 
stattfindendeDynamikenvonAufwertung,VerdrängungundSegregation
gegenwärtig wieder vermehrt die öffentliche Aufmerksamkeit auf sich und 
rufen gesell schaftspolitische Diagnosen hervor, wonach Städte immer stärker 

Wohnungspolitik ist in Deutschland erneut brisant und sozial aktuell. In Zeiten des neuen 
Städtewachstums sind innovative planerische wie auch politische Antworten auf den Mangel 
an bezahlbarem Wohnraum in Agglomerationsräumen gefragt. Ziel dieses Beitrags ist es, 
das raumplanerische Instrument einer Abschöpfung des Planungsmehrwerts in seinen 
planerischen Voraussetzungen und politischen Implikationen zu untersuchen. Wir zeigen, 
dass die Abschöpfung des Planungsmehrwerts für eine sozial orientierte, demokratische 
Stadtpolitik Potenziale wie auch Gefahren birgt und verfolgen dabei eine ebenso politische 
wie theoretisch-konzeptionelle Zielsetzung.

Ersteinreichung: 8. August 2016; Veröffentlichung online: 21. Juni 2017 
An english abstract can be found at the end of the document.
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zu Orten der Exklusion würden (Lees/Slater/Wyly 2008). Gerade seit der 
Finanzmarktkrise im Jahr 2008 sind Immobilien und städtischer Boden 
erneut Objekte globaler spekulativer Investitionen geworden[1]. Diese 
Dynamiken haben deutliche Gewinner und Verliereraufdengroßstädtischen
Wohnungsmärkten geschaffen. 

VordiesemHintergrundwerdenstadtpolitischeFragengleichzeitigzu
drängenden sozialen Fragen: Wie kann bezahlbarer Wohnraum gefördert wer‑
den? Über welche Eingriffsmöglichkeiten verfügt der Staat? Und wem gehören 
dieGewinnederBodenspekulationdurchkapitalistischeProfitmaximierung?

Auch die öffentliche Hand versucht vom aktuellen Immobilienboom zu pro‑
fitieren.SopartizipierendieBundesländerbereitsandenWachstumsprofiten,
indem sie die Grunderwerbssteuer von 3,5 Prozent bis ins Jahr 2011 auf 
nun mehr bis zu 6,5 Prozent in einigen Bundesländern angehoben haben. 
Auf kommunaler Ebene hat in jüngster Zeit ein anderes Instrument er‑
neut Konjunktur erlangt: die Abschöpfung des Planungsgewinns durch 
die Beteiligung der Grundeigentümer_innen an den Folgekosten einer 
Grund stücksentwicklung, auch ‚Abschöpfung des Planungsmehrwerts‘ ge‑
nannt. Dieses auch in Deutschland zunehmend beliebte stadtplanerische 
Instrument basiert auf folgendem Prinzip: Grundstückseigentümer_innen, 
Investor_innen und Entwickler_innen neuer Bauvorhaben müssen sich 
an der Bereitstellung öffentlicher Infrastrukturen beteiligen – beispiels‑
weiseamBauvonKindertagesstätten,Schulen,StraßenoderGrünflächen.
Darüber hinaus impliziert das stadtplanerische Instrument, dass aus dem 
Planungsmehrwert des nun als Bauland ausgewiesenen Areals ‚bezahlbarer‘ 
Wohnraum geschaffen werden muss. 

Während private Investoren daran interessiert sind, lukrative Wohn bau‑
pro jekte in Metropolen zu verwirklichen, wird die öffentliche Hand so in die 
Lage versetzt, sowohl soziale (Kitas, Schulen etc.) und grüne Infrastrukturen 
(Parks) wie auch sozialen Wohnungsbau zu realisieren. 

Vergegenwärtigtman,dasssichderWertvonGrundundBodenallein
dadurch erhöht, indem der Staat Baurecht erteilt, wird deutlich, dass die 
Beteiligung der Grundeigentümer_innen an den Folgekosten eine zweifache 
Funktionhat:ZumeinenverringertsieinerheblichemMaßedieAusgaben
der öffentlichen Haushalte für soziale Infrastruktur und zum anderen wird so 
derPlanungsmehrwert,alsodiefinanzielleGewinnmargederProjektträger,
mit der umliegenden Nachbarschaft geteilt. Dieses Planungsinstrument, die 
Abschöpfung des Planungsmehrwerts, steht im Fokus dieses Aufsatzes[2]. 
Wir diskutieren, inwieweit es als eine explizit politische oder post‑politische 
Praxis der gegenwärtigen Planung gewertet werden kann.

Empirisch beziehen wir uns exemplarisch auf das „Münchner Modell 
der sozialgerechten Bodennutzung“ (SoBoN), das als erfolgreicher ‚Best 
Case‘inDeutschlandgilt.EbenfallsimFokusstehtdieStadtBerlin,dieim
Jahr 2014 erstmalig dieses Instrument eingeführt hat und welches 2017 
justiert wird (SenStadtUm 2015: 23). Darüber hinaus arbeiten wir auf Basis 
einer Literaturanalyse zentrale Merkmale dieses Planungsinstruments am 
BeispielGroßbritannienbeziehungsweiseLondonheraus.Insgesamtbasiert
unser Argument zur Analyse des politischen respektive post‑politischen 
CharaktersderAbschöpfungdesPlanungsmehrwertsalsoaufLiteraturund
Dokumentananalysen sogenannter grauer Literatur. 
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Bei der Reflexion der Fallbeispiele gehen wir der prinzipiellen Frage 
nach,wiedasInstrumentdes‚IndiePflichtNehmens‘vonInvestor_in‑
nen angesichts fort schrei ten der Neoliberalisierung einzuordnen ist. In 
einer Zeit, die von vielen akademischen und aktivistischen Beobachter_
innen als zunehmend ‚post poli tisch‘ analysiert und bewertet wird (z. B. 
Swyngedouw 2007), werden wir die Frage nach neuen Handlungsräumen 
für politische Praktiken der Planung im Sinne einer „politics of possibility“ 
aufgreifen (Beveridge et al. 2014: 66): In wie weit ermöglicht die Abschöpfung 
des Planungsmehrwerts eine (stadt‑)politische Diskussionsbühne, die 
Räume für eine agonistische Debatte in der Planungspraxis eröffnet? Welche 
Möglichkeiten der Repolitisierung von Planungsinstrumenten als alltägliche 
politische Praxis zeigen sich in diesem Planungsinstrument? Und welche 
Positionierungen entwickeln sich durch Performanzen von Planungsakteur_
innen und Investor_innen?

Wir werden aufzeigen, dass die postpolitische oder postdemokratische 
These, wie sie von Erik Swyngedouw (2007) vorgestellt wurde[3], zu un‑
flexibelist,umhinreichendalsAnalyserahmenfüreinezukunftsorientierte
Planungspraxis zu dienen. Deswegen ist zunächst die Frage zu diskutieren, 
inwieweit die Abschöpfung des Planungsmehrwerts sowohl postpolitische 
als auch repolitisierende Züge trägt. 

„The post‑political condition is too often presupposed as a matter of fact 
rather than interrogated as a matter of concern“ (Beveridge/Koch 2017: 37). 
Im Sinne einer offenen Diskussion des politischen Gehalts aktueller Pla‑
nungs praxis werden wir in diesem Aufsatz eine dialektische Analyse durch 
dieVerwendungzweierunterschiedlicherBlickwinkelaufdieBeteiligungder
Grundeigentümer_innen an den Folgekosten anwenden: die postpolitische 
PerspektiveunddenrepolitisierendenStandpunkt.Dasheißt,zumeinen
analysieren wir problematische, postpolitische Aspekte der Abschöpfung 
desPlanungsmehrwerts,dieaufintransparentenVerhandlungenundtech‑
nokratischen Dealmaking‑Praktiken beruhen. Zum anderen untersuchen wir 
Ansätze der Repolitisierung der Wohnungspolitik durch das Instrument der 
Abschöpfung des Planungsmehrwerts (Holm 2014) zugunsten der Eta blie‑
rung sozialer Infrastruktur und bezahlbaren Wohnraums. 

Swyngedouw geht in seiner Analyse davon aus, dass „Lücken, die sich in 
denFugenderpostpolitischenstädtischenOrdnungfinden“,genutztwerden
können, um diese als genuin politische Stadträume „in Besitz zu nehmen“ 
(2013: 142). Anstatt die Abschöpfung des Planungsmehrwerts grundsätzlich 
als postpolitisch einzuschätzen oder die postpolitische These per se abzu‑
lehnen, werden wir differenziert analysieren, inwieweit ein existierendes 
Planungswerkzeug als neue politische Handlungsmöglichkeit einzuordnen 
ist. Unser Ziel ist es aufzuzeigen, dass das Instrument der Abschöpfung 
des Planungsmehrwerts in politischer Hinsicht ein ambivalentes, hybri des 
Phänomen darstellt. Es kann einerseits in postpolitischer Lesart als neue 
Spielart der allseits verbreiteten Konsenspolitik verstanden werden. An‑
dererseitsistesalshöchstpolitischeinzustufen,indemesindieProfitrechte
Privater eingreift, die der kapitalistischen Wirtschaftsordnung zugrunde 
liegen. Wir verstehen diesen praktizierten Eingriff in den Bodenmarkt als 
eine Politisierung der Planungspraxis mit dem Ziel einer zu Teilen redis‑
tributiven Stadtpolitik zugunsten einer gesellschaftlichen Umverteilung 
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privater Planungsgewinne. Dies geschieht auf Grundlage eines agonistischen 
Impetus zur Beschneidung privater Eigentumsrechte beziehungsweise einer 
DurchsetzungdersozialenVerpflichtungvonEigentum.

Im deutschsprachigen Raum wurde bislang nur eine wissenschaftliche 
Analyse (Junker 2010) und keinerlei empirische Forschung zur Abschöpfung 
des Planungsmehrwerts veröffentlicht. Angesichts dieser eklatanten For‑
schungs lücke bietet im internationalen Raum vor allem die britische For‑
schung (unter den Begriffen ‚planning gain’, ‚land value capture’ und ‚devel‑
oper contributions’)einenwertvollenReferenzpunkt.Großbritanniengiltals
„ehemaliges Weltlabor für Abschöpfungsexperimente“ (Alterman 2012: 12). 
Britische Politiker_innen und Forscher_innen können auf einen lebendigen 
Diskurs bezüglich des Instruments zurückgreifen, dessen konzeptionelle 
Bandbreite und empirische Tiefe den deutschen Diskurs bereichern. 

Der Aufsatz gliedert sich in vier Teile. Zunächst diskutieren wir die Woh‑
nungs frage in Deutschland als eine Herausforderung aktueller Stadtpolitik. 
AnschließendführenwiringrundlegendeDebattenzurAbschöpfungdes
Planungsmehrwerts ein, deren Ursprünge sich bereits bei dem Philosophen 
JohnStuartMillinden1840erJahrenfinden.ImnächstenSchrittüberprüfen
wir, inwieweit die gegenwärtigen Politiken zum einen als re‑politisierend und 
zum anderen als de‑politisierend im Sinne Swyngedouws einzuschätzen sind. 
In der Schlussbetrachtung argumentieren wir für einen dialektischen und 
zugleich zukunftsorientierten Ansatz in der Beantwortung der Frage ‚Was 
tun?‘[4].

2. Die (aktuelle) Wohnungsfrage

WährendderdeutscheWohnungsmarktiminternationalenVergleichseit
den 1960er Jahren über eine erstaunliche Stabilität verfügte (Behring/Hel‑
brecht 2002), die auch während und nach der Finanz‑ und Wirtschaftskrise an‑
hielt(Kofner2014),zeigensichaktuellgroßeVeränderungsdynamiken.Nicht
nur in Berlin sind stark ansteigende Investitionen auf dem Woh nungs markt zu 
be ob achten, die vermehrt aus dem internationalen Umfeld kom men (Fields/
Uffer 2016). Als Folge dessen verzeichnen Mietpreise in Deutschland zurzeit 
dasschnellsteWachstuminEuropa;inmanchenGroßstädtenDeutschlands
wird bereits eine „Wohnungskrise“ diagnos tiziert (Holm 2014). Auf der po‑
litischenAgendagewinnendaherMaßnahmengegendieVerdrängungein‑
kommensschwacherGruppenausdenInnenstädtenunddieVerminderung
so zial räumlicher Polarisierung an Bedeutung (von Einem 2016: iv). Die 
Woh nungsfrage, welche schon 1872 von Friedrich Engels aufgeworfen wur‑
de, verweist auf beengte und ungesunde Wohnverhältnisse sowie kolos‑
sale Mietpreissteigerungen, die es für einige Gruppen unmöglich machen, 
einegeeigneteUnterkunftzufinden.SchonzuEngelsZeitenwarenweite
Teile der (Stadt‑)Gesellschaft hiervon betroffen, „weil sie sich nicht auf die 
Arbeiterklasse beschränkt, sondern auch das Kleinbürgertum mit betroffen 
hat“. Engels beschreibt weiterhin: „Diese Wohnungsnot ist nicht etwas der 
GegenwartEigentümliches[…].SiehatalleunterdrücktenKlassenallerZeiten
ziemlichgleichmäßigbetroffen.“(Engels1872)Engelsbieteteinemateria‑
listische Analyse der Wohnungskrise, deren Lösung er letztlich nur in einer 
völligen Abschaffung der kapitalistischen Wirtschaftsform per se sieht. 
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Obwohl seitdem fast 150 Jahre vergangen sind, hat sich die Ökono mi‑
sie rung der (städtischen) Immobilienmärkte insbesondere seit der Fi nanz‑
markt krise 2008 noch einmal deutlich verstärkt (Belina 2010). Gerade 
deutsche städtische Wohnungsmärkte ziehen zurzeit erhebliche inter‑
nationale Kapitalströme an. Immobilien erreichen einen nahezu mythi‑
schen Status als ‚Betongold‘ und gelten zunehmend als verlässliche Form 
derAltersundVermögenssicherung(Helbrecht2013).DieAbschöpfung
des Planungsmehrwerts rückt so zunehmend in den Fokus stadt po li‑
tischen Handelns, sowohl angesichts der möglichen hohen Abschöp fung 
von Planungsgewinnen als auch angesichts der weit verbreiteten Finanz‑
not kommunaler Haushalte und des Investitionsstaus bei der öffent lich en 
Infrastruktur. Nur durch eine Beteiligung privater Investor_innen, also die 
Abschöpfung des Planungsmehrwerts, werden öffentliche Infra struk tur er‑
stel lung und sozialer Wohnungsbau vielerorts erst möglich.

WährendFriedrichEngelsbegrenztenwohnungspolitischenMaßnahmen
einedeutlicheAbsageerteilte(insteterErwartungdergroßenLösungder
Wohnungsfrage durch eine Revolution), erlauben heutige materialistische 
Analysen auch andere Bewertungen (z. B. Harvey 2013). Die Beteiligung 
derGrundeigentümer_innenandenFolgekostenkannalsVersuchver‑
standenwerden,privateInvestor_innenzuverpflichten,einenBeitragzum
Allgemeinwohl zu leisten. In einem antizyklischen Gestus und im Wider‑
spruch zum gegenwärtigen Zeitgeist – welcher eigentlich den neoliberalen 
RückzugdesSozialstaatesdiktiert–wirdhiereinVorstoßunternommen,
privatwirtschaftliche Gewinne partiell zu vergemeinschaften. Denn private 
ProfiteaufBasisvonBaulandentwicklungenwerdendurchdieAbschöpfung
des Planungsmehrwerts zu Teilen genutzt, um die öffentliche Daseinsvor‑
sor ge und damit das Gemeinwohl zu stärken.

Die Beteiligung der Grundeigentümer_innen ist allerdings sicherlich nicht 
‚die‘ Lösung oder das fehlende Puzzleteil für eine ‚gerechte Stadt‘, son dern 
vielmehr als ein pragmatisches Instrument zu bewerten, welches sowohl 
Vorteilefürdie(Stadt)GesellschaftsicherstelltwieauchNachteilefürdie
Stadtentwicklung birgt. Die Abschöpfung des Planungsmehrwerts kann nur 
partiell als ein „space of hope“ im Sinne David Harveys (2000) verstanden 
werden. Nach Harvey (ebd.) entstehen ‚Räume der Hoffnung’ in dem Wunsch 
und Bewusstsein, den bestehenden kapitalistischen Diskurs umzuschrei‑
ben und durch den Mut, sich eine andere Welt oder Gesellschaft vorzustel‑
len. Obwohl diese Hoffnungsräume spekulativ bleiben und kein politisches 
Rezept offerieren für den Weg zur Utopie (2000: 71), bietet Harvey mit seiner 
Analyse jedem kritischen Denken den notwendigen Grundanker, nämlich das 
Beharren darauf, dass es eine Alternative gibt und immer geben kann. 

Harvey vertritt hier eine pragmatisch‑marxistische Position, die uns 
hilft, die Ambiguität des Instruments zu theoretisieren. „We do not ha‑
ve to wait upon the grand revolution to constitute such spaces [of hope]“. 
(Harvey 2012: xvii) Es braucht nicht immer fundamental‑revolutionären 
Wan del, um Räume der Hoffnung durch Politisierung zu erkennen und 
zu nutzen. In diesem Sinne sind Möglichkeitsräume auch dort vorhanden, 
wo pragmatisch konkrete Emanzipationsgewinne zu vergegenwärtigen 
sind.HarveyweißumdieProblematik,dasspolitischeMöglichkeitsräume
übersehen werden und das Handeln lahmgelegt wird, wenn durch zu 
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hoheAnsprücheandenBegriffdesPolitischenoderdieVorstellungenvon
Emanzipation reformerische Praktiken pauschal abgewertet werden. In ähn‑
lichem Geiste formulieren Ross Beveridge und Philippe Koch ihre Kritik an 
den praktisch fatalen Folgen einer puristisch postpolitischen Position, wie sie 
exemplarisch von Eric Swyngedouw vertreten wird. Sie argumentieren, dass 
diepauschaleVerundBeurteilungallergegenwärtigenStadtpolitikenmit
breitem Pinselstrich als ‚postpolitisch‘ dazu führen würde, in eine postpoli‑
tische Falle, die „post‑political trap“, zu geraten (Beveridge/Koch 2017: 32). 
Demnach würde handlungsunfähig, wer mit dem binären konzeptionellen 
CodevonpolitischversuspostpolitischnureingrobesSchwarzWeißBild
gegenwärtigerstadtpolitischerVerhältnissezeichne.Stattdessenbrauche
es empirisch offene Herangehensweisen an gegenwärtige Situationen, die 
bewusstmiteinerPluralitätvonPolitikbegriffenoperieren,umsoderVielfalt
undVielgestaltheutigerstädtischerPlanungsprozesseundstadtpolitischer
Entscheidungen gerecht zu werden (ebd.: 41). 

Der hier vorliegende Beitrag ruht auf solch einer flexiblen kritischen 
Stadt for schungsstrategie, die nicht theoretisch vorentscheidet (alles sei 
postpolitisch), sondern empirisch untersucht und hierbei eine Pluralität von 
konzeptionellen Perspektiven des Politischen in Anschlag bringt. Im Hier 
und Jetzt der Stadt(‑politik) sehen und suchen wir Potenziale bereits heute, 
um Dinge zu ändern. Dazu müssen gewiss zugleich die Einschränkungen 
des‚HierundJetzt’reflektiertwerden.DasInstrument‚Abschöpfungdes
Planungsmehrwerts’ ist vor allem dann einsetzbar, wenn neu gebaut wird 
oderwennöffentlicheFördergelderfürSanierungsmaßnahmenverge
ben werden, wie beispielsweise Stadtumbaumittel in Halle (Saale) (Stadt 
Halle 2016: 100). Dies bedeutet, dass das Instrument nur unter den Be‑
dingungen von Wachstum und Bodenwertsteigerung funktioniert. Gerade 
am Beispiel München wird deutlich, dass sich so die Preisspirale immer wei‑
ter nach oben drehen kann. Zugleich sichert das Instrument jedoch innerhalb 
dieser Preisspirale ein Segment bezahlbaren Wohnraums, insbesondere in 
Städten wie München. Dies schätzen wir als wertvoll ein. 

Auch wenn Harvey es selbst nur ungern eingesteht, ist diese anwendungs‑
bezogene Haltung doch nötig: „I think – and I hate to say this – but I think the 
left has to be more pragmatic in relation to the dynamics going on right now 
[…][,]theleftwillhavetorethinkitstheoreticalandtacticalapparatus”(David
Harvey 2015 im ROAR Magazine: 280). Durch Harveys konzeptuelle Arbeit 
wird es vorstellbar, dass Stadtpolitik auch in der gegenwärtigen Wohnungs‑
frage kon krete Möglichkeiten sieht, schafft und nutzt – zum Beispiel durch 
das Instrument der Planungsmehrwertabschöpfung – um tatsächlich zugleich 
mitdemMarkt(weilPreissteigerungennotwendigeVoraussetzungsind)als
auch gegen den Markt (da dem Privateigentum öffentliche Infrastrukturen 
und bezahlbarerer Wohnraum abgetrotzt werden) zu steuern. 

3. Die diskursive Ausgangslage: Konflikte um  
den ‚Planungsmehrwert‘

In kommunalen Diskursen ist die Abschöpfung des Planungsmehrwerts 
hochgradig politisiert. Das wird sowohl anhand der internationalen Debatte 
zur aktuellen Lage des Instruments und seinem Erweiterungspotenzial 
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deutlich (z. B. Baker 2004, Altermann 2009, Brownhill et al. 2015), als auch 
an der mühseligen Geschichte der verfehlten Experimente im deutschen 
(Junker 2010: 30‑34) wie britischen Kontext (Thomas 2004). Grundlegend 
fürdenKonfliktüberdieRechtmäßigkeitbeziehungsweiseUnrechtmäßigkeit
derAbschöpfungdesPlanungsmehrwertssinddasjeweiligeVerständnis
von Eigentumsrechten sowie Perspektiven auf Landnutzungsregu larien 
und Besteuerung. John Stuart Mill, englischer Philosoph, Ökonom und 
Sozial theo re tiker, argumentierte schon in den 1840er Jahren für eine 
Position,diedenfinanziellenGewinnausBaulandentwicklungenalsden
‚Wohl stand der Gemeinschaft‘ ansieht. Dies impliziert, dass Profite aus 
Baulandentwicklungen Gemeingut sind und damit vollkommen rechtens 
der Gesamtheit der Gesellschaft gehören (Fabian Society 1895). Sein Stand‑
punkt basiert auf der Überlegung, wonach ein gesteigerter Bodenwert über‑
haupt erst durch die (Stadt‑)Gesellschaft geformt werde, die im Rahmen 
des Planungssystems Baurecht schafft. Deshalb solle der Staat, der den 
Gewinnkreierthabe,auch(Haupt)ProfiteurderBaulandentwicklungsein.
Susan Fainstein unterstreicht, basierend auf John Rawls Theorie zu Fair‑
ness als Gerechtigkeit und Henri Lefebvres Arbeit zu „Recht auf Stadt“ 
(Fainstein 2012: 21), dass Gewinne aus Bodeneigentum auch aus heutiger 
Stadt pla nungs perspektive an die Gesellschaft zurückgeführt werden sollten. 
IngleicherStoßrichtungformuliertMikeScottprovokant:„Whyshouldpro‑
ponents (particularly speculators) pocket windfall gains for doing nothing 
more than submitting a successful permit or rezoning application? Why 
should the general tax payer subsequently have to pick up the tab for the 
infrastructure needed to service the development?“ (Scott 2015: 16).

Die Gegenposition hierzu betont demgegenüber die Unantastbarkeit 
pri vater Eigentumsrechte in der freien Marktwirtschaft und das Recht jeder 
Eigentümerin,ihrenProfitindividuellzuerwirtschaften.PrivateEigentums
rech te seien in der politischen oder juristischen Abwägung gewichtiger gegen‑
über den Ansprüchen des Staates auf einen kommunalen oder Gemein schafts‑
nut zen. Einige Autor_innen vertreten gar die Position, die Besteuerung des 
Bodenwertgewinnes der Grundeigentümer_innen sei eigentlich Diebstahl 
und folge einer „stalinistischen Logik“ (Gummer 2004: 81), die in einer freien 
Gesellschaft politisch nicht zu rechtfertigen sei: „Property must not be stolen 
from its rightful owners, even by men of goodwill with the best intentions.“ 
(Gummer 2004: 81‑86) Dieses Urteil beruht auf der Einschätzung, wonach 
derWertzuwachsdesBodensalsProfitdesEigentümersimGrundegerecht‑
fertigt sei, da Landbesitz und ‑transaktionen jeder anderen wirtschaftlichen 
Tätigkeitähnlichseien.Esseizwarrelativzufällig,werdieProfiteurevon
Baugenehmigungen und Bodenwertsteigerungen sind, dieses aber läge in der 
Natur der Sache (ebd.: 81). Marx hatte die Steigerung der Bodenpreise in der 
kapitalistischen Wirtschaft vorausgesehen, zugleich aber die Logik kritisiert, 
wonach Boden eine Wertsteigerung erfahren könnte (vgl. Belina 2010).

Während die Grundsatzfrage von privaten Eigentumsrechten versus 
staat licher Planungsmehrwertabschöpfung in der Theorie stark polarisiert, 
gibteshistorischeineVielzahlanVersuchen,dieBesteuerungvonBau
pro jekten durchzusetzen und den Bodenwertzuwachs kontinuierlich als 
Pla nungs mehrwert abzuschöpfen. Die fortwährende Frustration innerhalb 
derPlanungswissenschaftenüberdiesesThemazeigt,dassVersuche,den
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spekulativen Gewinn zu limitieren oder abzuschöpfen, stets einer Gegenwehr 
ausgesetzt sind (Junker 2010: 34). Denn auch wenn es sich keinesfalls um 
eine Enteignung handelt, da das Privateigentum an Grund und Boden selbst 
vollkommenunangetastetbleibt,sowirddochderpartielleProfitverlust,
der mit der Abschöpfung des Planungsmehrwerts einhergeht, zu Teilen von 
Grundbesitzer_innen als Quasi‑Enteignung wahrgenommen.

In Deutschland setzt das Grundgesetz den Rahmen für die Auslegung jed‑
weder rechtlicher Fragen bezüglich des Eigentums. Artikel 14 (GG) legt fest:

„(1)DasEigentumunddasErbrechtwerdengewährleistet.[…]
(2)Eigentumverpflichtet.SeinGebrauchsollzugleichdemWohle
der Allgemeinheit dienen. (3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der 
Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzeserfolgen,dasArtundAusmaßderEntschädigungregelt.“

Mit der Eigentumsgarantie in Absatz 1 übernimmt das Grundgesetz die 
Rolleeines‚Gatekeepers‘fürVersuche,dieAbschöpfungbeispielsweise
bun des weit als Bodenwertzuwachssteuer zu etablieren. Das elemen tare 
Grund recht des Grundgesetzes gilt nicht nur für bewegliches Eigentum, son‑
dernauchfürdasspezifischeEigentumanGrundundBoden(dasdarüber
hinaus anderen gesetzlichen Regularien ausgesetzt ist als bewegliches Eigen‑
tum). Trotzdem tritt eine Zweideutigkeit schon bei Absatz 2 zutage, welcher 
vorsieht,dassEigentumVerpflichtungenmitsichbringtunddemWohle
der Allgemeinheit dienen soll. Dieser rechtsphilosophische Grundsatz der 
SozialpflichtigkeitdesEigentumslässtRaumfürVersuchevonKommunen
und politischen Parteien, Bodenwertzuwachssteuern einzuführen. Wie 
Junker(2010)anmerkt,sindinDeutschlanddennochbisheralleVersuche,
eine Bodenwertzuwachssteuer in Form einer Gesetzgebung des Bundes ein‑
zu führen, entweder aufgrund von politischem Widerstand oder Problemen 
bei der praktischen Implementierung gescheitert. 

DerersteVersuch,eineBodenwertzuwachssteuerinDeutschlandeinzu‑
führen, wurde 1950 von den Gemeinden initiiert. Der Gesetzesentwurf, nach 
seinem Autor Wilhelm Dittus ‚Lex Dittus‘ genannt, sah vor, dass 80 Prozent 
des Bodenwertzuwachses abgeschöpft werden, um die Kosten des Staates zu 
decken, die durch ein Bauprojekt anfallen. Die Abgabe wurde jedoch nicht 
umgesetzt und durch einen Anstieg der Grundsteuer ersetzt. 

DernachdrücklichsteVorstoßkamAnfangder1970erJahrevonder
so zial ‑libe ra len Koalition aus SPD und FDP, die explizit versuchte, existie‑
ren de und zukünftige Landnutzungsspekulationen einzudämmen. Hier bei 
wurde ein Gesetzesvorschlag entwickelt, der eine 50‑prozentige Boden‑
wertzuwachssteuervorsah.DerEntwurfwurdemitVerweisaufArtikel14
des Grundgesetzes und das dort geschützte Eigentumsrecht abgelehnt und 
das Thema in den folgenden Jahrzehnten nicht wieder aufgegriffen. Erst in 
den 1990er Jahren öffnete sich die Diskussion zur Bodenwertzuwachssteuer 
erneut – die Ziele waren dieselben wie schon in den 1970er Jahren. 

Der aktuelle rechtliche Rahmen in Deutschland sieht explizit keine Boden‑
wertzuwachssteuer vor. Jedoch existiert auf Bundesebene das In ves ti tions‑
er leich terungs‑ und Wohnbaulandgesetz (Bundesgesetzblatt 1993: 466) als 
gesetzlicheGrundlagefürVereinbarungenmitGrundeigentümer_innen.
Dies erlaubt es den Gemeinden, Bodenwertzuwachssteuern zu erheben. Das 
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GesetzrepräsentierteineErweiterungdesErschließungsvertragesundvoral‑
lemdieEinführungvonstädtebaulichenVerträgen.ErstmitderEinführung
derErschließungsverträgealsRechtsformistesdenKommunenmöglich,
einen eigenen Rahmen für eine Beteiligung der Bodeneigentümer_innen an 
Folgekosten zu entwickeln und zu formalisieren. Aktuelle Beispiele hierfür 
sind die sozialgerechte Bodenordnung (SoBoN) in München aus den 1990er 
Jahren und das Berliner Modell aus dem Jahr 2014. 

EinBlicküberdeutscheLandesgrenzenhinauszeigt,dassvorallemGroßbri
tannieneinlebendigesBeispielfürdenKonfliktzwischendenBefürworter_in‑
nen und den Gegner_innen der Bodenwertzuwachssteuer ist. So war das 
„PeopleBudget“von1909derfrühesteVersuch,Bodenprofitezubesteuern;
es wurde als 20‑prozentige „Wertzuwachsgebühr“ eingeführt (Bill 2013: 115). 
DieseSteuerfielnichtnurbeiWertzuwachsdurchBaulandausweisungen
an, sondern generell bei der Steigerung des Bodenwertes (jeder Zuwachs 
nacheinemfestgesetztenTag,dem30.April1909)undführtezugroßem
Aufruhr unter den besteuerten Grundeigentümer_innen. Nächste ernsthafte 
Versuchewarendie„developmentcharge“(Teildes1947Planungsakts),
zwanzigJahrespäterdieBodenwertzuwachssteuerund1976schließlichder
„Development Land Tax Act“, der in den späten 1980er Jahren von Margaret 
Thatcheraufgehobenwurde(Scott2015).AlldieselegislativenMaßnahmen
scheiterten letztlich an der Macht der Planungsminister_innen und deren 
Sympathien gegenüber der „landowner lobby“, der Interessensvertretung 
der Grundbesitzer_innen (Thomas 2004: 10). Ein neuer Anlauf entstand 
nach der Jahrtausendwende, als Kate Barkers Kritik am Wohnungswesen 
(Barker 2004) 2007 zu der Idee des ‚planning gain supplements‘ führte; 
diese wurde aufgrund der Widerstände von Grundeigentümer_innen schon 
imVorfeldgarnichterstimplementiert.RachelleAlterman(2012:767f.)zeigt
in ihrem Handbuchartikel, dass weltweit nur drei Länder Erfahrung haben 
mitderdirektenBesteuerungdesPlanungsmehrwerts:inderVergangenheit
GroßbritanniensowiegegenwärtigPolenundIsrael[5]. Das ist erstaunlich, 
bedeutet es doch, dass Planer_innen weltweit für eine Abschöpfung des 
Planungsmehrwerts gezwungen sind, jedes neue Bauprojekt individuell mit 
dem Investor auszuhandeln, wenn durch die Schaffung von Planungsrecht 
ein Gewinn aus dem Bodenwertzuwachs für die öffentliche Hand erwachsen 
soll. Damit eine Abschöpfung des Planungszuwachses überhaupt erfolgen 
kann,sindprojektgebundeneVerhandlungenzwischenderöffentlichenund
privaten Hand und eine notgedrungene Flexibilität der Planung also tief in 
den städtischen Wachstumspolitiken verwurzelt.

Trotz politischer Schwierigkeiten bei der Implementierung verfügt ei‑
negroßeMehrzahlderLänderweltweitüberGesetzezurRegulationvon
Bodennutzung und ‑entwicklungen (Altermann 2012: 760), welche soziale 
VerpflichtungenfürdieGrundbesitzer_inneneinschließen(d.h.inFormvon
Regularien oder Besteuerung). Heutige Planungsdebatten sind daher vorwie‑
gend auf den UmfangdieserRegularienfokussiert(d.h.dasAusmaßeiner
möglichen Intervention durch die Politik), und nicht auf die fundamentale 
Frage, ob Regulierungen überhaupt eingreifen sollten. Die Debatten zum 
‚Planungsmehrwert‘ konzentrieren sich darauf, wie viel Planungsmehrwert 
von den lokalen Behörden abgeschöpft werden soll, wann der Wert abge‑
schöpft werden kann (Barker 2004), wie der Ausgleich der Allgemeinheit 
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zuGutekommt(Crook/Whitehead2002)undwarumderProzessstandar‑
disiert und transparent gehalten werden soll (Fox‑Rogers/Murphy 2015). 

4. ,Politisch‘ und ‚postpolitisch‘:  
Wie tragfähig sind die Begriffe?

GegenwärtigeneoliberaleStadtpolitikenwerdenhäufigalspostpolitischbe‑
schrieben,dasheißt:ihnenwirddieAbwesenheitdesPolitischenattestiert.
DasAustragenvonKonfliktenwürdeverdrängtdurcheinentechnokratisch
ge präg ten Konsens, der einer geschlossenen Wachstumsagenda zu gute kommt 
(All men ding er/Haughton 2012: 91). Zeitdiagnostisch wird die Situation oft‑
mals als ausweg‑ und alternativlos beschrieben, da Kapitalismus als unum‑
gängliche Realität akzeptiert sei. Ernsthafte Alternativen würden nicht mehr 
erwogenoderdebattiert.ZudemseiderKlassenkonfliktbefriedetundeiner
‚neuen Politik‘ gewichen, welche persönliche Identitäten der Menschen re‑
flektiere,diezunehmendwandelbarseienundsichüberlappten.Anstelle
einerStreitkulturumdasGrundsätzlichewerdedieKonsensfindungmittels
einer abwägenden Demokratie als Heilmittel für den Umgang mit sämtlichen 
Konfliktenangesehen(McClymont2011:7,Swyngedouw2011:372).

ImKontextderPlanungspraxiszeigtsichfürVertreter_innendespost
politischenStandpunktesdieKonsensfixierung(unddadurchKonfliktver
mei dung) der Planungsakteur_innen unter anderem im ‚communicative 
turn‘, in dessen Rahmen Beteiligung und Konsultation der Öffentlichkeit 
domi nant im planerischen Diskurs sind (Mackrodt/Helbrecht 2013). Folglich 
sei „kollaboratives Planen“ heute ein gängiges Konzept, das darauf abziele, 
unter schiedliche Ansichten und Stimmen konsensual zu bündeln, um durch 
KompromissegemeinsameLösungenherzustellen(McClymont2011:25).
Allerdings kann diese ‚gemeinsame Lösung‘ in der Folge tatsächlich unzu‑
mutbare Kompromisse für bestimmte Akteur_innen oder soziale Gruppen 
hervorrufen. Im Ergebnis – so wird kritisch argumentiert – komme der 
vermeintliche ‚Konsens‘ oftmals einer Dominanz mächtiger Stimmen gleich. 
Streitkultur, Auseinandersetzung und fundamentaler Widerspruch bezie‑
hungsweise Widerstand würden oftmals ignoriert oder abgelehnt, weil sie 
als potenziell schädigend für den kollaborativen Prozess gelten.

Ranciere(2001),Mouffe(2005)undŽižek(2012)sinddreiAnalytiker_in‑
nen der postpolitischen Situation, die mit Scharfsinn die negativen Folgen 
der Kultivierung des Konsenses in der (städtischen) Politik kritisieren. Auf 
unterschiedlichen gedanklichen Pfaden versuchen die Autor_innen neue 
Handlungsspielräume zu öffnen und zu zeigen, dass es stets Exkludiertes 
gebe, welches die Basis für Auseinandersetzungen bietet. Oder, um es mit 
ChantalMouffesWortenzusagen:Esgibtimmeretwas,daseinenAgonismus
oder eine agonistische Debatte vorstellbar macht (Mouffe 2013: 9).

In jüngster Zeit ist jedoch diese radikale Sicht auf das Politische kritisiert 
worden. Denn die postpolitische Perspektive basiert darauf, dass sie in rein 
binärer Logik zwischen Politik und Postpolitik unterscheidet. Sie kennt also 
nur zwei Zustände, ein klares entweder/oder, und übersieht darüber die 
Grautöne und Ambivalenzen, die oftmals in der Planungspraxis vorherr‑
schen. Darüber hinaus setzt sie den Standard für das, was allein als ‚politisch‘ 
gilt, so hoch, dass viele soziale Proteste und Bewegungen, viele kritische 
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Auseinandersetzungen mit städtischen Politiken vor Ort etc. gar nicht als 
politische Handlungen gelten im Sinne der pauschalisierenden Binarität 
von politisch und postpolitisch. Eindringlich haben jüngst Ross Beveridge 
und Philippe Koch eine fundamentale Kritik an der monolithischen, binär 
argumentierenden und zu Teilen wirklichkeitsfremden Position der postpo‑
litischenVertreter_innenzumAusdruckgebracht(Beveridge/Koch2017).
Darin betonen sie zugleich, dass die Idee des Postpolitischen durchaus inte‑
ressant und relevant sei für eine Analyse der Gegenwart. Sie dürfe aber nicht 
alstheoretischeVoreinstellungwirken,sondernmüsseselbststetseiner
empirischen Überprüfung gegenüber offen sein.

Uns auf diese Literaturdebatte stützend begreifen wir die Frage nach 
dempolitischenbeziehungsweisepostpolitischenCharaktergegenwärtiger
Planungspraktiken als eine empirisch offene. Unter ‚politisch‘ verstehen 
wir hierbei gesellschaftliche Aushandlungsprozesse unter Bedingungen, 
die kontrovers, umstritten und potenziell konfliktreich sein können. So 
for mu liert Mouffe in ihrer Konzeptionalisierung des Politischen: „By ‚the 
political‘, I refer to the dimension of antagonism that is inherent in all hu‑
mansociety,antagonismthat[…]cantakemanydifferentformsandcan
emerge in diverse social relations.“ (Mouffe 1995: 262 f.) Im Falle der städ‑
tisch en Planungspolitiken sind solche Kontroversen oftmals verankert 
inFragenräumlicherPolitiken,dieAspektederVerteilungbeziehungs‑
weise Umverteilung von Ressourcen und Belastungen im Stadtraum be‑
treffen. Praktische Beispiele hierfür sind Fragen der Umweltgerechtigkeit 
(z. B. Lärmbelastung), der bezahlbaren Wohnraumversorgung oder des 
ZugangszuöffentlicherInfrastruktur(Verkehr,Bildungu.a.).MustafaDikec
argumentiertähnlich,indemervorschlägt,„followingRancière,thatspace
becomes political in that it becomes the polemical place where a wrong can 
be addressed and equality can be demonstrated“ (Dikec 2005: 172). 

Mit der Analyse der Praktiken um eine Bodenwertzuwachssteuer als 
‚politisch‘ werden wir im Folgenden zeigen, dass die Abschöpfung des Pla‑
nungs mehrwerts im Sinne Mouffes als ‚Dimension des Widerspruchs‘ und 
Teil eines dynamischen Felds im Kampf um Ressourcen verstanden werden 
kann. Unser Ziel ist es, herauszuarbeiten, inwieweit städtische Politiken zur 
Beteiligung der Grundeigentümer_innen an den Folgekosten nicht einfach 
als eine weitere, gängige Form der allseits verbreiteten Konsenspolitik durch 
Verhandlunggelten,sondernauchpolitischgedeutetwerdenkönnen,dasie
die als ‚natürlich‘ wahrgenommenen (besser: naturalisierten) Rechte bezie‑
hungsweise Möglichkeiten von Eigentümer_innen von Grund und Boden 
zur Gewinnmaximierung deutlich einschränken. In diesem Sinne wird das 
kapitalistische Wirtschaften eingehegt und auch der Wertzuwachs von Grund 
und Boden (zumindest) einmalig abgeschöpft – im Gegensatz zur jährlichen 
Besteuerung von Einkünften aus Lohn und Kapitalanlagen (wie z. B. von 
Aktiengewinnen),dieregelmäßigeinkommenssteuerpflichtigsind.

Wir verstehen städtische Planung in diesem Kontext als durchaus politisch, 
also als Schauplatz für eine Repolitisierung der Bodenregulation und Mittel 
zurAufnahmeundBeteiligung(auchderStadtforschung!)aneinerDebatte
über wirkliche Alternativen. Es gilt, die Abschöpfung des Pla nungs mehrwerts 
kritisch zu analysieren im Hinblick auf ihr Potenzial als Hoffnungsraum einer 
erneuerten städtischen Politik – um sich somit der These einer Depolitisierung 
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nicht von vornherein machtlos auszuliefern. Denn, wie Mark Davidson und 
Kurt Iveson scharf beobachten, kann eine rein postpolitische Analyse nur allzu 
leicht selbst politisch zerstörerische Wirkung entfalten.

„Characterizationsofthecityas‚postpolitical‘mayhavetheperverse
effect of reinforcing, rather than undermining, the perception that 
‚thereisnoalternative‘[…].Labelingcities‚postpolitical‘riskstreating
depoliticisation as a condition that has been realized, rather than a 
tendencythathastakenhold[…][which]couldservetofurtherdivide
the arenas of critical theorization (as pure criticism) and political 
action.“ (Davidson/Iveson 2015: 546) 

Wir bieten eine nuancierte Perspektive an, die die postpolitische Analyse 
ernst nimmt, ohne in eine analytische wie normative Sackgasse zu geraten. 
Um dieses Ziel zu erreichen, gehen wir dialektisch vor und analysieren sowohl 
denpostpolitischenalsauchrepolitisierendenCharakterderAbschöpfung
des Planungsmehrwerts.

5. Praktiken der Planungsmehrwertabschöpfung  
als ‚postpolitisch‘

Politiken zur Bodenwertabschöpfung können als eine Praxis postpolitischen 
Handelns interpretiert werden. Die internationale Literatur zu 
Bodenwertzuwachssteuern stützt diese kritische Perspektive teilweise gerade 
aufgrund der informellen Dynamiken in der Ausführung des Instruments. 
Die postpolitische Kritik und Einschätzung bezieht sich auf drei Kernaspekte: 
mangelndePräzision,IntransparenzundInkonsistenzderVerfahren.

1. Mangelnde Präzision: Der erste Kritikpunkt bezieht sich auf die mangelnde 
PräzisionundVergleichbarkeitderAbschöpfungdesPlanungswerts.Es
handelt sich hierbei sowohl um eine Kritik an dem Prinzip als auch an der 
Umsetzung des Instruments. Beispielsweise werden im eng lisch sprachigen 
RaumdiverseMaßnahmenunterdemOberbegriff‚public value capture’ 
subsummiert, so dass der tatsächliche Umfang des Planungsmehrwerts 
unklar bleibt (Altermann 2012). Im föderalen Deutsch land wiederum sind 
die Bundesländer verantwortlich für die Ent w icklung eines eigenen Modells 
der Planungsmehrwertabschöpfung, was in gänzlich unterschiedlichen 
Modellen resultiert. Auch innerhalb der Mo del le der Stadtstaaten bestehen 
Divergenzen. Das „Berliner Modell der koope ra tiven Baulandentwicklung“ 
wurde im August 2014 eingeführt. Es bietet eine gute Fallstudie zu den 
Aushandlungsmöglichkeiten im Planungs system, besonders, da es sich noch 
inderEntwicklungbefindet.ObwohldasBerlinerModellseinemVorgänger,
dem Münchner Modell, nach zu eifern scheint, ist der rechtliche Rahmen in 
Berlinbewusstoffenformuliert.Statteines„bindendenVertrages“wiein
München bietet das Berliner Modell nur eine „Richtlinie“ beziehungsweise 
einen„Orientierungsrahmen“(Bratfisch2015).SomitergibtsichdieFrage,
wie genau das Instrument durchgeführt wird oder wie Grundstücksbewertung 
stattfindet.BeiderAbschöpfungdesPlanungsmehrwertshandeltessichum
die Wertdifferenz zwischen einem ‚Eingangswert’ des Grundstücks vor der 
Auf stellung eines Bebauungsplans und einem Ausgangswert des Grund stücks 



Helbrecht / Weber-Newth   73

nachAbschlussderPlanungsmaßnahmen(Junker2010:32).DieFragenach
demEinfließenvonKorrekturenindieseMessungenüberdieZeitbleibt
offen. Die vielfältigen technischen Fein heiten, die vor Ort je unterschiedlich 
gehandhabt werden, haben dazu geführt, dass das Instrument als eines der 
verwirrendsten Ge bie te des gegenwärtigen Planungsrechts beschrieben wird 
(Callies/Grant1991:245).

2. Intransparenz:DerzweiteKritikpunktumfasstdieintransparentenVer
fahren der Planungsmehrwertabschöpfung. Dieses kann als exem pla risch 
für postpolitisches Handeln interpretiert werden. Das Argu ment basiert 
darauf,dassderProzessvollständighinterverschlossenenTürenstattfindet
(Morrison/Burgess 2014) und die Ergebnisse nicht für die Öffentlichkeit 
zugänglich sind. Die In trans pa renz ist auch in der britischen Literatur oftmals 
einKritikpunkt:„Rarelyarethefulldetailspublicized[…].Thereisinpractice
no formal test of a proportional relation ship between the need generated by the 
developmentandthesumcontributed.“(Callies/Grant1991:244)Daaufdiese
WeisedasErgebnisderVereinbarungenvondemVerhandlungsgeschickder
Planer_in nen abhängt – anstelle eines transparenten, gesetzlich verankerten 
Steuer satzes zur Planungsmehrwertabschöpfung –, for mu liert Kate Barker 
provo kant, dass viele Planer_innen heutzutage das Gefühl haben, dass sie 
zuineffizientenSteuereintreiberngewordenseien(Baker2004:25).Die
Tatsache, dass kein einziges Land den Planungsmehrwert transparent, 
direktundsystematischinFormeinerSteuerabschöpft(Needham/Ver
hage 2003: 10), weist darauf hin, dass Swyngedouws Darstellung einer post‑
politischenOrdnung–einegegenwärtigeVeränderungvonauthentischer
politischerAuseinandersetzunghinzukonsensualbürokratischerEffizienz
– zutreffend sein könnte. 

3. Inkonsistenz: Der dritte Kritikpunkt betrifft die Inkonsistenz, mit welcher 
das Planungsinstrument implementiert wird. Er bezieht sich auf den sowohl 
individuellenwieauchnotwendigerweisekonsensualenCharakterder
Kooperationsvereinbarung zwischen Planer_innen und Bau   land  ent wickler_
innenzurAushandlungstädtebaulicherVerträge.JedochführtdieserZwang
zurindividuellenVerhandlungundzumKonsensbeiderUnterzeichnungdes
VertragesnichtnotwendigzueinerkonsistentenPolitikindenKommunen.
„Planning gain deals tend to be negotiated individually and opportu ni‑
stically.“(Callies/Grant1991:244)GeradebritischeForscher_innenargu
mentieren,dassoftmalsnurdieKonfliktvermeidungderPlaner_innenals
kom munale Akteur_innen den Konsens zwischen Bau land ent wick ler_in‑
nen und Kom mu nen ermöglichen würde (Fox‑Rogers/Murphy 2015: 42, 
Muñoz Gielen 2012: 12). So wird die Tatsache, dass etwa das Berliner 
Modell die öffentliche Hand ermächtigt, bis zu 50 Prozent des Gewinns 
der Baulandentwicklung abzuschöpfen, in der Praxis dadurch relativiert, 
dass dieser Anteil im Einzelfall verhandelt wird (bzw. werden muss). Die 
Aus handlung der Höhe der Abschöpfung des Planungsmehrwerts von Fall 
zu Fall kann dazu führen, dass politischer Konsens und Kompromiss alles 
übertrumpfen.EinesolcheDiagnoselegtdieVermutungeinerreibungslosen,
neoliberalen Konsensmaschinerie des Postpolitischen nahe, in der bestimmte 
mächtige Akteur_innen dominieren.
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Das britische System basiert, ebenso wie das deutsche, auf einem informellen 
System der Beteiligung an den Folgekosten einer Entwicklung, anstelle 
einesreguliertenBesteuerungssystems.VieleKritiker_innenvertreten
deshalb die Position, dass dies sowohl in einer Überforderung der Pla‑
nungs profes sion münde als auch zu unbefriedigenden Ergebnissen führe 
– also die Abschöpfung des Planungsmehrwerts letztlich zu gering sei 
(White head 2007: 34). So konnten Morrison und Burgess (2014) zeigen, 
dassnachderFinanzkrisevon2008inGroßbritannienunterdenBeding
ungen einer anhaltenden Konjunkturschwäche prinzipiell die Zahl der 
VerhandlungenzwischenlokalenBehördenundProjektentwicklernzur
Planungsmehrwertabschöpfung auf Basis von Section 106[6] deutlich ab‑
ge nom men hat. Sie verweisen darauf, dass somit eine gewisse Willkür und 
damit Inkonsistenz bei dem Einsatz des Planungsinstruments herrscht. Das 
AusmaßeinerBeteiligungderGrundstückseigentümer_innenanderFinan
zie rung von bezahlbarem Wohnraum hängt so vom Auftrieb des Mark tes ab. 

Die Abschöpfung des Planungsmehrwerts ist also abhängig vom Rücken‑
windderKonjunktur,derVerhandlungsmachtderPlaner_innenundeiner
lokalen/individuellen beziehungsweise fallbezogenen Willkür. Linda Fox‑
Rogers und Enda Murphy (2015) sind daher skeptisch gegenüber den Pla‑
nungsmehrwertvereinbarungen.Siebehaupten,dassdieVereinbarungenvon
politisch Mächtigen strategisch eingesetzt würden, um ihre eigenen Interessen 
zu fördern: „planning gain must be understood as a mechanism which has been 
mani pulated in ways which essentially work to preserve and enhance, rather than 
redress, existing power imbalances in the planning system by facilitating large 
scale transfers of wealth upwards in society“ (Fox‑Rogers/ Murphy 2015: 41). 
Richard Wolff (1999: 111) betont indessen, dass der Planungsmehrwert hoch 
um stritten sei, weil er auf dem Wohlwollen der Projektentwickler_innen und 
Planer_innen beruhe. Er führt in seiner quali ta tiven Studie an, dass es beim 
Planungsmehrwert in der Praxis um ein „mehr oder weniger offenes Er kaufen 
von Baubewilligungen geht“, das auch als Bestechungsgeld bezeichnet wird 
(ebd.).IneinermilderenAnalysestreichterheraus,dassdieVariabilitätdes
VorgehensManipulationenzumindestermögliche.GeradedievariableVor
gehens weise werde jedoch auch von einigen lokalen Planungsbehörden effektiv 
genutzt,umdurchdasAushandelnzuVereinbarungenzukommen,welche
für beide Seiten gut seien. Je doch zitiert Perry (2014: 104) eine Studie, die zu 
dem Schluss kommt, dass Pla nungs vereinbarungen nur in sechs Prozent aller 
Planungsbewilligungen erreicht werden. 

Es gibt also sehr gute Gründe zu argumentieren, dass die Praktiken zur 
PlanungsmehrwertabschöpfunginGroßbritannienundDeutschlandzum
einenkonsensualeKompromissbildungzurKonfliktvermeidungbedeuten
und zum anderen möglicherweise in den schlimmsten Auswüchsen der 
Bürokratiegefangensind(McClymont2011:2).DiepostpolitischePerspektive
bietet ein wertvolles Kritik‑ und Analyseinstrument. Dennoch wäre es, so 
Gareth Milling ton (2016: 3), ein Fehler, dem Konzept zu viel Bedeutung 
hinsichtlich der Erklärung und Erhaltung der zirkulären Netzwerke der 
Politik, des Raumes und der Kultur in der heutigen Stadt zuzugestehen. Aus 
diesem Grund fokussiert der nächste Abschnitt darauf, welche Perspektiven 
sich eröffnen, wenn Praktiken der Planungsmehrwertabschöpfung in sich als 
‚politisch‘ beziehungsweise repolitisierend verstanden werden. 
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6. Praktiken der Bodenwertzuwachssteuer als 
‚politisch‘ beziehungsweise repolitisierend

Inwiefern kann die Abschöpfung des Planungsmehrwerts als „Spaces of 
Hope“ im Sinne Harveys (2000) gedeutet werden – also als Grundlage für 
eine progressive, umverteilende Planungspolitik? Können Diskussionspro‑
zes se rund um die Bodenwertzuwachssteuer den dominanten neoliberalen, 
postpolitischen Diskurs in der Stadtentwicklung herausfordern? Drei 
Argumente weisen auf die Möglichkeit einer positiven Deutung hin: der 
staatlicheEingriffinprivateProfite,dieSchaffungvonInfrastrukturenund
sozialen Einrichtungen sowie soziale Mischung.

1. Staatlicher Eingriff in private Profite: Erstens kann die Abschöpfung des 
Planungsmehrwerts als radikaler staatlicher Eingriff in das private Eigentum 
anGrundundBodeninterpretiertwerden–nichtinseineVerfügbarkeit,
aber in seine Privatnützigkeit. Das „Münchner Modell der sozialgerechten 
Boden nutzung“ (SoBoN) bietet eine in ter es sante Fall studie, um zu ermessen, 
wie die graue Literatur in Deutsch land Pla nungs mehrwertabschöpfung als 
regelgeleiteten Pro zess präsentiert. Das Münchner Modell wurde 1994 
von der Lan des haupt stadt München ent wickelt und mit einem bindenden 
Vertragformalisiert(LandeshauptstadtMünchen2017).Essiehtvor,dass
einfixerAnteilvonnur30ProzentdesPlanungsmehrwertsbeimGrund
stücks besitzer ver bleibt, während die übrigen 70 Prozent von der Stadt zur 
Finan zie rung der Infrastruktur abgeschöpft werden[7]. Da rüber hinaus 
müssen 30 Prozent der neu gebauten Wohnungen als Sozialwohnungen 
errichtet werden (Landeshauptstadt München 2009: 9). Zwei Drittel dieser 
neu ge schaffenen Wohnungen mit Sozialbindung entstehen im Miet woh‑
nungs bau, ein Drittel als Eigen tums woh nungen. Hier liegt es nahe zu 
hinterfragen,welcheZielgruppengenauvondiesemWohnungsbauprofi
tieren. Ohne detaillierte Angaben oder Statistiken zu der Bewoh ner  schaft 
der durch SoBoN geschaffenen Sozialwohnungen, die weder von Seiten 
der Landeshaupt München publiziert noch im Rahmen wis sen schaft‑
licher Studien untersucht wurden, ist es schwer, zu diesem Punkt präzise 
Aussagen zu treffen. Hier besteht Forschungsbedarf. Es ist zu vermuten, 
dass sie ein sehr breites Einkommensspektrum ansprechen, bis weit in die 
Mittelschicht hinein. 

Trotz dieser Unklarkeit in Bezug auf die genauen Wirkungen auf den Woh‑
nungs markt bietet das Münchner Beispiel relativ klare Rah men bedin gung en 
unddeutetsoaufeinformalisiertes,reguliertesVerfahrenzurAbschöpfung
des Planungsmehrwerts hin, das zudem vom Stadtparlament am 23.03.1994 
erlassen wurde. Analysiert man die Politik im Detail, wird deutlich, dass der 
Prozentsatz des Pla nungs mehrwerts, der vom lokalen Staat abgeschöpft 
wird,einensignifikantenEingriffindieprivateVerfügungsmöglichkeit
über die Wertsteigerung eines Grundstücks darstellt – und so subjektiv 
bis weilen auch Deutungsmöglichkeiten einer gefühlten Enteignung für die 
Grundbesiter_innen eröffnet. Der festgelegte Prozentsatz kann als sichtbarer 
Ausdruck des politischen Willens zu einer sozial gerechten Raumplanung 
verstanden werden, welcher die Frage der All gemeinwohlorientierung und 
Umverteilung stellt und eindeutig regelgeleitet beantwortet. 
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EineFormalisierungvonVerhandlungspraktikenundFestlegungvon
Verhandlungsergebnissenistalsomöglich.AuchinGroßbritannienistein
Trend in diese Richtung zu beobachten. Jüngere Entwicklungen zeigen, 
dass sich die Mechanismen zur Abschöpfung des Planungs mehr werts von 
freiwilligen lokalen Initiativen, die individuell ver han delt werden, zu einer 
nationalen Politik mit angeordneten Tarif en entwickelt haben (Planungszuwa
chsvereinbarungen).DieseVerpflichtungerfährtaufgrundderzunehmenden
Knappheit öffentlicher Gel der für Infrastruktur und bezahlbaren Wohn‑
raumimmerweitereVerbreitung(Crooketal.2016:269).Damitzeigtsich
beispielhaft das ‚Politische‘ in Aktion. Die reine Privatnützigkeit des Eigen‑
tums an Grund und Boden wird partiell in Frage gestellt und ein erheblicher 
öffentlicher Anteil des Bodenwertzuwaches (ein‑)gefordert.

2. Schaffung öffentlicher Infrastrukturen: Zweitens kann die Schaffung von 
Infrastrukturen und sozialen Einrichtungen als Zeichen der poli ti sierenden 
Kraft des Planungsinstruments verstanden werden. Die Stadt München 
präsentiert diesen etablierten Mechanismus in ihrer Selbst darstellung als 
VorbildfürandereStädteinDeutschlandwieauchinternational.Siegibtin
ihrer Selbstdarstellung an – andere Quellen stehen mangels Forschung hierzu 
nichtzurVerfügung–,dasszwischen1994undDezember2016insgesamt
1.415 Hektar Bauland nach dem Prinzip der sozial gerechten Bodennutzung 
(SoBoN) neu er schlos sen und 50.170 neue Wohnungen errichtet wurden, von 
denen 13.950 öffentlich gefördert sind (Staubinger 2013; Landeshauptstadt 
München 2017). Im gleichen Zeitraum sind insgesamt über 15.000 Kita‑ und 
Schulplätzefinanziertworden;circa600MillionenEurosindvomprivaten
SektorfürdieErrichtungvonVerkehrsundGrünflächensowiePlanungskosten
übernommenwordenundetwa3MillionenQuadratmeterGrundstücksflächen
zur öffentlichen Nutzung un ent geltlich abgetreten worden. 

Diese relativ hohen Erfolgszahlen wirken zunächst beeindruckend. 
Aber auch hier ist ein kritischer Blick nötig. Axel Markwardt, Kom mu nal ‑
referent der Stadt München, erklärt im Rahmen einer An hö rung im Berliner 
AbgeordnetenhausmitBezugaufdenUmfangderVerpflichtungen:„[Es]
ist natürlich auch im Konsens mit der Münchener Bau wirtschaft festgelegt 
worden, denn wir täten uns sehr schwer, gegen die Münchener Bauwirtschaft 
solche Spielregeln in die Welt zu setzen“ (Abgeordnetenhaus Berlin 2013: 
12). In diesem Satz wird deutlich, wie sehr Interessen der Bauwirtschaft 
berücksichtigt wurden und wie stark deren Macht innerhalb der staatlichen 
Planungsregularien verankert ist. Es zeigt sich, dass das Instrument in einem 
komplexen politischen Feld verortet ist, in dem die ökonomischen Interessen 
schonaufdieProduktiondesInstrumentsselbsteinengroßenEinfluss
ausüben. Dies kann einerseits als Schwäche der staatlichen Akteur_innen 
analysiert werden, die hauptsächlich einen Konsens anstreben, andererseits 
auch als Stärke der Planer_innen, in diesem Kontext überhaupt eine solche 
(Eingriffs‑)Regelung erwirken zu können. 

Während es kaum wissenschaftliche Literatur gibt, die solche Zahlen 
wie auch tiefergehende sozialräumliche Effekte der Beteiligung der Grund‑
eigentümer_innen an den Folgekosten evaluiert, feiert die graue Lite ra tur 
das quantitative Ergebnis der SoBoN in München als Indiz eines ratio nalen 
und gerechten Wesens der bestehenden Planungspraxis. Tat sächlich, so 
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kann man argumentieren, ist es be ein druckend, wie es der Landeshauptstadt 
München seit 1994 kon ti nuierlich gelingt, grund legend in die Privatnützigkeit 
der Eigen tums rechte privater Grund besitzer_innen ein zugreifen und eine Ab‑
schöpfungsquote des Pla nungs mehrwerts von 70 Prozent festzulegen (und zu 
erreichen). Wir deuten diesen in München praktizierten Eingriff in den Boden‑
markt explizit als eine Politisierung der Planungspraxis in Richtung einer All‑
ge  mein  wohl  orientierung. Dies geschieht auf Grundlage eines agonistischen 
Impe tus zur Beschneidung der Profitrate privater Grundbesitzer_innen 
beziehungsweiseeinerDurchsetzungdersozialenVerpflichtungvonEigentum.

3. Soziale Mischung: Drittens ist das Erreichen einer kleinräumigen 
sozialen Mischung als anerkanntes – wenn auch wissenschaftlich keines‑
wegs unumstrittenes (Bridge et al. 2012, Blokland 2017) – pla nerisches 
Ziel der Planungsmehrwertabschöpfung ein wichtiger As pekt innerhalb 
des Arguments für eine (re‑)politisierende Planung. In England ist 
die Mobilisierung von privatem Kapital für Wohnraum ein kontrovers 
diskutiertes Thema, insbesondere seit der neoliberalen Priva ti sierungswelle 
des Sozialwohnungsbaus in der Thatcher‑Ära ab den 1970er Jahren bis in 
die New‑Labour‑Politik der 2000er hinein (Hod kinson 2011: 912). Deshalb 
wird im englischen Diskurs weniger über den Erhalt oder die Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus (council housing) dis kutiert als über ‚bezahlbare‘ 
Mieten und Woh nung en generell. Trotz oder auch gerade wegen dieses 
Pro zes ses der Transformation des sozialen Wohnungsbaus wirft ein 
GroßteilderbritischenLiteratureinpositivesLichtaufdieBereitstellung
von Sozial woh nung en beziehungs wei se bezahlbarem Wohnraum durch 
privates Kapital mittels des Pla nungs wertzuwachses (planning gain) 
(Brownhill et al. 2015: 4). Gerade vonseiten städtischer Aktivist_innen gibt 
es jedoch durchaus kri tische Stimmen, die darauf hinweisen, dass S106 
eher als Deckmantel für Regeneration genutzt werde, als wirklich zum Ziel 
zu haben, der Woh nungs krise entgegenzutreten[8]. Planungsregelungen 
würden intrans parent gehandelt und nicht durchgesetzt, sodass Entwickler_
innennunProfitegenießen,diesogarhöherseinkönnenalsnochvorder
Krise 2008 – eine Dynamik die, laut dem Journalisten Oliver Wainwright, 
wenigüberraschendist:„Noneofthisshouldcomeasasurprise[…][given]
London’s regenerative steamroller, which continues to crush council estates 
and replace them with less and less affordable housing.“ (Wainwright 2015)

Eine zentrale Besonderheit der Planungsmehrwertabschöpfung als Ins tru‑
ment besteht in dem dezidiert sozialräumlichen Ansatz. Durch die Pro jekt‑
be zogen heit des Instruments trägt es in den Kommunen zur Produktion 
von sozial gemischten Quartieren bei, in denen Bevölkerungsgruppen 
un ter schied lichen sozialen Status quasi Tür an Tür wohnen. Essenziell 
isthierdasVerständnisvon‚nebeneinander‘.Indersogenannten‚Poor
Door‘‑Debatte machen Studien deutlich, dass, auch wenn ein Anteil von 
Sozialwohnungen in ein hochpreisiges Gebäude integriert wird – etwa durch 
das nationale S106‑Gesetz oder das Münchner Instrument SoBoN –, oftmals 
ein separater Eingang oder sogar ein abgetrenntes Treppenhaus für die 
verschiedenen Anwohnergruppen den direkten sozialen Kontakt einschränkt 
und letztlich zu sozialräumlicher Segregation führt (für eine detaillierte 
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Diskussion siehe Meu brink 2016). Jedoch bleibt auch hier, angelehnt an 
Harveys Aufforderung an die Linke, pragmatischer zu sein, die Frage: Was 
ist innerhalb des bestehenden Planungssystems eine greifbare Alternative? 

Austinetal.(2014)demonstrieren,dassS106inGroßbritannieninderHer
stel lung von bezahlbarem Wohnraum zunehmend effektiv ist, was vor allem 
während der Wachstumsjahre der frühen 2000er galt: 2006/2007 war S106 
ver ant wort lich für 65 Prozent aller neu geschaffenen ‚bezahlbaren‘ Wohnungen. 
In Bezug auf London gibt es hingegen eine verbreitete öffentliche Dis kussion, die 
kritischargumentiertunddenals‚bezahlbar‘oder‚erschwinglich‘definierten
Wohnraum(DepartmentforCommunitiesandLocalGovenment2012)immer
noch als unbezahlbar für viele charakterisiert. Gerade am Beispiel von Lon don 
oder München als Städten mit hochpreisigen Immobilienmärkten wird deut‑
lich, wie relativ der Begriff ‚bezahlbarer‘ Wohnraum ist: „[T]he term ‚affordable 
housing’ is used in such a wide variety of ways by those people in positions of 
power in relation to housing provision, such as politicians, property developers 
and planners, that it means just what they want it to mean“ (Watt 2011: 3). 
Obwohl dieses Urteil aufzeigt, dass nicht hauptsächlich die Schwächsten der 
GesellschaftvonS106profitieren,sondernvielmehrdiejenigenmitmittlerem
Einkommen, wird das britische System, insbesondere im internationalen 
Vergleich,alsprogressivdargestellt(Whitehead2007)undaufeinepolitische
Agenda hingewiesen, die die Bereitstellung von Wohnraum dezidiert als öffent‑
liche, politische und planerische Aufgabe betrachtet. 

DerDeutscheStädtetag(2013:16)ziehteinedirekteVerbindungzwischen
einer Abschöpfung des Planungsmehrwerts, sozialem Wohnungsbau und 
dem Herstellen der sozialen Mischung. Auch wenn räumliche Nähe nicht 
unbedingt soziale Nähe bedeutet und sozial gemischte Quartiere segmentierte 
Lebenswelten enthalten (Blokland et al. 2016, Blokland 2017), lautet die 
Behauptung doch, dass sozialgerechte Bodennutzung eines aus einer 
Palette von Instrumenten ist, um sozialen Zusammenhalt kleinräumig zu 
ermöglichen, wenn nicht zu fördern. Obwohl es keine empirische Forschung 
gibt, um diesen Ansatz valide zu belegen, weisen die knapp 11.000 öffentlich 
geförderten Wohnungen, die in München durch SoBoN entstanden, auf das 
Potential für projektbezogene, kleinräumige soziale Mischung auf Blockebene 
durch die Abschöpfung des Planungsmehrwerts hin.

7. Was tun? Ein Ansatz für die derzeitige Wohnungsfrage

Raumplanungsprozesse sind heute mehr denn je Orte sozialer Aushandlung, 
indenenzuTeilenfundamentaleFragenderSozialpflichtigkeitvonEigentum
und sozialräumliche Gerechtigkeit verhandelt werden. In diesem Beitrag 
haben wir gezeigt, dass die Abschöpfung des Planungsmehrwerts am 
BeispielDeutschlandsundGroßbritanniensindiesemKontextsowohlals
postpolitische wie auch als politische (bzw. repolitisierende) Praxis gedeutet 
werden kann. Das planungspraktische Instrument selbst (die Abschöpfung 
des Planungsmehrwerts) wird erst durch soziale Auseinandersetzungen vor 
Ort in den einzelnen Kommunen wie beispielsweise München oder Berlin 
lokalspezifischausgehandeltundproduziert.

Bei diesen Aushandlungen müssen Konflikte innerhalb des Pla nungs‑
pro zes ses bearbeitet werden, diese werden aber zu Teilen „vorsich tig 
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choreo graphiert“ (Allmendinger/Haughton 2012: 89). Zieht man den his to‑
rischen Kontext der rigorosen Landnutzungsdebatten und die fünf konkreten, 
gescheitertenVersucheinGroßbritannienseit1909heran,eineBodenwert
zu wachssteuer einzuführen (Bill 2013: 4), scheint die Inter pre ta tion einer 
‚vorsichtig choreographierten‘ Planungspraxis, die sensibel darauf angelegt ist, 
KonfliktemitInvestor_innenundLandbesitzer_innenkonsensorientiertzu
lösen, gewiss plausibel. Es wäre falsch zu leugnen, dass es ein zentrales Ziel der 
Planungspolitik zur Abschöpfung des Planungsmehrwerts ist, eine Einigung 
zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Akteur_innen zu erreichen.

Trotzdem ist die bestehende Planungspraxis auch ein Hoffnungsraum im 
Sin ne von David Harveys ‚spaces of hope‘,indemPolitik,KonfliktundDis
sensweiterhinvorzufindensind–insbesondere,wennmanbedenkt,dass,wie
imFalleMünchens,derGroßteildesBodenwertzuwachses(70Prozent)für
gesellschaftliche, gemeinwohlorientierte Zwecke abgeschöpft wird und auf 
vom Stadtparlament, also demokratisch festgelegten, Prozentsätzen basiert. 
Das Instrument der Planungsmehrwertabschöpfung funktioniert nur inner‑
halb – und mit – ökonomischen Wachstumszyklen, indem es vorhandene 
ProfiteprivaterGrundstücksbesitzer_innendruckvollbeschneidet.Esist
keine revolutionäre Lösung der Wohnungsfrage im Sinne Friedrich Engels‘. 
Jedoch kann die Planungsmehrwertabschöpfung als ein wertvolles In stru‑
ment heutiger Planung gelten, das angesichts der neuen Wohnungsfrage 
in Städten hilft, in dynamischen Wohnungsmärkten im Neubausegment 
bezahlbaren Wohnraum im Kontext der Preisspirale zu sichern. 

Darüber hinaus bietet das Instrument sowohl einen Ansatzpunkt, um Dy na ‑
mikenderBodenpreisentwicklungkritischzureflektierenalsauchdafür,einen
gezieltenFokusaufdiesozialeVerpflichtungdesEigentumsvonGrundund
Boden zu legen. Wenn es in Zeiten zunehmend internationaler Immo bi lien‑
spekulation gelingt, in immer mehr Städten (in Deutschland) das Instru ment 
der Abschöpfung des Planungsmehrwerts zu etablieren, verweist das auf eine 
wachsende Infragestellung der Selbstverständlichkeit, mit der Grund stücks‑
besitzer_innen die reine Privatnützigkeit ihres Eigentums rekla mieren. Privater 
Grundbesitzwirdheute(wieder)dazuverpflichtet,mehrzuröffentlichenEnt
wick lung beizutragen – dies bezeichnen wir als Repolitisierung.

Insgesamtbetrachtet,befindenwirunsineinervonHybriditätundAm
bi va lenz en geprägten Situation. Deshalb, so argumentieren wir, wird ein rein 
binäresVerständnisdesPolitischenunddesPostpolitischen,wonacheinPol
denanderenausschließt,deraktuellenPlanungspraxisnichtgerecht.Vielmehr
sind Tendenzen der Depolitisierung beziehungsweise des Postpolitischen 
eben so zu beobachten wie auch Tendenzen der Repolitisierung und damit des 
Poli tischen. Folglich muss die Stadtforschung einen neuen konzeptionellen 
Analyserahmen entwickeln, der die wissenschaftliche Fähigkeit befördert, die 
Komplexität gegenwärtiger Planungspraktiken präzise zu beschreiben und 
geradedasrelationaleVerhältnisvonprivatemEigentumundöffentlichem
Planungsrecht, von Profit und Planungsmehrwert, von formalisierten 
ProzessenundinformellenVerhandlungenbesserzuverstehen.

Denn es hilft wenig, sich mit Eric Swyngedouw in eine konzeptionelle Ecke 
der Tatenlosigkeit zu setzen und einen vermeintlich alles überbordenden, 
post politischen Zustand rein akademisch zu beklagen. Eine monolithische, 
post politische Analyse wirkt so nur als postpolitische Falle, also als 
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„post‑political trap“ (Beveridge/Koch 2017: 31). Dies vor allem, weil sie, 
stattweitereHandlungsmöglichkeitenzueröffnen,imtheoretischen(Vor)
Urteil nur pauschal jede praktische Alternative verneint.

In dieser Situation bietet David Harvey einen interessanten, alternativen 
Analyserahmen.DieVeränderungseineseigenentheoretischenStandpunkts
imLaufederZeiterinnertunsandieVerantwortungwissenschaftlichen
Arbeitens dafür, einen gewissen Optimismus zu erhalten (Harvey 2015: 280). 
In David Harveys eigener Auslegung ist es auch die Rolle der Wissenschaft, 
‚Räume der Hoffnung‘ zumindest diskursiv zu nähren (Harvey 2000). 
AuchŽižekzeigtauf,wiewichtigesist,dasskritischeTheoriekonstruktiv
gesellschaftliche Praxis ermutigt – beziehungsweise wie entmutigend die 
postpolitische Analyse wirkt und so in ihrer politischen Bedeutung versagt 
(Žižek2012:107,zitiertnachDavidson/Iveson2015:546).

Es kommt (uns) also darauf an, eine theoretische Position zu entwickeln, 
die auch praktisch fruchtbar ist. Denn gerade die alte und neue Woh nungs‑
frage zwingt zu einem politischen Pragmatismus: „We seem to be going round 
incircles,pushingupagainstthesamelimitstimeandtimeagain[…].[A]ny
alternatives seem desirable and worth pursuing in the here and now, regard‑
less of their impact on capitalist social relations.“ (Hodkinson 2012: 435 f.) 
Diese Einladung, Alternativen nachzugehen und konkrete Projekte zu ver‑
folgen schwingt auch in Peter Marcuses Aufruf, „to tighten the noose around 
one sector at a time“ (2012: 39). Politischer Wandel wird möglich, wenn wir 
uns pragmatische und handhabbare Wege zu gehen erlauben. In diesem 
Sinne kann die Abschöpfung des Planungsmehrwerts angesichts der neuen 
Wohnungsfrage und zunehmender Segregation in den Städten als ein Raum 
der Hoffnung gesehen werden. Die Planungspraxis hat das Potenzial, die 
Frage des Eigentums von Grund und Boden und seine Privatnützigkeit wie‑
der zu politisieren, indem sie um die Abschöpfung des Planungsmehrwerts 
mit privaten Grundstücksbesitzer_innen ringt und sich Stadtparlamente 
klareRegelnderVerhandlunggeben.

Nur mit einer dialektischen theoretischen Analyse, welche die Gleich‑
zei tig keit von Politischem und Postpolitischem, die Parallelität formeller 
undinformeller(Verhandlungs)ProzesseunddassimultaneWirkenvom
Schutz der Eigentumsrechte sowie dem Angriff der öffentlichen Hand auf den 
privatenProfiterfasst,könnenwiraktuellePlanungspraktikenkonzeptionell
begreifen und praktisch einen gesellschaftlichen Wandel für mehr soziale 
Mischung, mehr Inklusion und räumliche Gerechtigkeit ermutigen.

In diesem Beitrag konnten wir bisher nur auf Literaturanalysen 
zurückgreifen. Empirische Studien zur Abschöpfung des Planungsmehrwerts 
im deutschsprachigen und internationalen Raum existieren kaum. Bisher 
liegen vor allem Selbstbeschreibungen der kommunalen Praxis in Form von 
grauer Literatur vor. In den existierenden Berichten fehlt daher eine sys te‑
ma tische Untersuchung der Strategien, Mechanismen, Akteur_innen und 
Netzwerke,umtiefergehenddieVerhandlungsdynamikenderPlanungs
mehr wertabschöpfung zu verstehen. Auch die sozialräumlichen Folgen 
dieser Planungspraktiken in den Städten sind bisher kaum untersucht. 

BetrachtetmandasgroßeDesideratanempirischerForschungzudiesem
Thema und die hohe praktische Notwendigkeit, Lösungen für den drängenden 
wohnungspolitischenProblemkreisindenStädtenzufinden,sobetrachtenwir
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unseren Beitrag als Einladung zur gemeinsamen Diskussion. Ins besondere fehlt 
es an systematischer und vergleichender Forschung (Alter man 2012: 2). Nur mit 
metho do lo gisch versierten Studien wird es gelingen, eine solide wis sen schaft‑
liche Basis für eine umfassende Analyse zu legen und eine darauf basierende 
Wei ter ent wicklung innovativer Lösungen zur Wohnungsfrage zu entwickeln. 
Des halb sind gründliche empirische Unter such ungen erforderlich, um die 
von uns postulierte Dialektik von Politischem und Post‑Politischem besser zu 
verstehen und so in der Folge diskursiv und praktisch weitere Räume der Hoff‑
nung zu öffnen. Denn es ist die Aufgabe der Stadtforschung, urbane Räume 
nicht nur zu verstehen, sondern durch die eigene Analyse dazu beizutragen, 
hoff nungs volle Perspektiven für deren Entwicklung zu ermöglichen.

Endnoten

[1] Obwohl die Finanzkrise ihren Ursprung in der Spekulation mit Immobilien hat – oder 
genauer, die Finanzkrise Ausdruck eines fortlaufenden Zyklus der Investition von 
Über schüssen in Urbanisierung ist –, hat sie in der Folgezeit dazu geführt, dass nach 
2008signifikanteInvestitionenwiederinImmobilienwertegeflossensind,„alsOrtum
Geld zu lagern“ (Harvey 2016). Unsere Debatte verortet sich innerhalb dieser Dynamiken 
zwischen dem primären und sekundären Kapitalkreislauf, durch die eine Krise des be zahl‑
baren Wohnraums entsteht.

[2] UnserFokusbeziehtStrategienderDekommodifikationnichtmitein(z.B.Gemein
nützigkeit, kommunaler Wohnungsbau oder Wohnen als soziale Infrastruktur). Über 
dieDekommodifizierungdesWohnungsbausimamerikanischenKontextschreiben
z. B. Achtenberg/Marcuse (1986) und DeFilippis (2004) mit Bezug auf Limited Equity 
HousingCooperatives,CommunityLandTrustsundMutualHousingAssociations.

[3] In Übersetzung 2013 für die Ausgabe „Die postpolitische Stadt?“ (Bd. 1, Heft 2) in dieser 
Zeitschrift erschienen.

[4] Die Frage ‚Was tun?‘ impliziert eine ganz bestimmte politische Bedeutung, da sie sich auf 
daspolitischeHauptwerkdesrussischenRevolutionärsVladimirLeninvon1902bezieht.

[5] In ihrer Studie untersucht Rachelle Altermann (2012: 767) folgende dreizehn 
ökonomisch fortgeschrittene Nationalökonomien, die 2010 insgesamt 40 Prozent der 
OECDMitgliederdarstellen:Australien,Österreich,Kanada,Finnland,Frankreich,
Deutschland,Griechenland,Israel,Niederlande,Polen,Schweden,Großbritannien,USA.

[6] Section106(S106)desTownandCountryPlanningAct1990(oftmalsals‚planning 
gain‘ beschrieben) erlaubt es der lokalen Planungsbehörde (local planning authority), 
einen rechtlichen Planungsvertrag mit einem Bauunternehmer einzugehen. So 
sindS106VereinbarungeneinzentralesInstrument,umgesetzlicheAuflagenfür
Baulandentwickler zu schaffen, die – ähnlich wie bei der Abschöpfung des Pla nungs mehr‑
werts in Deutschland – zum Beispiel die Schaffung von sozialer oder grüner Infrastruktur 
für die Nachbarschaft zusätzlich zur privaten Baulandentwicklung vorsehen. Durch das 
S106‑Gesetz muss meist auch ein variabler Prozentsatz ‚erschwinglichen‘ Wohnraums 
integriert werden und je nach Stadtbezirk festgelegt und ausgehandelt werden.

[7] Die rechtliche Basis der SoBoN ruht auf den seit 1994 für Gemeinden verfügbaren 
Re gelungen in diversen Bundesgesetzen (Art. 2 § 6 WoBauErlG, Art. 2 Nr. 2 Buchstabe f) 
InVestErlG,§11BauGB).

[8] Ausführliche Diskussionen zum Thema der Londoner Wohnungskrise und damit 
verbundenemAktivismusfindetsichineinerSonderausgabedesJournalsCITYzum
Thema „analysis of urban trends, culture, theory, policy, action“ (Watt/Minton 2016).
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Smarte Städte
Digitalisierte urbane Infrastrukturen und ihre Subjekte als Themenfeld kritischer 
Stadtforschung

Sybille Bauriedl und Anke Strüver

1. Einleitung

Die Digitalisierung urbaner Lebensweisen ist ein globales Phänomen. ‚Smart‘ 
steht für die Nutzung von Informationstechnologien (IT) zur Optimierung der 
RessourcennutzungundzumeffizienterenStadtmanagement.Gleichzeitighat
sich die Nutzung digitaler Informations‑ und Kommunikationstechnologien 
in der Alltagspraxis rasant entwickelt. Städte und ihre Bewohner_innen 
sind mittlerweile so hochgradig digital vernetzt, dass dies sowohl die Orga‑
nisation der städtischen Daseinsvorsorge als auch urbane Interaktions‑ und 
Kommunikationsweisen verändert. In diesem Beitrag stellen wir aktuelle 
Forschungsstränge zur Digitalisierung von Städten und urbaner Praxis 
darundleitenFragestellungenfüreineSmartCityForschungab,diediese
unterschiedlichen Dynamiken in den Blick nimmt. 

DerBegriff‚SmartCity‘wurdevonAnbieter_innendigitalerGroßtech
nologiengeprägt.ErhatkeineeindeutigeDefinition,genausowenigwie
ihre Synonyme ‚digitale Stadt‘, ‚intelligente Stadt‘ oder ‚Hightech‑Stadt‘; 
‚smart‘ wird vielmehr als Selbstzuschreibung oder Zukunftsvision sehr 
unterschiedlicher Städte verwendet (vgl. Albino/Berardi/Dangelico 2015). 
Dabei ist der IT‑Einsatz für die Organisation städtischer Infrastrukturen und 
der Daseinsvorsorge nichts Neues. Neu ist jedoch die Ausweitung auf immer 

Welche Bedeutung hat eine zunehmend digitale Vernetzung für (europäische) Städte und 
ihre Bewohner_innen? Die aktuelle kritische „Smart City“-Forschung versucht diese Frage 
für unterschiedliche Aspekte der Stadtpolitik zu beantworten. Sie betrachtet Smart City als 
Marketingetikett wettbewerbsorientierter Stadtregierungen, als Dienstleistungsprodukt von 
IT-Konzernen und als Eingangstor zur deregulierten Vernetzung digitaler Daten. Dieser Beitrag 
setzt sich systematisch mit der Verwobenheit dieser Aspekte auseinander, mit einem Fokus 
auf erstens digital vernetzte Infrastrukturen kommunaler Daseinsvorsorge und zweitens auf 
vernetzte Interaktions- und Kommunikationstechnologien in der Alltagspraxis. Dabei wird 
die diskursive, die strukturelle und die subjektive Ebene von Optimierungsversprechen, 
Selbst steuerung und Ermächtigung diskutiert. Diese Betrachtung zeigt Städte als Orte spon-
taner, ungeplanter und widerständiger Interaktionen, die gleichzeitig an Effizienz-, Kontroll-, 
Optimierungs- und Wettbewerbsidealen ausgerichtet sind.

Ersteinreichung: 10. März 2016; Veröffentlichung online: 21. Juni 2017 
An english abstract can be found at the end of the document.
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weitere Anwendungsbereiche. Immer mehr Stadtregierungen – sowohl 
im Globalen Norden als auch im Globalen Süden – verfolgen das Ziel, aus 
ihrerStadteineSmartCityzumachen.DieInfrastrukturundDienstleis
tungsangebote von IT‑Unternehmen sprechen gezielt die Interessen einer 
unternehmerischen Stadtpolitik an: hohe Lebensqualität für die Stadt‑
bewohner_innen (sauber, sicher, gesund), niedrigschwelliger Zugang zur 
Stadtverwaltung (E‑Governance), effizientes Management der Da seins‑
vor sorge (Müll, Mobilität) sowie reduzierter Ressourceneinsatz (Strom) 
undreduzierteEmissionen(motorisierterVerkehr).ITUnternehmen
konzentrieren ihre Aktivitäten gezielt auf Wachstumsmetropolen in Asien, um 
sie zu Hotspots digitaler Innovationen zu machen. Die chinesische Regierung 
beispielsweiseförderteSmartCitiesbis2015mit159MilliardenUSDollar
und die indische Regierung hat 2014 Investitionen für einhundert Smart 
CitiesinHöhevon7MilliardenUSDollarbeschlossen(vgl.Novy2015;
Rauth 2015).[1] Gleich zeitig vermarkten diese Unternehmen ihre IT‑Infra‑
struk turen und Dienstleistungen in Europa, Südamerika und Afrika. 

In deutschen Städten lassen sich heute schon fast überall digitale 
Technologienwahrnehmen,dieTeilderVersorgungsstruktursind.DieLuft
qualität,derVerkehrsflussunddieNutzungöffentlicherMüllbehälterwer
den mit Sensoren gemessen und die Daten an Kontrollstationen gesendet. 
ViaSmartphoneAppwerdenGPSDatendernächstenFahrradoderCar
sharing‑Leihstation abgerufen. Die Stadtforschung fragt bisher den noch 
kaum nach den sozialen Effekten dieser Digitalisierung städtischen Lebens; 
dieSmartCitywirdprimäralseineInfrastrukturinnovationbetrachtet.
Rele vant für eine kritische Stadtforschung sind jedoch auch As pek te 
der politischen und sozialen (Re‑)Organisation städtischen Lebens und 
Regie rens. In der deutschsprachigen Humangeographie liegen einzelne 
Publi ka tionen vor, die sich mit dem Stand der Digitalisierung in Städten 
beschäftigen (Hatzelhoffer et al. 2012) und den Einsatz von IT‑Endgeräten 
fürVersorgungundKommunikationals„digitaleGeographien“beschreiben
(vgl.Boeckler2014,Thielmann2014,Verne2014).Dieangloamerikanische
Stadt forschung betrachtet die Digitalisierung der Stadt zusätzlich aus hege‑
monietheoretischer(Hollands2008,Kitchin2014,Vanolo2014)unddie
Medienwissenschaft aus diskurstheoretischer Perspektive (Reichert 2015).

WirstellendieausunsererSichtzentralenSträngederSmartCityForschung
indreiAbschnittendar.DerAbschnitt‚Besmart!‘betrachtetdiediskursiveEbene
derEffizienzsteigerungundOptimierungmittelsIT.DerAbschnitt‚SmartCity‘
be schreibt strukturelle Aspekte einer Stadtpolitik, die sich an technologischen 
In no va tionen und an Public‑Private‑Partnerships des Stadtmanagements 
ausrichten.DarananschließendwerdenunterderÜberschrift‚SmartSelf‘die
Subjektebene der Nutzer_innen digitaler Technologien im Alltag und deren 
Selbststeuerungs‑ und Er mäch ti gungs poten tiale diskutiert. Diese un ter schied‑
lichen Dimensionen der digitalisierten Stadt führen im letzten Abschnitt zu 
derFrage,inwelchemVerhältnisvernetztedigitaleTechnologienundurbane
Praxis zueinander stehen. Anders ausgedrückt: Was bedeutet es für eine Stadt 
und ihre Bewohner_innen, ‚smart‘ zu sein? Damit wollen wir einen Ansatz zur 
kritischenReflektionsowohlneuerstädtischerImageproduktionalsauchder
Materialisierung digitaler Innovationen sowie des Gebrauchs digitaler Medien 
im städtischen Alltag bieten. 
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2. ‚Be smart!‘: Rhetorik und Materialität digitalisierter  
Infrastrukturen

DerBegriff‚smart‘alsBezeichnungpermanenterdigitalerVernetzungund
Innovation hat sich innerhalb kürzester Zeit verbreitet. In der digitalisierten 
Welt ist alles ‚smart‘ geworden, und das betrifft nicht nur technische Geräte 
oder die Infrastrukturen selbst: Auch deren Nutzer_innen werden ‚smart‘, 
und ebenso die Städte, in denen digitale Netzwerke und Dienstleistungen 
instal liert werden. Die materiell‑technologischen, sozialen und rhetorischen 
Komponenten dieser ‚smartness‘ sind jedoch nicht immer deckungsgleich: 
Mal ist die Nutzung erneuerbarer Energie‑Technologien gemeint, mal 
sind es komplexe Informations‑ und Kommunikationsnetzwerke, mal die 
Internetverbindung zwischen Bürger_innen und Kommunalverwaltung. 

Die Ausrufung von ‚smartness‘ geschieht unabhängig vom Um set zungs‑
grad der Digitalisierung und ist primär eine Willensbekundung oder ein Selbst‑
verständnislokalerPolitik.DerStartpunktaufdemPfadzueinerSmartCity
beginntmitderSelbstverpflichtungeinerStadtregierungeineSmartCitysein
zuwollen.DieseSelbstverpflichtungistinderRegelmitderUnterzeichnung
vonVorverträgenmiteinemderglobalagierendenITUnternehmenundmit
der Nutzung von digitalisiertem Infrastrukturmanagement (Hollands 2008) 
verbunden.DieSmartCitylässtsichrhetorischeinfügenindieaktuell
dominierendenLeitbilderdereuropäischenundnordamerikanischenGroß
städte. Diese postindustriellen Städte wollen grüne Metropolen sein für 
sogenannte kreative Unternehmen und deren Angestellte.

DerSmartCityDiskursistgekoppeltaneinenUmweltdiskurs.DasArgu
menteinesreduziertenRessourcenverbrauchsdurcheineeffizienteInfra
struk turnutzung ist ein wichtiges Element der Marketingstrategien von 
IT‑Unternehmen. Hierfür bieten sie eine automatisierte Anpassung der 
StraßenverkehrssteuerunganZeitrhythmenderStadtan(Verkehrsleit
systeme, Parkraumlenkung etc.) oder Informationssysteme, die Energie‑
ver sorgungsunternehmen und Energiekonsument_innen miteinander 
verbinden (‚smart grids‘etc.).DiedigitaleKonnektivitäteinerSmartCity
und die Möglichkeit, urbane Infrastrukturen bis hinein in die Haushalte 
zuregulieren,wirdzumCharakteristikumeiner‚grünenStadt‘.Voneiner
potentiellen Ressourcen‑ und Energieeinsparung wird hierbei auf eine 
absolute Einsparung durch die Anwendung der bereitgestellten Infor ma‑
tionen geschlossen. Dabei wird einerseits von einem Nutzer_in nen verhalten 
aus ge gangen, das auf Zeit‑ oder Kostenersparnis mit posi tiven Um welt neben‑
effektenzielt,undandererseitsvernachlässigt,dassEffizienzsteigerungenin
vielen Fällen zu Nachfragesteigerungen und damit zu Rebound‑Effekten für 
den Umweltschutz führen (Santarius 2014).

Während die notwendigen Technologien sogenannter intelligenter Strom‑
netze(digitaleVernetzungundSteuerungvonStromerzeugung,Speicherung,
Übertragung,Versorgung)indeutschenKleinstädtenundModellstadtteilen
bereits implementiert werden, stehen die Analysen zu Materialflüssen 
noch aus. Dass durch Informationstechnologien ein Demateriali sie‑
rungs versprechen eingelöst werden kann, lässt sich bisher nicht belegen. 
Auto mation und verbesserte zeitliche Koordination sollen einerseits den 
RessourcenbedarfunddennichtwiederverwertbarenAbfalleinerSmartCity
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reduzieren oder gar eliminieren; andererseits haben elektronische Techno‑
logien selbst einen hohen Ressourcenbedarf bei ihrer Herstellung, ihrem 
Einsatz und ihrer Entsorgung (vgl. Gabrys 2014: 40). 

Technologiebasierte Umweltschutzstrategien haben zu einer neuen 
WellevonSmartCityProjektengeführt,diesensorbasierteMessungenvon
Umweltfaktoren (z. B. Luftqualitätsmessung) vornehmen. Städte haben eine 
digitale Haut bekommen. Rabari und Storper bezeichnen die zunehmen de 
Ausstattung von Städten und Haushalten mit Sensoren und überall ver füg‑
baren mobilen Kommunikationstechnologien, die sowohl gezielte Kom mu‑
ni kation als auch automatisiert Nutzerdaten übertragen, als „digital skin of 
cities“ (Rabari/Storper 2015: 27).

DieserrechnergestützteUrbanismusistzugleichVoraussetzungundVision
einersmartenundnachhaltigenStadt.DieVerbreitungvonStudienundKon
zeptpapieren,dieeineumfassendedigitaleÜberwachungundVernetzung
als Bedingung für Nachhaltigkeit und Umweltschutz formulieren, war ein 
Türöffner für IT‑Unternehmen in den Rathäusern und Stadtparlamenten 
weltweit(vgl.CiscosInitiative„ConnectedUrbanDevelopment“seit2006).
Das dabei dominierende funktionalistische Managementverständnis von 
staatlichen und privaten Akteuren vernachlässigt die Erkenntnis, dass der 
EinsatzvonLuftmessstationeninGroßstädtenindenletztenJahrzehnten
nicht zu einem veränderten Mobilitätsverhalten der Bewohner_innen oder 
zur Entwicklung emissionsfreier Motoren geführt hat. Der Beitrag smar‑
ter Technologien zum Umweltschutz wird allein mit Bezug auf metrische 
Umweltziele (quantitativ messbare Kohlenstoffemissionen oder Material‑ 
und Energieverbrauch) diskutiert. Die individuellen Motive und gesell‑
schaftlichen Rahmenbedingungen von energieintensiven Produktions‑ und 
Lebensweisen stehen nicht zur Diskussion.

Die Energieeffizienz‑Richtlinie der Europäischen Union von 2012 
(EU‑Richtlinie 2006/32/EG) fordert von den Mitgliedsstaaten dennoch, 
„mindestens80ProzentderVerbraucherbis2020mitintelligentenVer
brauchs er fas sungs systemen“ auszustatten – „falls die Einführung intelli‑
gen ter Zähler positiv bewertet wird“ (EU 2012). Dieser Nachsatz wird im 
Zuge des derzeit an vielen Orten durchgeführten „Produkt‑Rollout der 
SmartCityIndustrieinZusammenarbeitmitdenKommunen“oftmalsver
nach lässigt (Rauth 2015), da gleichzeitig die ‚intelligenten Technologien’ 
durchnationaleundinternationaleFörderprogrammefinanziellgefördert
werden(vgl.Köhler2015).DieSmartCityStrategiebietetsomiteinenur
ba nen Möglichkeitsraum für Unternehmen, die unter dem Label einer ‚Grü‑
nen Ökonomie‘ Produkte und Dienstleistungen anbieten, und für Städte, 
da sie in dieser Strategie Wachstums‑ und Wettbewerbsvorteile sehen 
(vgl. Gabrys 2014: 30). In Italien beispielsweise hat der Energiekonzern Enel 
bereits bei 30 Millionen Kund_innen, das sind 90 Prozent aller Haushalte, 
intelli gente Zähler installiert. 

Intelligente Stromzähler (smart meter) erfassen, an welchen Haus halts ge‑
räten zu welcher Tageszeit und in welchem Umfang Strom verbraucht wird. 
Digital vernetzte und mit Sensoren ausgestattete Beleuchtungs‑ und Heiz‑
systeme in Wohnungen können die Nutzungsgewohnheiten der Be woh ner_
innenidentifizieren,erlernenund‚intelligent‘LichtundWärmebereitstel
len. Dieses haushaltsbezogene Monitoring dringt in den Privat raum ein und 
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ermöglicht eine ständige Kontrolle des Stromverbrauchs durch die Ener gie ver‑
sorger.EssollüberdiePraxisdesSelbstMonitoringsdieVerbraucher_innen
motivieren, ihren Stromkonsum zu reduzieren. Sen soren, die der Sicherheit 
und dem ökologischen Umgang mit Ressourcen dienen, führen in einem ver‑
netzten System zur ständigen Überwachung und zur Selbstdisziplinierung. 
Die Wohnung wird zum digitalen Panoptikum, das seine Bewohner_innen 
zurVerhaltensanpassungdrängt.WährendineuropäischenStädtendieIT
Nach rüstung aufgrund von Datenschutzbedenken und Anschaffungskosten 
lang sam vorangeht, konnten IT‑Unternehmen in einigen asiatischen Neu‑
bau‑Modellstädten bereits umfangreiche IT‑Dienst leis  tung en installieren. 
Die gerade fertiggestellte „Fujisawa Sustainable Smart Town“ für rund 3.000 
Einwohner_innen im Einzugsgebiet von Osaka wurde von Panasonic konzi‑
piert[2] und ermöglicht es den Bewohner_innen nicht nur ihren eigenen Ener‑
gie ver brauch zu kontrollieren, sondern auch den ihrer Nachbar_innen. Das 
solldasEngagementfüreinenreduziertenökologischenFußabdruckfördern.
Diese Überwachungstechnologien sprechen eine Buchführungsrationalität 
und einen Wett bewerbsgedanken an, der nicht mit Umweltbewusstsein 
gleichzusetzenist.AußerdemlässtdieseFormderUmweltüberwachung
soziale Kriterien von Umweltgerechtigkeit un berücksichtigt.

3. ‚Smart City‘: Digitalisiertes Management der Stadt

DasManagementversprecheneinerSmartCitybedientdasIdealeinesstö‑
rungsfreien, planbaren Ablaufs des städtischen Alltags (Laimer 2014: 5). Es 
wurzelt in der modernistischen Stadtplanung der Mitte des 20. Jahrhun‑
derts, den Städtebauidealen der 1970er Jahre (vgl. Townsend 2013), der un‑
ternehmerischen Stadt der 1980er, der neoliberalen Wettbewerbsmetropole 
seit den 1990er Jahren und der auf Kreativität getrimmten Stadt seit der 
Jahr tausend wende (vgl. Söderström/Paasche/Klauser 2014, Kitchin 2015). 
WährenddiemodernistischeStadtplanungdierechnergestützteVerkehrs
lei tung und Beleuchtungssteuerung einführte, greift mit der unterneh‑
merischen Stadtpolitik die als ‚smart‘ bezeichnete Digitalisierung in alle 
Ebenen des urbanen Lebens ein. In den auch als ‚Wired Cities‘, ‚Cyber Cities‘, 
‚Digital Cities‘ oder ‚Intelligent Cities‘ bezeichneten Räumen reicht diese 
Digitalisierung von der Messung von Körperfunktionen über die permanente 
ZugriffsoptionaufHaushaltsgerätebishinzurVerkehrsmittelwahloderzum
Management städtischer Infrastrukturen. Digitalisierung steht nicht nur für 
eineVernetzungvonDingenundMenschen,sondernauchfürdieVernetzung
digitalerTechnologienüberMaßstabsebenenhinweg.Diesesskalenüber‑
greifende Digitalisierungsideal hat zwei parallele Treiber: Stadtregierungen 
wettbewerbsorientierter Wachstumsmetropolen und internationale IT‑
Unternehmen (vgl. Hollands 2015). 

Vertreter_inneneinerwettbewerbsorientiertenStadtpolitikhabenin
denletztenJahrzehntenverschiedeneEtikettenfürihreVisioneneiner
unternehmerischen Stadt genutzt: ‚Nachhaltige Stadt‘, ‚Kreative Stadt‘, 
‚GrüneStadt‘undnundieSmartCity(vgl.„GrüneGouvernementalität“,
Rutherford 2007). Eine unternehmerisch ausgerichtete Stadtpolitik bietet 
ITUnternehmeneinneuesGeschäftsfeldfürprogrammatischeVisionen
einer sicheren, gesunden, sauberen, effizienten Stadt. Die führenden 
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IT‑Unternehmen beraten Stadtregierungen und stellen gleichzeitig die not‑
wendige Infrastruktur und Dienstleistungen zur Umsetzung dieser Gestal‑
tungs‑ und Steuerungsvisionen bereit; sie investieren aktuell viel in die 
VisualisierungvonSmartCitiesundderenBewohner_innen,produzieren
Imagefilme(vgl.IBM:„ThePeopleforSmarterCitiesMission“),veranstalten
WorkshopsfürKreativeundIdeenbörsen(vgl.„MLoveSmartCityFestivals“
indiversenGroßstädten,gesponsertvonCisco)undbauenAusstellungshallen
fürdigitalisierteStadtvisionen(vgl.Siemens,„TheCristal.ASustainable
CitiesInitiative“indenLondonerDocklands).DerStadtforscherDanHill
bezeichnetITUnternehmen,diedieSmartCityDebattegezieltvorantreiben,
insgesamtalseinen„UrbanIntelligenceIndustrialComplex“(Hill2013).

Für unternehmerisch ausgerichtete Stadtregierungen haben IT‑Unter‑
nehmen das verlockende Angebot geschaffen, Planungs‑ und Steue rungs‑
dienstleistungen zu übernehmen. Diese Konstellation von staatlichen und 
privatwirtschaftlichenAkteurenhatzurFolge,dassSmartCityStrategien
sich bereits heute in vielen Metropolen ohne substanzielle Debatten unter 
Einbeziehung der Stadtbevölkerung oder der Stadtforschung etabliert haben. 
InternationalerVorreiteristRiodeJaneiromitumfangreichenPublic
PrivatePartnershipVerträgenzwischenderStadtregierungundIBM;in
DeutschlandhatunteranderemHamburgVereinbarungenzurVerkehrsent
wicklungmitCiscobeschlossen(FHH2014).BisherkonzentrierensichSmart
CityStrategienaufMetropolen.HiersinddieInnovationsbereitschaftund
die Modernisierungskultur am stärksten ausgeprägt, die städtischen Eliten 
am internationalen Städtewettbewerb ausgerichtet und für IT‑Unternehmen 
derAbsatzmarktaufgrundderKapitalkonzentrationamgrößten(Caragliu/
Del Bo/Nijkamp 2009).

Internationale IT‑Konzerne betrachten eine Stadt als „complex network 
of in ter con nec ted systems”, das laufend Daten liefert, die städtisches Leben 
mes sen, kon trol lie ren und managen lassen (IBM 2012). Diese Dienst  leis  tung‑
enwerdenfüreinzelneVersorgungsbereicheangeboten:SmartMobilityund
SmartTransport(optimierteVerkehrsmittelnutzungundlenkung),Smart
People(internetundappbasierteLernundVernetzungsplattformen),Smart

Abb. 1 Vision von 
digital vernetzten 
öffent lichen und pri-
va ten Infra struk turen 
des IT-Konzerns Cicso.
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Eco no my (Input‑ und Output‑Optimierung im Produktionsprozess), Smart 
Gover nance (internetbasierte Infor mations‑ und Beteiligungsverfahren), 
Smart Environment (effizienter Res sour cen   einsatz durch digitalisiertes 
Monitoring) und Smart Living (digi tale Sicher heits technologien und Woh‑
nungs nut zung en) (vgl. Albino/Berardi/Dangelico 2015: 9). Dieses Ange bot 
soll nicht nur gut für die Stadt und ihre Bewoh ner_innen sein, sondern 
gleich zeitig den weltweiten Res sou rcen ver brauch von Städten reduzieren 
(s.o.).SowirbtCiscodamit,dassseinITAngebotdes„connectedurban
development“(derVerkehrsflussoptimierung)aucheinenBeitragzum
globalenKlimaschutzleistet(Cisco2015).

Stadtregierungen gewähren IT‑Unternehmen in vielen Fällen einen enor‑
menVertrauensvorschuss(vgl.Allwinkle/Cruickshank2011,Hollands2015).
InnerhalbderLogikneoliberalerStadtpolitikstehenSmartCitiesimper
ma nenten Wettbewerb miteinander. Quantitative Eva lua tion en von Smart 
CitiesmessendieInfrastrukturausstattungderHardware(Breitbandkabel),
Software (Datenaustausch), Kreativwirtschaft (Inter net dienstleister) und 
Nutzungshäufigkeit(etwaderKlicksbeimEOfficederStadtverwaltung).
Über die qualitative ‚Smartness der Stadt‘ und ihrer Bewohner_innen sagt 
dasnochnichtsaus,denndieintelligentesteStadtkannineffizientgenutzt
werden.SmartCityRankingsunddieAuszeichnungvonVorreiterstädten
führten jedoch dazu, dass immer mehr Stadtregierungen versuchen, die 
globalstandardisiertenKriterieneinerSmartCityzuerfüllen(SmartCity
RankingfürDeutschland,vgl.PwC/UniBonn2015,SmartCityRankingfür
Europa,vgl.ViennaTU2007).

AufwelcheWeiseinSmartCitiesdiejeweiligetechnologischmotivierte
Machbarkeitsvision, die ökonomisch motivierte Wertschöpfungsvision, die 
regulatorischmotivierteGovernanceVisionunddieökologischmotivierte
Nachhaltigkeitsvision tatsächlich realisiert werden, ist noch weitgehend 
unklar(Libbe2014).DetaillierteodervergleichendeFallstudienzuSmartCity
Initiativen,diehistorischeundkulturelleSpezifikaberücksichtigen,fehlen
(Kitchin 2015). Städte sind durch heterogene Strukturen gekennzeichnet 
–unddennochüberzeugtdasVersprecheneinerSmartCityalsuniverselle
Strategie für alle aktuellen und zukünftigen Aufgaben von Städten auf 
kommunalpolitischer und nationaler Ebene weltweit. 

EinweitererwichtigerAkteurderSmartCityDebatteistdieStadtforschung
selbst.DieetablierteSmartCityForschungunddiestaatlicheForschungsför
de rung verfolgen primär einen technologie‑ und steuerungs optimis tisch en 
Ansatz. Innerhalb weniger Jahre wurden zahlreiche Studien zur Um set zung 
digi taler Infrastrukturen in Städten vorgelegt;[3] und es wurden an vielen 
Hoch schulen Forschungs‑ und Masterprogramme mit dem Schwer punkt 
SmartCityaufgelegt.[4]SmartCityForschungzieltaufEffizienzpotentiale
eines digitalisierten Infrastrukturmanagements. Diese Forschung wird bisher 
fastausschließlichvonITUnternehmen,Unternehmensberatungenundder
ForschungsförderungderEUfinanziert.[5] Auf nationaler Ebene wird die 
SmartCityForschungprimärimKontextderEnergiewendemitKoope
rations projekten von Wissenschaft, Wirtschaft und Kommunen gefördert 
(vgl. in Deutschland das BMBF‑Programm „Zukunftsstadt“, in Österreich 
das BMBF‑Programm „Stadt der Zukunft“). Die resultierenden Studien 
sind überwiegend affirmativ und vernachlässigen soziale Effekte einer 
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digi ta li sier ten urbanen Praxis. In diesen Studien fehlt auch eine kritische 
Ana lyse der Privatisierung städtischer Infrastruktur und Dienstleistungen, 
der Mono polstellung von IT‑Unternehmen in Städten und deren wachsender 
Datenkontrolle,diemitderUmgestaltungvonStädtenzurSmartCity
verbundenist.KritikandieserAffirmationfindetsichprimärinBeiträgender
aktivistischen Stadtforschung, die vor der Entdemokratisierung städtischer 
Steuerung durch den Datenzugriff und die Datenkontrolle von IT‑Konzernen 
sowie  den damit verbundenen Gefahren der Überwachung und des Eingriffs 
in Privatsphären warnen.[6] Umfangreiche empirische Arbeiten zu diesen 
Fragen werden jedoch auch von den Kritiker_innen bisher nicht geleistet 
(bzw.finanziert).

4. ‚Smart Self‘: Anwender_innen digitaler  
Informations- und Kommunikationstechnologien 

Die Programmierung von smarten Technologien impliziert spezifische 
VorstellungenvonNormalitätsowievonerstrebenswertenZuständen
(vgl. Greenfield 2013). Der optimale Betrieb technischer Systeme setzt 
folglich normgerechte und störungsfreie Abläufe und kooperative Bürger_
innen voraus, die sich an die einprogrammierten urbanen Abläufe halten und 
bereitwillig beziehungsweise ‚ahnungslos‘ ihre Daten liefern. Wenn eine Stadt 
durch den Einsatz von IT smart wird, dann werden dementsprechend digitale 
Technologien zum integralen Teil der sozioökonomischen und kulturellen 
Entwicklungen; auch der Alltag wird digitalisiert und mit veränderten 
kulturellen Praktiken verbunden. Die Frage ist somit einerseits, in welchen 
Bereichen und mit welchen Zielen digitale Technologien das Leben von 
Stadtbewohner_innen kontrollieren und stimulieren, zum Beispiel ob sie 
sie überwachen und jeden Schritt erfassen. Andererseits umfassen digitale 
Technologien auch Potentiale der Selbst‑Ermächtigung, etwa solche der 
Selbst‑Steuerung – aber auch kollaborativer, vernetzter Praktiken etwa des 
‚Stadt‑selber‑machens‘. 

BislangwerdenMenscheninderSmartCityDebatteallerdingsmeistals
entweder passiv‑reaktive oder als widerständige Wesen betrachtet. Eine hohe 
AkzeptanzvonSmartCityTechnologienwirdmitDigitalisierungsaffinität
gleichgesetzt und in der Regel bestimmten sozialen Gruppen, Einkommens‑ 
undAltersklassenzugeordnet:Vertreter_innenderSmartCitysprechen
Menschen jungen und mittleren Alters mit mittlerem bis hohem Bil dungs‑
stand und Einkommen an. Der Zugang und die Nutzung von IT ist zwar 
entscheidend gestiegen, bleibt aber sozioökonomisch ungleich verteilt. Das 
Werkzeug dafür liefert vor allem das Smartphone als Interface, mit dem man 
sich überall und zu jeder Zeit informieren, verorten und vernetzen kann. 
DieSmartCityderZukunftbasiertdaherauchausschlaggebendaufdem
Smartphone und dem Highspeed Internet (mobil oder via WLAN‑Hotspots) 
in der ganzen Stadt.

Kitchin hat die Frage „what makes a city ‘smart’?“ (2014: 1) einerseits 
mit Blick auf Infrastrukturen beantwortet, genauer: auf die materielle 
wie auch symbolische Ausstattung der städtischen Umwelt mit digitalen 
Infrastrukturen, die eine Stadt, auch unterstützt durch die mobilen End geräte 
derBewohner_innen,kontrollierundsteuerbar,effizientundnachhaltig
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machen. Andererseits lässt sich eine Antwort auch durch das Konzept des 
Wandels zur Wissensökonomie geben, insofern lässt sich darunter auch der 
WandelzurWissensökonomieverstehen,sodasseineCitydurchinnovative
und kreative Wirtschafts‑ und Governancestrukturen gekennzeichnet ist, die 
durch ‚smart people‘ vorangetrieben werden. Kontrollier‑ und Steuerbarkeit 
bezieht sich neben den Infrastrukturen auch auf die Menschen in der Stadt, 
die allerdings bislang in der Forschung eher selten auftauchen – und wenn, 
dann vor allem in ihrer Funktion als ‚Datenlieferanten‘. Wir richten daher 
nachfolgend den Blick auf Menschen als ‚aktive Subjekte‘ im digitalisierten 
Zeitalter und unterscheiden dafür zwei ‚Subjektpositionen‘:
1. Die in der Literatur dominante Perspektive, in der Menschen mithilfe 

digitaler Technologien passiverBestandteileinerSmartCitysind,zum
Beispiel indem sie über die Nutzung von Smartcards (Karten mit ein‑
gebautem Mikroprozessor oder Speicher, der aufgeladen und ausgele‑
sen werden kann) und Smartphones ‚Daten‑Spuren‘ hinterlassen.

2. DievondenNutzer_innenausgehendePerspektive,dasheißtvon
den jenigen, die digitale Technologien aktiv nutzen und sich als aktive 
Elemente einer Stadt verstehen; diese nennen wir ‚Smart People‘ und 
differenzieren sie in ‚Smart Self‘ und ‚Smart Produser‘ (als Kom bi na‑
tion aus producer und user): Insbesondere die Letzteren, die im Web 
2.0 gleichzeitig die Rolle der Konsumierenden/Gebrauch en den sowie 
der Partizipierenden beziehungsweise Produzierenden übernom‑
men haben und damit auch die Produktion von ‚Wirklichkeit‘ durch 
Gebrauch, sind für uns die Menschen, die sich als aktiver Teil einer 
Stadt begreifen und digitale Medien selbstermächtigend einsetzen, 
waseinekritischenBeteiligunganderStadtgestaltungeinschließt.

InderSmartCitystellenmobileEndgerätewieTabletsundSmartphones
die Schnittstelle zwischen Mensch und Stadt dar, die der Optimierung der 
Stadt (ver netzten urbanen Infrastrukturen), aber auch der Kontrolle und 
Optimierung des Selbst dienen.[7] Jenseits der gezielten Benutzung von 
Smartphones wird es den Nutzer_innen auch ermöglicht, die eigenständige 
AuseinandersetzungmitderUmweltabzugeben,dasheißtsie‚interagieren‘
dann digital mithilfe von Apps und über das Internet mit der Stadt und 
gebrauchen und liefern dabei Daten, die die vernetzte Stadt und ihre Infra‑
struk turen ‚optimieren‘. Die Optimierung des Selbst wiede rum geschieht 
eben falls digital: mithilfe von Smartphone‑Apps, Smart Watches oder Fit‑
ness arm bändern, die eine ununterbrochene Selbstkon trol le (‚Self‑Tracking‘) 
ermög lichen, beispielsweise des Schlafrhythmus, des Kalo  rien‑, Alkohol‑ und 
Kaffee konsums sowie des Bewegungsumfangs (so wohl räumlich wie zeitlich). 
EinebesondereFormisthierdiesogenannteLifeloggingoderQuantified
Self‑Bewegung (QS), deren Subjekte freiwillig und gezielt Datenmengen 
über sich generieren und (mit)teilen, die wiederum durch die Algorithmen 
vonITPortalenundvonSmartCityInfrastrukturenweiterverarbeitet
werden können (vgl. Duttweiler et al. 2016, Pasquale 2015, Selke 2014)[8]. 
Intelligente Algorithmen können Muster erkennen (‚machine learning‘), bei‑
spiels weise in Geokoordinaten sowie Zeitpunkt und Dauer einer Tätigkeit, 
und können darauf aufbauend sich selbst ‚korrigieren‘ sowie dem quantified 
selfOptimierungsvorschlägeunterbreiten.Dasheißt,inderanhaltenden
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Interaktion von Daten, Algorithmen und (menschlichen) Praktiken 
entstehenkomplexeProgrammezurEffizienzsteigerungdesSelbstundauch
des Lebens in der Stadt. Die QS‑Bewegung ist also eine Form der Selbst‑
regierung und Selbsttechnologisierung (im wahrsten Sinne des Wortes, aber 
auch im Foucaultschen Sinne der Selbsttechnologisierung) – ein Beispiel 
für eine Mensch‑Technik‑Assemblage, in der aus Geographie ‚Egographie‘ 
wird (Boeckler 2014: 7). In allen Fällen wird Big Data[9] produziert und ein 
‚Regieren über Distanz‘ ermöglicht. Doch dieses Regieren ist niemals wert neu‑
tral,sondernbasiertaufgleichermaßennormiertenwienormativenAlgorith
men,KlassifizierungenundKategorisierungen.

Während die ‚Smart‑Self‘‑Perspektive auf der Mikroebene der Big‑Data‑
Produktionansetzt,istdieSmartCityaufderMesoundMakroebenezu
verorten(s.o.).IhrZusammenwirkenführtzurSmartCityalsMachtWissen
Komplex: In gouvernementalitätstheoretischer Tradition entstehen dadurch 
neue Macht geo me trien, die die Stadt organisieren und sozioökonomische Ord‑
nung en entlang technologischer Parameter implementieren. Damit basiert der 
SmartCityDiskursauf„smartmentality“(Vanolo2014),auftechnologischen
Rationalitäten. Er legitimiert neoliberale politische Mechanismen und bringt 
Subjektpositionen(wiedasQS)hervor.UndschließlichreduziertdieserSmart
CityDiskursstädtischesRegierenauftechnologischeMachbarkeiten.

Francisco Klauser und Anders Albrechtslund (2014) kontextualisieren dies 
eben falls mithilfe von Foucault – und zwar im Hinblick auf die Relationalität 
von Machtbeziehungen. Darüber hinaus betonen sie im Anschluss an Latour 
die Relationalität von menschlichen und nicht‑menschlichen interagierenden 
Einheiten, zum Beispiel im Self‑Tracking. Diese Selbstüberwachung stellt 
eine besondere Form der self‑governance dar und dient zugleich, gerade 
auch in Kombination mit GPS‑gestützten Apps wie etwa „Runtastic“ oder 
„myfitnesspal“,derräumlichenundzeitlichenÜberwachungallerkörperlichen
Akti vi täten durch die User, wie auch durch vernetzte Self‑Tracker. Kritisch ist in 
diesem Zusammenhang zu sehen, dass (1) durch GPS‑Tracking, Kun den kar ten, 
Smart cards etc. die Stadt auf die Stadt der Konsumierenden – und der Mensch 
auf die Funktion als datenliefernder Konsument – reduziert wird, dass (2) die 
Kon su mierenden ‚ungewollt‘ überwacht werden und (3) die User selber an der 
EntwicklungderSmartCitynuralsEndUser(nichtalsProduser) beteiligt sind.

MitunseremFokusaufdiedigitaleVernetzungimSinnesozialerund
ku lturel ler Praxis verschiebt sich nun der Fokus auf die Wechselwirkungen 
zwischenTechnologieundGesellschaft,einschließlichderpotentiellen‚Macht‘
derProduser(Coutard/Guy2007):DazugehörtunseresErachtensaucheine
Art ‚doing smart‘:DamitverweisenwiraufeinperformativesVerständnis
von ‚kritischem Tun‘ im Anschluss an Foucault und Butler, dessen Ur sprung 
wederimintentionalenodersouveränenVernunftsubjektnochimdetermi
niertenDiskurssubjektliegt.VielmehrbasiertesaufeinemSubjekt,dasden
„Status eines unfügsamen, kritisch handelnden Wahrnehmungsobjektes“ 
erlangt hat (Butler 2001: 158) und dessen performatives Tun (doing) die 
Mög lich keit zur Subversion und zur politischen Intervention beinhaltet 
(vgl. Butler 2001; 2015).[10]

Dieses ‚doing smart‘findetsichbeispielsweiseimKonzept‚community 
ownership‘, in dem Bürger_innen sich mithilfe digitaler Medien aktiv in der 
Stadt ge stal tung engagieren: „to look at how cities are made and remade with the 
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help of digital media“(DeLange/DeWaal2013:4,Herv.i.O.).Voraussetzung
dafür ist, dass sich die Stadtbewohner_innen als Teil und als aktive (Prod‑)User 
der Stadt wahrnehmen – nicht nur als passive (und überwachte) Nutzer_innen. 
Für das (zeitliche und räumliche) Durchbrechen dieser passiven Rolle in Form 
partieller situationistischer Subversionen schlagen De Lange und De Waal 
(2013) das Konzept „citizen ownership“ vor, in dem Bürger_innen mit hilfe 
digitaler Medien sich verantwortungsvoll („stewardship“) in der Stadt ge‑
staltung engagieren. Das Konzept des citizen ownership versucht die Top‑
down‑Institutionenpolitik wie auch den Bottom‑up‑Be tei li gungs ansatz zu 
überwinden, indem Peer‑to‑Peer‑Netzwerke etabliert werden. 

Die aktuellen Formen der ‚Smartifizierung‘ städtischer Organisation 
können durch Praktiken der Partizipation, des Teilens und der Kooperation 
her ausgefordert werden. Soziale Medien schaffen neue Dynamiken der 
Kom munikation und der Selbstorganisation innerhalb von Städten. Das 
heißt,insbesonderemithilfevonSmartphonesermöglichendigitalesoziale
MediendieschnelleVernetzungundeffektive–sowieteilweiseaffektive
– Organisation engagierter (‚aktiver‘) Bürger_innen. Beispiele aus der 
jüngerenVergangenheitsindunteranderemdiedigitalenNetzwerkeder
Occupy‑Bewegung und des Arabischen Frühlings zur Erreichung konkreter 
politischerZiele,dieaufdigitalkommunizierterVernetzungbasierenden
StadtraumaneignungsbewegungenwiePARK(ing)DayoderCriticalMass
(Gebhardt/Klemme/Wiegandt 2014, Strüver 2015, allgemein vgl. Butler 2015) 
oder auch unlängst die stadtpolitische NOlympia‑Bewegung in Hamburg 
2015. Diese Protestbewegungen machen alle deutlich, dass der jeweilige 
Erfolg auf der Kombination traditioneller Face‑to‑face‑Koordination und 
digitaler Kommunikation beziehungsweise Aktivierung basiert(e).

DieMehrzahlderneuensozialenBewegungenarbeitetmitundüberVer
net  zungen durch Social Media. Dazu gehören etwa die neuen Ökono mien des 
Teilens (collaborative consumption[11]). Doch auch Flashmobs basieren auf 
virtuellen beziehungsweise digital organisierten Gemeinschaften, die dann 
gleichwohleinen‚realen‘spontanenMenschenauflaufinitiieren.Undschließ
lich gehören dazu auch die vielfältigen Möglichkeiten der kollaborativen 
karto gra phisch en Datenerfassung und ‑verarbeitung, wie sie beispiels wei  se 
in kollektiv produzierten Onlinekarten oder auch im Sinne des counter‑
map pings praktiziert werden (u. a. mithilfe von PPGIS, Public Partici‑
pation Geo   graphic Information Systems als machtkritische Alternative, 
vgl. Dalton/Mason‑Deese 2012)[12]. Diese Karten stellen ein Patchwork 
aus unzähligen, frei willig beigesteuerten Nutzer_inner‑Informationen 
dar(VGI,volun teered geo graphic information; vgl. Elwood/Goodchild/
Sui 2012). Die Anwendung von IT in Bewegungszusammenhängen ist daher 
bislang vor allem Medium,alsovermittelndesElementderVernetzungund
dadurch Grundlage für (Selbst‑)Ermächtigung. Zu gleich beinhaltet dieses 
Medium, wie auch die IT von Konzernen, Städten oder Staaten, hegemoniale 
Strukturen, die gleichberechtigte Partizipation er schweren (können). 

5. Ausblick

AusgehendvonderFrage,inwelchemVerhältnisvernetztedigitaleTechno
logien, Stadtpolitik (big data business) und urbane kulturelle Praxis (digital 
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citizens) zueinander stehen, haben wir dargestellt, dass weite Teile der Smart 
CityForschungsichbisheraufdiepotentiellen,quantitativenEffektetech
nologischer Innovationen konzentrieren und haben den Mehrwert digital 
opti mierter städtischer Infrastrukturen und Dienstleistungen für ausgewählte 
Städte kritisch beleuchtet. Die funktional ausgerichtete Stadtforschung 
vernachlässigt Fragen nach sozialer Interaktion und Partizipation, kulturellen 
Dynamiken sowie gerechtem Zugang zu städtischen und digitalen Infra‑
strukturen. Technologische Innovationen bieten zwar ermöglichende Struk‑
turen,sindaberkeinezwangsläufigenTreiberfürNutzungsänderungen.
AußerdemsinddieseTechnologienAusdruckspezifischerVorstellungenvon
StadtzukunftundzukünftigenStadtbewohner_innen.Dasheißt:SmartCity
TechnologienunddigitalisierteVisionenfindenStadt,sieerschaffenaber
nicht automatisch eine neue Form der Urbanität. Diese Feststellung kann 
entgegen der dystopischen Lesart eines Überwachungsstaates auch als Kraft 
urbaner Diversität und als Ausdruck von Widerständigkeit der Nutzer_innen 
smarterTechnologienbetrachtetwerden:MitderdigitalenVernetzung
ist kein „kybernetischer Totalitarismus“ (Lanier 2012) eingetreten. Städte 
bleiben weiterhin Orte spontaner, ungeplanter Interaktionen. Dennoch ver‑
ändernSmartCityVisionendieStadtpolitik,indemsieStadtentwicklungmit
Effizienz,Kontroll,OptimierungsundWettbewerbsidealenverbinden.

DasNarrativderSmartCitylautet:DigitalvernetzteKontrolleund
SteuerungschafftEffizienzundOptimierungsvorteile.Auchwenndieser
single story immer noch multiple stories von Produsern gegenüberstehen, 
dominiert bei Stadtregierungen und IT‑Unternehmen das Prinzip ‚one 
strategy fits all‘. Den vielfältigen Aneignungsformen digitaler Technologien 
und Kom mu ni kations formen in der urbanen Praxis ist die Stadtforschung 
bishererstansatzweisenachgegangen.WenndieSmartCityForschungvon
Unter nehmensberatungen betrieben wird, kommen widerständige urbane 
Praktikennichtvor.DieStadtzukunftsgeschichtederSmartCityweist
Blindstellen sozialer und kultureller Differenz auf und verliert die multiplen 
Erzählungen, die Urbanität ausmachen, aus dem Blick. Eine kritische Stadt‑
for schung sollte dieses Universalisierungsprinzip dekonstruieren:

„Citiesundoubtedlysharesimilarformsandsystems,buttheyalsohave
diverse histories, cultures and political economies and variegated forms 
of capitalism that shape patterns of urban and economic development 
and the relationship between state, market and society. And there are 
markeddifferencesbetweenretrofittingexistingcitiesandbuilding
brandnewcitiesongreenfieldsites.“(Kitchin2015:133)

ZudemliegtinderProduktionundVerarbeitungvonBigDatadannein
Problem, wenn diese Daten als objektiv und wertneutral – und unter dieser 
VoraussetzungalswahreAussagenübersozialeundökonomischeWirklich
keitensowiealsempirischeBeweisefürpolitischeMaßnahmen–behandelt
werden.Mitihnenwirdgleichermaßenkategorisiertwiekartographiert–
und beides bedarf sowohl einer Hinterfragung der zugrundeliegenden Algo‑
rithmenundKlassifizierungenwieaucheinerArtKomplementärproduktion
von ‚small data‘, von qualitativ erhobenem empirischen Material, das auch 
lokale (Einzel‑)Phänomene und Probleme analysiert (durch Interviews, Be‑
ob ach tung en, Kartierungsspaziergänge etc.). Ansonsten droht ein Rückfall in 
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einen naiven raumwissenschaftlichen Positivismus, wenn anhand zufälliger 
Daten korrelationen sozialräumliche Kausalitäten abgeleitet werden 
(z. B. über Umwelt‑ oder Gesundheitsbewusstsein). 

Im Zeitalter des ‚Internet der Dinge‘, von ‚Umgebungsintelligenz‘ und 
„empfindendenStädten“(Crang/Graham2007)–durchwelchediephysische
Umgebung aufgrund vernetzter Datenströme auf individualisierte, durch Algo‑
rithmenerrechnetePräferenzenreagiert–,wirddieSmartCityaucheine‚per
sonalisierteStadt‘.Dasheißt,imSmartCityDiskursgehteserstensumdieOpti
mie rung der Stadt (z. B. durch Emissions‑ und Ener gieverbrauchsreduktion, 
verbesserteStoffundVerkehrsströmeetc.),zweitensumdieOptimierungdes
Selbst (mittels Self‑Tracking) und drittens um das Selbst in der Stadt – und 
als Teil der smarten Stadt, als Selbst‑Ermächtigungsstrategie von Produsern. 
Unser Ziel in diesem Beitrag war es, die Wirk(lichkeits)mächtigkeit normativer 
Diskursezusammenzufassen,diedurchdiedigitaleVernetzunggerahmtsind,
wie beispielsweise ‚digitale Revolution‘ im Allgemeinen und die Anrufung 
beziehungsweise den Imperativ des ‚be smart‘ im Besonderen. Diese Diskurse 
müssen aber auch als soziale und kulturelle urbane Praxis unter Einbeziehung 
der Wider stands‑ und Ermächtigungsstrategien von smarten Produsern ver‑
stan den werden. Denn Gestalter_innen einer digitalen Stadt sind nicht nur 
dieProtagonist_innenderSmartCity,sondernauchdieBewohner_innen,die
die Stadtgestaltung selbst (bspw. über Smartphones) ‚in die Hand‘ nehmen. 
WirschlagendaherfüreinekritischeSmartCityForschungdieverschränkte
Betrachtung der Dimensionen des Subjekts und der Stadt als Teil dieser Dis‑
kur se vor. Digitalisierung bringt nicht nur veränderte Konnek ti vi täten der 
Kom munikation von Dingen hervor, sondern auch veränderte Kon nek ti vitäten 
zwischen Subjekt‑, Diskurs‑ und Strukturebene.

Francisco Klauser und Anders Albrechtslund (2014) haben beispielsweise 
die Dynamiken digitaler (Überwachungs‑)Techniken in smarten urbanen 
InfrastruktureninKombinationmitderQuantifiedSelfPerspektiveanalysiert.
DasheißtsieverbindenSelbstoptimierung(Mikroebene)übersmarteTechno
lo gien mit Stadtoptimierung (vernetzten urbanen Infrastrukturen, Makro‑
ebene). Wie oben bereits angedeutet, wird in beiden Fällen ein ‚Regieren 
über Distanz‘ praktiziert, das auf normierten wie normierenden Kate go rien, 
KlassifizierungenundAlgorithmenbasiert.VordemHintergrunddesSmart
CityDiskurseslässtsichdannindieEbenenderPraktikenunddesNormativen
differenzieren:DieFragenachderVerortungkonkreterPraktikenstelltsich
in der Kommunikation von Selbst und Big Data in zweierlei Hinsicht: Auf der 
Mikroebene produziert das Selbst aktiv und ‚wissend‘ Daten, auf der Meso‑ und 
Makroebene hingegen werden die Menschen durch die gesammelten Daten 
kategorisiertund‚regiert‘.Dasheißt,essindnichtmehrnurmenschliche
Sub jekte, die handeln, sondern räumliche Artefakte und vor allem digitale 
Geräte, Apps und Algorithmen. Normativität wirkt zudem auf der Mikroebene 
als Norm der smarten Selbstregulierung des verkörperten Subjekts, auf der 
Meso‑ und Makroebene als Norm der smarten Infrastrukturregulierung sowie 
der neoliberalen Stadtregierung (downscalingvonVerantwortungdurch
Deregulierung und Privatisierung). In allen Fällen geht es nicht um klassische 
(Fremd‑)Disziplinierung, sondern um Selbst‑ und Stadtoptimierung. 

Sowohl in den Anwendungen von digitalen Technologien des Smart 
SelfalsauchindenenderSmartCityscheintallerdingsdasSammelnund
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Auswerten von Daten aktive gesellschaftliche Aushandlungen er set zen zu 
sollen: „Die vermeintlich objektiven Daten machen Dis kus sion en obso‑
let.DabeisetzendieEntwicklervonSmartCitiesaufunschlagbareArgu
men te: Wer kann schon etwas gegen ökologische, nachhaltige Städte mit 
innovativen Mobilitätskonzepten und zukunftsweisender Kom mu ni kations ‑
technologie haben?“ (Laimer 2014: 6; Hervorh. i. O.). Smartness ist nicht 
nur über Technologien, sondern auch über politische und soziale Ge mein‑
schafts strategien on the ground zudefinieren.Diesekönnenwiederumüber
digitale Technologien vernetzt und verbreitet werden, sollten aber keines‑
falls auf diese reduziert werden. Denn trotz der zahlreichen Initiativen des 
StadtselberMachensgibtesbislangkaumwirksameAnstöße,welchedie
MöglichkeitenneuerTechnologienfüreineVeränderungderTopdown
Politik nutzen (abgesehen von Informationskampagnen via Social Media). 
Die Machtverteilung bleibt unangetastet. Obwohl junge Kreative stets in 
denWerbeauftrittenderSmartCityDienstleisterzusehensind,bleibtesbei
Top‑down‑Implementierung und Zentralismus, und Bürger_innen bleiben 
passiv und konsumierend (vgl. ebd.).

Die positiven Hoffnungen einer Stadtplanung der Moderne, durch den 
Städtebau zu einer gerechten Gesellschaftsordnung beizutragen, sind schon 
einmalgescheitert.MitderSmartCitywirddieseHoffnungwiederholtfor
muliert:LebenswerterfüralleBewohner_innensolldieSmartCityseinund
noch dazu effizienter mit knappen globalen Ressourcen umgehen. Doch 
auch in einer digitalen Welt werden ohne Transformationsprozesse reale 
ökonomischeundsozialeVerhältnisseunddievonihnenproduzierten
und räumlich manifestierten Ungleichheiten und Hierarchien überleben. 
Soziale Ungleichheiten in der alten ‚Offline‑Stadt‘ werden mit der Smart 
Citynichtaufgehoben,sondernumgewandeltin„urbandigitaldivides“
(Graham 2002: 33) und als solche eher noch verstärkt. Reichere Städte und 
Bewohner_innenwerdenmehrvondenVorteilenkostspieligerdigitaler
Technologienprofitierenalsärmere.AusdiesemGrundmahneninsbesondere
bri tische Geograph_innen eine Hinwendung zu sozialen Prozessen und kultu‑
rel ler urbaner Praxis im digitalen Zeitalter an. Stephen Graham hatte schon 
2002 dazu angeregt, die soziale Dimension der Digitalisierung von Städten in 
den Blick zu nehmen, da er davon ausging, dass diese Entwicklung zu neuen 
Extremen sozialer und geographischer Ungleichheiten innerhalb und zwischen 
Städten führen wird. Diese Aufmerksamkeit für soziale Dimensionen digitaler 
Techno logien in Städten gilt es unseres Erachtens zu vertiefen und dabei neben 
einer potentiell drohenden Ungleichheits‑ und Kontrollgesellschaft auch 
ermäch tigende Nutzungsformen in den Blick zu nehmen, die urbane Praxis 
jenseits von Stadt‑ und Selbstoptimierung ermöglichen. 

Als problematisch erachten wir somit zum einen die Tendenz, dass in der 
SmartCitydasstädtischeLebenaufeinevermeintlichselbstregulative,effi
ziente, da digitale, Technologie begrenzt wird, die weder von den Stadt be‑
woh ner_innen abhängig ist, noch sich überhaupt an diese richtet. Sie wer‑
den in diesem Zusammenhang vielmehr reduziert auf ihre Funktionen als 
Daten lieferanten und als Konsumierende. Zum anderen – und dies wird 
auchalsDesideratinderSmartCityForschungsehrdeutlich–stehtdieAus
einandersetzungvonBewohner_innenmitderSmartCityundihrenunter
schiedlichenAneignungsformen,dasheißt,wiesiedigitalisierteStadterleben
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(können), noch am Anfang (vgl. Halpern et al. 2013). Dazu gehört auch die 
Frage,wereigentlichwenalsBürger_innenderSmartCitiesdefiniert,werdie
Bürger_innen wie in Datenbanken kategorisiert und ihre voraussichtlichen 
Handlungenklassifiziertbeziehungsweisenormiert,denn„theTestBed[die
Planstadt Songdo] is about populations and territories, not individuals in space“ 
(ebd., S. 295). Darüber hinaus gehört zum Leben in der Stadt auch das Erleben 
und Erfahren des urbanen (Möglichkeits‑)Raumes jenseits von E‑Governance 
und digitalem Lifestyle, im Sinne von engagierten ‚urban produsern‘ (erste Hin‑
weisehierzu,wieauchzurLeerstellezwischenaffirmativerundaktivistischer
SmartCityForschung,findensichbeiHill2013sowieMattern2014).

Eine sozial‑ und kulturwissenschaftliche Stadtforschung, deren Anspruch 
es ist, soziokulturelle Fragmentierungen und Diversität zu analysieren, kann 
aus unserer Sicht Hinweise liefern, wie digital vernetzte Kommunikation und 
Infrastruktur die Formen urbaner Gemeinschaft verändern, welche Gegen‑
bewegungenderInteraktionjenseitsvonITstattfinden,inwiefernautonome
IT und die Installation freier Netze zu subkulturellen Strukturen führen oder 
in welcher Weise sich Governance‑Formationen mit der Einbindung von 
IT‑Unternehmen in Stadtplanungsprozesse verschieben. Zudem können 
stärker kulturwissenschaftlich orientierte Beiträge zur Stadtforschung 
Fra gen der Subjektivierungsprozesse im Kontext von IT bearbeiten sowie 
ErkenntnissebringenzurVerschiebungderGrenzenzwischenPrivatheit
und Öffentlichkeit (durch die Zugriffsmöglichkeit auf den Wohnraum von 
jedem beliebigen Ort), zum veränderten Umgang mit raumbezogenen Daten 
(die das Alltagsleben kontrollieren und stimulieren) oder zu Formen des 
kollaborativen Partizipierens in stadtpolitischen Debatten.

Endnoten

[1] Diese Stadt(teil)neugründungen lassen wir dennoch in diesem Artikel unberücksichtigt, da 
unsdiegeplantenundungeplantenImplikationendesSmartCityParadigmasinexistie
ren den Städten interessiert. Die sogenannten ‚New Towns‘ repräsentieren hingegen ein 
zentralistisch‑totalitäres und sozial exklusives Modell städtischen Lebens, das komplett 
von IT‑Unternehmen gestaltet und kontrolliert wird (vgl. Shelton/Zook/Wiig 2015).

[2] An der Finanzierung und Realisierung des Projekts beteiligt waren neben Fujisawa 
CityundPanasonicelfUnternehmenderVersicherungs,Bau,Telekommunikations,
Finanz‑ und Energiebranche, vgl. Panasonic (o. J.). 

[3] Vgl.dieStudie„Städtewerdendigital“inKooperationvonPwCunddemGeographischem
Institut der Universität Bonn (2015).

[4] Vgl.dasMasterprogramm„SmartCitiesandUrbanAnalytics“amUniversityCollege
London seit 2014.

[5] Vgl.dieEUFörderinitiative„SmartCitiesandCommunities“von2012;vgl.die
2015vonderEUHorizon2020Forschungsförderungausgezeichneten„SmartCity
Leuchtturmprojekte“;vgl.dasForschungsprojekt„TheProgrammableCity“desEuropean
ResearchCouncil2013–2018.

[6] Vgl.fürdendeutschsprachigenKontextdasThemenheftderZeitschriftfürStadtforschung,
Dérive56/2014,„SmartCities–ZurückindieZukunft“.

[7] Vondaheristnichtzuvernachlässigen,dasseseineaktive,bewussteEntscheidungsein
kann, (k)ein Smartphone zu haben – den Widerstand gegen die Digitalisierung des Alltags 
lassen wir aber in diesem Kontext unberücksichtigt. 

[8] Neben den explizit stadtbezogenen Aspekten und Forschungen bestehen natürlich 
mittlerweile in fast allen Disziplinen Diskussionen zum Quantified Self sowie zur 
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sogenannten Umgebungsintelligenz; für konstruktive medienwissenschaftliche Debatten 
siehe bspw. Swan 2012, Reichert 2015, Sprenger/Engemann 2015 sowie das Themenheft 
‚QuantifiedSelves‘desJournalsDigitalCulture&Society2/1von2016).

[9] ‚Big Data‘ bezeichnet digital gespeicherte Informationen, die durch soziale Medien, vernetzte 
Sensoren oder das Internet generiert werden. Ein wesentlicher Teil der Big Data‑Struk turen 
werden von privaten Technologie‑Unternehmen wie Google, Amazon, IBM und Twitter 
betrieben (Rabari/Stoper 2015). Doch auch im Lifelogging‑Bereich wird Big Data produziert 
und durch die entsprechenden IT‑Portale weiterverarbeitet (vgl. Selke 2016). 

[10] ZurVerwendungdiesesSubjektundKritikbegriffsinnerhalbderdeutschsprachigen
kritischen Stadtgeographie siehe Belina/Naumann/Strüver 2016.

[11] Siehe z. B. die Portale https://foodsharing.de und http://gartenpiraten.net (letzter Zugriff 
jeweilsam12.4.2017)–auchalsdigitaleVernetzungsplattformenfürdiegrößerenund
v. a. politisch aktiven Urban‑Gardening‑Projekte in Deutschland, u. a. Gartendeck und 
Keimzelle in Hamburg.

[12] Vgl.zudemwww.countercartographies.org(letzterZugriffam12.4.2017).

Autor_innen

Sybille Bauriedl ist Geographin und arbeitet zu sozialwissenschaftlicher Klimaforschung, 
geographischer Geschlechterforschung, nachhaltiger Stadtentwicklung und dezentraler 
Energiewende. 
bauriedl@uni‑bonn.de

Anke Strüver ist Sozialgeographin und beschäftigt sich mit den Wechselverhältnissen von 
Raum‑, Gesellschafts‑ und Subjektkonstitution sowie der Produktion und Nutzung städtischer 
Alltagsräume.
anke.struever@uni‑hamburg.de

Literatur

Albino,Vito/Berardi,Umberto/Dangelico,RosaMaria(2015):Smartcities.Definitions,
dimensions, performance, and initiatives. In: Journal of Urban Technology 22/1, 1‑19.

Allwinkle, Sam / Cruickshank, Peter (2011): Creating Smarter Cities. An Overview. In:
Journal of Urban Technology 18/2, 1‑16.

Belina, Bernd / Naumann, Matthias / Strüver, Anke (Hg.) (2016): Handbuch kritische 
Stadtgeographie. Münster: Westfälisches Dampfboot.

Boeckler, Marc (2014): Digitale Geographien. Neogeographie, Ortsmedien und der Ort der 
Geographie im digitalen Zeitalter. In: Geographische Rundschau 66/6, 4‑10.

Butler, Judith (2001): Psyche der Macht. Das Subjekt der Unterwerfung. Frankfurt am 
Main: Suhrkamp.

Butler, Judith (2015): Notes Toward a Performative Theory of Assembly. Cambridge
(Massachusetts): Harvard University Press.

Caragliu, Andrea / Del Bo, Chiara / Nijkamp, Peter (2009): Smart Cities in Europe.
Amsterdam:VrijeUniversiteitAmsterdam.

Cisco (2015): About connected urban development. Online: www.cisco.com/c/en/
us/about/consulting‑thought‑leadership/what‑we‑do/industry‑practices/public‑
sector/our‑practice/urban‑innovation/connected‑urban‑development/further‑cud‑
information/thought‑leadership/about‑cud.html (letzter Zugriff am 2.10.2016).

Coutard,Olivier/Guy,Simon(2007):STSandthecity.In:Science,Technology,&Human
Values32/6,713734.

Crang, Mike / Graham, Stephen (2007): Sentient Cities. Ambient intelligence and the
politicsofurbanspace.In:Information,Communication&Society10/6,789817.

Dalton,Craig/MasonDeese,Liz(2012):Counter(mapping)actions.Mappingasmilitant
research.In:ACME11/3,439466.

Duttweiler, Stefanie / Gugutzer, Robert / Passoth, Jan‑Hendrik / Strübing, Jörg (Hg.) 
(2016): Leben nach Zahlen. Self‑Tracking als Optimierungsprojekt? Bielefeld: transcript.

https://foodsharing.de
http://gartenpiraten.net


Bauriedl / Strüver   103

Elwood, Sarah / Goodchild, Michael / Sui, Daniel (2012): Researching volunteered 
geographic information: spatial data, geographic research and new social practice. In: 
Annals of the AAG 102/3, 571‑590.

FreieundHansestadtHamburg(FHH)(2014):SmartCityHamburg.Herausforderungen
derZukunftaktivbegegnen.GroßeAnfrageandieBürgerschaft.Drucksache20/11779
vom 6.6.2014.

Gabrys, Jennifer (2014): Programming environments. Environmentality and citizen sensing 
in the smart city. In: Environment and Planning D: Society and Space 32/1, 30‑48.

Gebhardt,Laura/Klemme,Marion/Wiegandt,ClausChristian(2014):Bürgerbeteiligung
und Bürgerengagement in Zeiten der Digitalmoderne. In: disP – The Planning Review 
50/3, 111‑120.

Graham, Stephen (2002): Bridging urban digital divides? Urban polarisation and 
InformationandCommunicationsTechnologies(ICTs).In:UrbanStudies39/1,3356.

Greenfield,Adam(2013):AgainsttheSmartCity.Verso:Brooklyn,NY.

Halpern,Orit /LeCavalier, Jesse /Calvillo,Nerea /Pietsch,Wolfgang (2013):TestBed
Urbanism.In:PublicCultures25/2,273306.

Hatzelhoffer, Lena /Humboldt, Kathrin / Lobeck,Michael /Wiegandt, ClausChristian
(2012):SmartCityinPractice.ConvertingInnovativeIdeasintoReality.Berlin:Jovis.

Hill, Dan (2013): On the smart city; or, a ‚manifesto‘ for smart citizens instead. www.
cityofsound.com/blog/2013/02/on‑the‑smart‑city‑a‑call‑for‑smart‑citizens‑instead.html 
(letzter Zugriff am 2.10.2016).

Hollands,RichardG.(2008):Willtherealsmartcitypleasestandup?In:City12/3,303320.

Hollands, Robert, G. (2015): Critical interventions into the corporate smart city. In:
CambridgeJournalofRegions,EconomyandSociety8/1,6177.

IBM (2012): How to transform a city. Lessons from the IBM smarter cities challenge. IBM 
smarter cities white paper, March. http://asmarterplanet.com/files/2012/11/Smarter
CitiesWhitePaper_031412b.pdf (letzter Zugriff am 02.10.2016).

Kitchin, Rob (2014): The real‑time city? Big data and smart urbanism. In: GeoJournal 79/1, 
1‑14.

Kitchin, Rob (2015): Making sense of smart cities. Addressing present shortcomings. In: 
CambridgeJournalofRegions,EconomyandSociety8/1,131136.

Klauser, Francisco R. / Albrechtslund, Anders (2014): From self‑tracking to smart urban 
infrastructures. Towards an interdisciplinary research agenda on Big Data. In: Surveillance 
&Society12/2,273286.

Köhler,Bettina(2015):SmartCity.In:Bauriedl,Sybille(Hg.):WörterbuchKlimadebatte.
Bielefeld: transcript, 269‑276.

De Lange, Michiel / De Waal, Martijn (2013): Owning the city. New media and citizen 
engagement in urban design. In: First Monday 18/11, 1‑15.

Laimer,Christoph(2014):SmartCities.ZurückindieZukunft.In:Dérive56,49.

Lanier, Jaron (2012): Gadget. Warum die Zukunft uns noch braucht. Frankfurt am Main: 
Suhrkamp.

Libbe,Jens(2014):SmartCity.Leitbild integrierterStadtundRegionalentwicklung?In:
DISP 50/3, 76‑78.

Mattern, Shannon (2014): Interfacing Urban Intelligence. In: Places Journal. https://
placesjournal.org/article/interfacing‑urban‑intelligence/ (letzter Zugriff am 12.4.2017)

Novy,Johannes(2015):SmartCitys.WunschoderAlptraum.In:PolitischeÖkologie142,
46‑52.

Panasonic (o. J.): Sustainable and disaster‑proof eco town development. http://panasonic.
net/es/solution‑works/fujisawa (letzter Zugriff am 2.10.2016). 

Pasquale, Frank (2015): The Black Box Society. Cambridge (Massachusetts): Harvard
University Press.

PricewaterhouseCoopersAG (PwC) / Institut fürGeographiederUniversitätBonn (Hg.)
(2015): Deutschlands Städte werden digital. http://www.pwc.at/publikationen/studien/
pwc‑studie_deutschlands‑staedte‑werden‑digital.pdf (letzter Zugriff am 6.3.2016).

Rabari, Chirag / Storper, Michael (2015): The digital skin of cities. Urban theory and
research in the age of the sensored and metered city, ubiquitous computing and big data. 
In:CambridgeJournalofRegions,EconomyandSociety8/1,2742.

Rauth, Elke (2015): Smart tales of the city. www.eurozine.com/pdf/2015‑02‑25‑rauth‑de.
pdf (letzter Zugriff am 5.1.2016).

http://asmarterplanet.com/files/2012/11/Smarter-Cities-WhitePaper_031412b.pdf
http://asmarterplanet.com/files/2012/11/Smarter-Cities-WhitePaper_031412b.pdf


104       2017, Band 5, Heft 1/2s u b \ u r b a n

Reichert,Ramon(2015):DigitaleSelbstvermessung.VerdatungundsozialeKontrolle.In:
Zeitschrift für Medienwissenschaften 13, 66‑77.

Rutherford, (2007): Green governmentality: insights and opportunities in the study of 
nature‘s rule. In: Progress in Human Geography 31/3, 291‑307.

Santarius, Tilman (2014): Der Rebound‑Effekt: ein blinder Fleck der sozial‑ökologischen 
Gesellschaftstransformation. In: GAIA 23/2, 109‑117.

Selke, Stefan (2014): Lifelogging. Berlin: Econ.

Selke, Stefan (Hg.) (2016): Lifelogging. Digitale Selbstvermessung und Lebensprotokollierung 
zwischendisruptiverTechnologieundkulturellemWandel.Wiesbaden:SpringerVS.

Shelton,Taylor/Zook,Mitchell/Wiig,Alan(2015):The‚ActuallyExistingSmartCity‘.In:
CambridgeJournalofRegions,EconomyandSociety8/1,1325.

Söderström, Ola / Paasche, Till / Klauser, Francisco (2014): Smart cities as corporate 
storytelling.In:City18/3,307320.

Sprenger,Florian/Engermann,Christoph(Hg.)(2015):InternetderDinge.Übersmarte
Objekte, intelligente Umgebungen und die technische Durchdringung der Welt. Bielefeld: 
transcript.

Strüver,Anke(2015):CriticalMassalsperformativeKritikderstädtischenVerkehrspolitik?
In: s u b / u r b a n 3/3, 33‑49.

Swan,Melanie(2012).Sensormania!Theinternetofthings,wearablecomputing,objective
metrics, and the quantified self 2.0. In: Journal of Sensor and Actuator Networks 1,
217‑253.

Thielmann, Tristan (2014): Wegbereiter: Mobile Geomedien im Einsatz. In: Geographische 
Rundschau 66/6, 26‑32.

Townsend,AnthonyM.(2013):SmartCities:BigData,CivicHackers,andtheQuestfora
NewUtopia.NewYork:WWNorton&Co.

Vanolo,Alberto(2014):Smartmentality.Thesmartcityasdisciplinarystrategy.In:Urban
Studies 51/5, 883‑898.

Verne,Julia(2014):NeueNetze,neueRäume?MobiltelefonieinAfrika.In:Geographische
Rundschau 6, 42‑47.

ViennaTU–CentreofRegionalScience(2007):Smartcities.RankingofEuropeanmedium
sized cities Final report. http://www.smartcities.eu/download/smart_cities_final_
report.pdf (letzter Zugriff am 3.1.2017)

Digital urban infrastructures and their people as topic of 
critical urban studies

This paper addresses the growing significance of digital networks for 
(European) cities and their inhabitants. Current critical “Smart City” 
research attempts to tackle this matter for different aspects of urban 
policy. This research considers the Smart City as marketing label for com‑
pe titive city governments, as service product of IT companies and as a 
gateway to deregulated networks of digital data. Our contribution con‑
cen trates on the interrelations between these three aspects with a focus 
on communal infrastructures and their digital networks on the one hand 
and on networks of communication technologies in everyday life on the 
other. Therefore, the discursive, the structural and the subjective levels 
of optimization, self‑regulation, and empowerment are discussed. This 
includes considering urban areas as places of spontaneous, unplanned and 
conflicting interactions that are at the same time aligned with efficiency, 
control, optimization and competition ideals.
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Wer plant die Planung? (1974)*

WerplantdiePlanung?–DieseFragesolldaraufhinweisen,daßPlanung
nichtisoliertgeschieht,sonderndaßsiebedingtistdurchdiePolitik,daß
sie aufgehängt ist in einem sozialen System. Wie man plant, mag der 
Fachmann wissen, obwohl, wie wir sehen werden, auch sein Wie? nicht ohne 
gesellschaftliche Bedingtheit ist; aber was geplant wird und was nicht geplant 
wird, was man sich selbst zu überlassen plante, das wird durch politische und 
gesellschaftliche Kräfte bestimmt.

Die Stadt ist voller Übelstände, und nicht jeder ist Gegenstand unserer 
planerischen Fürsorge. Überdies sind nicht alle Folgen, welche die Planung 
mit sich bringt, mitgeplant: Um manche, so hat man beschlossen – 
beschlossen,indemmanesnichtbeschloß–,wirdmansichnichtkümmern.
HeutesprichtmanvielvonUmweltschutz,undmanplantdieVerbesserung
oderSanierungderUmwelt.AberdieUmweltVerschlechterungwarauch
eine Folge von Planung: Sie ist eben jener Teil der Planung, den ungeplant 
zu lassen man sich stillschweigend einig war.

Die Formulierung von Problemen

DieFrage:WerplantdiePlanung?–heißtalsozunächst:Werbestimmt,was
geplant wird (und was nicht)? Die kommunale Politik bewegt sich vorwärts 
durch das Aufwerfen von Streitfragen, Issues. Unter den Übelständen 
der Stadt greift der Politiker einen heraus und hängt ihn an seine Fahne. 
Die Übelstände und damit die Planungen, die ihnen abhelfen sollen, sind 
untereinander unvergleichbar; die Frage, ob die Stadt ihre Finanzen in die 
VerbesserungdesVerkehrsoderindieErhöhungdesgesundheitlichen
Stan dards werfen soll, ist mit objektiven Kriterien nicht zu entscheiden. 
Der kommunale Politiker greift Sachfragen einzeln auf und verwendet sie 
im Wettlauf um Stimmen. Durch die Wahlen soll ein Konsensus darüber 
entstehen, welchen Übelständen das Gemeinwesen zu Leibe rücken soll. 
Dabeiwirdsogleichklar,daßdiesesInstrumentzurErhaltungeines
Konsensus recht plump ist: Weder kann sich der Wähler selber über die 
Wahl der Übelstände ausdrücken, denn was in Frage kommt, wird ja von 
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denPolitikernausgesucht,nochkannersichüberdieMitteläußern,diezur
Bekämpfung dieses Übelstandes eingesetzt werden sollen.

DieFrage,werdiePlanungplane,giltauchdemVerhältnisdesPolitikers
zum Planungsfachmann. Die Geschichte der Art, wie die Menschheit ihre 
Entscheidungenformalisiert,istauchdieGeschichtederVersuche,den
FachmannfreizustellenundihnvondenVerquickungenmitderMacht
zulösen–diesessowohl,umihnunbeeinflußbarundneutralzuhalten,
wie auch, um der Macht des Fachmannes vorzubeugen. Die Tradition der 
freigestellten Fachleute reicht von Israels Propheten bis zu den Pro fes‑
soren autonomer Universitäten, von den Stäben militärischer oder wirt‑
schaftlicherVerbändebiszudenInstituten,vonwelchensichstaatlicheund
wirtschaftliche Stellen beraten lassen. Immer aber ergeben sich neue Formen 
der Kom pe tenz vermischung:

DerRatgebererstrebtEinfluß,undderEntscheidungsträgerlerntsel‑
ber, mit der Wissenschaft umzugehen oder umzuspringen.

GemäßdemklassischdezisionistischenModellistdiePlanungvonderEnt
scheidung getrennt. Die Regierung erteilt Aufträge, Forschungsaufträge oder 
Projektierungsaufträge, an den Fachmann; der Fachmann trägt die Resultate 
seiner Forschung oder seine alternativen Entwürfe der Regierung vor; die 
Regierungentscheidet,wasausgeführtwerdensoll–solautetdasCredo.
EingroßerTeildermodernenEntscheidungsforschungbefaßtsichmitder
Kritik dieses formalistischen Demokratiebildes. Die Zweifel daran setzen 
an mehreren Stellen ein, auf die wir ausführlicher zurückkommen werden: 
EinmalistderEntscheidungsaktinderRealitätnichtsowohldefiniertfest
zustellen wie im obigen Modell, es sei denn, es handle sich um eine Zere‑
monienachinterngefälltemBeschluß,etwaumeineParlamentssitzung;
und zum andern sind die beteiligten Personen nicht exakt in wissende und 
entscheidende einzuteilen.

Planung, Stadt‑ oder gar Regionalplanung, liefert noch nicht lange die 
Streit objekte der Politik. Zwar ist, seit städtische Liegenschaften Handels‑
waresind,einInteressederBeteiligtenandenVorgängenderStadtplanung,
wohl auch eine Lobby vorhanden. Aber die Interferenzen zwischen der 
Stadtplanung und den Aktionen der Privatleute sind zunächst gering. In der 
erstenPhasederIndustrialisierungströmtengroßeBevölkerungsmassenzu
den neuen städtischen Arbeitsplätzen; sie wurden von privaten Unterneh‑
mern auf möglichst billigem, ehemals gemiedenem Land angesiedelt. 
Weit ab von diesem Geschehen, in der Stadtmitte, agierte die Regierung. 
In diese Zeit fallen die Schleifung der Mauergürtel, die Anlage zentraler 
Prunkstraßen,repräsentativerWohnstraßen,weiterPlätzemitRegierungs
und Kulturbauten nach klassischer oder romantischer Planungsweise – all 
dieses geschah zuweilen nicht ohne die Mithilfe der Spekulation, in anderen 
FällenabersogarunterfinanziellenOpfernaufdemAltardesStädtebaus.

SchonkonfliktträchtigerwurdedieVerzahnungvonöffentlichemundpri‑
vatemInteressebeiderAnlagederStraßenbahnenundderdamitverbunden
en Ausdehnung der Städte. Da wurden Terrains aufgewertet und bebaubar ge‑
macht, während andere auf der Schattenseite der Entwicklung liegen blieben. 
DieelektrischeStraßenbahnundspäterdieprivateMotorisierunghattenzur
Folge,daßderBodenpreisinderStadtmittejahrzehntelangstagnierte;inder
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Folge ruhten sowohl die Stadtplanung wie die pri va ten Druckversuche weit‑
gehend. Erst die Wiederaufwertung des Zen trums durch den expandierenden 
Dienstleistungssektor etablierte endgültig das heutige Spiel der Stadtplanung. 
NachdemZweitenWeltkriegdientedieVerstopfungderStraßenalsVorwand,
die Liegenschaften der Innen stadt in den Handel zu bringen, wobei auf die‑
sen Parzellen neue Arbeits platz kon zentrationen entstanden, die erneut die 
Straßenverstopften.AlsamEndedersechzigerJahredieVollmotorisierung
zurVollverstopfungführteunddieStraßenverbreiterungenweitgehendobso‑
let wurden, wandte sich die Stadtplanung der Sanierung angeblich verslum‑
ter Gebiete zu und bildete auf diesem Sektor eine neue Koalition mit dem 
Baugewerbe und den Investoren. Die Frage, wer die Planung plant, führt uns 
also heute in das Kräfteparallelogramm zwischen der regierenden Beam ten‑
schaft, der Bau spe ku lation, der Bürgerschaft und den durch die beschlossenen 
MaßnahmenbetroffenenLeuten.

Ungenannt blieb in diesem Parallelogramm zunächst der Planer selbst. Es 
wärelehrreich,hierdieGeschichtederberuflichenEntwicklungdesPlaners
zuverfolgen.IndieserGeschichtestoßenwiraufdieSpaltungzwischen
Ingenieur schule und Akademie, und damit – auf den Sachgebieten – zwisch en 
Tief bau und Hochbau, und – personell – zwischen Ingenieur und Architekt. 
Noch heute haben wir diese Spaltung nicht überwunden, ja, die Frage nach der 
modernen Stadtplanung scheint eine erneute Polarisation zu erzeugen. Zu‑
nächst aber, mindestens von den zwanziger bis in die späten sechziger Jahre 
ist der Planer ein Architekt. Das ist insofern folgenschwer, als das Training 
des Architekten auf intuitive Entscheidungen ausgeht. Hochschule und Beruf 
stel len ihm Aufgaben, die mehr Unbekannte als Aussagen haben: Die Intuition 
ist das Mittel, mit dem man solche Gleichungen löst. Der Architekt ist darauf 
trainiert, das vorgelegte Problem auf das Wesentliche zu reduzieren.

UnterallenEntscheidungsverhaltenweistdieIntuitiondiegrößte
VerschiedenheitzumplanendenVerhaltenauf(sieheOttoWalterHase
loff).AlsPlaneraberhatsichunsereGesellschaftdenVertretergeradeje
nes Berufes ausgesucht, den sie vorher auf die intuitive Entscheidung hin 
trainiert hat. Dabei erwies sich die Technik der Reduktion komplizier ter 
ProblemzusammenhängeaufdasWesentlichealstrügerisch.DieVerschlech
terung unserer Umwelt ist nichts anderes als die Summe dessen, was bei der 
PlanungalsunwesentlichunterdenTischfiel.Dieseserkanntzuhabenistvor
allemdasVerdienstderArchitekturstudentenindenJahren196770.IhrKampf
um eine Studienreform galt der Einführung des planerischen Kontextes, der 
Beschäftigung mit jenen Informationen, die der richtige Architekt eigentlich 
zu vernachlässigen hat. Leider scheint die Hochschularchitektur auf diesen 
Angriff negativ zu reagieren: Sie schweigt im Kult des Handwerklichen, des 
Irrationalen, des Architekten als eines Bringers von überirdischem Heil. 
DamitüberläßtsiedasFelddersachlichenPlanunganderenBerufszweigen,
die ein besseres Training im Umgang mit komplexer Information, dafür aber 
in anderen, ebenfalls wesentlichen Bereichen vielleicht Lücken haben.

Kollektive Entscheidungen

Wirmüssenunsdarüberklarsein,daßwiresbeiderPlanungmitentschei
dungsfindendenKollektivenzutunhaben.DieEntscheidungjedesBeteiligten
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ist aufgehängt in der Gesellschaft, sein persönlicher Entscheidungsstil – 
rational auf Grund von Kriterien oder intuitiv auf Grund sublimierter Erleb‑
nisse – kommt nur noch leise zum Ausdruck. Wollen wir solche kollektiven 
Entscheidungen studieren, so müssen wir uns den Erkenntnissen der 
Organisationssoziologie zuwenden und versuchen, diesen meist an Firmen 
entwickelten Wissenszweig auf die öffentliche Bürokratie anzuwenden.

Die üblichen Planungsgutachten bestehen aus zwei ungleichen Teilen: 
Zuerst kommt die ausführliche Analyse des Status quo mit Statistiken, Be‑
fra gungen, Bestandsaufnahmen. Ein solcher Analyseteil enthält leicht Zehn‑
tausende oder bei Extrapolationen sogar Millionen von Daten. Selbst bei ana‑
lytischenZusammenfassungenverbleibteineVielfaltvonuntersichschwer
ver gleich baren Informationen. Der zweite Teil des Gutachtens präsentiert 
einen Lösungsvorschlag, beispielsweise den Bau einer U‑Bahn. Studiert man 
nun das Gelenk, das zwischen den beiden Teilen besteht, also die Technik der 
Schlußfolgerung,mitwelcherderGutachtervonderVielzahlaufgenommener
InformationenzueinemVorschlaggekommenist,soerweistsichdiesesals
mager. Der Gutachter stützt sich auf zwei oder drei als wesentlich betrach‑
teteTatsachenundläßtdieübrigeInformationunberücksichtigt.SeineEnt
scheidung beruht also bestenfalls auf Intuition, schlimmstenfalls auf einer 
Einflüsterungvonaußen,vermutlichaberaufeinemKompromiß,derdas
Resultat eines organisationsdynamischen Prozesses ist.

DieserProzeßbestehtaussubjektiven,inderEinzelpersonverlaufenden
Entscheidungsvorgängen ebenso wie aus kollektiven. Schon beim einzelnen 
zeigtsichdasPhänomenderHeuristik:Erweiß,welchenWegergehen
sollundwelcheVariantenalsunwesentlichzuvernachlässigensind.Diese
Haltung kann auf zwei Arten erklärt werden. Eine rationale Beschreibung 
liefertWalterIsard:Erzeigt,daßsichvorjedemEntscheidungsträger
eine Bewer tungs tabelle aufbaut, nach der er die Wahrscheinlichkeit von 
Belohnung oder Ruhm im Falle des Rechtbehaltens, von Schande oder 
SchadenimFalleeinesMißlingensabschätzt.Wennbeispielsweisedas
MißlingenzwarebensowahrscheinlichistwiedasGelingen,jenesaber
weniger Schande bringt als dieses Ruhm, so wird der Planer die fragliche 
Maßnahmebefürworten.IstdieWahrscheinlichkeithoch,daßdieMaßnahme
irgendwozwischenGelingenundMißlingenversandet,sowirddieAktivität
mehr Ehre einbringen als die Inaktivität, und das Handeln wird ebenfalls 
befürwortet, usw. Andere Erklärungen gehen von der psychischen Situation 
des entscheidenden Subjekts innerhalb seines Amtes aus. Sie zeigen auf, wie 
für den Planer nicht das maximale Resultat das oberste Ziel ist, sondern ein 
angenehmes Sozialklima innerhalb seiner Organisationsstruktur. So sind 
die Entscheidungen immer Kompromisse zwischen dem, was eigentlich not 
täte, und dem, was den Mitgliedern der Organisation an Umdenken oder 
ungewohntem Handeln zugemutet werden kann.

Beobachtungenzeigen,daßderineinKollektiveingespannteEntschei
dungs träger nicht optimiert, sondern seinen Wahlvorgang bei der ersten 
Lösunganhält,diesowohldenoberflächlichstenKriterienseinerZielvor
stellungen wie auch den Kriterien seiner persönlichen Lage entspricht.

Dabei spielt ihm die eigene Psychologie wohl manchen Streich: Die eige‑
neSichtderRealitätunddieWertskalawerdensoadjustiert,daßsiedem
heimlichschoninAussichtgenommenenEntschlußentsprechen.Zudem
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manövriertsichderEntscheidungsträgerunbewußtineineEinbahnstraße:
Ersorgtdafür,daßschondieäußerenUmständedieZahlderVariantenbis
auf eine einzige verringern.

Aber alle diese vom entscheidenden Subjekt ausgehenden Erklärungen, 
selbst wenn sie die Lage des einzelnen im Kollektiv beachten, überwerten 
noch den Entscheidungsakt. Die Entscheidung ist ausgelöst in der Zeit. Nur 
bei den ersten Entscheidungen herrscht Wahlfreiheit, aber diese Anfänge 
sindinderRealitätnichtauffindbar,unbemerktvorübergegangenoderbe‑
wußtverschleiert.DiesenunmerklichverlaufendenEntscheidungsprozessen
möchten wir nun nachgehen.

Eine erste determinierende Kraft liegt in der Benennung des Übelstandes. 
Derjenige,derdasVorhandenseindesÜbelstandeszumerstenMaleformu‑
liert, legt schon die Art seiner Bekämpfung fest. Durch sprachliche Fixierung 
leitetdasIssuedirektzurabhelfendenMaßnahme.SoführtdieFeststellung,
esgebezuvieleVerkehrsunfälle,zurVerbesserungderSanitätstransporte;so
führt die Beschreibung der Situation alter Leute zum Bau von Altersheimen 
und nicht zu einer Neubesinnung im Wohnungswesen; so führt die Benach‑
tei li gung minderbegabter Kinder zur Errichtung von Sonderklassen, deren 
Besuch jeglichem späteren Aufstieg entgegensteht.

Das von der Politik gewählte Issue, der Übelstand, hat zunächst eine un‑
scharfeGrenze.DieVerkehrsmisereamBahnhofsplatzmageklatantsein;ihre
Be kämp fung würde aber wohl besser am Stadtrand erfolgen oder noch weiter 
draußen.DerPolitiker,dersichdesBahnhofsplatzesannimmt,mußabersein
Issue begrenzen. Damit determiniert er die Abhilfe. Indem er beschreibt, wie 
sichdieFußgängerströmezwischendenhupendenFahrzeugenhindurch‑
drängen,steigtdieVisioneinerBahnhofsplatzunterführungauf.Vergessen
sindallegutenVorsätze,denVerkehramStadtrandumzuleiten,denöffent‑
lichenVerkehrzubevorzugen:ManbauteineBahnhofsunterführungund
beläßtdasübrigebeimalten.

DasStolpernvonMaßnahmezuMaßnahmebringtzeitweisedieplanende
OrganisationbeiPresseundVolkinMißkredit.DannwirddieOrganisation,
um ihren Ruf wiederherzustellen, einen Gesamtplan in Angriff nehmen. Ein 
auswärtigerFachmannstellteinMaßnahmenbündelzusammen,dessen
Durchführung die Situation der Stadt verbessern würde. Die Reihenfolge der 
Durchführung aber liegt, nach Abreise des fremden Gastes, bei der Orga ni‑
sation:Siebestimmt,welcheMaßnahmensogleichverwirklichtundwelche
auf die lange Bank geschoben werden. Damit ist der Plan vorhanden, auf den 
mannachaußenhinverweisenkann,abergleichzeitigisterzerstört,danur
dieKombinationseinerMaßnahmen,seineStrategie,zudengewünschten
Zielen führen würde.

Die Organisation hat einen formalen sowie einen effektiven Aufbau, die 
dem einzelnen Mitglied eigene Rollen und damit unterschiedliche Hand‑
lungsweisenzuteilen.VorallemaberbestimmendieHierarchiendenZugang
zur Information. Die bessere Information erzeugt die wirkungsvollere Argu‑
men tation und damit die höhere Durchsetzungskraft. So erklärt sich die 
Überlegenheit der Regierungen über Parlamente und der untergeordneten 
StellenüberdieRegierung.DiesoentstandeneEntscheidungwirdgemäß
den Bräuchen der formalen Ordnung zeremonialisiert, sei es durch eine 
Abstimmung,seies,indemmandieVerantwortungeinermöglichst
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hochgestellten Persönlichkeit zuschiebt, die die Konsequenzen ihrer 
Unterschrift nicht durchschaut.

Die argumentierende Arbeitsweise innerhalb von Organisationen gibt den 
beweisbaren,alsomeßbarenFaktoreneinÜbergewichtüberdieanderen.
QuantitativenCharakterhabendeshalbdiegängigenZielederStadtpla
nung (Verflüssigung des Verkehrs), an denen festgehalten wird, obwohl 
siedieVerfolgunganderer,wichtigererZiele,etwaderWohnlichkeit,in
Fragestellen.TrotzdiesesÜbergewichtsdermeßbarenZielehütetsichder
Planer, die Annäherung an die gesetzten Ziele jemals zu messen oder gar die 
Syndromezubeschreiben,dievonseinenMaßnahmenausgelöstwurden.

BisherhabenwirgewissermaßentechnischeSchwierigkeitenderBe
schlußfassungaufgezählt.Überdieshabenaberdieentscheidungsfassen‑
den Organisationen manifeste Interessen und Selbsterhaltungstriebe. Die 
Organisation ist interessiert an der Erhaltung des Status quo und an ihrer eige‑
nenSicherheit.DieOrganisationweißaber,daßdieseSicherheitnurgewähr‑
leistetist,wennsieetwasleistet.DeshalbsinddieErfolgederVergangenheit
ihr Muster für künftige Aktionen. Die Organisation ist durch ihr eigenes 
Sicher heits streben also nicht in der Aktion blockiert, sondern im Zug zwang. 
WeiterhinzerreißenihreVerkehrsbautenunsereStädte,zerstörenangebliche
Slumsanierungen die Sozialstruktur ärmerer Quartiere und führen den Boden 
demLiegenschaftshandelzu,verstopfendiedurchübermäßigeStraßenver
breiterungen und Parkinganlagen angelockten Wagen die Innen stadt und 
verpestendieLuft.EswerdenBeschlüssegefaßt,eswirdgearbeitet,nurliegen
dieMaßnahmeninderLinieüberkommenerScheinerfolge.Inihrermangeln‑
denAnpassungsfähigkeitmußdieOrganisationihreeinmaleingeschlagene
Politik fortsetzen, obwohl sie für die Stadt zerstörerisch sein kann.

Nach dem bisher Gesagten könnte es so aussehen, als spiele sich die Pla nung 
zwischen den staatlichen Organen und einigen direkt interessierten Personen 
oder Firmen ab, wie dem Tiefbau und den Investoren. Niemals aber könn‑
tendieseVorgängevonDauersein,wennsiesichnichtaufeinenwichtigen
Bevölkerungsteilabstützten.Inderwachstumsorientiertenundinflationären
Atmosphäre der beiden letzten Jahrzehnte haben weite Teile des Mittelstandes 
gelernt,daßderbloßeAktivismusauchdannfürsieprofitabelist,wennsie
nicht direkt daran beteiligt sind. Diese Klasse ist in relativ kurzer Zeit von ei‑
nem trägen Konservativismus zu einem wirtschaftlichen Fortschrittsglauben 
übergegangen, der allerdings nichts mit politischer Fortschrittlichkeit zu tun 
hat. Die Neinsager sind zu Jasagern geworden, die grämlichen Kritiker zu 
applaudierenden Bewunderern alles materiellen Neuen.

DasbürgerlicheCredo,daßmandurchharteJahrederInvestitionzum
Wohlstand gelangen müsse, überträgt sich auf die hektische Bauerei und 
Saniererei in den Städten. Unsere Städte sind Bauplätze geworden, die man 
nur über Schutthaufen, Planken, notdürftig zugeschüttete Gruben und unter 
Umgehung ausgedehnter Absperrungen betreten kann. Dabei gelingt es den 
Initianten, einen Teil der Bevölkerung glauben zu machen, es handle sich 
dabei um die Investitionsphase, nach deren Beendigung die Städte wieder 
umsobequemerzubegehenundzubefahrenseien–alsobsichdasVer
kehrs problem jemals lösenlasse.DaßmitderTieflegungdesöffentlichen
VerkehrsunterdieErde,derdamitbewirktenFreilegungderStraßen
fürdenPrivatverkehr,mitdenCityringen,Einfallstraßenundzentralen



Burckhardt    111

un ter irdischen Parkgaragen nur ein Übel erzeugt wird, das sich konsequent 
vonderInnenstadtnachaußenfressenmußundallmählichdievonden
ÄrmerenbewohntenQuartierederehemaligenVorstädteunwohnlichmacht
und zerstört, kümmert freilich diese applaudierende Schicht nicht: Sie hat 
sichundihreFamilienlängstweitaußerhalbinSicherheitgebrachtund
benutztdieStadtnuralsJagdgebietdesGeschäftsunddesVergnügens.

Die Stimme der Verplanten

Bei der Planung und ihrer Durchsetzung ist auch die Zustimmung wenigs tens 
eines Teils der Betroffenen für die Planer zum mindesten angenehm. Häufen 
sich die Ablehnungen, so kann die Durchsetzung eines Plans sogar gefährdet 
sein.DieseZustimmungderBetroffenenmußalsoentwederaufgespürtoder
hergestellt werden: Das Aufspüren führt zur Forderung, die Soziologie in 
die Planung einzubeziehen, die Herstellung der Zustimmung erfolgt durch 
die Methoden des Human Relation, also der Propaganda für ein besseres 
Sozialklima, und durch schärfere Mittel.

Die Methoden des Human Relation bedienen sich des Anscheins der Auf‑
klärung. Es wird so getan, als gebe es neben den demokratischen Auf klä rungs‑
mit teln wie Presse und politischer Tätigkeit noch so etwas wie eine wertfreie 
Information. Gerade solche vermeintlich wertfreie Infor ma tion ist aber 
parteiisch bis hinein in die so harmlos aussehenden Bau mo delle aus Plexiglas 
und Pappkarton mit ihren grünen Modellbäumen. Zu den schärferen Mitteln 
rechnen wir die Beratung der Betroffenen in Form von Besuchen durch Beamte. 
In welcher Weise hier Zuckerbrot und Peitsche appliziert werden, entzieht sich 
jedem legalen Protokoll und kann im nachhinein nur geahnt werden. Deshalb 
nützenauchGesetzeundVorschriftenwenig,welchedieZustimmungder
Betroffenen fordern (wie das Städtebauförderungsgesetz, das die Ermittlung 
der Einstellung und Mitwirkungsbereitschaft der Eigentümer, Mieter, Päch‑
ter und anderen Nutzungsberechtigten im Untersuchungsbereich der beab‑
sichtigten Sanie rungfordert):DieVerwaltungkenntseitdemAncienRegime
die Methoden, mit denen man Zustimmung schafft.

In den letzten Jahren wurde mit dem Mittel der soziologischen Befragung 
einargerMißbrauchgetrieben.ÜberdieAussagekraftvonBefragungenbesteht
eine ausgedehnte Fachliteratur. Unberührt von diesen Untersuchungen aber 
experimentieren die Planer und planenden Soziologen mit primitiven Be‑
fra gungs methoden, die nach dem Muster gehen: Sind Sie mit Ihrer Woh‑
nung zufrieden? – Ja! Nein! Weiß nicht. Die Ergebnisse, meist Zu frie den‑
heitsquoten von über 90 Prozent, sind natürlich aussagelos. Hierauf weist 
schondieTatsache,daßdieermittelteZufriedenheitumsohöherist,je
schlechter die Wohnverhältnisse sind, in denen man befragt. Das ist sowohl 
psychologisch wie politisch erklärbar. Psychologisch handelt es sich um eine 
Dis so nanz reduktion: Da der Mensch eine Dissonanz zwischen Soll‑Zu stand 
und Wirklichkeit in einem so nahen Bereich wie der Wohnung nicht aushält, 
füllt er den Graben zwischen Wunsch und Wirklichkeit mit Argumentationen 
zu gunsten seiner Behausung aus. Mit den gleichen Argumenten, mit denen 
er sich selbst überzeugt, überschüttet er auch den Interviewer. Auf der 
politischen Ebene führt der Mangel einer Alternative zur Zustimmung. 
SanierungbedeutetfürdenBetroffenenmeistdenVerlustderWohnung,
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die Unterkunft an einem neuen Ort und höhere Mietzinsen. Wie sollte er da 
nicht seine Zu frie den heit mit den alten, verlotterten Zuständen bekunden?

Einen Schritt weiter in die Probleme der Betroffenen geht die Advocacy 
Planning, die Anwaltsplanung, die im deutschen Sprachbereich vor allem 
die Zeitschrift ARCH+ in ihren Nummern 8‑10 (1969/70) diskutiert hat. 
SieräumtwenigstensaufmitderVorstellung,daßderPlanendeüberden
ParteieneinobjektivesUrteilzufällenvermöge.VielmehrwirddieEnt
scheidung durch die Anwälte der betroffenen Gruppen ausgehandelt, also 
zwischenbewußtsubjektivenAuffassungen.AuchgegendasFunktionieren
der Anwalts pla nung können gewichtige Bedenken ins Feld geführt 
werden. Einmal ist es fraglich, ob der Anwaltsplaner als Angehöriger des 
akademischen oberen Mittelstandes in die Probleme der Betroffenen aus 
anderen Schichten einzudringen vermag. Sodann werden die Betroffenen 
vor eine Auswahl gestellt, mit deren Rahmen sie nicht einverstanden sein 
können. Und zum dritten kann auch der Anwaltsplaner die mittelbaren 
Folgen der Eingriffe, wie sie im Laufe der Zeit auftreten werden, nicht voll 
transparent machen.

IneinigenStädtenhabensichnachdemVorbildMünchenssogenannte
Bürgerforengebildet,aufdenendieMaßnahmenderPlaneroffendiskutiert
werden.Obwohldeutlichist,daßsolcheEinrichtungennurvoneinemTeil
der Bevölkerung benutzt werden, könnten sie einen Beitrag zur Aufklärung 
der Stadtbewohner über die Folgen der Planung beisteuern. Aber hier hat die 
VerwaltungraschihreLernfähigkeitbewiesen.DieFörderung,diesieden
Forenangedeihenläßt,istidentischmitderZerstörungdesemanzipatorischen
WertesdieserVeranstaltungen.

Schließlichmußnochgefragtwerden,wereigentlichdieBetroffenen
einer Planung sind. In einigen Fällen kann die Grenze klar gezogen werden, 
beispielsweise bei den Bewohnern eines Slums, der saniert, also abgebrochen 
wird.WenigerklarerfaßbaristdieZusammensetzungvonBevölkerungen,
die erst angesiedelt werden sollen. Sind hierbei nur die schon im Gebiet 
anwesenden Personen Betroffene, oder sind es diejenigen, die einmal 
hierher kommen werden? Diese aber mögen zur Zeit noch in anderen 
Städten leben, unmündig oder gar noch nicht geboren sein. Hier erweist 
sich,daßdemokratischePlanungnichtimraschenEntscheidenbesteht,
sondern vielmehr im geplanten Aufschub derjenigen Entscheidungen, die 
sich aufschieben lassen zugunsten der Bewohner, die erst später auftreten 
oderdannneueBedürfnissehaben.DieseszielbewußteAufschiebenvon
Entscheidungen ist eine Kunst, die von jenen, welche die Planung planen, 
noch kaum beherrscht wird. Auch ist damit kein rascher Ruhm zu ernten.

Hinter der Forderung nach Anwaltsplanung steht die Meinung, unterpri‑
vilegierte Schichten könnten ihre eigenen Anliegen nicht artikulieren. Sofern 
essichnichtumfalschesBewußtseinhandelt–undAnwaltpartnersinddie
letzten,diediesesBewußtseinberichtigenkönnten–,istdieFähigkeitzur
Artikulation der eigenen Bedingungen überall vorhanden. Wo Schwier ig‑
keiten auftreten, handelt es sich um Übersetzungsfragen: Die Beplanten 
leben in ihrer Realität, ebenso auch die Planungsberechtigten in der ihren. 
Die subjektive Realität oder die Art, wie der einzelne die Wirklichkeit zu se‑
hen vermeint, ist eine Folge seiner Erziehung in der Gesellschaft, also eine 
soziale Konstruktion.
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Planung ist nicht autonom

Wir haben uns hier mit den Planern zu beschäftigen und denken an die 
schichtspezifischenUmweltinterpretationen,dieihrenUrsprunginFamilie,
Schicht und Schule haben, aber auch an berufseigene, im Studium und Prak‑
tikumgelernteoderverlernteAnschauungsweisen.Vielfachkommtalsdrittes
noch die Erfahrung hinzu, die viele Entscheidungsberechtigte in der mili‑
tärisch en Ausbildung oder gar im Krieg erwarben und die nicht nur eine recht 
eigen  artige Sicht auf den Mitmenschen vermittelt, sondern vor allem die Tat 
unddenraschen,selbstverantwortetenEntschlußalsimvorhineinrichtiger
scheinenläßt.DieÜbernahmevonVerantwortung,dieinTatundWahrheit
gar nicht getragen werden kann, gehört fest in die Realitätsstruktur der Pla ner. 
SolcheVerantwortungisteinungedeckterScheck,daFehlplanungennicht
rückgängig gemacht werden und die verdrängten Städter so wenig in ihre 
alten Quartiere zurückgebracht werden können wie Kriegsopfer ins Leben.

Die Lebenshaltung, die sich in der mittelständischen Spruchweisheit 
– jeder ist seines Glückes Schmied, wer wagt, gewinntusw.–äußert,be
kommtimöffentlichenBereicheinenbesondersbrisantenCharakter.Steht
derPrivatmannmitseinerPersonundseinemVermögenfürGewinnund
Verlustein,sobringenimöffentlichenBereichErfolgemehrRuhmeinals
MißerfolgeSchaden,dadiesevertuscht,nachobenabgeschobenoderin
Erfolge umgeprägt werden können. Deshalb bewegt sich die Stadtplanung, 
ohneRücksichtaufstrategischesVorgehen,wieesdemSystemcharakter
derStadtangemessenwäre,vonMaßnahmezuMaßnahme.Diesorgfältige
PflegeeinesAltstadtgebietsliegtaußerhalbdesBlickwinkelsdesEntschei
dungs  trägers; Abbruch und Neubau erscheinen dagegen als gute Lösung‑
en. Typisch ist beispielsweise die Sanierung des Karlsruher Stadtteils 
Dörfle:EinefalschkonzipierteEntlastungsstraßeisoliertedasQuartier,die
RänderzurStraßehinwurdenunwirtlichundverslumten;dieStadtglaubte
eingreifen zu müssen, indem sie die Randbebauung erwarb und abbrach. 
DieFolgewar,daßdienächsteBebauungsreiheverslumte,erworbenund
niedergelegtwurdegleichderersten,wassichfortsetzte,biseingroßesLoch
in der Innenstadt klaffte. Weder die Beamten noch die Politiker vermochten 
zuerkennen,daßsieesselbstwaren,diedenÜbelstandschufen,densieso
eifrig bekämpften.

Die Wissenschaften und Hilfswissenschaften des Stadtplaners, Stadt‑
geografie,Stadtsoziologie,Planungstheorie,Planungsmethodik,Planungs
strategie, haben in den letzten Jahren Fortschritte gemacht. Immer aber 
hängtihreAnwendungabvonderPersondessen,derplant.Daßwirdabei
nicht trennen können zwischen dem Planer im engeren Sinne und dem ihm 
scheinbar übergeordneten Machtträger, haben wir dargelegt. Insofern ist 
die Planung nicht autonom, sondern einem sozialen System zugehörig und 
wirksam durch ein Personenkollektiv, eine Organisation.

Wir erleben gegenwärtig gleichzeitig ein Fortschreiten der Planungstheorie 
und ein Fortschreiten des Partizipationsgedankens. Die Planungstheorien 
spiegeln den Machtträgern eine Objektivität vor, die zur Unterdrückung der 
Partizipation mit ihrer wechselhaften Unberechenbarkeit verführt. Anderer‑
seits sind auch die Machtträger probabilistisch: Sie sind Menschen, also 
lernfähig, egozentrisch, kameradschaftlich oder sonst falsch programmiert, 
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sie arbeiten in einer Organisation mit bestimmten gruppendynamischen 
Eigenheiten, und ihre Entscheidungen sind nicht feststellbar, sondern 
aufgelöst in einer Zeitspanne. Damit ist technische Planung von zwei Seiten 
her eingeengt: von der Seite der Demokratisierung und Partizipation her 
oder, technokratisch ausgedrückt, von der Durchsetzung her, und von der 
Seite der Entscheidungsträger.

Planung ist also nicht nur das, was die Techniker planen. Über Stadtpla‑
nungnachdenkenheißtalsonicht(nur),dieneuestenTheorienüber
WohndichteoderVerkehrsführungzustudieren;vielmehrgehtesumdie
umfassende Betrachtung der Art und Weise, wie Kommunen ihre Umwelt 
planendverändern.DaßsichdieserProzeßmitobjektivemWissenanreichert,
istzuhoffen;daßerzueinerWissenschaftwird,isteineIllusion.

Autor_innen

Lucius Burckhardt forschte zu Design, Architektur, Planung, Stadt und Landschaft. Er war 
ein früher Kritiker der autogerechten Stadt und der „Lösung“ gesellschaftlicher Probleme mit 
Bauwerken.AußerdembegründeteerdieSpaziergangswissenschaft.
www.lucius‑burckhardt.org
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1974 – Markierung einer Wende
Kommentar zu Lucius Burckhardts „Wer plant die Planung?“

Der referenzfreie und bestechend unprätentiöse Duktus, mit dem Lucius 
Burckhardt seine Gedankengänge entwickelt, verbirgt, dass diese in Diskurse 
hineinragen,diezudengroßenThemendersechzigerundfrühensiebziger
JahreinnerhalbundaußerhalbderPlanungswissenschaftgeführtwurden.
Dazu gehören – um grob zu etikettieren – die ‚Technokratiediskussion‘, der 
sogenannte‚DeutschePositivismusstreit‘unddieProfilierungderPlanungs
theorieimÜbergangvonszientifischerzukommunikativerRationalitätund
damit das von Planung als politischem Handeln. Ich wurde eingeladen, diesen 
Kommentar zu schreiben und werde im Folgenden über einige der damaligen 
Beiträge berichten, die das Feld beschreiben, auf dem sich Burckhardt 
bewegt.AlsZeitzeugekannichberichten,dassBurckhardtdurchseineVer
netzungundPräsenzinzahllosenVorträgenundVeröffentlichungendie
planungstheoretische Debatte jener Zeit entscheidend mitgeprägt hat. Sein 
Aufsatz „Wer plant die Planung?“ von 1974 formuliert besonders prägnant 
die Desillusionierung der Wissenschaftlichkeit von Planung und platziert 
sie im politischen Raum (Burckhardt 2017 [1974]: 114). Die Wende hin zur 
einer Perspektive auf das Netz der Akteur_innen und ihre Interessenlagen 
gehört zu den damals zukunftsweisenden Leistungen.

1974 hatte die Planungstheorie, das engere Gebiet also, in das sich Burck‑
hardts „Wer plant die Planung?“ einbettet, bereits eine Strecke mit besonders 
dramatischen Wendepunkten hinter sich. Das ist nicht verwunderlich. Zum 
einen steckte das, was sich unter Planungs‑/Entwurfs‑/Designtheorie ver‑
sammelte, noch in den Geburtswehen. Sie hatte keine so lange Geschichte 
hinter sich wie andere Disziplinen, etwa die Soziologie oder die Ökonomie, 
die – merkbar – Burckhardts Herkunftsdisziplinen sind. Zum anderen wirk‑
ten die Impulse, die sich um 1968 entwickelten, jener symbolisch aufgelade‑
nen Jahreszahl von axialem Rang für die Diskurse davor und danach, auch 
auf die Planungswissenschaften. 

SchonmitderFormulierungdesTitelsstößtBurckhardtlistigdas
Fens ter auf für eine Perspektive auf die Abhängigkeit der Planung von 
ihren Akteur_innen und denen, die hinter den Planer_innen als weitere 
Akteur_innen stehen, und auf den Kontext von Rollenbeschränkung 
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und politischem Einfluss. Mit seinem ersten erläuternden Satz positio‑
niert er sich im Lager derer, die Planung nicht als fachlich isolierbare 
Disziplin,sondernalsTätigkeitingesellschaftlichemKontextsehen,„…
daßsiebedingtistdurchdiePolitik,daßsieaufgehängtistineinemsozia
len System.“ (Burckhardt 2017 [1974]: 105) Und nach zwei Seiten Lektüre 
hat er das kategoriale Feld abgesteckt, in dem das Planen zu verankern sei. 
Kernpunkte sind die Problemformulierung als bereits für die Lö sungs stra‑
te gie wirksame Entscheidung, die Nicht‑Objektivität der Entscheidung, die 
Bindung an (Wahl‑)Erfolge der entscheidenden Akteur_innen, die Kritik am 
(Demokratie)ModellinBezugaufseineGriffigkeitfürPlanungsentschei
dungen, die Infragestellung der Unabhängigkeit der Fachleute und deren 
VerwebunginMachtundPolitik,dieFragwürdigkeiteines‚formalistischen
Demokratiebildes‘. Konkreter fällt der Begriff ‚Lobby‘, der die Stadtplanung 
unheilige Allianzen mit Investor_innen und Baugewerbe eingehen lässt.

Man kann den Blick auf die Mitstreiter_innen in diesem Diskurs mit Horst 
Rittel beginnen, mit dem Burckhardt seit 1959, wo sie sich an der Hochschule 
für Gestaltung (HfG) Ulm begegneten, eine lebenslange Freundschaft 
verband, und dem er bescheinigte, eine ganze Generation von Planer_innen 
geprägt zu haben. Dessen Befunde von 1969/1973, dass alles Planen politisch 
sei(mündlichinVorlesungen,vgl.Rittel1992:35)oder,imRahmenseiner
berühmten ‚wicked problems‘,dasseskeinedefinitiveFormulierungeines
Planungsproblems gäbe, und dass die gewählte Erklärung des Problems die 
Lösung bestimme, zeugen von der gleichen Position. Aber es ist nicht nur 
dieser ebenfalls denkmächtige Planungstheoretiker, es sind auch Autor_
innen aus der Soziologie, Sozialphilosophie und Politologie, deren Beiträge 
den Hintergrund für Burckhardts Einlassungen mit geformt haben. 

Planung ist politisches Handeln

Wenn Burckhardt (S. 109) den Widerspruch zwischen dem formalen und 
dem effektiven Aufbau der planenden Organisation beschreibt, so sieht er die 
EntscheidungsmachtaufgrundderbesserenInformationslagevonVerwal
tung zu Regierung zu Parlament abnehmen statt, wie im formalen Modell, 
umgekehrt. Die Entscheidung im Parlament ist dann ‚zeremonialisiert‘. Was 
Edelman (1964) in den USA noch formal‑kritisch als ‚symbolischen Gebrauch 
von Politik‘ charakterisierte, wurde in Deutschland Gegenstand einer 
viel grundsätzlicheren kritischen Theorie staatlicher Planung, welche die 
Unzulänglichkeiten des Planungsapparates zu erklären versucht. Dabei gab es, 
von Frieder Naschold (1972) grob eingeteilt, zwei Lager: ein polit‑ökonomisches 
und ein handlungs‑/entscheidungstheoretisches. Das politökonomische sah 
die Erklärung von Dysfunktionalitäten in einer grundsätzlichen Abhängigkeit 
der Politik von der Ökonomie, von ihren mächtigen Akteur_innen, und 
grundsätzlicher noch in dem ungelösten Widerspruch zwischen Kapital 
undLohnarbeit.DerStaatübernimmtdieAufgabeKonflikteauszuregeln,
sichert im Prinzip aber die Funktionsbedingungen einer kapitalistischen 
Wirtschaft, so Autoren wie Altvater (1972) und von Flatow/Huisken (1973). 
Die darin erscheinenden zentralstaatlichen Machtverhältnisse schlagen, wie 
Grauhan(1969)bemerkt,dannauchimHandelnderplanendenVerwaltung
auf kommunaler Ebene durch. Für einen Teil dieser Theoretiker war die 
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StrategiederÄnderungdesMissstandesdieVorbereitungderRevolu
tion, nach der dann radikaldemokratische Modelle bessere Pläne her vor‑
bringen würden. Diese Position wurde auch geteilt von der Berliner Frak‑
tion der von Burckhard erwähnten (S. 107) Architekturstudent_innen und 
kam in der damals berühmten „Planer‑Flugschrift“ von 1968 zum Aus‑
druck (Autorenkollektiv der Fachschaft Architektur, TU Berlin, 1968). Die 
VerwissenschaftlichungderPlanungsollenichtderAufrechterhaltung
der derzeitigen Herrschaftsstrukturen dienen, sondern ihrer Änderung 
beziehungsweise nach ihrer Änderung den dann Herrschenden. 

Parallel gab es das handlungs‑ und entscheidungstheoretische Lager, das 
einem pluralistischen Systemkonzept folgte, in dem der Mechanismus mit‑
einander konkurrierender Gruppen in Aushandlungsprozessen ein „Opti‑
mum kollektiver Rationalität“ erzeugen kann, wie es Naschold (1973) in 
„Gesell schaftsreform und politische Planung“ beschreibt. Selbst wenn ein 
Ungleichgewicht der Interessendurchsetzung zu konstatieren ist, so können 
FehlerimirrationalenVerhaltenvonGruppenoderderVerwaltunglokali‑
siert und korrigiert werden; es gebe ausreichend Möglichkeiten der Reform 
der Missstände, so Sontheimer (1971) in seinen Grundzügen des politischen 
Systems der Bundesrepublik Deutschland und zeitgleich Scharpf (1971) in Pla‑
nung als politischer Prozess.ZudenMittelnderVerbesserunggehörenneue
Planungs‑ und Informationstechniken und auch neue Formen der Beteiligung. 

Eine besondere Position nahm Offe (1972) in Strukturprobleme des kapi ta‑
lis tischen Staates und (1969) in „Politische Herrschaft und Klas sen struk turen“ 
ein. Ausgehend von der These, dass am Output des Ent schei  dungs  systems 
ab les bar sei, wie (un‑)demokratisch der Staat ist, stellt er fest, dass wichtige 
Fragen gar nicht auf die Agenda kommen (siehe Burckhardt 2017 [1974]: 105) 
unddasseinseitigeInteressen,diemitdemProfitausBodenundKapitalzutun
haben, sich durchsetzen. Generell, so seine ‚Disparitätentheorie‘, stellt er fest, 
dass Politikbereiche wie Wirtschaft, Finanzen und Militär höheres Gewicht 
haben als solche, die sich mit Wohnen, Gesundheit oder Bildung befassen.

Burckhardt steht als Planungstheoretiker auf der Seite dieser Gruppe 
der kritischen Theorie. Wenn er in einem eigenen Abschnitt zu ‚kollekti‑
ven Entscheidungen‘ die Funktionsweise des Systems kritisiert, nimmt er 
zudeminnerorganisatorischeVerhaltensgesetzeinsVisier,wiesieauchin
den USA von March/Simon (1958) in Organizations, von Simon (1947) in 
Adminstrative Behaviour und von Olson (1965) in The Logic of Collective 
Action untersucht wurden. 

Zum anderen richtet Burckhardt seine Kritik auf die Funktionsweise des 
Demo kra tie modells, das in eine Umkehrung des intendierten Ent schei  dungs‑
mechanismusausartet(s.o.).Wenneraufden„großenTeildermodernenEnt
schei dungs forschung“ (S. 106) hinweist, ordnet er sich Gesinnungsge nos sen 
aus der Riege der kritischen Politologen der frühen 70er zu. Zu nennen sind 
Naschold,Väth,Scharpf,Hirsch,Horn,MassingoderGrauhan,diemeisten
versammelt in dem Band Politikwissenschaft (Kress/Senghaas 1971). Sie 
trugendieDefizitanalysedesModellsdemokratischerEntscheidungsfindung
in seiner praktischen Ausformung vor. Wahlen werden nach personalisier‑
ten Profilkämpfen zu Entscheidungen über Führungsfiguren, weniger zu 
Ent scheidungen über konkurrierende Programme. Propaganda und Marke‑
ting bis hin zur Manipulation überwiegen die Argumentation. Ohnehin kann 
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sich der Wahlakt nicht auf die Einzelprobleme beziehen, die im Laufe einer 
Wahl periode auftauchen. Besonders kritisiert wird auch die von Burckhardt 
benannte widersinnige Umkehrung des Machtgefälles von Parlament über 
RegierungzuVerwaltung.ParlamentarierseienoftüberfordertvonderKom
plexitätderMaterie;dieZielkonflikte,dieerstbeiAusarbeitungundVollzug
derVorgabenvonobenaufderVerwaltungsebeneauftauchen,werdendort
entschieden,soGrauhan(1969)in„ZurStrukturderplanendenVerwaltung“.
DieVerwaltungmachtVorlagenfürdasParlament.Referent_innenarbeiten
die Gesetzentwürfe aus. Da werden Zielalternativen im vorparlamentarischen 
Raum – oft im Austausch mit Lobbyist_innen – ausgeschieden, sodass nur eine 
akzeptableLösungverbleibt.DieVerwaltunggewinntausdenVollzugsdaten
relevantesWissen.DasParlamentwirdabhängig,dieVerwaltungübernimmt
indirekt Regierungsarbeit und nimmt dadurch an der poli tischen Führung teil, 
so Hirsch (1972) in seinem Aufsatz „Ansätze einer Regie rungslehre“. Kritik, 
zum Beispiel von Olson (1965) und von Offe (1972), richtet sich überdies 
aufdiefeststellbareAsymmetriederEinflusschancenzwischenbevorteilten
(organisierten) Interessenverbänden und benachteiligten (unorganisierten) 
Betroffenengruppen,welchedengrößerenAnteilinderGesellschaft
ausmachen.Burckhardtnenntsie„dieStimmederVerplanten“(S.111).

Gesamtplan vs. Durchwurschteln

Es gibt noch eine andere Dimension des planerischen Handelns, die in 
BurckhardtsTextauftaucht.Ersprichtvom„StolpernvonMaßnahmezu
Maßnahme“einerseitsund„strategischemVorgehen“andererseits,„wiees
dem Systemcharakter der Stadt angemessen wäre“ (S. 113). Hier mischen sich 
zwei Debatten. Die eine bezieht sich auf das Konzept der Gesamt pla nung, 
in den USA als ‚comprehensive‘ bezeichnet, gegenüber dem des ‚Durch‑
wurschtelns‘, was als ‚muddling through‘ durch den Aufsatz von Lindblom 
(1959) theoretische Gestalt verliehen bekam. Es sei realistischer als ohnehin 
nicht durchsetzbare Gesamtpläne und entwickle in der Addition der Schritte 
seine eigene Rationalität. Wesentliche Referenz in dieser Debatte ist Popper 
(1965),derVaterdes‚Inkrementalismus‘,derim‚ElenddesHistorizismus‘
der‚PolitikderkleinenSchritte‘denVorzugvorGesamtlösungengibt,die
Gefahrlaufen,totalitärenCharakterzuentwickeln.Festgehaltenwerdenkann
aberaucheineErkenntnisvonBraybrooke/Lindblom(1963)alsVertretern
des Inkrementalismus, dass sich Ziele und Mittel wechselseitig bedingen. 

Systemtheorie

Der Aspekt jedoch, den Burckhardt anspricht, ist ein anderer. Er setzt das 
StolpernvonMaßnahmezuMaßnahmeinBezugzuderUnfähigkeit,der
Komplexität des Systems Stadt und der Komplexität seiner Probleme (mit 
adäquaten Lösungen) gerecht zu werden. Er favorisiert hier das Konzept der 
Systemtheorie,obgleichesindendamaligenDebattenalsVersuchunan‑
gemessenerVerwissenschaftlichungdesPlanergeschäfteskritisiertwurde.
(Siehe die Kritik am Einsatz kybernetischer Modelle zur ‚Selbstregelung‘ 
von Systemen als Objekte der Planung durch Kade/Hujer 1972). Er sieht 
aber das Potential der systemischen Herangehensweise. Unter anderem 
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auchvonRitteltransportiert,dermitChurchman(1968:The Systems 
Approach) in Berkeley kooperierte, versprach der Ansatz, die Komplexität 
eines Planungsproblems, beziehungsweise der Materie, auf die sich Planung 
bezieht, (eine Stadt z. B.), gerade nicht unzulässig zu vereinfachen. Er bot eine 
Mög lichkeit, sich der relevanten Elemente, ihrer Wechselbeziehungen und 
dermöglichenFolgenvonerwogenenMaßnahmenimWirkungsgefügezu
vergewissern, bevor gehandelt wird – eine der fundamentalen Kompetenzen 
von Planer_innen. 

Nebenbei setzt Burckhardt noch einen Seitenhieb auf die Ausbildung der 
Architekt_innen, die in Deutschland Stadtplanung betreiben; sie seien wegen 
ihres Trainings in Komplexitätsreduktion und intuitiver Lösungstaktik für eine 
solche Aufgabe gar nicht geeignet. Die von Burckhardt gelobten Initiativen der 
Architekturstudent_innen vor und nach den 68er Jahren griffen tatsächlich 
diese Selbstbegrenzung des Fachs auf und erreichten, besonders erfolgreich 
in der Stuttgarter Fraktion (der ich damals angehörte), die Einführung von 
Fächern wie Soziologie und Bauökonomie, ja der Planungstheorie selbst, in de‑
neneinkritischerDiskursüberdieeigeneTätigkeitüberhaupterststattfinden
konnte. Diese Initiative ebnete auch Horst Rittel 1972 den Weg von Berkeley 
nach Stuttgart. Die ihm als Mathematiker und theoretischem Physiker zu‑
geschriebene Position, er wolle Planung zur Wissenschaft machen, verkennt 
seinen wesentlichen Beitrag. Selbst wenn er in Kenntnis der Techniken des 
OperationResearchunddesSystemansatzes,wieihnChurchmaninBerkeley
vertrat, eine breite Palette von Methoden anbot, um, wo immer es sinnvoll 
war, den Planungsprozess rational zu stützen, ist seine Hauptbotschaft in der 
CharakterisierungvonPlanungsproblemenals‚wicked problems‘ formuliert. 
In seinem zusammen mit Webber nach einem 1969 in Boston gehaltenen 
VortragverfasstenAufsatz(Rittel/Webber1973)überdie„Dilemmasina
General Theory of Planning“ zählt er Merkmale von Planungsproblemen auf, 
die sie dramatisch und grundsätzlich von solchen der Ingenieure und Wis sen‑
schaftler unterscheiden. Um die Differenz zu betonen, hat Rittel diesen Ansatz 
auch ‚System Theory of the Second Generation‘ genannt. 

Einsichten, wie sie in den Eigenschaften der ‚Bösartigkeit‘ (wickedness) 
ausformuliert werden, sind Burckhardt nicht fremd. Es ist schwer zu sagen, 
welcher Art die wechselseitige Befruchtung von Burckhardt und Rittel 
war. Sie haben sich gekannt, besucht und ausgetauscht. Immerhin ist die 
Ähnlichkeit ihrer Erkenntnisse frappierend. Wenn Burckhardt etwa die 
„determinierendeKraft[…]inderBenennungdesÜbelstandes“(Burck
hardt 2017 [1974]: 109) sieht, wodurch die „Art seiner Bekämpfung“ (ebd.) 
festgelegt wird, so entspricht es den Eigenschaften bösartiger Probleme, 
dass die Formulierung des Problems beziehungsweise seine Erklärung die 
Lösung festlegt. Oder wenn Burckhardt sagt, dass die Bekämpfung einer 
Misere (am Bahnhofsplatz, S. 109) besser woanders (am Stadtrand) erfolgen 
solle, wo es nämlich erzeugt wird, formuliert Rittel, dass jedes Problem als 
Symptom eines anderen gesehen werden kann, dessen Lösung angemessen 
wäre.SchreibtBurckhardt,„VerantwortungisteinungedeckterScheck,
da Fehlplanungen nicht rückgängig gemacht werden“ (S. 113) können, 
konstatiert Rittel, der Planer habe kein Recht darauf Unrecht zu haben. Es 
istmüßig,zuspekulieren,werdaderVatereinesGedankenswar.Siewaren
unabhängige Denker, die sich trafen. Sie waren Brüder im Geiste.
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Die Technokratie-Diskussion 

DieAuseinandersetzungumdasVerhältnisvonWissenschaftundurteilen
dem‚politischem‘EntscheidenberührteinesdergroßenThemendersech
ziger Jahre. Was bei Burckhardt in dem Kontrapaar „Politik“ versus „Pla‑
nung“ (S. 106) oder am Schluss seines Aufsatzes (S. 114) als „technische 
Pla nung“ versus „Demokratisierung“ auftaucht, verweist auf eine Debatte, 
die zu der Zeit noch nicht für alle entschieden war, die aber auf vielen Ebenen 
seit über einem Jahrzehnt geführt wurde. Schelsky (1961) eröffnete die 
sogenannte‚TechnokratieDiskussion‘mitderVisionzukünftigerEntschei
dungsmechanismen, bei denen verfügbare Mittel sachzwangartig über den 
Fortschritt der Gesellschaft bestimmen. An Menschen gebundene Urteile, 
die Bedürfnisse und Wertorientierung ausdrücken und in demokratische 
Prozedureneingebundensind,werdendadurchüberflüssig.DiePlaner_in
ist als Expert_in Teil und Ausführende_r eines technisch‑wissenschaftlichen, 
inBürokratiegegossenenApparatesohneethischeVerantwortung.Neben
anderen Opponenten wie Barth (1961) mit seiner berühmten Reaktion 
„Helmut Schelskys technischer Staat“ formulierte Habermas (1968) die später 
am meisten referenzierte Gegenposition in Technik und Wissenschaft als 
Ideologie. Habermas sieht den, auch durch den Zwang der Instrumente, nicht 
abgedeckten Entscheidungsrest einem ‚dezisionistischen‘ Akt überlassen. 
DerHerrschaftderInstrumentestellterdieVorrangigkeitderinder
‚Lebenswelt‘ vorhandenen Bedürfnisse der Menschen gegenüber. Gegen die 
Webersche ‚Zweckrationalität‘ oder instrumentelle Rationalität, in der bei 
(von wem?) vorgegebenen Zielen nur der Einsatz der Mittel Gegenstand der 
Überlegung ist, steht eine andere Rationalität, die sich gerade auf Ziele, auf die 
handlungsleitenden Normen bezieht. Die ‚kommunikative Rationalität‘ beruht 
auf den Beiträgen der Beteiligten, insbesondere der handelnden Bürger_
innen, die ihre Positionen und Argumente in einen Diskurs einbringen, der 
idealerweise ‚öffentlich, uneingeschränkt und herrschaftsfrei‘ sein solle. 

Später entwickelte sich eine Diskussion darüber, ob jener von Habermas 
(1973) in Legitimationsprobleme im Spätkapitalismuserklärtermaßen
‚anti fak tisch‘ postulierte herrschaftsfreie Raum möglich sei. Natürlich nicht. 
Die Sprechsituation ist ‚ideal‘. Es ist ein als normativ leitend konstruiertes 
Setting, auch wenn – und gerade weil – die Realität mit ihrem Gebrauch 
ungerechtfertigter Macht widerständig ist. 

Von der ‚Scientific Method‘ zum argumentativen Modell oder 
der Kommunikativen Rationalität

Der Ausgang der unter Soziolog_innen, Sozialphilosoph_innen und Poli to‑
log_innen geführten ‚Technokratiediskussion‘ bestätigt für die Diszi plin der 
Planer_innen, dass ihr Handeln politisch ist. Was Scharpf (1971) in Planung 
als Politischer Prozess als Politologe formuliert und Rittel (1973) als Pla nungs‑
theoretiker in „Dilemmas in a General Theory of Planning“ er schlos sen hat, 
ändert ein Paradigma der Rationalität, das bis dahin die Planungstheorie 
geleitet hatte. In ihren Anfängen bezog sie sich auf den Operations Research 
mit seinen im Militär und später in Wirt schafts unternehmen entwickelten 
Methoden. Im Sinne der Weberschen Zweck rationalität bestand ihre Leistung 
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in der ‚optimalen Allokation von Res sour cen‘ bei gegebenen Zielen. (Das ein‑
fache Unternehmensziel ist das allen ökonomischen Handelns: maximaler 
OutputbeiminimalemInput.)Siefirmierteauchals‚scientifischeRationalität‘,
in Anlehnung etwa an Ackoffs (1962) Scientific Method, weil man davon über‑
zeugt war, mit wissenschaftlichen Methoden in der Planung die gleiche Evidenz 
fürdieRichtigkeiteinerPlanungsmaßnahmeerzeugenzukönnenwiedie
WissenschaftinihremBereichfürFaktenundErklärungen.AmVersagen
dieserVersuchesetztdererwähnteAufsatzvonRittelundWebber(1973)an.
Er erklärt es mit der unterschiedlichen Art der Probleme, mit denen es Wis sen‑
schaft ler und Planer im Prinzip zu tun haben. Der entscheidende Aspekt, die 
Ur teils abhängigkeit plane rischer Probleme in einem Kontext zunehmend plu‑
ralistischer Gesell schaf ten, führt zur Methode des sorgfältigen Argumentierens 
auf dem Weg zur Entwicklung einer Lösung. Rittel hat es in anderen Aufsätzen 
als ‚Argumentatives Modell‘ formuliert (vgl. Rittel 2013). Es kann als eine zeit‑
gleichentwickelteinstrumentelleVersiondeskommunikativenModellsHaber
masscher Prägung gesehen werden. Aber erst dessen Rezeption in den USA hat 
zum sogenannten ‚argumentativen‘ oder ‚com mu nicative turn‘ (Healey 1992) 
geführt. Für Burckhardt war der Gedanke, auch durch seine Freundschaft mit 
Rittel, 1974 längst präsent. Heute noch ist Rittels Etikett der ‚wicked Problems‘ 
oder ‚bösartigen Probleme‘ unzitiertes Label für das vom wissenschaftlichen 
zuunterscheidende,radikalandereProfilplanerischerProbleme.

Der Positivismusstreit

Es liest sich wie ein ärgerlicher Seitenhieb, wenn Burckhardt zynisch über 
den Beitrag der Soziolog_innen zum Aufspüren der Zustimmung der Betrof‑
fen en spricht und bei der Kritik der empirisch erlangten Ergebnisse die 
„Disso nanz reduktion“ (S. 111) anführt. In dem Hinweis auf die fragwürdige 
„Aussage kraft von Befragungen“ (ebd.), oder wenn er vom „Anschein der Auf‑
klärung“(ebd.)spricht,dannblitztdaeinanderergroßerDiskursderJahre
vor 1974 auf, in dem Burckhardt als Soziologe zu Hause ist – die Debatte, die 
als ‚deutscher Positivismusstreit‘ in die Geschichte einging. Im gleichnamigen 
Sammelband von Adorno et. al (1972) greifen Adorno und Habermas als 
VertreterderFrankfurterSchuledieHauptfeindePopperundAlbertals
VertreterdesPositivismusan.IhrVertrauenaufdieandenMethodender
Naturwissenschaften orientierte Empirie zur Beschaffung von Evidenz für 
HypothesenstößtanGrenzen.WennderaufzuspürendeSachverhalt,der
erfragtwerdensoll,nichtselbstTeilderreflektierbarenEinstellungeineszu
Befragenden ist, sondern – so die Annahme der Frankfurter – zum Beispiel 
durch eine Bewusstseinsindustrie, durch „Methoden, mit denen man sich 
Zustimmungschafft“(S.111),beeinflusstwird,dannisteineanalytische
TheoriebildungzurAuffindungderWahrheitgeeigneter.Dannsollten–
so Habermas in der Entgegnung auf Albert (s. Adorno et al. 1972) – auf 
ihre Gültigkeit und nach Kriterien überprüfbare Argumente Elemente der 
Evidenzbeschaffung sein dürfen. In diesem Sinne spricht Burckhardt von 
der Art, wie der Einzelne die Wirklichkeit zu sehen vermeint, als einer Folge 
seiner Erziehung in der Gesellschaft, von seiner „soziale[n] Konstruktion“ 
(S. 112), eine Formulierung, mit der er sich im Lager der Kritischen Theorie 
der Frankfurter Schule positioniert. 
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Wie auch immer Spätere diesen Streit für sich als entschieden angenom‑
men haben mögen, so hat er, wie bei Burckhardt abzulesen, die Fähigkeit 
zurKritikanderEmpiriealsMethode,die„StimmederVerplanten“(S.111)
zu hören, gestärkt. Wieder ist eine Bastion der Wissenschaftlichkeit im 
Planungsgeschäft brüchig geworden, weil sich auch hier der politische 
CharaktervonPlanungzeigt.MitdemGebrauchvonMachtvereinnahmt
der politisch‑administrative Apparat nicht nur die Expert_innen, die er 
beauftragt und bezahlt. Aus der Erkenntnis, dass die Methoden der Zu stim‑
mungs beschaffung wie ‚Information‘ und ‚Beratung‘ missbraucht werden, 
zieht Burckhardt den Schluss, weitere Schritte auf dem Weg der Beteiligung 
zu gehen. In seinem Schlussabsatz resümiert er nochmals, dass Planung nicht 
autonom sei (S. 113). Er sieht das Fortschreiten des Parti zi pations gedankens, 
dessen weitere Ausdehnung sich erst nach 1974 zeigte. Wenn er die Rolle der 
Planungstheorie als Lieferantin von Objektivität angreift, verfolgt er ein Bild, 
das sich noch lange halten würde, aber zu dessen Dekonstruktion er selbst 
beiträgt. Die Politisierung, die kommunikative Einbindung der Beteiligten 
mit dem Zweck Machtgefälle abzubauen, die Entlarvung des Gebrauchs 
von Macht mit ihren Techniken selbst, der Aufbau von Gegenmacht durch 
Partizipation, hatte 1974 bereits begonnen und Burckhardt trug dazu bei, ihr 
in Zukunft mehr Geltung zu verschaffen. 
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„Die Entscheidung ist ausgelöst in  
der Zeit“
Kommentar zu Lucius Burckhardts „Wer plant die Planung?“

Die Frage „Wer plant die Planung?“, die Lucius Burckhardt 1974 seinen 
Überlegungen zu den Missverhältnissen in der hiesigen Stadtplanungskultur 
vor anstellt, ist heute genauso aktuell wie damals. In den letzten Jah ren 
sind Planungsprozesse verstärkt auch in den Fokus der Stadtanthropologie 
gerückt, wobei der über 40 Jahre alte Text einige Anschlussstellen bietet. 
Doch neben einem freudigen Staunen über die Aktualität des Beitrags zur 
da maligen Debatte stellen sich bei der Lektüre auch ambivalente Ge fühle 
ein: Etwas wehmütig denke ich, wie einfach die Welt damals noch zu ord nen 
schien, und die anklingende Aufbruchsstimmung in der Zeit ‚nach ´68‘ ruft 
nos tal gische Gefühle hervor; Ärger mischt sich dazu über manche Aus lass ung 
und die Arroganz des schnellen Urteils, und vor allem fühle ich mich irri tiert 
an ge sichts des Mäanderns zwischen aus meiner Perspektive nur schwer zu 
ver ein barenden Theoriefragmenten. Doch eins nach dem anderen. 

MeineZustimmungfindetvorallemderAuftakt:„DieStadtistvoller
Übelstände, und nicht jeder ist Gegenstand unserer planerischen Fürsorge“ 
(S. 105), schreibt Lucius Burckhardt bereits auf der ersten Seite. Ja, möchte 
ich rufen, genau: Was wo und wie als Problem wahrgenommen wird, ist 
weder selbstverständlich noch naturgegeben, folgt keiner abstrakten Logik 
oderistentsprechendallgemeingültigerGrundsätze‚rational‘.Vielmehr
werden Probleme gemacht, entstehen matters of concern in konkreten, sozial 
strukt urier ten Situationen, oder in der zwar nicht identischen, aber durch aus 
an schluss fähig lesbaren Wortwahl von Lucius Burckhardt: Pla nung „ist nicht 
auto nom, sondern einem sozialen System zugehörig“ (S. 113). An anderer Stelle 
spricht der Autor der „Benennung des Übelstands“ und der „sprachlichen 
Fixie rung“ von Problemen eine „determinierende Kraft“ zu (S. 109) – es 
sind die Beschreibungen, welche die Gestalt und Wahrnehmung eines Pro‑
blemsmaßgeblichbestimmen,würdeichformulieren(Binder2006).Die
MetaphernmitihreneingelagertennormativenwieutopischenVorstellun
gennehmenEinflussdarauf,woPlanungsanstrengungenhinlaufensollen.
Zudem führten „unscharfe Grenzen“ dazu, so Burckhardt, dass – so wiede‑
rum meine Formulierung – Problemdefinitionen als boundary objects 
(Star/Griesemer 1989) fungieren, die unterschiedlichen Akteur_innen 
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Anschluss‑ und Handlungsmöglichkeiten bieten. Weiter diagnostiziert 
Lucius Burckhardt, dass Probleme separiert werden. Es gehört also zu den 
Tech niken des Definierens handhabbarer Probleme, die Stadt nicht als 
Ganzes in den Blick zu nehmen, sondern an Einzelbaustellen herumzuwer‑
keln, mit dem Effekt, dass Probleme nur verlagert werden. So würde ich 
es jedenfalls formulieren und dabei auf alltägliche Erfahrungen verweisen 
– bis hin zu der Groteske, dass der Fahrradweg, auf dem ich fahre, im Off 
endet. Der Begriff der ‚Problematisierung‘, den Foucault geprägt hat, um 
auf Prozesse der Konstitution von Objekten beziehungsweise Phänomenen 
alsinspezifischerWeiseproblematischeaufmerksamzumachen(vgl.auch
Klöppel 2010), kommt mir dabei in den Sinn. Die „Übelstände der Stadt“ 
(S. 105) sind zwar da, aber werden nur vermittelt als solche wahrgenommen; 
zudem liefert die Art und Weise ihrer Konstitution auch die Logik für sich 
ergebende Konsequenzen – also dafür, wie eine Lösung aussehen kann. 
Lucius Burckhardt spricht in seinem Text einige der zeitspezifischen 
Problematisierungsweisen an, etwa die bereits genannte Zerlegung des 
städtischen Ganzen in Einzelprobleme, die auf messbare Erfolge ausgerichtete 
BewertungvonStadtplanungsmaßnahmen,spezifischeFormender(Nicht)
Betei li gung von ‚Betroffenen‘ und nicht zuletzt den Glauben an die technische 
Mach barkeit städtischer Planung. 

Die Polemik und Schärfe der Kritik verweist zugleich darauf, dass auch 
Lucius Burckhardt mit seinem Text dazu beitragen will, die Stadt und die 
etablierten Prozeduren der Planung zu problematisieren. Er interveniert 
in die damalige Praxis, indem er ‚andere‘ Bewertungen vorschlägt und das 
wahrnehmendeAugeaufspezifischeProblemkonstellationenlenkt.DerText
trägt insofern selbst zur Konstitution seines Gegenstandes bei, indem er 
dieaktuellenMissständeinspezifischerWeiseformatiert,Interpretationen
vorschlägt und Lösungen zumindest andeutet – ohne allerdings die eigene 
PerspektiveindemTextzureflektieren.

Doch dann gibt es Passagen, die meinen Widerspruch hervorrufen. 
Obwohl zu Beginn vom aktiven Herstellen von Problemlagen gesprochen 
wird,wirddiesesTunimweiterenVerlaufderArgumentationanPersonen
und spezifische Interessenkonstellationen gebunden. Der mit Foucault 
sich öffnende Kurs wird, vielleicht nicht so erstaunlich für einen Text der 
1970er Jahre aus westdeutscher Werkstatt, in organisationssoziologische 
und handlungstheoretische Fahrwasser gelenkt. Für meinen Blick einer 
praxeo logisch und gendertheoretisch informierten Stadtanthropologin ist 
der Schlenker kaum nachzuvollziehen, dass Burckhardt das Herstellen von 
Problemen an das politische Kalkül einzelner Personen bindet, die sich ein 
Problem „an die Fahne“ (S. 105) heften, oder an Akteurskollektive, die im 
Rahmen der Planungsbehörde als Organisation Nutzen und Schaden kal ku‑
lieren.StadtplanungwirddamitderVorstellungzweckrationalenHandelns
unter geordnet, das jenseits des städtischen Gemeinwohls auf individuelle 
respektivekollektiveVorteilebedachtist.Mirscheint,dassindiesenPassagen
dieDenkfigurdesrational choicePatestehtunddamitdieVorstellung,dass
bereitsimVorfeldNutzenundSchaden,AnerkennungundAbwertungals
FolgenspezifischerEntscheidungenabgewogenwerdenkönnen.

Eingebunden wird die organisationssoziologisch gerahmte Analyse in 
dieVorstellungvonderWirkkrafteinesKräfteparallelogramms.Burckhard
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identifiziertunddiskutiertvierGruppen,diemitunterschiedlichenInteres
sen an der Stadtplanung partizipieren – und, so könnte man im Anschluss 
anMicheldeCerteausUnterscheidunginStrategienundTaktikenargu
mentieren(deCerteau1988),auchinunterschiedlichemMaßEinflussauf
stadt planerische Entscheidungsprozesse nehmen (können): „Die Frage, 
wer die Planung plant“, so Lucius Burckhardt, „führt uns also heute in 
das Kräfteparallelogramm zwischen der regierenden Beamtenschaft, der 
Bauspekulation,derBürgerschaftunddendurchdiebeschlossenenMaß
nahmen betroffenen Leuten.“ (S. 107) Auch wenn diese Konstellation 
aus heutiger Perspektive etwas holzschnittartig daherkommt, besticht sie 
dadurch, dass sie die sozialen Dynamiken des Planungsprozesses in den 
Fo kus rückt. Als eine Art trickster führt Lucius Burckhardt an dieser Stelle 
denPlanerselbstalsFigurein,inwelchedieVorstellungvonderMög
lich keit „sach liche[r] Pla nung“ (S. 107) jenseits situierter Wissens bestän‑
de ein ge schrieben ist – mit Sicherheit eine männlich kodierte Figur, die 
bis heute wirksame Ausschlüsse produziert, wie ich anmerken würde 
(vgl. Frank 2003). Bereits auf Grund der Einbindung in die Organisationslogik 
der Planungsbehörde scheitert dieses Ideal an Bedingungen des Machbaren: 
Die„entscheidungsfindendenKollektive“(S.107)folgenderLogikderOrga
ni sation und der dort herrschenden Bewertungsmatrix, argumentiert Lucius 
Burckhardt.DabeiidentifizierterüberausüberzeugendzentraleMomentedes
‚Problems Stadt pla nung‘: Er weist hin auf die Blackbox der Über setzung von 
BeschreibungeninMaßnahmen,aufdasAngewiesenSeinaufKompromisse,
um zwischen Bestehen dem und Gewolltem vermitteln zu können, auf die un‑
scharfe inhalt liche wie räumliche Bestimmung von Pro blem kon stellationen 
und die Pfadabhängigkeit von Planungsprozessen. Gerade die Frage der Über‑
setzung ist in den letzten Jahren ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt, 
nichtzuletztdurchdenEinflussderScienceandTechnologyStudiessowie
der Akteur‑Netzwerk‑Theorie und die damit einhergehende Beachtung 
nicht‑menschlicher Beteiligter in solchen Pro zes sen (vgl. Beck et al. 2012). 
Aus dieser Perspektive kann die Frage der Pla nung als Übersetzungs pro‑
zess verstanden werden, bei dem Leitideen und Zielvorstellungen in kon‑
kre te Praktiken verwandelt – eben übersetzt – werden (vgl. z. B. Farias/
Bender 2010). So produktiv diese Perspektive ist, geht sie doch gelegentlich 
auf Kosten der ausreichenden Beachtung von sozialen Dynamiken und Macht‑
kon  stel lationen, die Stadtplanungsprozesse durchziehen.

Dies ist jedoch genau das zentrale Anliegen von Lucius Burckhardt und 
bestimmt auch eine weitere interessante Wendung, die der Text vollzieht. 
Denn der Autor beschreibt die Interessenkonstellationen nicht nur 
zwischen Planungsbehörden, Stadtpolitik und Bauspekulation, sondern 
auch zwischen dieser Planungs‑Trias und Teilen des Mittelstandes. „Diese 
Klasse ist in relativ kurzer Zeit von einem trägen Konservatismus zu einem 
wirtschaftlichen Fortschrittsglauben übergegangen“ (S. 110), stellt der Autor 
fest,undbefindet,dassdas„bürgerlicheCredo“,WohlstanddurchInvestition
zu erlangen, sich in den Städten durch „hektische Bauerei und Saniererei“ 
(ebd.) artikuliert. Mir fallen dazu Bilder aus meiner Kindheit und Jugend in 
Frankfurt am Main ein, angefangen beim Bau der U‑Bahn und unterirdischer 
Fußgängerpassagen–Burckhardtschreibtvonder„Tieflegungdesöffent
lichenVerkehrsunterdieErde“(ebd.)–überdieAbrisssanierungvon
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Altstadtquartieren bis hin zu Häuserkampf und militanten Demonstrationen 
gegen Spekulation – während vor der Stadt suburbane Siedlungen wucherten. 
Mir fallen Henri Lefebvres Diagnosen mit dem Ruf nach einem „Recht auf 
Stadt“ ein (Lefebvre 2003), die beginnenden Kämpfe um den Erhalt von als 
historischklassifizierteninnerstädtischenQuartierenunddiegleichzeitige
Spekulation mit Grundstückpreisen.

VondiesenSpurendersozialenKämpfeumStadtführtunsLuciusBurck
hardtschließlich–undlogisch–zuder„StimmederVerplanten“(S.111)
unddenVersuchenderStadtplanung,dieZustimmungzuihrenEntschei
dungen zu erlangen. Stichwortartig werden die Reform des Städte bau för‑
derungsgesetzes und die darin vorgeschriebene Bürger be tei li gung genannt 
und vor allem die Rolle der Soziologie bei der Herstellung eines Pla nungs‑
kon senses zwischen Stadt und „Betroffenen“ (S. 111) kritisch befragt. Auch 
hier stimme ich frohgemut zu, dass Befragungs‑ und Be tei ligungs ver fahren 
hochgradigproblematischsind,dasssichmitdiesenVerfahreneineExperten
schaft etabliert (hat), die Interessen von „Betroffenen“ verwaltet, ohne die 
Standortgebundenheit der eigenen Wahrnehmung von Stadt abstreifen zu 
wollenoderzukönnen.AuchdieseVerfahrenwerdenbisindieGegenwart
von der Stadtanthropologie kritisch befragt: Welche Wissenspraktiken sind 
für solche Beteiligungsverfahren erforderlich, welche Kapitalien kommen 
hier zum Einsatz und wo kippt der emanzipatorische Gehalt dieser Parti zi‑
pa tionsweisen in Bevormundung, wo wird der Demokratie in der Planung 
Grenzen gesetzt und welche Aus‑ und Einschlussmechanismen strukturieren 
sie? Wer kann hier wie seine Rechte nutzen und durchsetzen? Susan Silbey 
hat darauf hingewiesen, dass es eine empirisch offene Frage ist – und bleiben 
wird–,inwiefernsolches,anrechtlicheRahmungenanschließendesHandeln
demo kra tische Partizipation ermöglicht oder eben nicht (Silbey 2005). Lucius 
Burck hardt scheint es noch leichter zu fallen, hier ein Urteil zu fällen: Er ist 
skeptisch,dochidentifizierterzugleicheinwichtigesProblemauchhierinder
Frage der Übersetzung: „Die Beplanten leben in einer Realität, ebenso auch die 
Planungsberechtigten in der ihren. Die subjektive Realität oder die Art, wie der 
einzelne die Wirklichkeit zu sehen vermeint, ist eine Folge seiner Erziehung 
in der Gesellschaft, also eine soziale Konstruktion“ (S. 112), stellt er fest. Auch 
wenn ich aus praxistheoretischer Perspektive darauf beharren würde, die 
Konstitution von Wahrnehmungsweisen als konstanten und unabgeschlos‑
senen Prozess, als ein fortwährendes doing zu verstehen, gehe ich gerne mit 
beiLuciusBurckhardtsabschließenderForderung:„Planungistnichtnur
das,wasdieTechnikerplanen.ÜberStadtplanungnachdenkenheißtalso
nicht(nur),dieneuestenTheorienüberWohndichteoderVerkehrsführung
zu studieren; vielmehr geht es um die umfassende Betrachtung der Art und 
Weise, wie Kommunen ihre Umwelt planend verändern“ (S. 114). Dass er zu‑
gleich der Stadtplanung den Status einer Wissen schaft entziehen will, führe 
ich auf sein Wissenschaftsverständnis zurück, das offensichtlich von einer 
standortunabhängigenObjektivitätausgeht(zurKritikdieserVorstellungvgl.
Hara way 1988). Aber im Grunde ist die Frage, ob Stadt pla nung Wissenschaft 
ist, auch völlig uninteressant. Wichtiger scheint es mir, (noch) genauer zu 
ver stehen, wie Stadt in Stadtplanungs pro zes sen gewusst wird und wie Ideen 
von Stadt in Planung umgesetzt werden. Beim Weiterarbeiten an dieser Frage 
kanndieStadtanthropologieandenTextvonLuciusBurckhardtanschließen,
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wenn sie wieder stärker soziale Prozesse in den Mittelpunkt rückt – auch 
wenn ich vorschlagen würde, diese Frage intersektionaler anzugehen und 
nachderVerwobenheitunterschiedlichersozialwirksamerKategorienzu
fragen, und dabei zwar auch, aber eben nicht nur Klasse respektive soziale 
Lage zu beachten (Binder/Hess 2011). 
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Macht und Herrschaft, aber auch 
Werte und institutionelle Settings –  
sie be stim men die Raumplanung
Kommentar zu Lucius Burckhardts „Wer plant die Planung?“

Historischer Kontext

Lucius Burckhardt hat vor mittlerweile 43 Jahren die Frage gestellt und – 
aus damaliger Sicht – kritisch beantwortet, wer die Planung plane. Das war 
knapp zehn Jahre nach dem Pamphlet zur Unwirtlichkeit der Städte von 
Mitscherlich (1965) und kurz nachdem die ersten Planungsstudiengänge im 
deutschsprachigen Raum gegründet worden waren (u. a. TU Dortmund 1969, 
TU Wien 1970, TU Berlin 1972). Der Gründungskontext der Studiengänge war 
zum einen immer die Architektur; er unterschied sich jedoch von Ort zu Ort 
erheblich: Während in Berlin und Dortmund eine ‚Bottom‑up‘‑Bewegung des 
Mittelbaus für die Etablierung bedeutsam war, waren die Entwicklungen in 
Aachen (Fehl) und Wien (Wurzer) von charismatischen Professoren getragen. 
Durch die unterschiedliche institutionelle Einbettung variierten die Zugänge 
zudeminihrerschwerpunktmäßigenOrientierunganderSystemtheorie
(Stuttgart und Aachen, vgl. Brunn/Fehl 1976), der politischen Ökonomie 
(Berlin, vgl. hierzu insbesondere die drei Hefte der Planerflugschriften, 
Naschold 1972, Scharpf 1973) und den Ingenieurwissenschaften (Wien).

Nahezu zeitgleich wurden in der Stadtsoziologie in Hamburg die öko‑
no mischen Stadtentwicklungsmodelle von Lowry (1964) und die sys te‑
mischen von Forrester (1969) diskutiert. An der TU Wien war der Gedanke, 
diewissenschaftlichwertfreieAnalysemittelsstatistischerVerfahrenund
Modellierungen von der normativ getriebenen politisch‑planerischen Ent‑
schei dung trennen zu müssen (und zu können), besonders verbreitet. Der 
Aachener Professor Gerhard Fehl (1976: 13) sah die umsetzungszentrierte 
Raumplanung in einem Wechselverhältnis aus Planungstheorie, politischem 
Kontext und dem Systemansatz. Burckhardts Position entsprach einem 
neo‑marxistischen kritischen Trend innerhalb der Sozialwissenschaften 
in Folge der 1968er‑Bewegung, doch dieser Ansatz bildete keinesfalls die 
Grundlage für alle neuen Studiengänge der Raumplanung.
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Zentrale Thesen Burckhardts

LuciusBurckhardtkonzentriertsichinseinemTextvorallemaufdasVer
hältnis von praktischer Raumplanung und dem politisch‑administrativen 
Kontext. Das (formale) ‚wer‘ ersetzt er rasch durch das ‚wie‘ (als Ergebnis 
gesellschaftlicher Bedingtheit) und das ‚was‘ (bestimmt durch politische und 
gesellschaftliche Kräfte). Planung geschehe nicht isoliert, sondern sei „durch 
die Politik“ bedingt und „in einem sozialen System“ aufgehängt (S. 105).

Das, was geplant wird, werde bereits über die Formulierung der (Pla‑
nungs)Problemedefiniert.Unddie–etwasunscharfbenannte–„gesell
schaftliche Bedingtheit“ sieht er in der Einbettung der Raumplanung in 
das „Kräfteparallelogramm zwischen der regierenden Beamtenschaft, der 
Bauspekulation,derBürgerschaftunddendurchdiebeschlossenenMaß
nah men betroffenen Leuten“ (S. 107).

Weiter kritisiert Burckhardt, dass sich planerische und kommunalpoli‑
tische Ent schei dung en schon immer eher an der Erscheinungsform stadt ent‑
wick le rischer Probleme als an den Ursachen dieser Phänomene orientieren.

Drei weitere Aspekte der Kritik Burckhardts an den damaligen Inno va‑
tionen der Raumplanung sind trotz veränderter Kontexte noch heute gültig:
• Der„Mißbrauch“,der„mitdenMittelndersoziologischenBefragungen

erzielt“ werde (S. 111), 
• die Formen der Beteiligung, die – in Gesetze gegossen – eher formale 

Bestätigungendereinmal(inderVerwaltung)getroffenenEntschei
dungen sind (S. 111) und

• die Ambivalenz der ‚advocacy planning‘ (Davidoff 1965) (S. 112).

Was ist heute noch gültig?

VielesandergrundsätzlichenKritikBurckhardtsanderPlanungistalso
auchheutenochgültig.VordemHintergrundderOpportunitätgegenüber
parlamentarischenMehrheitenwerdenhäufignurdievermeintlichdurch‑
setzbaren Alternativen erwogen. Die burckhardtschen Überlegungen zu 
den kollektiven Entscheidungen würde man heute mit dem Konzept des 
akteurzentrierten Institutionalismus (Mayntz/Scharpf 1995) beschreiben, 
nach dem Akteur_innen (Planer_innen, Politiker_innen) im Rahmen in‑
stitutioneller Settings (der lokalen Planungskultur, Partei‑Raison) han‑
deln.DasAusmaßunddasErkennenvonSpielräumensinddanachvon
Machtpositionen und den jeweiligen Sozialisationserfahrungen abhängig.

ZweitensistdieplanerischeVerwaltungnachwievorlediglichan‚Hebeln‘
interessiert,diesieselbstbeeinflussenkann,nichtaberandenursächli‑
chen Zusammenhängen und Treibern der Prozesse. Diesem Denken der 
Re duk tion auf das Wesentliche kommen auch heute noch die meisten 
Modellierungen von ‚Zukünften‘ entgegen, die deutlich unterkomplex hin‑
sichtlich der Akteur_innen und der jeweiligen Orte sind.

Im Gegensatz zu früher ist die Forderung, nicht alles von Beginn an ‚fer‑
tig‘ zu planen, zwar lauter geworden, doch ist die Zahl der entsprechen‑
den Projekte noch sehr gering. Ein Grund hierfür besteht im mangelnden 
Interesse von Investor_innen. Hier steht die Forderung der ‚Planung der 
Nicht‑Planung‘ im Raum, die aus meiner Sicht vorerst sinnfrei bleibt. Es geht 
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nicht um ‚planungsfreie Räume‘, sondern um eine neue Rolle der Planung 
und der Planenden im Zuge von Prozessgestaltung und ‑begleitung. Letztlich 
unterliegt die Planung dem Druck von Investor_innen der Politik, den 
Medien und letztlich den Wachstumsdynamiken.

In der deutschsprachigen Akademia gibt es nach wie vor erhebliche Unter‑
schie de zwischen den die Raumplanung konstituierenden Fächern (ingenieur‑ 
und technikwissenschaftliche vs. sozialwissenschaftliche Fächer), zwischen 
quantitativen und qualitativen Methoden und zwischen evidenzbasierten 
Theoretiker_innen und umsetzenden Macher_innen. Die Unter schiede 
werdenzudemhäufigdurcheinegeringeKooperationsbereitschaftunddurch
geringe wechselseitige Wertschätzung zementiert.

Was hat sich verändert?

EsisteinegroßeVerunsicherungindiePlanungeingekehrt–wasteilweise
dazu geführt hat, sich vom Begriff der ‚Raumplanung‘ zugunsten der ‚Raum‑
entwicklung‘zuverabschieden.DieVerunsicherungbestehtvorallemdarin,
dass sich die Erkenntnis verbreitet hat, dass die Grundlagen für Prognosen und 
Determinismusfragwürdiggewordensind,weildieUnsicherheitengrößer
geworden sind. Dazu haben zwei Aspekte beige tra gen: der gesellschaftliche 
WandelundderzunehmendeEinflussderSozialwissenschaften.

Der soziale Wandel wird innerhalb der Raumplanung nur unzureichend 
undeherplakativerfasst.Manvertrautweitgehenddensoziodemografischen
Kategorien aus der amtlichen Statistik, die jedoch eher für die Kontinuität von 
Zeitreihenanalysen gedacht sind, als Gegenwartsgesellschaften ausreichend 
differenziert zu betrachten. So schnappt man Begriffe aus dem allgemeinen 
Diskurs wie Patchwork‑Familien, greying society, Flexibilisierung, sharing 
auf,ohnediesesempirischfassenzukönnen.VorallemistdasSensorium
fürEinstellungsundVerhaltensunterschiederelativgering.

Die Rolle der Sozialwissenschaften hat sich seit den 1970er Jahren 
erweitert.NachwievorspielenErhebungenmittelsFragebogeneinegroße
Rolle (auch wenn ich nicht – wie Burckhardt – der Meinung bin, dass damit 
per se Missbrauch betrieben wird) – es gibt aber zunehmend auch qualitative 
und gruppendynamische Erhebungen. Zusätzlich hat die Bedeutung des 
Subjektivenzugenommen,dasheißtdieSicht–beiBurckhardtschon
angedeutet – auf die Planung wird nicht von objektiven, sondern subjektiven, 
sozialisationsabhängigen Fakten bestimmt.

IndiesemZusammenhangwurdeder(ausschließliche)Blickaufden
administrativ definierten ‚objektiven‘ Raum zugunsten des ‚subjektiv‘ 
geprägtenrelationalenRaumserweitert.DieseVerunsicherungwurdenoch
zu wenig im Sinne der Bewältigung einer neuen Herausforderung gesehen. 
Aus meiner Sicht ist der von Löw (2001) stark betriebene ‚Turn‘ zu Gunsten 
des Konstruktivistisch‑Relationalen zu einseitig. Wenn aus ihrer Sicht die 
sozialpsychologisch begründete Konstruktionsleistung sozial‑räumlicher 
Einheiten (die ich im Gegensatz zu ihr ‚spacing‘ nennen würde[1]) relevant 
ist, welchen Wert hat demgegenüber eine jahrzehntelang geübte Konvention 
unter den raumbildenden Fächern, räumliche Kategorien in der Logik des 
ContainerRaumeszurGrundlagederEntscheidungenzumachen?Aus
meiner Sicht ist der relationale Raum nicht das bessere Konzept, sondern 
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die Spannungsverhältnisse aus beiden Sichtweisen sowie die institutionellen 
Rahmensetzungen sind interessant. Aus dem Nicht‑Beachten des gaps 
zwischen ‚objektivem‘ und ‚subjektivem‘ Raum lassen sich – so meine These 
– eine Reihe von Planungsfehlern verstehen.

VordemHintergrundderzunehmendenBedeutungvonsubjektivenDaten
hat sich auch die Rolle von (wissenschaftlichen) Berater_innen verändert. 
Daeshäufignichtmehrum‚Wertfreiheit‘geht(wennesdiejemalsgegeben
hat), werden Berater_innen zunehmend nach den ‚vermuteten Ergebnissen‘ 
ausgesucht und entsprechend instrumentalisiert.

Die Raumplanung wird sich sehr kurzfristig mit der veränderten Kom‑
mu ni ka tion aufgrund des Webs 2.0 auseinandersetzen müssen (Dang‑
schat2016).Nochistvölligoffen,wieOnundOfflineKommunikation,wie
E‑Participation und traditionelle Beteiligungsformen im Sinne einer ‚blended 
participation‘ (Klammer 2015) so aufeinander bezogen werden können, 
dass die Wirkung der jeweiligen hohen sozialen Selektivität kompensiert 
werden können. Bei der Online‑Beteiligung sind mit Sicherheit zwei Aspekte 
problematisch: Die Identität des Schreibenden ist ebenso unklar wie der Ort, 
an dem er gemeldet ist.[2]

Eine weitere aktuelle Herausforderung für die Raumplanung ergibt sich 
aufgrund veränderter Forschungspolitiken durch die Etablierung von ‚urban 
living labs‘ und der Forderung nach ‚citizen science‘. In beiden Fällen könnte 
die Raumplanung sagen: Machen wir doch eh‘ seit den 1970er Jahren in 
Zuge der Stadterneuerung (und sich darüber ärgern, nicht selbst die Marken 
gebrandet zu haben).

Man kann das Quartiersmanagement sicherlich als ein ‚urban living 
lab‘verstehenundvonderModewelleversuchenzuprofitieren.Dieausder
Medizin und den Naturwissenschaften stammenden Zugänge zu ‚citizen 
science‘ sind hingegen scharf zurückzuweisen, weil sie die Bewohner_
innen als billige und inkompetente Datensammelnde instrumentalisiert 
undalsVersuchskaninchendegradiert.Hiermüssten–ausdereigenen
ErfahrungderVorundNachteilevonBeteiligungsverfahrenprofitierend
– ein Ethikkodex und Methoden‑Set seitens der Raumplanung angeboten 
und standardisiert werden, will man wirklich Bürger_innen in einen 
Planungs‑ und Entwicklungsprozess gleichwertig integrieren. Dazu müsste 
dieRaumplanungaberselbstbewusstmitdergrößerenErfahrunggegenüber
den Quereinsteigern ins Web 2.0 reagieren.

Endnoten

[1] Löw (2001) nennt das physische Im‑Raum‑Sein – ob nun von Dingen oder Personen 
– ‚spacing‘. Aus meiner Sicht sollte dieses jedoch mit ‚placing‘ bezeichnet werden. Die 
(An‑)Ordnung wird dann im Rahmen kognitiver Prozesse und in Abhängigkeit von den 
eigenenSozialisationserfahrungenzum‚BildimKopf‘,dersubjektivenVorstellungvon
Raum – eben ‚spacing‘.

[2] Das ist bewusst in der Logik des Meldegesetzes argumentiert, auch wenn aufgrund 
dieser Daten oftmals weitreichende, aber falsche Schlüsse gezogen werden (Auswirkung 
vonKonzentrationenaufdengesellschaftlichenZusammenhalt).Vielmehrmüssteman
DatenzurBewegungimstädtischenRaumhaben,umRückschlüsseaufVerhalten,
Sozialisationsbedingungen und ‑orten ziehen zu können (Sheller/Urry 2006).
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Monika Grubbauer

Perspektiven einer Politisierung von 
Planungsprozessen jenseits lokaler 
Mobilisierungen
Kommentar zu Lucius Burckhardts „Wer plant die Planung?“

Lucius Burckhardt beschreibt in seinem wegweisenden Text Planen als so zial‑
en Prozess und eröffnet damit wichtige Perspektiven auf die Politisierung von 
Planungsprozessen. Ich möchte drei Argumente Burckhardts hervorheben, 
die heute unverändert hohe Relevanz haben. Erstens stellt Burckhardt heraus, 
dass die Formulierung von Planungsproblemen immer selektiv und von 
politischen Interessen abhängig ist. Fachleute agieren in diesem Zu sam men‑
hang nur scheinbar neutral. Die weitgehende Formalisierung von Entschei‑
dungsprozessen dient dazu, „den Fachmann freizustellen und ihn von den 
VerquickungenmitderMachtzulösen–diesessowohl,umihnunbeeinflußbar
und neutral zu halten, wie auch, um der Macht des Fachmanns vorzubeugen“ 
(Burckhardt 2017 [1974]: 106). Tatsächlich kommt es in der Realität jedoch 
immerzurVermischungvonöffentlichenundprivatenInteressen,wasauch
die Einteilung der Beteiligten in „wissende“ und „entscheidende“ (ebd.: 106) in 
Frage stellt. Zweitens macht Burckhardt deutlich, dass Entscheidungsprozesse 
in der Planung jenseits technischer Aspekte und Abwägungen im Hinblick 
auf gesamtgesellschaftliche Konsequenzen auch immer subjektive Anteile 
enthalten.PlanendesindimmerTeilvon„entscheidungsfindendenKollektiven“
(ebd.: 107). Sie greifen bei Entscheidungen auch auf ihre Intuition und subjektive 
Einschätzungen von organisations in ternen Konsequenzen zurück. Zudem 
haben diese Kollektive in der Um set zung von Entscheidungen eine zentrale 
Rolle inne, so dass die konkreten Ent scheidungsakte sich „in der Realität [als] 
nicht auffindbar, unbemerkt vorübergegangen oder bewusst verschleiert“ 
dar stellen (ebd.: 109). Drittens weist Burckhardt auf die Beschränktheit von 
Beteiligungsprozessen hin, die er als Mittel zur Herstellung von Zustimmung 
bei der Planung und ihrer Durchsetzung kritisiert. Einen Grund hierfür sieht er 
in den primitiven Befragungsmethoden und im Mangel an Alternativen für die 
Betroffenen. Auch die Ansätze des advocacy planning greifen seiner Ansicht 
nach zu kurz, da die Betroffenen auch hier vor eine Auswahl gestellt werden, mit 
deren Rahmen sie nicht einverstanden sein können und deren Langzeitfolgen 
nicht transparent gemacht werden. Er weist darauf hin, dass oft unklar ist, 
wer die eigentlich Betroffenen von Planung sind. Im Sinne demokratischer 
Ent scheidungsfindung ist daher nicht unbedingt das rasche Entscheiden, 
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sondern „vielmehr [der] geplante Aufschub derjenigen Entscheidungen, die 
sich aufschieben lassen zugunsten der Bewohner, die erst später auftreten oder 
dann neue Bedürfnisse haben“ (ebd.: 112). Ich nehme diese Befunde zum Aus‑
gangs punkt, um in diesem Kommentar jüngere planungspolitische Debatten 
imSpannungsfeldvonRepolitisierungundPostPolitikzureflektieren.

Seit den 2000er Jahren ist eine (Re‑)Politisierung von planungsbezoge‑
nen Fragestellungen zu beobachten. Städtische Proteste rund um konkre‑
te Planungsvorhaben, den Erhalt bestehender Räume und Objekte, stei‑
gende Mieten und die Privatisierung städtischer Liegenschaften, Güter 
und Unter neh men haben hohe Aufmerksamkeit gewonnen. Die damit 
zusammenhängendenKonfliktehabensichinfolgederFinanzundWirt
schaftskrise2008undderdarananschließendenAusteritätspolitikenwei‑
ter verschärft (Peck 2012). Die symbolische Besetzung städtischer Räume 
durch soziale Bewegungen und städtische Initiativen hat seitdem viel 
Öffentlichkeit erfahren. (Temporäre) Besetzungen haben als Strategie zur 
SichtbarmachungundAushandlungvonInteressenskonfliktenneuanBe
deutunggewonnen(Vasudevan2015,Lanz2016).StädtischeGroßprojekte,
vorallemimZusammenhangmiteinmaligenGroßereignissen,dieöffentliche
Kosten ohne erkennbaren langfristigen Nutzen verursachen, lassen sich im 
europäischen Kontext politisch immer weniger durchzusetzen, wie bei spiels‑
weisezuletztbeimVolksentscheidgegendieAusrichtungderOlympischen
Sommerspiele 2024 in Hamburg deutlich wurde. Es ergeben sich neue Öffent‑
lichkeiten und neuartige Interessenskoalitionen, die in städtische Pla nungs‑
pro  zes se und Stadtentwicklungspolitiken eingreifen und den Ausgang von 
Planungsvorhaben unsicher machen beziehungsweise im Sinne Burckhardts 
fürdenAufschubvonEntscheidungensorgen(Novy/Colomb2012).

Demgegenüber steht die Diagnose der post‑politischen Stadt, wonach 
politische Auseinandersetzungen im Kontext des neoliberalen Regimes zu‑
nehmenddurchRoutinenstädtischenRegierungsundVerwaltungshandelns
er setzt werden (Swyngedouw 2009, Metzger et al. 2015a). Die post‑politische 
Pla nungs praxis zeichnet sich durch institutionalisierte und konsensbasierte 
MechanismenderBeteiligungundEntscheidungsfindungimRahmeneines
wachstumsorientierten Entwicklungsparadigmas aus. Eine zentrale Rolle 
kommt in diesem Zusammenhang Planenden als privaten Expert_innen zu, 
die in Kooperation mit anderen Berater_innen und privaten Akteuren dafür 
verantwortlich zeichnen, dass die eigentlichen politischen (und damit auch 
konfliktiven)FragendemöffentlichenDiskursentzogenundnichtmehr
öffentlich verhandelt werden: „Damit ergibt sich sowohl eine Erweiterung der 
SphärederPolitikundGovernancealsaucheineVerengungderSphäredes
eigentlich Politischen“ (Beveridge/Richter 2014: 55). Unterstützt wird dieser 
ProzessderDepolitisierungdurchtechnokratischeVerfahren,diemittels
speziali sierter Managementtechniken und neuen Systemen des Auditing und 
der Evaluation dazu beitragen, das Handeln der Expert_innen zu mobili sie ren, 
zu routinisieren und zu normalisieren(Allmendinger/Haughton 2015: 33). 
Sowohl die selektive Formulierung von Planungsproblemen als auch die 
subjektiven Anteile von Entscheidungsprozessen in der Planung, auf die 
Burckhardt eindrücklich hingewiesen hat, bleiben dabei ausgeblendet.

Die Hoffnung, Planung als politische Praxis zu stärken, wird vielfach an 
die Stärkung demokratischer Ansätze auf lokaler Ebene geknüpft. Dies geht 
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über die Anerkennung von Differenz als einem gesellschaftlichen Wert, 
wie sie Marion I. Young eingefordert hat und wie es in der Planungstheorie 
breit rezipiert wurde (Fainstein 2005), hinaus. Young kritisierte das Ideal 
einerkonfliktfreienundharmonischenGemeinschaftundfordertedieAn
er kennung von Differenz im Sinne der grundsätzlichen Heterogenität städ‑
tischer Kontexte (Young, 1990). In der jüngeren planungs‑ und stadtthe‑
oretischenDebattezurRezeptionderArbeitenvonMouffe,Rancièreund
ŽižekzurPostPolitikwird(trotzallerkonzeptionellerUnterschiedeinden
Positionen dieser Autorinnen und Autoren) deutlich, dass das eigentlich 
Politische nur dort verhandelt werden kann, wo politische Differenzen ar‑
tikuliert und im Sinne eines agonistischen Respekts für die Position der 
Anderen verhandelt werden können. Damit verbunden ist die Akzeptanz 
von Antagonismen und Dissens, ohne dabei demokratische Werte in Frage 
zu stellen (weiterführend dazu Nonhoff 2007).

 Besondere Bedeutung kommt hierbei den lokalen Foren und Arenen 
zu, in denen politische Inhalte verhandelt werden, wie dies auch schon 
bei Young anklingt (vgl. Harvey 2012, Merrifield 2014). Diese Foren 
undArenensindphysischdefiniertundimstädtischenRaumverankert:
Die Erwartung besteht darin, dass das physische Zusammentreffen von 
Menschen gekoppelt mit der Mobilisierung rund um lokale Entscheidungen 
eine Politisierung von Planungsprozessen ermöglicht. Dies kann sogar 
zu einer Neubewertung von NIMBYism[1] führen: Am Widerstand ein‑
zel ner Betrof fener gescheiterte Projekte wären demnach positiv zu be‑
wer ten, da sie möglicherweise zu einer Stärkung demokratischer Be‑
tei li gung führen würden (Metzger et al. 2015b: 14f.). Für die Rolle der 
Pla nen den stellt sich die Frage nach der Positionierung in diesen Räumen 
und Pro zessen demokratischer Beteiligung jenseits der von Burckhardt 
kri ti sier ten (scheinbaren) Neutralität und Objektivität der Planung. „Do 
planners actively facilitate or resist political disagreement or, as some of 
their professional institutes insist, seek to act ‚neutrally‘ – thus opening 
up a whole new quagmire of ethico‑political conundrums?” (ebd.). Diese 
Pers pek tiven decken sich mit den Forderungen nach einer Stärkung lo‑
ka ler Selbstverwaltung und lokaler Prozesse sozialer Innovation, wie sie 
im erweiterten Mainstream des Planungsdiskurses artikuliert werden 
(Moulaert et al. 2010, Hoffmann‑Axthelm 2016). 

Ich möchte im Folgenden aufzeigen, wo meiner Ansicht die Grenzen einer 
derart an lokalen öffentlichen Foren und Arenen ausgerichteten Politisierung 
von Planungsprozessen liegen und welche blinden Flecken hier generiert 
werden. Es sind zwei Punkte, die ich benennen möchte: Zum einen sehe 
ich die Gefahr einer Essenzialisierung und Idealisierung des Lokalen als 
OrtderpolitischenVerhandlung,wobeiderBegriffansichjedochunscharf
bleibt. Gleichzeitig geraten andere Ebenen der Regulierung, Steuerung und 
Entscheidungsfindung,dieebenfallswirkungsmächtigsind,allzuleichtaus
dem Blick. Zum anderen bleibt unterbelichtet, dass es im Zuge von globalen 
Urbanisierungsprozessen, die gegenwärtig dazu dienen neue Räume der 
Kapitalakkumulation zu schaffen, tatsächlich auch zu einer realen geogra‑
phischenVerlagerungvonMarketisierungsprozessenkommt.ImZugedieser
Prozesse werden die Märkte für Dienstleistungen im Bereich Architektur und 
Planung von privatwirtschaftlichen Akteuren auf globaler Ebene erweitert 
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undneudefiniert–unddiesganzbewusstjenseitsdesRahmensdereuro‑
päischen städtischen Zivilgesellschaft und Regulierung.

Der Diskurs um Recht auf Stadt und urban citizenship ist durchdrungen 
vom Glauben an die Macht lokaler Mobilisierungen und baut auf der Annahme, 
dasssichausderVerankerungvonBürger_innenaneinemWohnortund
in entsprechenden arbeits‑ und lebensweltlichen Zusammenhängen ge‑
sellschaftliche Teilhaberechte ableiten lassen. Diese sind nicht an formale 
Staatsbürgerrechte gekoppelt. Bürgerschaft ist hier kein formeller Status, 
sondern Prozess und gelebte Praxis. Der städtische Kontext ist in diesem 
Zusammenhang als sozio‑politischer und institutioneller Rahmen auf zwei‑
erlei Weise wichtig, im Sinne eines „claim[] for a right to the city“ und eines 
„right through the city“ wie Blokland et al. unter Bezugnahme auf Nicholls 
undVermeulen(2012)feststellen:

„Claimsforarightthrough the city, as for example expressed in many 
of the occupations of public squares and streets during the recent wave 
of global protests, make use of the city as a stage for a political project 
thattranscendsthelocalrealmandcanevenbeofglobalsignificance.
However,asactivistsdrawfromplacespecificresources,mobilizelocal
participants and maneuver local institutions and networks, they are 
intertwined with (urban) citizenship politics that refer to local issues, 
regulations and authorities.“ (Blokland et al. 2015)

In der akademischen Debatte will man also einerseits Stadt nicht (nur) als 
den„geografischenOrt,andemsozialeundpolitischeAuseinandersetzungen
stattfinden“(Hess/Lebuhn2014:17)verstehen:Stadtbürgerschaftistviel‑
mehrals„kontingentesErgebnisvonKonfliktenumZugehörigkeitzubzw.
den Ausschluss aus der politischen (städtischen) Gemeinschaft zu verstehen“ 
(ebd.).Andererseitskannmanbeobachten,dassdiephysischeVerortungin
der Stadt und die sich daraus ergebenden Erfahrungen, Wissensbestände 
und sozialen Netzwerke sehr wohl eine zentrale Rolle bei der Mobilisierung 
im Kontext von Planungsvorhaben und Stadtentwicklungspolitiken spielt. 
Wichtig ist hierbei, dass das (politische) Engagement vieler Akteure im Feld 
der Stadtentwicklungspolitik jenseits der von Burckhardt kritisierten institu‑
tionalisierten Beteiligungsverfahren vielfach auch gezielt mit dem Anspruch 
verknüpft ist, konkrete materielle Interventionen umzusetzen und damit 
direkte Wirksamkeit „on the ground“ zu haben (Tonkiss 2013, Richter et al. 
(imErsch.)).IndenletztenJahrenisttatsächlicheineVielzahlvonBeispielen
entstanden, in denen in Form von gemeinnützigen und kollektiven Modellen 
derlokalenSelbstorganisationinkleinemMaßstabsozial(verhältnismä‑
ßig)durchmischteinnerstädtischeQuartieremitpreiswertemWohnund
Gewerberaum geschaffen wurden (siehe z. B. die Zürcher Baugenossenschaft 
Kalkbreite, Wolf/Wottreng 2015).

Auch in der Debatte um die post‑politische Stadt setzt man im Bestreben, 
VorstellungenvonGesellschaftalseinemharmonischenGanzenzudekons
tru ieren und als „space of contestation riddled with difference and strife“ 
(Metzger et al. 2015b: 4, Hervorhebung d. A.) zu konzeptualisieren, auf Orte 
und Räume der symbolischen Besetzung, physischen Aneignung und poli‑
tisch en Aushandlung – und zwar nicht nur im übertragenen, sondern auch 
im buch stäb lichen Sinn. Dementsprechend ist einer der wichtigsten Aspekte 
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vonPostPolitik,insbesondereinderLesartvonŽižek(1999),dieVerlagerung
(displacement) von Konflikten (issues) aus den Arenen der öffentlichen 
Debatte und der Entscheidungsfindung in intransparente, demokratisch 
nicht legitimierte Netzwerke. Wenn das eigentlichPolitischenachRancière
im Grunde eine Intervention zur „Ordnung des Sichtbaren und des Sagbaren“ 
darstellt(Rancière2002,zit.inLanz2016:51),dannwirddieseInterventionin
den aktuellen stadt‑ und planungstheoretischen Debatten nicht immer, aber 
oft, mit dem städtischen Raum, seiner Aneignung und Besetzung verknüpft. 
Die Fokussierung auf lokale – und damit sichtbar und hörbar manifestierte 
– „Akte“ von citizenship in der Artikulation politischer Forderungen 
(Isin 2012) deckt sich jedoch an manchen Stellen in beunruhigender Weise 
mit der Agenda eines neoliberal gewendeten localism. Dezentralisierung, 
Sub si diari täts  prinzip, zivilgesellschaftliches Engagement und soziales Kapital 
auf lokaler Ebene dienen hierbei als Motive für Planungsreformen. Dies 
wird allerdings eingeschränkt durch die Anforderung der grundsätzlichen 
compliance mit dem auf nationaler Ebene verankerten strategischen Rahmen 
der Stadtentwicklungspolitik, wie Allmendinger und Haughton (2015) in 
ihrer Analyse von Planungsreformen im Kontext der Big‑Society‑Agenda 
derkonservativliberalenKoalitionsregierunginGroßbritannienfeststellen.
Dazukommt,dassdielokale‚Community‘,wiesieheutealsAkteurinund
Adres satin zivilgesellschaftlichen Engagements und konkreter städtischer 
Inter ven tionen und Mobilisierungen vielfach angesprochen ist, letztlich eine 
wenig erstrebenswerte soziale Utopie darstellt. Face‑to‑face‑Beziehungen 
wer den idealisiert und die Heterogenität und Widersprüchlichkeit städtischer 
Kon texte negiert. Projekten, wie der oben erwähnten Zürcher Kalkbreite, 
wird nicht umsonst die Qualität eines Lebens „wie im Dorf“ zugesprochen 
(TagesWoche 2015). Young wies bereits 1990 in Justice and the Politics of 
Diffe rence eindrücklich auf die Gefahr hin, lokale Gemeinschaft zu idealisieren:

„The ideal of a society consisting of decentralized face‑to‑face com‑
mu nities is undesirably utopian in several ways. It fails to see that 
alienation and violence are not only a function of mediation of social 
relations but can and do exist in face‑to‑face relations. It implausibly 
proposesasocietywithoutthecity[…].[Itsetsup]anopposition
betweenauthenticandinauthenticsocialrelations[…][,itposits]the
desired society as the complete negation of existing society [and] it 
provides no understanding of the move from here to there that would 
be rooted in an understanding of the contradictions and possibilities 
of existing society.“ (Young 1990: 302)

Wenn es nun um die Politisierung von Planungspraxis und Planungsprozes sen 
geht, und damit komme ich zum zweiten Punkt, ist die lokale Ebene einerseits 
immer notwendiger Ausgangspunkt. Planung vollzieht sich immer lokal be‑
ziehungsweise ist bezogen auf bestimmte räumliche Ebenen und Orte. Damit 
istsieimmerKomplizininderSchließungvonMöglichkeitsräumen,diein
der politischen Auseinandersetzung angelegt sind (Metzger et al. 2015b: 13). 
GleichzeitigkannesdiesemVerständniszufolgefürdiePolitisierungvon
Pla nungs prozessen keinen anderen Ausgangspunkt geben als konkrete 
Projekte, konkrete Orte und konkrete städtische (oder ländliche) Kontexte. 
Die politischen Rahmenbedingungen der Planungspraxis sind jedoch 



142       2017, Band 5, Heft 1/2s u b \ u r b a n

jen seits ihrer eigentlichen Instrumente verortet und produziert. Als politics 
of planning sind all jene Alltagspraktiken, Prozeduren und Institutionen zu 
ver stehen, durch welche Planung in die Lage versetzt wird, sozial‑räumliche 
Ord nung her zustellen, zu normalisieren und aufrechtzuerhalten – und damit 
genau die Frage auszublenden, auf die Burckhardt hingewiesen hat, nämlich, 
wer eigentlich bestimmt, was geplant wird und was nicht. Dies beinhaltet 
die Wirksamkeit sozialer Hierarchien, Zuweisungen von Sprecherrollen und 
Zuschreibungen von Legitimität in Planungsprozessen. Dies wird bei spiels‑
weise am Umgang mit informellen Prozessen der Stadtentwicklung in Städten 
des Globalen Südens deutlich: Staatliche Planung sucht informelle Struk tu‑
renundPraktikenderExistenzsicherungmitkorrektivenMaßnahmenzu
„normalisieren“ und spricht ihnen damit Legitimität ab (Kamete 2013). 
Den in der Planung angelegten Aushandlungsprozessen auf Basis von 
unter schied lichen Interessen und Wertvorstellungen geht die Festlegung 
voraus, wer wie und wann an diesen Prozessen überhaupt teilnehmen 
kann und was überhaupt zum Gegenstand der Aushandlung gemacht wird 
(Metzger et al. 2015b: 10).

Diese Festlegungen und Ausschlussmechanismen, mit denen politische 
Fragen ausgeklammert und ausgelagert werden, bleiben in den gängigen 
konsensorientierten Stakeholder‑ und Bürgerbeteiligungsverfahren un‑
hin ter fragt (Wilson/Swyngedouw 2014, Raco 2014a). Dies jedoch nur im 
Sinne einer Auslagerung politischer Fragen in intransparente Netzwerke 
und exklusive Foren zu interpretieren, greift zu kurz. Was übersehen 
wird und was auch für Burckhardt noch nicht abzusehen war, ist, dass 
sich der gesamte Modus von Planung durch die immer stärkere Rolle 
pri vat  wirtschaft licher Akteure und neue Mechanismen der Regulierung 
ver ändert. Die Politikwissenschaftler Levi‑Faur (2005) und Braithwaite 
(2008) betonen in ihrer Argumentation für das Konzept eines regulatory 
capitalism, dass die Implementierung neoliberaler Politiken keineswegs 
primär auf Deregulierung und Laissez‑faire aufbaut, sondern vielmehr 
auf einer verstärkten staatlichen Intervention und Regulierung. Dies hätte 
zur umfassenden Einsetzung neuer Regulierungsagenturen und zur Aus‑
dehnung von neuen Regulierungsmodi auf verschiedenen Ebenen und in 
ver schiedenen gesellschaftlichen Bereichen geführt (ebd.). Ganz ähnlich 
wird auch in politisch‑ökonomischen Analysen der aidez‑faire‑Aspekt 
neoliberaler Plannung betont (Purcell 2009: 142) und die Herausbildung 
eines globalen Regu la tions regimes konstatiert, welches auf gemeinsamen 
ParameternderMarketisierungundKommodifizierungaufbaut(Bren
neretal.2010:219).Regulierungsprozessespielensichimmerhäufiger
auf supra nationaler Ebene ab, mit transnationalen Normen und Standards, 
die Produkte von Kämpfen um Autorität zwischen privaten, nationalen, 
und supranationalen Organisationen sind. Diese neuen Praktiken des 
(privaten) „rulemaking“ tragen zum Entstehen neuer Formen trans‑
na tio naler Governance bei, die sowohl auf rechtlich bindende als auch 
und immer mehr auf nicht‑bindende „soft rules“ aufbauen (Djelic/
Sahlin‑Andersson 2006). Die Wirksamkeit dieser Regulierungen in Bezug 
auf Planungs‑ und Stadtentwicklungsprozesse ist indirekt und wirkt sich 
inVergabemechanismen,Auflagen,Verträgen,NormenundStandards,
Zer ti fi zierungssystemen etc. aus – eine Politisie rung, die sich aus der 
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Be troffen heit im eigenen Alltag und Erfahrungen im eigenen sozialen Um‑
feld ergibt, ist hier schwer möglich.

Dazu kommt, dass es aktuell nicht nur zu neuen regulatorischen Dyna  mi  ken, 
sondernauchzueinergeographischenVerlagerungvonMärktenundMarke
ti sie rungs pro zessen kommt. Globale Urbanisierungsprozesse dienen nicht 
nur der Absorption von überschüssigen Arbeitskräften und überschüssigem 
Kapital durch spekulatives Immobilieninvestment (Harvey 2010). Dahinter 
steht eine bauwirtschaftliche Wertschöpfungskette, die hoch lukrativ, stark 
umkämpft und weitgehend globalisiert ist. Auf der einen Seite sind die Märkte 
für Bau‑ und Keramikrohstoffe und daraus hergestellte Baustoffe wie Zement, 
Beton, Ziegel und Putz in vielen Ländern des Globalen Südens mit rasch 
wachsen den Städten gegenwärtig von hohem Interesse für multinationale 
Kon zerne und vielerorts finden markante Konzentrationsprozesse statt 
(Fry 2013, Grubbauer im Ersch. a). Dies geht einher mit einem neo‑impe‑
ria lis tisch  en globalen Regime der Ressourcenausbeutung (Arboleda 2016), an 
dem die glo ba li sierte Bauwirtschaft entscheidenden Anteil hat (z. B. Fry 2011, 
Graham 2016). Me dien berichten konnte man beispielsweise entnehmen, dass 
Chinazwischen2011und2013mehrZementverbrauchtealsdieVereinigten
Staaten im ge sam ten 20. Jahrhundert (Schmidt 2015). Auf der anderen Seite 
wird Pla nung immer mehr zum globalisierten kommerziellen Produkt. Dies 
wird durch neue Managementmodelle, internationalisierte Firmennetzwerke 
und ver trag liche Beziehungen zwischen multinationalen (Technologie‑)
firmen,lokalenbauwirtschaftlichenUnternehmenundStadtregierungen
ermöglicht (McNeill 2015) – bis hin zu einer „‚contrac tual capture‘ of state 
spending on urban projects“, wie Raco dies nennt (2014b: 195). Die Hand‑
lungs spielräume von Staaten und lokalen Regierungen werden hierbei durch 
neue Formen der vertragsrechtlichen Regulierung und Risi ko mini mie rung in 
einer Weise be  schnit ten, die es unmöglich macht, die an privatwirtschaftliche 
Akteure aus ge la ger ten Projekte noch demokratisch zu kontrollieren. Dies 
ist umso effek t i ver, je weniger Erfahrung, Kompetenz und Ressourcen die 
staatlichenBehördenzurVerfügunghabenundjehöherderAnreizfürdie
nationalenundlokalenElitenist,VorteileausPlanungenundProjektenzu
ziehen (Shatkin 2008, Rapo port 2015, Grubbauer im Ersch. b). Aktuell gibt es 
beispielsweiseinvielenafrikanischenStädteneineRückkehrzugroßangeleg
ten Mas ter pla nung  en, in denen private (europäische und nordamerikanische) 
Fir men den rechtlichen Rahmen für die übergeordnete Planung ganzer Städte 
vorgeben.

Wenn sich also die Hoffnung auf eine Politisierung der Planung aktuell 
an die viel grundsätzlichere Politisierung der Stadt knüpft, so ist dies sicher‑
lich begründet. Lanz hält fest, dass die neuen Aushandlungsprozesse, in 
denengegenwärtigmittelsBesetzungen,Volksabstimmungskampagnen
oder Genossenschaftsgründungen und in neuen zivilgesellschaft lichen 
Koali  tionen Teilhabe eingefordert und erprobt wird, durch die Forde‑
rung nach gleichberechtigtem Zugang zu den „Ressourcen der Stadt“ 
(Lanz 2016: 58) gekennzeichnet sind: „Sie fordern weniger eigene Nisch en 
oderihr[sic!]RechteaufselbstbestimmteIdentitätenein,alssieaufneu
artigeVergesellschaftungsformenurbanerInfrastrukturenjenseitsderher
kömmlichautoritärenundstaatsfixiertenWohlfahrtsstadtpochen“(ebd.)
Dem möchte ich zustimmen und trotzdem stellt sich die Frage, wie man die sich 
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wan delnden Modi von Planungsprozessen jenseits des Bezugsrahmens der 
lokalenForenundArenen,indensichdieAushandlungsundVergesellschaf
tungs prozesse um urbane Infrastrukturen vollziehen, verstärkt in den Blick 
nehmenkann.BeiBurckhardtfindetsichzumAbschlussseinesAufsatzesdie
Forderung nach einer über rein technische Fragen hinausgehenden, „um fas ‑
sende[n] Betrachtung der Art und Weise, wie Kom munen ihre Umwelt pla‑
nend verändern“ (Burckhardt 2017 [1974]: 114). Auch wenn diese Forderung 
nach wie vor Gültigkeit hat, so steht sie auch deutlich im Zeichen der damals 
gerade erst erfolgten Institutionalisierung der Planungsprofession in 
Hinblick auf Ausbildung und planerische Handlungsfelder der öffent lich‑
enVerwaltung.AusheutigerPerspektivemeineich,dassesfürdiePoliti
sie rung von Planungsprozessen andere Ausgangspunkte geben muss als 
konkrete Projekte, konkrete Orte und konkrete städtische (oder länd liche) 
institutionelle Kontexte. Hierzu muss stärker sichtbar gemacht werden, 
welche Wechselbeziehungen es zwischen diesen Projekten und Infra struk‑
turen und den Ressourcen der europäischen ‚Bürgerstadt‘ auf der einen Seite 
unddenandernortsartikuliertenVerwertungsstrategienundökonomischen
Interessen im Kontext globaler Regime der Regulierung und Res sour cen‑
ausbeutung auf der anderen Seite gibt.

Endnoten

[1] NYMBYism leitet sich aus dem englischsprachigen Akronym ‚Not In My Back Yard‘ 
(NichtinmeinemHinterhof)ab.VerstandenwerdenhierunterlokaleBürgerproteste,die
vorrangig durch die eigene Betroffenheit motiviert sind und das Ziel verfolgen, eigenes 
Eigentum oder ökonomische Interessen zu schützen.
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Was macht die Planung? 
Theoretische Lockerungen mit ANT
Kommentar zu Lucius Burckhardts „Wer plant die Planung?“

Lucius Burckhardts Text „Wer plant die Planung“ ist zu Recht legendär. 
Schon der Titel ist ein genialer Wurf: Hinter dem Abstraktum ‚Planung‘ 
sind Akteure am Werk und an Akteure können Fragen gerichtet werden. 
Burckhardt war einer der ersten, der eine Expertenkritik formulierte und 
diese als ein Problem des Planungswissens, der Planungsmethoden und 
‑theorie ausmachte und zugleich die Probleme der scheinbaren Lösung na‑
mens Partizipation ausmachte. Er betrieb Planungskritik in der Logik der 
Soziologie, jedoch ohne in einen banalen Soziologismus zu verfallen, der 
einfach böse Planer_innen guten Nutzer_innen gegenüberstellte. 

40 Jahre später haben sich die von ihm diagnostizierten Planungspro‑
ble me keineswegs in Luft aufgelöst; trotz Planung verschlechtert sich die 
Umwelt weiter und partizipative Formate wuchern weiter vor sich hin, ohne 
dassPlanungskonfliktesichinMinneauflösen(Chilvers/Kearnes2016).

Als ich gefragt wurde, ob ich einen Kommentar zu dem Text schreiben wolle, 
war ich sofort begeistert, weil ich meine eigene Arbeit, deren Hintergrund 
in der Wissenschaftsforschung und Akteur‑Netzwerktheorie liegt, auch als 
eine Weiterschreibung Burckhardtschen Denkens sehe. Lucius Burckhardt, 
vermute ich, würde sich heute selbst mit Wissenschaftsforschung und 
Akteur‑Netzwerktheorie befassen. Er wäre begeistert davon. Warum? Weil 
die Wissenschaftsforschung und insbesondere die Akteur‑Netzwerktheorie 
einVokabularentwickelthat,mitdemsicherstenstechnischeKontroversen
aller Art analysieren lassen, ohne dass dafür auf festgelegte Identitäten von 
Berufs‑ und Nutzergruppen zurückgegriffen werden muss. Oder anders 
gesagt, weil damit das ‚wer‘ in seinem Titel in ein doppeldeutiges ‚was‘ 
in meinem Titel geändert werden kann, das sowohl auf die Materialien, 
Theorien, und Praktiken der Planung verweist als auch auf die Resultate, die 
daraus entstehen. Dies erlaubt es seinem organisationssoziologischen Ansatz 
den latenten Psychologismus auszutreiben, der das Denken von Planern 
hypostasiert, und ihn mit einem neuen Materialismus anzureichern. Wenn 
im Folgenden von ‚ANT‘ als Kürzel für diese Form der Analyse die Rede ist, 
dannineinerspezifischenForm:Erstensvertreteich,imGegensatzzuvielen
Protagonisten der ANT, die Meinung, dass es sich hierbei um eine Theorie 
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handelt,dasheißteineSprachederWeltbeschreibung,dieunseineandere
Weltsehenlässtundnichtbloßumeine„Sensibilität“(Law/Singleton2013).
Zweitens fokussiere ich auf ganz wenige Elemente, die hier relevant sind, 
auf Kosten anderer Elemente, die historisch für die Entwicklung der ANT 
jedoch fundamental sind. Die ANT wurde im Kern in den 1980er Jahren von 
BrunoLatour,MadeleineAkrich,MichelCallonundJohnLawentwickelt.
Alle diese Autoren interessierten sich für die Analyse von Wissenschaft als 
Praxis (und nicht von Architektur und Stadtplanung).[1] Zu Beginn ging es 
erst einmal darum nachzuvollziehen, was eigentlich Wissenschaftler und 
Ingenieure tun. Die wichtigste Beobachtung lautete: Sie manipulieren die 
Welt mit Apparaten, Technologien und Inskriptionen (oder, wie man im 
deutschen Sprachraum eher sagt: Medien[2]). Daraus folgte eine Absage 
an den Handlungsbegriff der Soziologie, und ebenso eine Absage an den 
Technikdeterminismus von Ingenieuren: Gesellschaft ist eine Assemblage 
von menschlichen und nicht‑menschlichen Akteuren. Das bedeutet, dass der 
Handlungsbegriff tiefer gelegt wird, als dies üblicherweise in der Soziologie 
geschieht: Handeln wird losgelöst von Intentionen, und stattdessen an 
Effektengemessen:Verkehrspolizisten,dieRadarkontrollendurchführen,
und Schwellen sind funktional äquivalent (um eine veraltete, aber dennoch 
nützliche Sprache zu verwenden): Sie machen die Autos langsamer. Aber 
sie kreieren je unterschiedliche Netzwerke: im ersten Fall eine Interaktion 
zwischeneinemPolizisten,derGeschwindigkeitmisstundBußenverteilt
und einem Autofahrer, im zweiten Fall zwischen einem Autofahrer, einem 
Auto, dessen Federung und der Betonschwelle (Latour 1992). 

Könnte Lucius Burckhardt etwas von der Akteur‑Netzwerktheorie lernen? 
Würde er den Text heute anders schreiben und anders betiteln, nachdem 
ersichmiteinemVokabularvonAktanten(Dingen,denenAkteurstatus
zugeschriebenwird),Netzwerken(Verkettungenvonmenschlichenund
nicht‑menschlichen Akteuren) und Übersetzungen (Umwandlungen von 
Objekten in ein anderes Medium) bekannt gemacht hätte?[3]

Ich vermute, er würde dies zumindest in zweierlei Hinsicht tun: Erstens 
würde er einen prozessualeren Wissenschaftsbegriff zugrunde legen und 
zweitens würde er stärker auf die Rolle nicht‑menschlicher Akteure im Pro‑
zess der Planung fokussieren.

Ich ignoriere hierbei die Frage, inwiefern Burckhardts organisationsso‑
ziologische und planerische Zeitdiagnose heute noch zutrifft. 

Beginnen wir mit dem Wissenschaftsbegriff: Optimist, der Burckhardt 
war,endeterdenAufsatzmit:„DaßsichdieserProzeß[derumfassenden
Betrachtung der Planung] mit objektivem Wissen anreichert, ist zu hoffen; 
daßerzueinerWissenschaftwird,isteineIllusion.“

AmHorizontschwebtdieVorstellung,Planungkönneeinewirkliche
Wissenschaft werden, bei der, so können wir Burckhardt interpretieren, 
EmpirieundTheorieHandinHandVorhersagenüberdiegeplanteWelt
machen, die die Planung dann umsetzt. Ihr erteilt Burckhardt eine Absage, 
jedoch in der Hoffnung, man könne ‚objektives Wissen‘ anreichern, um dann 
vielleicht die Planung zu verbessern.

Die Wissenschaftsforschung lehrt uns aber, dass Objektivität, wenn über‑
haupt, ein Resultat wissenschaftlicher Praktiken und nicht eine Eigenschaft 
von Wissen ist, die dann für irgendeine Planungstätigkeit mobilisiert werden 
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kann. Überhaupt ist Burckhardts latente Gegenüberstellung von Intuition 
und Wissenschaft problematisch, und erst recht deren Zuordnung zu ver‑
schiedenen Professionen (Architekt_innen, Ingenieur_innen). Noch schwie‑
riger ist die latente Annahme, die Psychologie der Planer würde bessere 
Lösungen verhindern, oder Planung sei ein Problem der ‚Argumentation‘. 
Die Wissenschaftsforschung hilft hier weiter, indem sie sich zuerst einmal 
dafür interessiert, wie denn überhaupt Planung hergestellt wird, und hierbei 
von normativ‑kognitiven Begriffen wie Rationalität oder Objektivität absieht 
(bzw. deren Funktion als argumentative Ressource untersucht) und darauf 
fokussiert, was geschieht. 

Die Akteur‑Netzwerktheorie, wenn man denn so will, ist genau die Wis‑
sen schaft, die ein Wissen über die Planung hervorbringt, das planungsad‑
äquat ist, da sie Planungswissen nicht im Kopf der Planer lokalisiert. Für 
Burckhardt soll es um die „umfassende Betrachtung der Art und Weise, 
wie Kommunen ihre Umwelt planend verändern“, gehen. Es ist zu ver‑
muten, dass Burckhardt damit eine Art Planungswissen meint. Für die 
Akteur‑Netzwerktheorie bedeutet dies jedoch mehr: Es meint vor allem das 
Arsenal an Theorien, Methoden und vor allem Medien und Techniken, die 
erstdiePraxis‚Planung‘ausmachen:DaruntersindpartizipativeVerfahren
genausozuzählen,wieCADProgramme,GISundNachhaltigkeitsindizes.

Alle diese Objekte und Techniken sind nicht einfach Werkzeuge der 
Planer_innen,sondernsindAktanten,dasheißtwesentlichamProzessbe‑
teiligt, der die Praxis Planung hervorbringt. Deswegen geht es dann gerade 
nicht darum den Prozess der Planung mit ‚objektivem Wissen‘ anzureichern, 
sonderndarumzuverstehen,wieeinespezifischeAbfolgeundVerkopplung
von Praktiken, Techniken und Medien ‚Planung‘ herstellt und damit auch 
die Selbstbeschreibungen und Resultate des Prozesses produziert und fort‑
laufend verändert. 

Das bringt uns zum zweiten Punkt, den nicht‑menschlichen Akteuren: 
Für Burckhardt ist das Problem der Planung ein Problem der „subjektiven 
Welt,“ in der verschiedene Akteure leben: „Die Beplanten“ wie die Planer_in‑
nen „leben in ihrer eigenen Realität“ und „wo Schwierigkeiten auftreten, 
handelt es sich um Übersetzungsfragen [zwischen diesen Gruppierungen]“. 
DamitbenenntBurckhardteinenwichtigenPunkt:Planungfindetnichtin
einer, sondern in verschiedenen Welten statt, oder in der Terminologie der 
Akteur‑Netzwerke: in multiplen Ontologien (Mol 2014). Ergo entsteht ein 
Übersetzungsproblem. Die Akteur‑Netzwerktheorie würde hier zustimmen: 
Es handelt sich tatsächlich um Übersetzungsfragen, jedoch nicht (alleine) 
um solche sprachlicher Art: Die ‚Realität‘, in der Planer_innen und Beplante 
leben, ist eine materialisierte Realität, und sie ist nicht einfach für Planer_
innen und Beplanten jeweils verschieden, sondern für jegliche Akteure: 
Alte, Junge, Fahrradfahrer_innen, Rennradfahrer_innen, Leute, denen 
der Friseursalon um die Ecke gehört, Leute, die gerne ein Restaurant in der 
Nachbarschaft eröffnen würden, die Kinderkrippe, die Macher_innen einer 
geolokalisiertenApp,denQuartierverein,dieVersicherungsgesellschaft,
die sich weigert ein Gebäude zu versichern, weil es einem Hochwasserrisiko 
ausgesetzt ist etc. Die Akteur‑Netzwerktheorie würde zudem zu den ver‑
schiedenen Gruppierungen die jeweiligen Aktanten hinzufügen: Die Apps, 
die Friseursalone, die Strasse, die Häuser, die Feinstoffpartikel, die Autos, 



150       2017, Band 5, Heft 1/2s u b \ u r b a n

den Schattenwurf und so weiter. Die Pointe ist nun, dass sowohl die ver‑
schiedenen Akteure als auch die verschiedenen Aktanten sich je gegenseitig 
zur Weltkonstruktion benutzen, beziehungsweise sich je gegenseitig in ver‑
schiedene Welten übersetzen.

Die Fahrradfahrerin ist eine andere Fahrradfahrerin, wenn sie auf einem 
FahrradwegfahrenkannundvordemFriseureinenFahrradständerfindet,
andensieihrFahrradanschließenkann.Ja,dieNichtFahrradfahrerinwird 
zurFahrradfahrerin,weilsieeinenFahrradwegvorfindet.DerPlanerüber‑
setzt den Autofahrer in einen Fahrradfahrer, indem er ihm einen Fahrradweg 
zurVerfügungstellt.UndderFreizeitfahrradfahrerwirdzumRennradfahrer,
wenn der Kiesweg geteert wird. Andere Rennradfahrer_innen mieten in der 
Nachbarschaft Wohnungen und die 50er‑Jahre‑Wohnungen, die vorher als 
klein und schäbig galten, werden denkmalgeschützt und die Miete verdoppelt 
sich. Die Immobilienmakler_innen stellen Fotos der Rennradfahrer_innen 
in ihre Schaufenster und umranden auf ihren Stadtplänen das vorher unge‑
nannteStraßengeviertmiteinerrotenLinieundgebenihmeinenenglisch
klingenden Namen. Bei der nächsten Sitzung zur Überbauung der letzten 
BrachflächebringenAktivist_inneneinensoziologischenAufsatzmit,in
demdieRennfahrer_innenalsGentrifiziererverurteiltundalsGefahrfür
dieIdentitätdesViertelsbezeichnetwerden.

VerschiedeneGruppenlebennichteinfachinihrerRealität,alswäresie
ein Silo, aus dem sie nicht herauskommen, sondern die Realität ist eine, die 
fortlaufend neu hergestellt wird, indem andereihnenMittelzurVerfügung
stellen, diese Realität zu verändern. 

Genau deshalb kann das Übersetzungsproblem, wenn man es mit ANT 
versteht, nicht durch Aufklärung, consciousness raising, oder die Über‑
set zung in eine Laiensprache gelöst werden. Es nützt nichts, wenn sich die 
Planerin versucht in den Beplanten hineinzuversetzen und ihm die Logik 
der Planung zu erklären, genauso wenig wie umgekehrt, wenn sie versucht 
dieLebensweltdesBeplantenzuverstehenundausseinenunqualifizierten,
diffusenÄußerungeneinePlanungslogikherauszufiltern.Vielmehrgiltesdie
Aufmerksamkeit auf die Übersetzungstechniken und ‑medien zu richten und 
sich zu überlegen, wie diese neue Welten kreieren, die sowohl die Planerin, 
als auch den Beplanten dazu bringen, eine andere Welt herzustellen. 

Seit 1974, als Burckhardt den Text schrieb, lassen sich wohl zwei ent ge‑
gen gesetzte Bewegungen beobachten: Erstens wurden massenhaft Pla nungs‑
instru mente erfunden, deren Übersetzungsleistungen – verstanden im ANT‑
Sinne – so komplex sind, dass es immer schwieriger wird nachzuvollziehen, 
welche Übersetzungen diese Planungsinstrumente hervorbringen. Hierbei 
geht es nicht um den ‚kritischen‘ Einwand, die Technik operiere irgendwie 
imNameneinerPlanungsideologie,oderumBurckhardtsVorstellung,„die
WissenschaftenundHilfswissenschaftendesStadtplaners,Stadtgeografie,
Stadtsoziologie, Planungstheorie, Planungsmethodik, Planungsstrategie“ 
hätten zwar „Fortschritte gemacht“, aber Planung hänge dennoch „von der 
Person[…]ab,d[ie]plant,“undlautBurckhardthandeltessichdabeium
Personen, die „eine recht eigenartige Sicht auf den Mitmenschen“ haben. 
Abgesehen davon, dass Burckhardts Sozialtypus des Planers (damals wahr‑
scheinlich ein Mann) heute eher ein anderer ist: Mit ANT müssten wir eher 
sagen: Es geht um die simple Feststellung, dass Planung stark technisiert 
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worden ist, sodass es selbst für Planer_innen kaum mehr nachvollziehbar ist, 
wie diese Instrumente jeweils bestimmte Planungsvarianten hervorbringen. 

AlsichfürmeineDissertationUmweltdienstleistungsfirmenbeobachtete,
beglei tete ich ein Projekt, in dem versucht wurde, die Hoch was ser wahr schein ‑
lichkeit eines Flusses zu reduzieren (Guggenheim 2005). Das Projekt basierte 
auf einer Modellierungssoftware, mit der verschiedene Eingriffe modelliert 
werdenkonnten,wieetwaÜberflutungsflächen,Bepflanzungenoderverschie‑
deneRenaturalisierungsmaßnahmen.NachdemdiePlaner_innenstunden‑
langfürundwiderdieseundjeneMaßnahmengestrittenundderenhypothe‑
tischeAkzeptanzinderBevölkerungdiskutierthatten,ließensiedieSoftware
den Effekt auf die Hochwasserwahrscheinlichkeit prüfen. Dieser war dann so 
gering,dasssichderAufwandallerkumuliertenMaßnahmenkaumbemerk‑
bar machte. Die Modellierungssoftware überraschte die Planer_innen, ob‑
wohlsie‚ideologisch‘überzeugtdavonwaren,dasssiemitihrenMaßnahmen
die von ihnen intendierten Ziele erreichen würden.

Zugleich werden Planungsinstrumente an ihrem Interface soweit vereinfacht, 
dass sie zwar als Blackboxes operieren, jedoch zu Alltagsgegenständen ge‑
wordensind.TheSimsundandereWeltbausimulationen,sowieeinegroße
Zahl von Apps zur Bauplanung, zur Innenarchitektur (begonnen mit IKEA) 
aber auch Google Maps, haben dazu geführt, dass die Planung vor allem von 
Software geplant wird, die nun nicht mehr allein Planer_innen vorbehalten 
ist.[4] Mit dem Resultat, dass wir nun alle Planer_innen sind, ohne zu 
durschauen, wie wir planen und was letzten Endes durch uns geplant wird. 

Diese Eigenlogik der Planungstechnologien lässt sich gerade nicht den 
Planer_innen oder irgendeiner Ideologie zuordnen, noch lässt sie sich als 
bloßeTechnokratieverunglimpfen.WolltemandarauseinenormativeFolge
rungen ziehen, dann die, dass die Planung experimentalisiert werden sollte, 
und zwar nicht als Frage, wer mitplant, sondern was mitplant.

Endnoten

[1] ManbeachtejedochfrüheStudienzurMobilitätvonCallon(1986;1980)unddannvon
Latour (1996), sowie Latours Projekt zu Paris (Latour et al. 1998).

[2] Siehe zur Schnittstelle von ANT und deutschsprachiger Medientheorie (Schüttpelz/
Thielman 2013).

[3] VerschiedeneForscherinderTraditionderWissenschaftsforschunghabensichmit
dem Objekt Stadt auseinandergesetzt (Farias/Bender 2009, Gieryn 2002, 2006, 
Hom  mels 2005, Guggenheim 2008; 2016) und mittlerweile ist ANT im engeren Sinne 
in der Planung angekommen (Boelens 2010, Doucet 2011, Lieto/Beauregard 2015, Rydin/
Tate 2016, Kärrholm 2008). 

[4] Für eine Studie, wie Laien Google Maps für ihre Zwecke nutzen, siehe Petersen 
(Petersen 2014).
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Stadt von Unten

Wer plant die Planung? Ein Vorschlag
Kommentar zu Lucius Burckhardts „Wer plant die Planung?“

Die Initiative Stadt von Unten folgt hiermit dem Aufruf der Zeitschrift, einen 
Kommentar auf Lucius Burckhardts Text „Wer plant die Planung?“ von 1974 
zu schreiben. Wir möchten die Frage aus der Perspektive unserer Praxis 
beantworten und einige allgemeinere Schlussfolgerungen daraus ableiten. 
Stadt von Unten entstand als ein Zusammenschluss von Nachbarschaftsaktiven, 
Mietaktivist_innen und alternativen Hausprojektgruppen anlässlich eines 
gescheitertenerstenVergabeverfahrensamsogenanntenDragonerarealin
Berlin Kreuzberg. Die Initiative trat an, um dieses im öffentlichen Besitz 
befindlicheArealzueinemModellfallfüreinevonNutzer_inneninitiierte
Grundstücksentwicklung zu machen. 

Lucius Burckhardt formuliert in seinem Text zwei aus unserer Perspektive 
und für unsere Praxis zentrale Positionen: Erstens ist die Frage „Wer plant 
die Planung?“ in erster Linie die Frage danach, wer entscheidet, was ge‑
plant wird (und was nicht). Zweitens wird die Antwort auf diese Frage stets 
bedingt durch politische und gesellschaftliche Kräfteverhältnisse und ist 
eingebettet in ein soziales System, das die Bedingungen von Planung prägt. 
Beide Einsichten haben nicht an Gültigkeit und Relevanz für gegenwärtige 
Planungsaufgaben verloren.

Dennoch haben sich die Akteurskonstellation von Entscheidenden über 
Planung und die Bedingungen, unter denen Planungsentscheidungen getrof‑
fenwerden,imVerhältniszudervonBurckhardtbeschriebenenundkriti‑
sierten Planungsgegenwart deutlich verschoben: Während sich Burckhardts 
Kritik gegen das modernistische Planungsverständnis seiner Zeit richtet, in der 
PolitikundVerwaltungdiezentralenRollenbeiPlanungsentscheidungenspie‑
len, ist die Gegenwart viel stärker von marktgesteuerten Planungspraxen be‑
stimmt. Das Problem der ‚Beplanung‘ von Menschen stellt sich in beiden Kon‑
stel lationen, und bildet dadurch auch einen zentralen Ausgangspunkt unserer 
Arbeit. Anhand des sogenannten Dragonerareals in Berlin‑Kreuzberg lassen 
sichsymptomatischdiegegenwärtigdominierenden,vonVerwertungsdruck
getriebenen Planungs‑ und Entscheidungslogiken nachvollziehen.

Als eine der letzten öffentlichen Liegenschaften in zentraler Lage von 
Berlin‑Kreuzberg bietet das Dragonerareal aber auch die Möglichkeit, den 
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real‑utopischen Gegenentwurf einer Planung von unten aufzuzeigen. Für und 
an einem solchen Gegenentwurf arbeiten wir als Initiative Stadt von Unten. 

Der folgende Text geht in zwei Schritten vor: Zunächst problematisie‑
ren wir, ausgehend von der konkreten Situation und dem Umgang mit 
dem sogenannten Dragonerareal, die gegenwärtig vorherrschenden Pla‑
nungs logiken. Auf dieser Grundlage skizzieren wir dann den Entwurf einer 
‚Planung von unten‘, indem wir die aus unserer Sicht dafür notwendigen 
Akteurskonstellationen und Bedingungen ausformulieren. 

Kontext: Was ist auf dem Dragonerareal passiert?

DasDragonerarealistein4,7HektargroßesGeländeinzentralerLagein
Berlin‑Kreuzberg in der öffentlichen Hand der Bundesanstalt für Immo bi‑
lienaufgaben (BImA). Es sollte in einer zweiten Runde in einem Höchst bie‑
terverfahren verkauft werden, nachdem ein erster Anlauf gescheitert war. 
DerInvestorhattedamalsseinGebotzurückgezogen,dasgesamteVerfahren
musste also neu aufgerollt werden. Im zweiten Anlauf steigerte sich das 
Höchstgebot von 21 Millionen Euro auf 36 Millionen, eine spekulative Wert‑
steigerung von rund 70 Prozent innerhalb von nur 2 Jahren. 

Aufgrund massiven Drucks verschiedener Initiativen wie Upstall, Stadt 
von Unten und Nachbarschaftsgruppen hat das Land Berlin eine Mehr‑
heit im Finanzausschuss des Bundesrats mobilisieren können, die den 
Verkaufstoppte[1]. Nach dem Scheitern der Privatisierung weigerte sich 
derDienstherrderBImA,dasBundesfinanzministeriumunterWolfgang
Schäuble,rundeineinhalbJahrelang,denVerkaufrückabzuwickeln.Im
AprildiesesJahreswurdedannoffiziellbekanntgegeben,dassdasArealim
Rahmen des Hauptstadtvertrags zwischen Bund und dem Land Berlin an 
das Land übergehen wird. Mit der Übertragung an das Land Berlin ist nun 
der Weg frei für die Umsetzung eines Modellprojekts „Selbstverwaltet und 
Kommunal“ für eine soziale Stadtentwicklung, die wir schon seit knapp drei 
Jahren fordern.

Das höchste Gebot entscheidet

Die Logik des Höchstbieterverfahrens – das höchste Gebot entscheidet – be‑
antwortet in einfacher wie bestechender Logik die Frage danach, wer bezie‑
hungsweise welche Mechanismen primär darüber entscheiden, was geplant 
wird.VerkörpertdurchInvestor_innen,dieihreGeboteabgeben,entscheiden
spekulative Markterwartungen darüber, was und für wen gebaut werden soll. 
Spekulativ sind Markterwartungen deshalb, weil sie auf noch nicht realisierte 
Gewinne abzielen und davon ausgehen, dass die dem Kaufpreis zugrunde 
liegenden Preiserwartungen und damit verbundene Investitionen als Ein nah ‑
men und Gewinne auf dem Markt auch realisiert werden können.

Das Höchstbieterprinzip lässt diejenigen zum Zuge kommen, die sich den 
höchsten Ertrag aus dem Besitz oder Betrieb einer Immobilie versprechen, in 
die investiert werden soll (und den entsprechenden Kaufpreis auch aufbrin‑
gen können). Dieser Ertrag muss dann entweder, bei Weiterverkauf, durch 
die_den nächste_n Käufer_in oder durch die Mieter_innen aufgebracht 
werden. Im Falle spekulativen Leerstands liegt die Ressource brach, bis die 
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Ertragserwartungen tatsächlich erfüllt werden können. Mit der Höhe der 
notwendigen Mietzahlungen werden der Kreis der potenziellen Nutzer_in‑
nen und damit auch die Nutzungsformen weitgehend bereits während des 
Verkaufsvorgangsfestgelegt.JehöherdieErtragserwartungist,destoexklu‑
siver oder kommerzieller wird die Nutzer_innenschaft.

Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass der Markt vor allem soziale 
Un gleichheit und räumlich ungleiche Entwicklung verstärkt und in Extreme 
treibt, anstatt diese auszugleichen und Mängel zu beheben. Attraktive Lagen 
ziehen immer mehr Investitionen an und erlauben Monopolrenten; Nut‑
zungenwerdenentlangihrerVerwertbarkeithomogenisiert.Nutzungen,
die nicht den Ertragserwartungen entsprechen, werden in ‚unattraktive‘ 
Lagen verdrängt oder verschwinden gänzlich. In vielen Fällen zerstören 
die Investitionen dann genau das, was die Stadt attraktiv macht: gewach‑
sene soziale Beziehungen, kulturelle Eigenarten und Praktiken sowie eine 
VielfaltanLebensentwürfenunddiesichdarausergebendenMöglichkeiten
an Kooperation, Austausch und Experimenten. 

Die steigenden Ertragserwartungen der privaten Stadtentwickler_innen 
schlagen sich auch auf die physische Qualität der gebauten Umwelt nieder: 
Die Kosten werden möglichst niedrig gehalten und auf andere Akteure, Men‑
schen und die Umwelt ausgelagert. Planungszeiträume müssen auf Kosten 
räumlicher, programmatischer und sozialer Komplexität und den damit 
einhergehenden Beteiligungsmöglichkeiten optimiert und verkürzt werden 
und Bebauungen werden rein quantitativ und nicht qualitativ verdichtet.

Die Politik und die unternehmerische Logik

Während durch Höchstbieterverfahren die Rahmenbedingungen der Plan‑
ung gesetzt werden, ist die Gemengelage in der konkreten Planung durchaus 
komplexer; und bei der Beantwortung der Frage „Wer plant die Planung?“ 
sind Investor_innen nicht die einzigen Akteure. Staatliche Regularien kön‑
nen in den Planungsprozess durch Bebauungspläne, Flächennutzungspläne 
und städtebauliche Instrumente eingreifen. So auch im Fall des sogenannten 
Dragonerareals:UmmöglichstvielEinflussaufdenprivatenInvestoraus‑
üben zu können, hat das Land Berlin das Areal als Sanierungsgebiet ausge‑
wiesen. Hierin deutet sich ein Bruch der Kommune mit dem Bund und seiner 
neoliberalenVerkaufspraxisan.DasLandBerlinistjedochaucherstkürzlich
von einer solchen Praxis abgerückt: So hat auch Berlin bis 2015 seine besten 
Grundstücke oftmals zu Schleuderpreisen privatisiert, vorgeblich um den 
kommunalen Schuldenberg – oder immerhin die anfallende Zinslast – zu til‑
gen.ZudemwurdenzweigroßeWohnungsbaugesellschaftenundeinestädti‑
sche Gewerberaumgesellschaft verkauft, die gerade in Berlin‑Kreuzberg viele 
Kleingewerbeflächenbesaß.InderKonsequenzbedeutetedieserNichtzugriff
auf Boden jetzt Mehrkosten durch teureren Rückkauf und einen Mangel an 
Raum für soziale Infrastruktur. Erst in den letzten Jahren sind in Reaktion auf 
die starken Proteste und immer zahlreicher werdende Initiativen Anzeichen 
eines Politikwechsels zu beobachten.
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Für eine Planung von unten 

Ausgehend von der beschriebenen Entscheidungsgewalt, die in der gegen‑
wärtigen Akteurskonstellation dem Markt überlassen wird, und den daraus 
resultierenden stadtentwicklungspolitischen Missständen, stellt sich für uns 
die Frage auf folgende Weise: Wenn nicht Staat und Markt, wer sollte die 
Planung dann planen? 

Unsere Forderung ist eine soziale, ökologische und am städtischen 
Gemein wohl orientierte Planung, deren treibende Kraft diejenigen sein soll‑
ten, die die Stadt nutzen und bewohnen (wollen), unabhängig von der Ein‑
kommenssituation.WirforderndamiteineVerschiebunginnerhalbderan‑
gesprochenen Akteurskonstellation, die vor allem das Entscheidungsprimat 
des Markts aufhebt. Dabei muss die aktive Rolle staatlicher Institutionen und 
ihrer Interventionsmöglichkeiten in die dominante Marktlogik eingefordert 
werden, ohne dabei zurückkehren zu wollen zur starken Planungsrolle von 
StaatundVerwaltung.

Die konkrete Utopie einer Planung von unten wollen wir auf dem Dra‑
go ner areal in einem Modellprojekt „Selbstverwaltet und Kommunal“ reali‑
sieren. Dieses soll Selbstermächtigung und demokratische Kontrolle durch 
Selbst organisation und Selbstverwaltung mit den Ressourcen öffentlicher 
und kommunalen Institutionen zusammendenken und in neue Formen 
überführen.‚SelbstverwaltetundKommunal‘denkenwirdabeialseineVer
gesell schaftungsstrategie von (Wohn‑, Arbeits‑ und Lebens‑)Raum aus zwei 
Rich tungen: Selbstverwaltungsmodelle und alternative Initiativen sollen aus 
ihren subkulturellen und/oder Mittelschichtsnischen herausgeholt werden 
und in einem neuen Modell demokratischer Mitbestimmung verallgemeinert 
werdenkönnen.IhreVerankerunginkommunalenInstitutionensollpers‑
pektivischaufeineuniversellereVergemeinschaftungundDemokratisierung
von Stadtplanung und ‑entwicklung hinwirken. Die Losung „Selbstverwaltet 
undKommunal“alsVergesellschaftungsstrategieschlägtsomitauchden
Bogen von der Realpolitik zur konkreten Utopie. 

Grundlegende Parameter sind dabei für uns, dass das Dragonerareal 
in öffentlichem Eigentum bleibt (keine Eigentumswohnungen und ‑pro‑
jekte, 100 Prozent Mieten), die Mieten auch für Menschen bezahlbar sind, 
die Sozialleistungen beziehen (100 Prozent wirklich soziale Mieten), die 
Mitbestimmung ohne Eigenkapital oder Anteilszeichnung sichergestellt 
ist (100 Prozent Teilhabe) und eine Privatisierung langfristig ausgeschlos‑
sen wird (100 Prozent langfristig abgesichert). Auf der Grundlage dieser 
Rahmenbedingungen möchten wir einen kollektiv getragenen Prozess zur 
Entwicklung eines Modellprojekts „Selbstverwaltet und Kommunal“ unter‑
stützen und mitgestalten. 

Nutzer_innen entscheiden

Planung von unten bedeutet in erster Linie, das Entscheidungsmoment zu‑
gunsten derjenigen zu verschieben, die städtische Räume nutzen – also bei‑
spielsweise: dort arbeiten, wohnen, abhängen, Tomaten anbauen, sehen und 
gesehenwerdenoderihreKontaktepflegen–wollen.Unter‚Nutzer_innen‘
verstehen wir nicht nur organisierte Menschen, die einen konkreten Raum 
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nutzen wollen, sondern auch Raumbedürfnisse, die in der Stadt vorhanden 
sind, aber noch nicht artikuliert wurden.

Ein kollektiver Planungsprozess, der all diejenigen in eine Ent schei dungs‑
position bringt, die einen Raum (auch zukünftig) nutzen, steht jedoch vor der 
Schwierigkeit, dass der Kreis an Nutzer_innen und damit Entscheider_innen 
nicht a priori feststeht und auch nicht feststehen sollte.

EntgegeneinermarktbasiertenVerteilungvonRessourcen,diesichanden
lukra tivsten Nutzungen orientieren, richtet sich eine nutzer_innenbasierte 
Pla nung an den Bedürfnissen heutiger und zukünftiger Nutzer_innen der 
Stadt aus, und nicht an ihrer Kaufkraft. Eine solche nutzer_innenorientierte 
Stadt ent wicklung ist jedoch nur als Gemeingut zu denken, da Nutzungsrechte 
darin weder privatisiert und warenförmig sein, noch paternalistisch durch den 
Staat vergeben werden sollen. Solcherart verstandene Gemeingüter stehen vor 
der Herausforderung, einen sinnvollen Ausgleich zwischen einer gewünschten 
Offen heit und der materielle Begrenztheit der Ressource herzustellen. Eine 
nutzer_innenorientierte Planung erfordert also einen erweiterten Begriff des 
Nutzer_innen‑Kreises: Dabei müssen auch die Interessen, sozialen Bedarfe 
und Belange mitgedacht werden, die beispielsweise physisch nicht vor Ort 
oder nicht organisiert sind. Der Kreis von Nutzer_innen muss offen bleiben 
für neue Bedarfe und Nutzungen sowie Nutzer_innen, die noch nicht da sind 
und noch kommen werden (hier ist Migration ein wichtiges Stichwort) oder 
sich aus welchen Gründen auch immer nicht (ausreichend) artikulieren.

Für einen Planungsprozess von unten ist das von Burckhardt geforderte 
Moment des „geplanten Aufschubs“ (2017 [1974]: 112) zentral, das einen 
kollektiv getragenen Prozess überhaupt erst möglich macht: Beteiligung und 
Organisierung brauchen Zeit. Ein solcher Aufschub ist notwendig, damit 
sich der Kreis der Nutzer_innen vor der Planung in dem beschriebenen 
Spannungsfeld von gewünschter Offenheit und notwendiger Begrenzung 
konstituieren kann, ohne von Planungsentscheidungen überrumpelt und 
dadurch in den eigenen Entscheidungshorizonten beschränkt zu werden. Eine 
Planung von unten muss es erlauben, zu einem möglichst frühen Zeitpunkt 
in den Planungsprozess zu intervenieren und die ‚Aufgabenstellung‘ von 
Planung und deren Umsetzung mitzubestimmen. 

Ein solcher Planungsprozess formuliert damit auch einen Gegenentwurf 
zu den gegenwärtigen Beteiligungsformaten, von denen schon Burckhardt 
spricht (2017 [1974]: 111), und die vor allem dem Zweck dienen, Legitimation 
für eine bereits entworfene Planung herzustellen. Ganz gleich ob diese von 
staatlicher Seite oder durch private Investorenschaft bestimmt wird: In 
beiden Fällen existiert zunächst die Planung, und dann erst entstehen in 
der Folge die von der Planung ‚Betroffenen‘. In beiden Konstellationen ist 
nicht vorgesehen, dass Menschen jenseits von Staat und Markt die Initiative 
ergreifen und zu Akteur_innen in Planungsprozessen werden, wie wir uns 
eine Planung von unten vorstellen.

Initiative ergreifen

Eine weitere wichtige Figur in der Beantwortung der Frage, wer die Planung 
plant, ist in unserem Fall die politische Initiative, die sich anlässlich gesell‑
schaft lich er Missstände zusammen findet und in konkrete Fälle und 
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SituationenmitForderungenundVorschlägeninterveniert.GanzimSinnedes
Begriffs ‚Initiative‘ hat sich Stadt von Unten gegründet, um am Beispiel einer 
BundesliegenschafteinenProzessanzustoßen,deraufzeigt,wieStadtanders
entwickelt werden könnte. Die Forderung nach einer Planung von unten ist 
einInitiativmoment,dasvonidentifiziertenMissständenundproblematischen
Tendenzen in der Stadtentwicklung ausgeht, an bestehende Bedingungen und 
InstitutionenanknüpftunddieVisioneineranderen,sozialenStadtentwicklung
mit der Ermächtigung selbstorganisierter Strukturen eröffnet.

DasVerständnisunsererArbeitistalsoeinerseitsvonThemensetzungund
strategischer Intervention geleitet, die zum Ziel hat, politische Rah men be‑
dingungensozuverschieben,dassneueFormenentkommodifizierterStadt
ent wicklung vorstell‑ und umsetzbar werden. Unsere Arbeit als Initiative hat 
damit auch ein kuratorisches Moment (vom lateinischen curare: sich küm‑
mern, sich sorgen um), das die Interessenvertretung derjenigen beinhaltet, 
die durch gegenwärtige Planungs‑ und Stadtentwicklungsmechanismen an 
den Rand gedrängt und deren Stimmen oft nicht gehört werden.

So zielen unsere 100‑Prozent‑Forderungen auf die Schaffung von Teil‑
habe‑ und Beteiligungsstrukturen ab, die es auch marginalisierten Grup‑
pen ermöglichen, sich und ihre Bedarfe zu artikulieren. Diese Kriterien 
und Forderungen an eine soziale Stadtentwicklung sind (auch) politische 
Setzungen und bedeuten eine intendierte politische Parteinahme. Als sol‑
che sollten sie auch benannt und transparent gemacht werden. Die von uns 
geforderte Planung von unten in einem Modellprojekt „Selbstverwaltet und 
Kommunal“istsomitaucheineexpliziteVerneinungdervermeintlichen
Neutralität von Marktentscheidungen.

Politische Leitplanken verschieben

WährenddieRolleprofitorientierterMarktakteur_inneninunsererVision
von Planung und Stadtentwicklung klar zurückgedrängt wird, nehmen unsere 
ForderungenstaatlicheInstitutionendurchausindiePflicht.DerersteSchritt
dabei besteht darin, die Funktion des Staates als Privatisierer, der öffentliche 
Res sourcen in Privateigentum verwandelt und damit Garant pri va ter 
Verwertungist,anzugreifen.ObwohlderStaatprimärdieInteressendesKapi
tals vertritt und bei spiels weise über das Eigentumsrecht durchsetzt, ist er in 
dieser Funktion nicht mono lithisch, sondern ein von unterschiedlichen (und 
unterschiedlich starken) sozialen Kräften umkämpftes Terrain. Wir sehen 
dabei die Rolle stadtpolitischer Ini tia tiven und sozialer Bewegungen darin, 
auf staatliche Institutionen da hin gehend Druck auszuüben, dass sie für eine 
soziale Stadtentwicklung Partei er grei fen. Dafür müssen sie entsprechende 
poli tische Rahmenbedingungen und Um ver tei lungs mecha nis men schaffen 
und sicherstellen. Die oben genannten 100‑Prozent‑Forderungen der 
Initiative Stadt von Unten zielen darauf ab, politische Rahmenbedingungen 
in staatlichen Insti tu tion en zu Gunsten einer ge mein wohl orien tier ten Stadt‑
entwicklung zu ver schieben.

BeidieserVerschiebunggehtesnichtdarum,staatlichenAkteurenwieder
eine modernistische (über‑)planende Rolle zuzusprechen, mit und in der sie 
überdieBedürfnissevonMenschenhinwegbestimmen.Vielmehrgiltes,den
(lokalen) Staat dahingehend zu transformieren, dass er die Bedingungen 
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schafft und gewährleistet, auf deren Grundlage eine Planung von unten 
möglichist:DerVerbleibdesDragonerarealsinöffentlichemEigentum,
dauerhaftabgesichert,unddieVerneinungvonPrivateigentumanWohn
und Gewerberaum auf dem Areal – zwei unserer grundlegenden Forderungen 
–sindBestandteiledieserVoraussetzungen,dieessicherzustellengilt.

Auch bei der Unterstützung und Förderung von selbstorganisierten Struk‑
turen für die Planung und Entwicklung des Geländes kommt lokalstaat lichen 
AkteureneineRollezu.ZudemmussderStaatdurchfinanzielleZuwendungen
die Bezahlbarkeit der Mieten sowie der architektonischen Qualität gewähr‑
leisten. Im Gegensatz zu vielen Subventionsmodellen vergangener Dekaden 
sozialenWohnungsbaussollendiesesteuerfinanziertenInvestitionennicht
die Gewinne privater Investor_innen absichern, sondern in einen langfristig 
aufzubauendenKreislaufsozialerImmobilienwirtschaftfließen.

Wo wir als Initiative neue Formen der Kooperation zwischen selbstverwal‑
tetenStrukturenundkommunalenAkteurenanstoßenwollen,gehtesauchum
eine Öffnung und Demokratisierung dieser Institutionen, sodass sie mittelfris‑
tigzueinemInstrumentfürdieVergesellschaftungvonWohnraumwerden.

Fach- und Planungswissen politisieren 

WieBurckhardtfeststellt(2017[1974]:106),stößtdasreineFachhandeln
stets an die Grenzen seiner gesellschaftlichen und politischen Bedingtheit. 
Indem Planungsprozesse von politischen Rahmenbedingungen und einer 
VielzahlangrenzenderArbeitsfelderabhängigundgeprägtsind,isteswichtig,
denpolitischenCharakterdesHandelnsvonPlaner_innenhervorzuheben.

Wenngleich sich die Entscheidungsmacht heute stark weg von staatlichen 
Akteuren und zugunsten von Marktakteuren verschoben hat, besteht den‑
noch eine gewisse Kontinuität im Selbstverständnis der Planer_innen, die 
sich zumeist als neutrale Dienstleister_innen verstehen. Planung darf sich 
jedoch nicht auf vermeintlich unpolitische, technische Umsetzungsfragen und 
Lösungen beschränken, sondern muss soziale wie kulturelle Prozesse genauso 
wie politische Kräfteverhältnisse in ihren Gestaltungshorizont einbeziehen.

Neben einer Anerkennung der politischen Bedingtheit von Fachwissen 
und der falschen Trennung zwischen Entscheidung und Fachwissen soll die 
Wissenshierarchie, oder besser: die Hierarchie von Wissensformen und damit 
die Kluft zwischen Entscheidenden (Nutzer_innen) und Wissenden (Fach leu‑
ten), strukturell aufgelöst werden. Die Initiative Stadt von Unten stellt sich eine 
Stadt pla nung von unten als einen kollektiven Lernprozess vor, in dem mögliche 
Metho den und Modelle zur Umsetzung der durch Nutzer_innen formulierten 
Wünsche und Bedürfnisse geteilt und diskutiert werden. Dabei steht im Zentrum 
und am Anfang jedes Beteiligungsprozesses die gemeinsame Erarbeitung und 
Wei ter gabe von Wissen, das für die Mit ge staltung und kollektive Aneignung von 
Stadt nötig ist. Neben Fach‑ und Pla nungs wissen gehört dazu das implizite All‑
tags wis sen derjenigen, die die Stadt durch ihre Praktiken als sozial‑physisches 
Gebilde herstellen, ebenso wie die verschiedenen Sprachen, mit denen Wirk‑
lichkeitbeschriebenwird.Praktischheißtdas,ineinenAustauschmitanderen
Ini tia tiven zu treten, Anlieger_innen zu befragen, gemeinsam andere Projekte 
auf ihr Inspirationspotential abzuklopfen, Filme, Pläne, Zeichnungen und 
Bücher zu Rate zu ziehen und dabei gemeinsame Begriffe zu entwickeln.
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In diesem gemeinsamen Lernprozess sollten die verschiedenen Akteure 
jedoch durchaus unterschiedliche Rollen einnehmen können. Fachleute und 
Planer_innen können den kollektiven Lernprozess unterstützen, indem sie 
Planungsentscheidungen,ÜbersetzungsundUmsetzungmethodensowieVer
fahrensweisennachvollziehbarmachenundhierfürVorschlägeunterbreiten.
IhrspezifischesWissenerleichtertesIdeen,WünscheundBedürfnissein
konkrete und umsetzbare Projekte zu übersetzen, also in technisch und 
ökonomisch machbare Qualitäten. Denn einerseits haben die Ressourcen 
sowohl von Nutzer_innen als auch die von Initiativen ihre Grenzen, wenn 
es um die Erarbeitung der konkreten und technischen Umsetzung geht, 
andererseits sollen auch Planer_innen mit ihren fachlichen Impulsen eine 
eigenständige Position einnehmen können. Da Planung und Gestaltung in 
einem Kontext historischer Erfahrung und Ideengeschichte stehen, in dem 
sich die Planer_innen bewegen, können diese durch das Einbringen von 
IdeenundInitiativedenRaumdesVorstellbarenundMöglichenerweitern.
Im Idealfall sind Fachleute Mitspieler_innen, die die anderen Beteiligten 
unterstützen und im Feld von Nutzer_innen, Initiativen und Institutionen 
eine an den Wünschen und Bedürfnissen von Nutzer_innen sowie den sozialen 
Bedarfen der Stadt orientierte und gleichzeitig teilautonome Rolle spielen. 

Planung von unten für eine Vergesellschaftung  
von städtischem Raum 

Burckhardts Frage „Wer plant die Planung?“ hat im Kontext gegenwärtiger 
Planungs‑ und Entscheidungspraxen ihre Relevanz nicht verloren. Nur ihre 
gesellschaftliche Bedingtheit, wie Burckhardt die politische Konstellation, 
unter der Planung geschieht, nennt, hat sich verschoben. Indem Burckhardt 
mit der Frage danach, wer denn die Planung plant, auf den politischen 
CharaktervonPlanungdrängt,hatseinTextanAktualitätnichteingebüßt.
Das Aufwerfen dieser Frage deutet bereits die daraus folgende Frage an, 
nämlich die danach, wer denn die Planung planen sollte. Mit dem Stellen 
dieser Frage wollen wir die aktuellen Planungsdiskurse politisieren und 
anhand eines konkreten Liegenschaftsfalls zuspitzen. 

Stadtentwicklung und ‑planung sollte aus unserer Sicht von denjenigen 
entschieden und bestimmt werden, die die Stadt nutzen und in ihr leben. 
Dafür braucht es eine grundlegende Abkehr von der gegenwärtig dominan‑
ten, marktvermittelten Planungs‑ und Entscheidungspraxis, in der private 
Investor_innen die primäre Entscheidungsgewalt darüber besitzen, was und 
wie in privatisierten Räumen gebaut wird. 

VoraussetzungfürdieVergesellschaftungvon(Wohn,Arbeitsund
Lebens)RaumalskonkreteUtopieistdieVeränderungpolitischerRahmen
be dingungen. Dazu gehört die Demokratisierung kommunaler Institutionen 
und ihre Öffnung für Mitbestimmung und Selbstverwaltung, die gemeinsam 
städtischen Raum als Gemeingut vorstellbar und umsetzbar machen. Das 
Modell „Selbstverwaltet und Kommunal“ ist nicht nur Ergebnis und Inhalt 
einerneuzudenkendenVerbindungvonselbstverwaltetenStrukturen
undkommunalenAkteuren,sonderngleichermaßeneinProzess,der
diesen Inhalt demokratisch aushandelt: Eine Stadt von Unten setzt somit 
notwendigerweise eine Planung von unten voraus.
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Endnoten

[1] Liegenschaftsverkäufe mit Wert über fünf Millionen Euro müssen sowohl vom Fin anz aus‑
schuss des Bundestags als auch der Länderkammer des Bundesrats abgesegnet werden. 

Autor_innen

Die stadtpolitische Initiative Stadt von Unten setzt sich seit 2014 gegen die Privatisierung 
dessogenanntenDragonerarealsinKreuzbergundfüreinModellprojekt„Selbstverwaltet&
Kommunal“ mit 100 Prozent wirklich bezahlbaren Mieten, dauerhaft abgesichert, ein. Stadt 
von Unten ist Teil der Mieter_innenbewegung Berlins.
www.stadtvonunten.de – info@stadtvonunten.de
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Wem gehört die Planung? Recht auf 
Stadt jenseits des Kolumbus-Syndroms
Kommentar zu Lucius Burckhardts „Wer plant die Planung?“

1. Einleitung

Mit spitzer Feder beschreibt Lucius Burckhardt in seinem Aufsatz „Wer plant 
diePlanung?“diekonfligierendenRationalitätenderamPlanungsprozess
beteiligten Akteure. Dabei zeigt er auf, wie „das Kräfteparallelogramm 
zwischen der regierenden Beamtenschaft, der Bauspekulation, der 
BürgerschaftunddendurchdiebeschlossenenMaßnahmenbetroffenen
Leute“(S.107)die„ÜbelständederStadt“häufigverschlimmbessert.Es
fehleein„strategischesVorgehen“,das„demSystemcharakterderStadt
angemessen“ (S. 113) wäre. 

Burckhardts Beobachtungen der Machtverquickungen von Pla ner*in nen 
sind scharfsinnig und – wie sich auch später noch zeigen wird – in vielen 
Punkten visionär. Er erkannte bereits damals, dass die Gestal tungs mög‑
lich keiten von Beteiligten in den von der Planungstheorie entwickelten 
Parti zi pations verfahren zur reinen Organisation von Zustimmung ver‑
kom men (vgl. S. 112). Allerdings reproduziert er die Trennung aller am 
Pla nungs pro zess Beteiligten in Planer*innen und Beplante, das bedeutet, 
in diejenigen, die die Stadt aktiv gestalten dürfen und diejenigen, die ihre 
Veränderungenpassivzuerduldenhaben.DieHaltung,diedieserTrennung
zugrunde liegt, werde ich als ‚Kolumbus‑Syndrom‘ bezeichnen. Betroffene 
wieauchdieStadtlassensichabernurbedingtamReißbrettformen.
Demgegenüber und in Fort führung von Ansätzen, wie sie Burckhardt später 
anhand performativer Installa tionen und der Promenadologie ent wickelt 
hat (Burckhardt 2013; 2006, siehe auch Gribat 2017), vertritt der vor lie gen‑
de Kommentar die These, Planung sollte bei den vorhandenen Ressourcen 
und aktuellen Nutzungen in der Stadt ansetzen. Dies gilt ganz besonders in 
Zeiten schrumpfender Frei räume in der unternehmerischen Stadt, die mit 
massiven sozialen und ökologischen Problemen zu kämpfen hat. Hierzu gilt 
es, Partizipation aus ihrer postpolitischen Einhegung in Planungsprozessen 
herauszuholen.DabeiistnichtnureineNeuerfindungundRepolitisierung
der Partizipationsprozesse notwendig, sondern auch ein Umdenken in der 
Planung. Diese sollte weniger an neuen Entwürfen als an der bereits in 
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derStadtgelebtenPraxisundihrenhäufigprekärenRaumproduktionen
ansetzen. Pla nung kann hier viel vom postkolonialen Urbanismus sowie 
von per for ma tiven und ästhetischen Ansätzen lernen. Die Rolle der Planung 
wäre dann weniger die Bereitstellung und Umsetzung von Entwürfen, 
sondern vielmehr eine Weiterentwicklung und Moderation bereits gelebter 
Raumproduktionen, die ein Recht auf Stadt für alle realisiert. 

2. Veränderungen

Das städtebauliche Leitbild, das Burckhardt vor Augen gehabt haben dürfte, 
als er 1974 „Wer plant die Planung?“ schrieb, war das der funktional getrenn‑
ten, autogerechten Stadt mit hohem Flächenverbrauch mit den bekannten 
öko logischen Folgen. Seither haben sich die Gesellschaft und mit ihr auch 
die Paradigmen der Planung verändert. Das Leitbild der autogerechten und 
funktionalen Stadt ist der funktional durchmischten Stadt der kurzen Wege 
gewichen. Das gesellschaftliche Wunschbild eines Häuschens im suburbanen 
Grün ist jenem der Altbauwohnung inmitten einer kreativen Arbeits‑ und 
Freizeitszene gewichen. Die integrierte Entwicklungsplanung der 1960er und 
1970er Jahre und die kleinteilige Stadterneuerung mit Bürgerbeteiligung 
der 1970er wurden in den 1980ern vom perspektivischen Inkrementalismus 
abgelöst (Sieverts/Ganser 1993). Die Renaissance strategischer Planung der 
1990erJahresetztedannstärkeralsihreVorgängerversionder1970erauf
eine Steuerung durch marktwirtschaftliche Modelle und die Übertragung von 
betriebswirtschaftlichen Planungsmethoden auf den öffentlichen Bereich 
(new public management). Damit reagierte die Planung auf die neuen 
räumlichen Bedürfnisse postfordistischer Arbeitswelten und Konsummuster 
des interkommunalen Wettbewerbs sowie der Urbanisierung des Kapitals 
(Harvey 2009) und wurde zur Kooperationspartnerin neoliberaler Stadt ent‑
wicklung. Eine neue Kaste von policy entrepreneurs bereist seither die Welt. 
Sie verkaufen Politikmodelle, die zu global zirkulierenden blue prints werden 
und Städte immer ähnlicher aussehen lassen (Peck 2011, Prince 2014). 
Richard Floridas „Kreative Stadt“ (Florida 2002) dürfte das prominenteste 
Beispiel dieser Art sein (Dzudzek 2016). 

Beeindruckend ist, mit welch analytischer Schärfe Burckhardt Ent wick‑
lungen problematisiert, die 1974 noch in ihren Anfängen steckten und bis 
heute an Brisanz gewonnen haben. Zu nennen ist hier die „Wiederaufwertung 
des Zentrums“ (S. 107) und die Umwandlung „städtischer Liegenschaften [in] 
Handelsware“(S.106).SelbigeprägenbisheuteProzessederGentrifizierung
undVerdrängunginderStadtundhabenimZugevonNeoliberalisierung
undderVerschärfungdesinterkommunalenWettbewerbsanDringlichkeit
gewonnen(Schipper2013).EinweitererinteressanterPunktfindetsich
in Burckhardts Skepsis gegenüber den damals neuen Formen der Bürger‑
parti zi  pation. Diese kritisiert er als Fortführung der Methoden, mit denen 
sichdieVerwaltungseitdemAncienRegimeZustimmungverschaffe
(vgl. S. 111). „Die Förderung“, die die Planung laut Burckhardt der Bür ger‑
be tei  li gung „angedeihen lässt, ist identisch mit der Zerstörung des emanzi‑
patorischenWertsdieserVeranstaltung“(S.112).InderTathabensich
die Par ti zi pations mo del le seit den 1970er Jahren rasant weiterentwickelt 
und leider hat sich Burckhardts Sorge bestätigt: Bürgerbeteiligung ist zum 
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„Herrschaftsinstrument“ (Wagner 2013) geworden, das den postpolitischen 
Konsens unternehmerischer Stadtpolitik prozessiert (Rosol/Dzudzek 2014, 
Gomes de Matos 2013, Dzudzek 2013).

3. Das Kolumbus-Syndrom 

Persistent ist auch die von Burckhardt beschriebe „Intuition“ (S. 107) von 
Architekt*innen und Planer*innen, die zwar „das vorgelegte Problem auf 
das ‚Wesentliche‘“ (ebd.) reduziert, die allerdings auch vom „pla nerischen 
Kontext“ (ebd.) abstrahiert. Diese planerische Praxis, die Burck hardt so 
treffend in seinem Aufsatz beschreibt, beruht auf Entwürfen. Sie werden 
vorzugsweiseaufweißenLeinwändenangefertigt.Nichtseltensprechen
die Selbstdarstellungen und Projekte von Architekt*innen hier Bände. Ein 
HausodereinstädtebaulichesEnsemblestehtalleinvoreinemweißenoder
monochromen Hintergrund. Sofern städtischer Kontext vor kommt, wird 
er im rendering gern ausgeblasst oder nur schemenhaft angedeutet. Die 
technokratischeVisionderFormungeinesGemeinwesensdurchdenEntwurf
neuer Lebens‑ und Arbeitswelten, die den Kern von Planung bildet, ist hier 
versinnbildlicht. Und selbst die Planung, die sich stärker dem städtebaulichen 
Kontextwidmet,beruhthäufigaufVisionenundsetztseltenkonkretam
jeweiligenOrtundderdortstattfindendenPraxisan.

IndieserVorstellungvonPlanungverstecktsicheineMachtasymmetrie
zwischen den Planner*innen, die wissen, was für die passivierten Betroffenen 
das ‚Wesentliche‘ ist. Dies stattet erstere mit der Autorität aus, die Stadt mit 
ihrenVisionen‚beplanen‘zudürften.Paradigmatischdafürist,dassauchin
Burckhardts Text die „Beplanten“ erst auf Seite 11 von 13 auftauchen. Diese 
Machtasymmetrie, die in der Pla nungs praxis bis heute fortlebt, möchte ich als 
‚Kolumbus‑Syndrom‘ bezeich nen. Es war der schwarze Filmemacher Spike 
Lee, der diesen Begriff bei einem Auftritt im New Pratt Institute for Black 
HistoryundinReaktionaufGentrifizierungsundVerdrängungsprozesse
in Brooklyn prägte:

„Thencomesthemotherfuckin’ChristopherColumbusSyndrome.You
can’tdiscoverthis!Webeenhere.Youjustcan’tcomeandbogart.There
were brothers playing motherfuckin’ African drums in Mount Morris 
Park for 40 years and now they can’t do it anymore because the new 
inhabitants said the drums are loud. My father’s a great jazz musician. 
He bought a house in nineteen‑motherfuckin’‑sixty‑eight, and the 
motherfuckin’ people moved in last year and called the cops on my 
father.He’snot–hedoesn’tevenplayelectricbass!It’sacoustic!We
bought the motherfuckin’ house in nineteen‑sixty‑motherfuckin’‑eight 
andnowyoucallthecops?In2013?Getthefuckouttahere!
Nah. You can’t do that. You can’t just come in the neighborhood and 
startbogartingandsay,likeyou’remotherfuckin’Columbusandkill
off the Native Americans. Or what they do in Brazil, what they did to 
the indigenous people. You have to come with respect. There’s a code. 
There’speople.“(LeeinCoscarelli2014)

Das Kolumbus‑Syndrom lässt Menschen glauben, sie hätten einen Ort gerade 
erst entdeckt. Dabei übersehen sie jene, die dort bereits leben oder arbeiten. Sie 
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eignen sich diese Orte an, weil sie glauben, sie würden von niemandem bean‑
sprucht.IndiesemSinneistPlanunghäufigübergriffigodergewaltförmig.
Sicht bar wird dies besonders in der Umsetzung. Zu nennen sind hier nicht 
nurdieProzessederVerdrängungvonBevölkerungimZugevonAufwertung
und state‑led gentrification. Meines Erachtens kann der Begriff auf weitere, 
sehrunterschiedlichePraktikenübergriffigerPlanungausgedehntwerden.
Dazu gehört die Zerstörung selbstgebauter Unterkünfte von Roma in Frank‑
furt ebenso wie das Kunstprojekt xqm. Es erschloss „spezifische, selten 
bewußtgenutzteBereicheiminnerstädtischenöffentlichenRaumderStadt
Frankfurt“ und bot „diese Bewohnern der Stadt aber auch Menschen von 
AußerhalbfüreigeneProjekte“(XqmProjektgruppe2011)an.Erstindiesem
ProzesswurdederProjektgruppegewahr,dassdasProjekteineVielzahlvon
Menschen störte, die in ihrem Alltag auf die Nutzung des öffentlichen Raumes 
an ge wie sen sind. Zu nennen sind auch die Aktivist*innen des „Detroit Black 
Food Security Network“. Sie verwenden den Begriff Kolumbus‑Syndrom nicht 
fürÜbergriffigkeitenvonSeitenderformalisiertenStadtplanung,welche
im hochverschuldeten Detroit auf das Notwendigste zusammengestrichen 
wurde, sondern für Bevormundungen durch anderen Gruppen, die sich in 
Detroit im Bereich des urban farmingengagieren.Diesesetzensichhäufig
auseinerjungen,vorwiegendweißenundakademischenMittelschicht
zusammen,diezwarebenfallsmitgeringenfinanziellenMitteln,abermit
einemhohenVernetzungsgradundeinemgroßenKnowhowinMedienarbeit
undMittelakquise,dieProfessionalisierungundauchVermarktlichungvon
urban farmingvorantreiben.AlsübergriffigbeschreibendieAktivist*innen
denVersuch,MitgliederdesDetroitBlackFoodSecurityNetworkimmer
wieder in Fragen der Professionalisierung urbaner Landwirtschaft beraten 
zu wollen, obwohl das urban farming genau von der schwarzen Bevölkerung 
erfunden wurde, die, aus den Südstaaten für die Industriearbeit nach 
Michigan kommend, ihre agrarischen Traditionen in der Stadt fortgeführt 
und in communitiesbisheutegepflegthaben.

4. Neue Ansätze performativer Planung

VordemHintergrunddesausgeprägtenKolumbusSyndromsderPlanung
ist es zentral, Partizipation von Betroffenen in Planungsprozessen nicht 
aufzugeben. Zwar ist es wichtig, sie in ihrer gegenwärtigen Form als Methode 
zurSchaffungvonZustimmung(vgl.S.111)zumvondenPlaner*innenidentifi
zierten ‚Wesentlichen‘ (S. 107) sowie als Herrschaftsinstrument (Wagner 2013) 
zu kritisieren. Genauso fatal aber wäre es, bei dieser Kritik stehen zu bleiben. Das 
hießePartizipationalsMittelzurDurchsetzungbürgerlicherInteressen(S.112)
be zie hungs weise zur Organisation von Zu stim mung zu unternehmerischer 
Stadt po li tik anzuerkennen und damit als emanzipatorisches Projekt auf zu‑
ge ben. Wie also muss sich die Partizipation von Betroffenen verändern, um 
diesem Dilemma zu entgehen? Wie müssen Planungsprozesse aussehen, bei 
denen Betroffene das ‚Wesentliche‘ selbst politisch mitbestimmen können?

InjungererZeitsindeineVielzahlneuerästhetischerundperformativer
Ansätze entstanden, die nicht dem Büro der Planer*innen entspringen, 
sonderndirektandenlokalenVerhältnissenansetzen(Altrock2014,
Kremer 2011). Per for ma tive Planung zeichnet sich nach Mackrodt und 
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Hel brecht durch einen aktions orientierten Ansatz aus, bei dem ein Ort durch 
materiellePraktikengestaltetwird.DiePlanungfindetdabeidirektaufder
zu verändernden Fläche statt, wobei „das gestalterische Tun am Planungsort 
im Mittelpunkt der Partizipation“ (Mackrodt/Helbrecht 2013: 15) steht.

„Unter performativer Bürgerbeteiligung verstehen wir Be tei li‑
gungs ansätze, die über einen längeren Zeitraum (z. B. ein Jahr) im 
öffentlichen Raum verortet sind und durch ihre physisch‑materielle 
Präsenz ein handlungsorientiertes Beteiligungsangebot im Rahmen 
eines Stadtentwicklungsprozesses schaffen. BürgerInnen werden auf‑
ge fordert – in verschiedenen Projekten auf unterschiedliche Weise 
– selbst raumgestaltend aktiv zu werden auf einer zu beplanenden 
Fläche.[…]DieunmittelbarePräsenzderBeteiligungsangeboteim
öffentlichen Raum trägt zur Gestaltung des zu beplanenden Ortes bei. 
Dadurch wird für den weiteren Planungsprozess nicht nur eine Debatte 
über einen Ort geführt, sondern eine gegenwärtige Intervention an 
einem Ort ermöglicht, die diesen in einem Prozess der Raumgestaltung 
selbst verändert.“ (Mackrodt/Helbrecht 2013: 16)

Als Beispiele für diese neue Form der Planung nennen Mackrodt und Hel‑
brecht Gemeinschaftsgärten oder die Pioniernutzungen auf dem Tempelhofer 
Feld in Berlin. Stärker eigeninitiativ und selbstorganisiert interveniert der 
DoitYourselfUrbanismusdirektundperformativindieVerhältnisseder
Stadt Durch durch Guerilla‑Gardening, Besetzungen, die Gründung von 
Kooperativen und Wohnprojekten oder anderen Formen der Raumaneignung 
schaffteralternativeRealitäteninderStadt,umderenVerstetigungdann
in politischen Prozessen gestritten wird (Douglas 2014, Iveson 2013, Bruns 
2014, Ring/ Eidner 2013).

Andere Ansätze verfolgen ein Konzept der Zwischennutzung (Buttenberg/
Overmeyer/Spars 2014, Lauinger 2007) oder des Recyclings von Orten im 
städtischen Wandel (Ziehl 2012). Sie setzen an der Beobachtung an, dass 
dersteigendeVerwertungsdruckzuimmerkürzerenVerwertungszyklen
vonImmobilienführt.Bürohochhäusergenügenhäufigbereitsnachdreißig
Jahren nicht mehr den Ansprüchen und dem neuesten Stand der Technik. 
So werden Leerstand und temporäre urbane Brachen zu einem dauerhaften 
BestandteildersichpermanentimZustandderkreativenZerstörungbefind
lichen Städte (Oswalt/Overmeyer/Misselwitz 2013). 

Initiativen wie Parc Fiction oder die Planbude in Hamburg organisieren 
selbst einen öffentlichen Planungsprozess im Sinne einer „kollektiven Wunsch‑
produktion“(Schäfer/Skene/Hafenrandverein2008).UrbanCatalystver
suchen Nutzungen an Orten aufzuspüren und fortzuschreiben (Oswalt/Over‑
meyer/Missel witz 2013). Dem Wem‑gehört‑die‑Stadt‑Bündnis in Frankfurt 
gelang es, den postpolitischen Konsens von Partizipation zumindest selbst zum 
Thema stadtpolitischer Auseinandersetzungen zu machen (Dzudzek 2013).

Die genannten Initiativen haben spannende neue Ansätze entwickelt, 
um die Stadt gemeinsam mit denen, die sie alltäglich hervorbringen, neu 
zu gestalten. Während die einen stark in die Prozesse formal organisierter 
Stadtplanung eingebunden sind, arbeiten andere autonom. Während die 
einen neue Ideen entwerfen, setzen andere stärker an den Gegebenheiten 
und Nutzungen konkreter Orte an und entwickeln diese weiter.
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VieledieserInitiativenwerdenstarkundzumTeilfastausschließlichvon
einerjungen,gebildeten,zumeistweißenurbanenMittelschichtgetragen.
DieangewendetenKonzeptekommenhäufigausdemBereichderKunst
oder einem akademisch geprägten aktivistischen Umfeld (Rauterberg 2013, 
Ring/Eidner 2013). Nicht selten dienen solche Projekte als Sprungbrett in 
eine eigene Karriere als kreative Entrepreneure (Buttenberg/Overmeyer/
Spars 2014) oder zur Entwicklung eigenen Wohnraums. So schön eine solche 
Raumaneignung ist, so muss man doch fragen, wie inklusiv diese zweifelsohne 
innovativen Formen der performativen Raumproduktionen sind. Es ist 
daher eine Zukunftsaufgabe, performative Ansätze noch konsequenter auf 
ihre Machteffekte hin zu befragen. Ansätze des postkolonialen Urbanismus 
können diese Debatte bereichern.

5. Postkolonialer Urbanismus

Dass die Stadt kein unbeschriebenes Blatt ist, auf dem sich unbekümmert 
neue Entwürfe erproben lassen, sondern ein Ort, der immer schon mit Gege‑
ben heiten und gelebten Praktiken gefüllt ist, bevor er verplant ist, daran 
erinnern auch neuere Ansätze des postkolonialen Urbanismus. Anaya Roy 
beispielsweise schreibt den urbanen Subalternen eine eigene political agency 
zu (Roy 2011a: 235). Sie schaut genau hin, welche Aktivitäten in „peripheries, 
urban informality, zones of exception, and gray spaces“ (Roy 2011a: 235) 
stattfindenundwelcheImpulsediese„spacesattheedgeofurbantheory“
(Roy 2011a: 235) für die Entwicklung eines anderen Nachdenkens über 
Stadt entwicklung geben. 

„Reclaimingthecommons[…]requiresnotonlyclaimingspacebutalso
claiming time, a laying claim to the future. The latter, this orientation to 
thefuture,ishowweoftenenvisionplanning.[…]Atheoryofplanning
isultimatelyaboutsuchvectorsofspaceandtime.[…]planningitself
must be understood as both an everyday and interplanetary practice 
– of discipline and profession – that is constituted through struggles 
over space and time.” (Roy 2011b: 14)

Diese „New Geographies of Theory“ (Roy 2009) eines postkolonialen Urba‑
nis mus können zentrale Impulse zur Überwindung des Kolumbus‑Syndroms 
von Planung wie auch zur Weiterentwicklung performativer Ansätze liefern. 
Anstelle Stadt als unbeschriebenes Blatt zu konzeptualisieren, auf dem 
Architekt*innen, Ingenieur*innen und Planer*innen – aber auch Stadt‑
aktivist*innen–ihreVisionenundIntuitionenausbreitenkönnen,setzt
eine solche Planung an den vorhandenen Praktiken und Nutzungen des 
Raumes an. Hier kann die Planung des Globalen Nordens von den Praktiken 
des Globalen Südens lernen: „[G]iving substantially greater attention to 
documenting urban change on hitherto under‑researched cities [enables] 
learning from practice how to transform the theoretical canon to ensure 
21st‑century relevance” (Parnell/Robinson 2013: 593). Global betrachtet 
sind die wenigsten Städte Resultate sauber implementierter Planungspraxis. 
Im Gegenteil ist die alltägliche Praxis der Planung in den allermeisten Teilen 
derWelteinePolitikderRegierten(Chatterjee2007:53ff.).Siezeigtsichin
der informellen Organisation von Dienstleistungen und der Bereitstellung 
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urbaner Infrastruktur ebenso wie in der alltäglichen Aneignung und Nutzung 
des urbanen Raumes. 

IneinemsolchenVerständnisgehtesnichtumdenneuengroßenEnt
wurf, sondern um die nachhaltige Weiterentwicklung vorhandener geleb‑
ter Kreativität. Diese erfordert kein Papier, sondern das Erkunden des 
Vorhandenen,dieBegegnungunddenDialogimRaumzurEntwicklungdes
Mög lichen. Auf diese Weise werden Betroffene nicht länger zu ‚Beplanten‘, 
dasheißtzupassivenObjektenvonPlanungsprozessendegradiert.Statt
dessen wäre es die Aufgabe von städtischer wie aktivistischer Planung, ihr 
pro fes sionelles Wissen in den Dienst der Betroffenen zu stellen und sie dabei 
zu unterstützen ihr Recht auf Stadt zu verwirklichen. Planung sollte Hilfe‑
stellung leisten, aus der Informalität oder Illegalität herauszutreten und 
bestehende Netzwerke, Strukturen, Provisorien und Begegnungsorte zu 
stabilisieren und verstetigen. 

Eine solche Perspektive stärkt die Betroffenen allgemein. Sie stärkt aber 
besonders die Perspektive derjenigen, die über weniger materielle, diskursive 
und mediale Ressourcen in Auseinandersetzungen verfügen als die junge, 
weiße,gebildeteMittelschicht,diedasPlanungsgeschehenvonuntenderzeit
dominiert. 

6. Wem gehört die Planung? – Stadt erkunden,  
Planung aneignen 

InZeiteneinessteigendenökonomischenVerwertungsdrucksindenStädten
und der zunehmenden Angleichung von Städten durch die Imple men tie‑
rung global zirkulierender policies wird es zu einer immer wichtigeren 
Aufgabe städtischer Politik und planerischen Handelns, Freiräume in der 
Stadt zu erhalten und weiterzuentwickeln. Hierzu müssen partizipative 
Pro zesse, die als Erfüllungsgehilfen eines postpolitischen Konsenses in der 
unter nehmerischen Stadt in Misskredit geraten sind, wieder repolitisiert 
werden. Daher sollte Burckhardts Frage „Wer plant die Planung?“ die 
Frage „Wem gehört die Planung?“ zur Seite gestellt werden. Hierzu ist 
mehr notwendig als das Planen am Schreibtisch oder das Erkunden eines 
Areals mittels der „Spaziergangswissenschaft“, die Lucius Burckhardt ent ‑
wickelthat(Burckhardt2006).ObbeiderLegalisierungöffentlicherVer
an stal tungs räume, der Bewältigung von Brand schutz pro blemen oder der 
Sicherung provisorischer Unterkünfte – Menschen brauchen Hilfestellung, 
um selbst zu Planer*innen der Stadt zu werden. Stadtplanung sollte ihre 
Expertise in den Dienst derjenigen stellen, die Stadt bereits gestalten. Dabei 
sollte sie weder Angst vor Armut, noch vor den aus ihrer Sicht her unter ge‑
kom men Ecken der Stadt haben. Stattdessen sollte sie sich Zeit nehmen, 
dieankonkretenOrtenstattfindenPraktikenundRaumproduktionenzu
verstehen, und fragen, wie sie im Sinne gelebter Urbani tät weiterentwickelt 
werden können. Hierzu können wir von urbanen Praktiken des Globalen 
Südens ebenso lernen wie von der Wissenschaft des postkolonialen Urbanis‑
mus. Die Rolle der Planung bestünde dann auch darin, den Zugang aller 
Bevölkerungsschichten zum öffentlichen Raum zu gewährleisten. Auf diese 
WeiseließesicheineRepolitisierungvonPartizipationebensoverwirklichen
wie eine machtsensible Planung im Sinne eines Rechts auf Stadt für alle.
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Bourdieu kommt nach York (Großbritannien)

Im Mai 2012 kam eine Gruppe internationaler Wissenschaftler_innen aus 
einem breiten Spektrum von Fachdisziplinen wie Soziologie, Anthropologie, 
Politikwissenschaft,GeografieundStädtebauaufEinladungvonMikeSavage
und mir zu einem zweitägigen Workshop zusammen, unterstützt durch die 
Zeitschrift International Journal of Urban and Regional Research (IJURR). 
Ziel des Workshops war es, die Perspektiven, den Ertrag und die Fallstricke 
der Anwendung des Bourdieuschen Denkgebäudes auf die Stadt (Taking 
Bourdieu to Town),d.h.eineangemesseneAnwendungderspezifischen
Konzepte, Methoden und Argumente des Autors von Die feinen Unterschiede 
im Kontext der Stadtforschung zu eruieren. Die Thematik der Tagung wurde 
folgendermaßenformuliert:

Zu Beginn des Jahrhunderts ist die Stadt wieder einmal der bevorzugte 
Ort rapider technisch‑ökonomischer Innovation, wiederaufkeimender 

Dieser Beitrag zeigt die Relevanz der Soziologie Bourdieus für die Stadtforschung auf, 
in dem er Bourdieus Frühwerk zu Macht, Raum und Urbanisierung im Béarn und Algerien 
aufgreift und es mit seinem Spätwerk verknüpft, in welchem er das soziale Leiden in der 
fran zösischen Metropole analysiert. Es wirft ein Schlaglicht auf die vier übergreifenden 
Prinzipien, die Bourdieus Forschungspraxis antreiben und eine fruchtbare Anleitung für die 
Stadtf orschung sein können: den Bachelardschen Imperativ des erkenntnistheoretischen 
Bruchs und der erkenntnistheoretischen Wachsamkeit; die Webersche Aufforderung zur 
drei fachen Historisierung des Handelnden (Habitus), der Welt (sozialer Raum, wovon das 
soziale Feld lediglich einen Untertypus darstellt) und der Kategorien des Analytikers (er kennt-
nis theoretische Reflexivität); den Leibnizschen-Durkheimschen Vorschlag, eine topologische 
Denk weise zu nutzen, um den Wechselbeziehungen zwischen symbolischem, sozialem und 
physischem Raum nachzuspüren; sowie das Cassirersche Moment, das uns dazu anhält, 
die konstitutive Wirksamkeit symbolischer Strukturen zur Kenntnis zu nehmen. Ich möchte 
zudem auf drei Fallstricke hinweisen, die eine Stadtforschung auf den Spuren Bourdieus 
tunlichst vermeiden sollte: die Fetischisierung von Konzepten; die Verlockung, sich der 
Sprache Bourdieus zu bedienen („speaking Bourdieuse“), ohne die Forschungsschritte, die 
die Bourdieuschen Begriffe verlangen, tatsächlich durchzuführen; sowie das zwanghafte 
Überstülpen seines Theorierahmens als Ganzes auch in Fällen, in denen es produktiver wäre, 
einzelne Bausteine zu übertragen.

An english abstract can be found at the end of the document.

* Dies ist die über ar-
bei tete Übersetzung 
eines Textes, der parallel 
im International Journal 
of Urban and Regional 
Research (IJURR) 
erscheint (in Druck).
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sozialer Ungleichheit, zementierter Marginalität und schwelender kul‑
turel ler Zerrissenheit. Diese nehmen neue und schärfere Formen an 
und bringen innovative Formen des Protestes hervor, die nach neuen 
ana lytischen Zugängen verlangen. Das Werk Pierre Bourdieus ist eine be‑
deu ten de theoretische und empirische Ressource, deren Nutzung für die 
Unter suchung dieser Phänomene noch brach liegt und die Stadtsoziologie 
bereichern kann. Dieser Workshop will Wis sen schaft ler_innen zu sam‑
men bringen, die Bourdieus zentrale Konzepte (Habi tus, Kapital, Feld, 
symbolischeMacht,Doxa)verwendethaben,umdieVerwindungenvon
Praxis, Struktur und Politik in der Stadt zu analysieren. Sie sollen eine 
Bestandsaufnahme ihrer Ergebnisse vor stellen, die Implikationen ihrer 
ArbeitverdeutlichenunddieVorzügeundGrenzendesBourdieuschen
Theoriegerüsts für die Stadtforschung auf zeigen.

Die Idee zur Tagung kam mir, nachdem ich Mike Savages provokativen, 
wenn auch voreingenommenen Aufsatz The Lost Urban Sociology of Pierre 
Bourdieu gelesen hatte, während ich im Herbst 2011 die Lehrveranstaltung 
zum Thema Metropolis Unbound: Whither Urban Sociology? in Berkeley 
durchführte. Die anhaltenden Schwierigkeiten, die relevantesten Stränge 
inBourdieusArbeitzurundimKontextderStadtzuidentifizieren,diefort
dauernde Konfusion um die Ursprünge und den Sinn seiner theoretischen 
Konstrukte, zusammen mit einer langsam anschwellenden, mittlerweile zu 
einemwahrenTsunamiangewachsenenFlutvonVeröffentlichungen,die
seine Konzepte rhetorisch in Anschlag bringen, ohne sie tatsächlich an zu‑
wenden,[1] hat in mir die Überzeugung wachsen lassen, dass die Zeit für eine 
ausdrückliche Einführung Bourdieus in die Stadtforschung reif ist. 

Dies erfordert drei komplementäre Schritte: Als Erstes gilt es, seine frühe 
und späte empirische Beschäftigung mit Urbanisierung und der räumlichen 
Dimen sion von Herrschaft ans Licht zu bringen, was im Gegensatz zur land‑
läufigenLesartsteht,dassBourdieuLetzteres„herunterspielte,wennnichtgar
außenvorließ“(Ripoll2010:365).Zweitensgiltes,dietopo lo gische Denkweise 
und die Trialektik des symbolischen, sozialen und physisch en Raums zu 
explizieren,dieimZentrumvonBourdieusVorstellungvonGesellschaftund
Geschichte steht (Wacquant 2013). Im dritten und allerwichtigsten Schritt 
gilt es, den beträchtlichen Korpus der Stadtforschung und der theoretischen 
Reflexion,dievoneinerneuenGenerationvonWissenschaftler_innen,die
Bourdieus Prinzipien und Theoreme in fruchtbarer Weise anwenden, weltweit 
be reits hervorgebracht worden sind, zusammenzustellen und bekannt zu 
machen.[2] Dies mündete schon bald in die Idee einer Arbeitskonferenz, um 
dasProjektanzuschieben,wasMikeSavagedannmitgroßerBegeisterung
undgroßzügigerweiseimdarauffolgendenFrühjahrinYorkübernahm.

AllenBerichtenzufolgewardieVeranstaltungeinelebhafteundanregende
Erfahrung,sowohlfürdieVortragendenalsauchfürdasPublikum.Am
ersten Tag fanden vier Sitzungen mit Wissenschaftler_innen statt, die 
Bourdieu bereits in der Stadtforschung verwendet haben. Sie befassten sich 
mit(1)territorialerAbschottungundderVerräumlichungvonUngleichheit,
(2) städtischer Zuwanderung, Ethnizität und Prekariat, (3) staatlicher 
Politik und der Erneuerung des Stadtraumes und (4) symbolischer Herr‑
schaft, kulturellem Kapi tal und den urbanen Mittelklassen. Am zwei ten 
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Tag gab es intensive Dis kus sion en zu kürzeren Papieren von Nach wuchs‑
wissenschaftler_innen(einschließlichDoktorand_innen)aussoweitaus
ein anderliegenden Orten wie Oslo, Los Angeles, Bristol, Winnipeg, Am ster‑
dam und Paris. Deren Themen waren Macht und Privilegien in der Stadt, 
Deprivation und Ordnungslosigkeit in Sozialbausiedlungen, Methoden 
zur Untersuchung von Gemeinschaft und kul tu rel ler Zerrissenheit sowie 
Großstadtpolitik.Im‚EventsandDebates‘TeildesInternational Journal of 
Urban and Regional Research wird zum Thema Taking Bourdieu to Town 
eine Auswahl der in York präsentierten Papiere veröffentlicht sowie weitere 
Artikel, die speziell für diese Ausgabe eingeworben wurden (erscheint im 
September 2017). 

EinerderzentralenVorzügedesBourdieuschenTheorierahmensist,
dass er sich auf unterschiedlichen Abstraktionsebenen und problemlos auch 
überunterschiedlicheanalytischeMaßstäblichkeitenhinweganwenden
lässt.Diesermöglicht,größereMachtstrukturen(einLand,einenStaatoder
eine Metropole) mit der Mesoebene der Institutionen (Felder der Kultur‑
pro duk tion, Wissenschaft, Publizistik und Politik) und der im Begriff der 
Praxis zusammengefassten kleinteiligen Ebene alltäglicher Interaktion und 
der phänomenologischen Beschaffenheit von Subjektivität zu verknüpfen. 
Ein zweites attraktives Merkmal der Bourdieuschen Soziologie ist ihr fes‑
tes Bekenntnis dazu, materielle und symbolische Determinanten nicht als 
ultimative Ursachen zu behandeln. Stattdessen sind sie miteinander ver‑
wo be ne Momente in einer Analyse, die sich immer gleichzeitig auf diese 
zwei konstitutiven Bestandteile des sozialen Lebens bezieht, und die zu‑
gleich Ressourcen sind, die sich mobilisieren und in soziale Strategien um‑
münzenlassen.EindritterVorteilistdieverlockendeMöglichkeiteines
methodologischen Polytheismus: Dies stellt einen Frontalangriff auf die 
herkömmliche Entgegensetzung etablierter Forschungsmethodiken dar, wie 
sie sich heutzutage in der tiefen Kluft und gegenseitigen Unkenntnis zwischen 
quantitativen Untersuchungen des ‚global urbanism‘ und qualitativen Studien 
zuurbanenFormenderVergemeinschaftung(sociability) und Kultur an der 
Basis manifestieren.[3] 

Die Relevanz Bourdieus für die Stadt:  
Ein kurzer Exkurs ins Frühwerk

Hier ist nicht der Ort, um das umfangreiche Werk Bourdieus (ungefähr 
37 Bücher und 400 Artikel) mit dem Ziel einer umfassenden Zusammenschau 
sei ner direkten oder indirekten Untersuchungen zu urbanen Formen und 
Kräften während seines fruchtbaren, vier Jahrzehnte währenden wis sen‑
schaft lichen Wirkens zu sichten. Es ist jedoch instruktiv, die grundlegende 
Rele vanz dieses französischen Soziologen für das klassische und gegen‑
wär tige Programm der Stadtforschung zu begründen und den Fokus auf 
das kaum bekannte Ensemble miteinander verbundener Untersuchungen 
zu lenken, die das Thema Urbanisierung indirekt angehen, nämlich seine 
frühen Schriften zu sozialen Umbrüchen, kulturellen Brüchen und zur Sub‑
jekt formation im kolonialen Algerien und in der französischen Provinz.[4] 

In einer Reihe längerer Artikel und drei Büchern (verfasst von ihm allein 
und gemeinsam mit seinem kabylischen Schüler und Forschungsassistenten 
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Adbelmalek Sayad sowie einer Gruppe in Algier angesiedelter Mathematiker 
des französischen Amts für Statistik), die zwischen 1958 und 1964 veröffentlicht 
wurden, analysierte der junge Bourdieu die verheerenden Widersprüche 
undKonflikteinderalgerischeKolonialgesellschaft,wohinmanihnzum
Militärdienst geschickt hatte, sowie die Krise der bäuerlichen Gesellschaft 
im Béarn. In dieser abgelegenen ländlichen Region in den Pyrenäen ist er 
aufgewachsen, bevor er zum Studium nach Paris zog.[5] An beiden Orten ist 
die Urbanisierung die Haupttriebkraft und der zentrale Ausdruck sozialer 
Transformation. Die Stadt, die Kleinstadt oder das Lager ist der Ort, an 
dem jene Kräfte verankert sind und sich materialisieren, und die einerseits 
fürdieAuflösungdesSozialgefügesdesfranzösischenländlichenRaumes
und anderseits für den Sturz des französischen Imperialismus in Algerien 
verantwortlich sind. 

Indem er Sozialgeschichte, Statistik und Ethnographie kombiniert, 
zeigt Bourdieu anhand einer Untersuchung von Heiratsmustern im Dorf 
seiner Kindheit, wie ökonomischer und sozialer Status den wachsenden 
Junggesellenanteil in einer bäuerlichen Gesellschaft mit Erstgeburtsrecht 
beeinflussen,undzwarvermitteltdurchdaskonkreteBewusstsein,dasdie
Männer hinsichtlich dieses Sozialstatus entwickeln. Die Szene, in der sich 
die örtlichen Junggesellen bei einer samstäglichen Tanzveranstaltung am 
RandederTanzflächeversammeln,ohneselbstzutanzen,dientBourdieu
zur Analyse des kulturellen Zusammenpralls zwischen Stadt und Land und 
der Abwertung der männlichen Dorfbevölkerung durch das Eindringen der 
städtischen Bewertungskriterien in die ländliche Welt:

So ist dieses kleine Tanzvergnügen auf dem Land Anlass für einen 
regelrechten Kulturschock. Dadurch platzt die gesamte städtische 
WeltmitihrenkulturellenVorbildern,ihrerMusik,ihrenTänzenund
ihren Körpertechniken in die bäuerliche Welt hinein. Die traditionellen 
MusterfürdieVerhaltensweisenaufeinemFestsindverlorengegangen
oder mussten den städtischen Mustern weichen. In diesem Bereich, wie 
auch anderswo, ist die Initiative den Leuten aus dem Dorf vorbehalten. 
(Bourdieu 2008 [2002]: 106f.)

Da junge Frauen durch ihre Erziehung und ihre Stellung in der geschlechts spe‑
zifischenArbeitsteilungfürtenue(Kleidung,Haltung,Verhalten)sensibilisiert
sind und offen gegenüber den Idealen der Stadt, die in ihren Augen für Emanzi‑
pa tion steht, assimilieren sie die kulturellen Muster der Stadt schneller als die 
Männer.IndemMaße,wiederBauerdasabgewerteteSelbstbildinternalisiert,
das sich andere durch das Prisma urbaner Kategorien von ihm machen, beginnt 
er, seinen eigenen Körper als „ver bäuer licht“ wahrzunehmen, als belastet 
von den Spuren der mit dem land wirt schaftlichen Leben einhergehenden 
Tätigkeiten und Einstellungen. Der Eindruck der Minderwertigkeit, den er 
von seinem Körper gewinnt, führt dazu, dass er eine introvertierte Haltung 
einnimmt. Dies verstärkt wiede rum die Schüchternheit und Unbeholfenheit, 
die durch die von extre mer Geschlechtertrennung und die Unterdrückung 
von Emotionen ge kenn zeich neten Sozialbeziehungen verursacht werden. Der 
darausresultierendeRückgangehelicherVerbindungenbringtdasSystem
sozialer Re pro duk tions strategien zum Entgleisen und stürzt die bäuerliche 
Gesell schaft in eine „tödliche Krise“ (Bourdieu 2008 [2002]: 119). 
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Aus dieser Untersuchung ergibt sich das Bild der Stadt als dem unsicht‑
baren Ort von Schule, Massenmedien und gewerblichen Tätigkeiten, 
d. h. Institutionen, deren magnetische Anziehungskraft und entfernte Reize 
eine „Öffnung“ des lokalen sozialen und symbolischen Raums befördern. 
In der Konsequenz tritt „der Gegensatz zwischen dem Stadtbewohner 
und dem Bauern vom Lande“ an die Stelle des Gegensatzes zwischen 
dem ältesten Sohn und seinen jüngeren Brüdern, zwischen Arbeitern und 
Bediensteten und zwischen Familien mit viel oder geringem Grundbesitz 
(Bourdieu 2008 [2002]: 57, 72, 92) und prägt nach und nach alle sozialen Bin‑
dung en und kulturellen Hierarchien.[6] Bourdieu zeichnet die sich ver än dern‑
degeographischeVerteilungvonMenschen,TätigkeitenundAktivitätenüber
ein halbes Jahrhundert hinweg ebenso nach wie die räumliche Organisation 
des Hauses. Es geht ihm darum, aufzuzeigen, wie „[d]er Gegensatz zwischen 
demBauernunddemStädter[…]heuteimHerzenderdörflichenGemeinde
[beginnt]” (Bourdieu 2008 [2002]: 92) und diese von innen her aushöhlt. 
SoanalysierterAusmaßundRichtungvonEheschließungenzwischenden
Dörfern und der Stadt nach geographischer Ent fernung zwischen den Part‑
ner_innenundstelltfest,dassderAnteil„externerEheschließungen“im
ZeitverlaufindemMaßezunimmt,wiesichStadtbewohner_innenvon
den Dörfern abwenden, um in anderen Städten auf Partnersuche zu gehen. 
Daraus folgt, dass 

[d]iegesellschaftlicheDistanz[…]vielrigorosereBeschränkungen
auf[erlegt] als die räumliche Distanz. Der Kreis der Heiratsbeziehungen 
löst sich von seiner geographischen Basis, um sich um neue gesell‑
schaft liche Einheiten zu legen, die sich durch die Tatsache auszeichnen, 
dass ihnen gewisse Lebensbedingungen und ein gewisser Lebensstil 
gemein sam ist. (Bourdieu 2008 [2002]: 80f.) 

Anders ausgedrückt führen die urbanen Kräfte durch die Diffusion von 
seitens der Stadt hervorgebrachten mentalen Konstrukten zur Ent kop pe‑
lung des sozialen Raums vom physischen Raum. Dies wird der reife Bour‑
dieu (2008 [2002]: 213) später als „die Entstehung eines einheitlichen Marktes 
symbolischer Güter“ bezeichnen. Zudem reichen die Auswirkungen dieses 
Prozesses weit über die Grenzen der Stadt hinaus, welche die Stadtsoziologie 
naiverweise als die Grenze ihres empirischen Gegenstandes betrachtet.

Überqueren wir das Mittelmeer, sehen wir den jungen Bourdieu, wie er 
die zwei Seiten der grundlegenden Umwälzung der französischen Kolonie 
Algerien untersucht, die in einen blutigen Unabhängigkeitskrieg (1954‑
1962) verstrickt war, bei dem es um die Kontrolle sowohl ländlicher wie 
städtischer Räume ging. In Le Déracinement (Bourdieu/Sayad 1964; auch 
Bourdieu  1958: Kapitel 6) kombiniert der sich nun der Soziologie zuwendende 
fran zösische Philosoph Umfrageforschung mit Ethnographie. So zeichnet er 
nach,wiedieeinheimischeBauernschaftundihreangestammte,aufVer
wandt schaft und Ehre basierende Produktionsweise zerstört wurde: durch 
Land raub, die infolge der Entwicklung städtischer Märkte vorangetriebene 
KommodifizierunglandwirtschaftlicherProdukte,sowiedieVertreibungund
Zwangs um sied lung von Millionen von fellahin.[7]DerverzweifelteVersuch
des  fran zösischen Militärs, die Unterstützung für den nationalistischen 
Aufstand durch eine gewaltsamemassive Umsiedlung der Bevölkerung 
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zu untergraben, brachte zwei unterschiedliche urbane Konstellationen 
hervor: durch das Militär kontrollierte Lager sowie Elendsviertel, die in 
und um die zentralen Städte der Kolonie wucherten. Travail et travailleurs 
en Algérie (Bourdieu et al. 1963) greift die Seite der Stadt auf, um die er‑
schwer ten Bedingungen der Herausbildung einer Arbeiterklasse in den 
dicht bevölkerten, unkontrolliert wachsenden Stadtteilen und Wohnanlagen 
von Algier zu dokumentieren. Das Werk erkundet die Tiefen der Dialektik 
„öko no mischer und temporaler Strukturen“, um nachzuvollziehen, wie 
sich Bauern die mentalen Schemata aneignen (oder eben nicht), die für 
die Teilnahme an der kapitalistischen Wirtschaft und den Umgang mit der 
befremdlichensozialenSzeneriederStadtnotwendigsind,einschließlich
des „kalkulierenden Geistes“, welcher der für die moderne Urbanität 
charakteristischen„RationalisierungdesHandelns“Vorschubleistet.

Diese zwei Untersuchungsstränge führen zu der Erkenntnis, dass die 
Kontrolle und Markierung des Raums und der Siedlungen sowohl für die 
koloniale Machtausübung als auch für den einheimischen Widerstand (sei 
esderKonfliktzwischenBerbernundArabern,seiesderzwischenAlgeriern
und Franzosen) von zentraler Bedeutung sind. Dabei spielt die Aneignung 
des städtischen Wohnraums bei der Restrukturierung der materiellen und 
moralischen Haushaltsökonomie eine zentrale Rolle. Die Position auf dem 
Arbeitsmarkt und der unterschiedliche Zugang zu Wohnraum befördern in 
der Tat die Kluft zwischen einer stabilen, die nationale Revolution unter stütz‑
en  den Arbeiterklasse und einem entwurzelten, dem Millenarismus zuge‑
neig ten Subproletariat (Bourdieu 1977). Überraschenderweise ist es jedoch 
die akribische Soziographie der Entstehung, Struktur und Funktionsweise 
der Lager für die vertriebenen Bauern, welche die klarste Blaupause der 
Bourdieuschen Stadtsoziologie bietet. Denn das Lager ist zugleich ein proto‑
urbanes und anti‑urbanes Gebilde: Einerseits entwertet es die traditionellen 
Seins,DenkundEmpfindungsweisenderumgesiedeltenLandbevölkerung
und fungiert als eine Art Akklimatisierungskammer für die Gewöhnung an die 
kulturellenFormenundsozialenVerhältnissederStadt.Anderseitswirktes
der Urbanisierung entgegen, indem es die Bewohner_innen der Ressourcen 
beraubt–einschließlichdesRaumsundderZeit–,diesieinihremRingen
um soziale Perspektiven und Unterteilungen für die Anpassung an ihren 
entwurzelten Zustand benötigen würden. Als ein durch Zwang künstlich 
ins Leben gerufenes sozialräumliches Gebilde stellt das Lager ein extremes 
sozialesExperimentdar,wasBourdieu„realeundfiktiveUrbanisierung“
(Bourdieu/Sayad 1964) nennt.

An diesem Punkt erscheint es sinnvoll, sich das Kapitel „Des citadins sans 
cité“ in Le Déracinement inErinnerungzurufen,daesdie„Verflechtungen,
die die Struktur der räumlichen Organisation, die Struktur sozialer Gruppen 
unddieFormderVergemeinschaftungverbinden“,darlegt(Bourdieu/
Sayad 1964: 118).[8] Eine plötzliche Zusammenballung [von Menschen] im 
Zuge von Zwangsumsiedlungen löst eine „brutale und totale Transformation 
[…]aufallenEbenensozialerRealität“(ebd.)aus.DiezunehmendeGröße,
DichteundVielfaltvonSiedlungen–dieLouisWirths(1974[1938])klas
sisch er Definition von „Urbanität als Lebensform“ entspricht – führt zu 
einerVerringerungdersozialenDistanzzwischenetabliertenGruppen
(Stäm men und Abstammungslinien) und einem raschen Wandel der 
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sozialen Organisation vom Klan zur Kernfamilie. Die neuen, separaten 
Wohn ein hei ten für einzelne Familien „verstärken und beschleunigen die 
Schwächung verwandtschaftlicher Bindungen“ und fördern „das Entstehen 
von Solidaritäten, die auf Nachbarschaft und vor allem auf der Ähnlichkeit 
der Lebensbedingungen beruhen“ (Bourdieu/Sayad 1964: 119, 121). Die Enge 
des Lagerlebens „dividiert die Gruppe auseinander“, indem es ihre Mit glie der 
zerstreut und „kulturelle Ansteckung“ durch die „Konfrontation mit Unter‑
schieden“ und die „Erweiterung des Bewusstseins und des Wissens von der 
Welt“ fördert (ebd.: 123). Indem ein „soziales Feld urbanen Typs“ (ebd.: 132) 
geschaffenwird,inwelchemAnonymitätdiewechselseitigeVertrautheit
ersetzt,fördertdasLagerdieEntstehungeinerneuenFormderVergemein
schaf tung (sociability). Symbolisiert wird sie einerseits durch das Kaffeehaus 
sowieandererseitsdurchdieVerbreitungdesweiblichenSchleiersalsReaktion
auf disruptive Überschneidungen der männlichen und weiblichen Sphären. 
Soli da rität auf der Grundlage „traditioneller Gebote“ und eines „Gefühls der 
Brüder lichkeit“ wird ersetzt durch eine durch „[die] Beliebigkeit [sozialer 
Beziehungen] aufgezwungene Solidarität des Elends“ (ebd.: 136f.).

Unter den „quasi‑urbanen Umständen“ des Lagers sind die dominierenden 
VerhaltensundKonsummusterjenederStadt–dasLagerwirdblad genannt, 
was in der Berbersprache ‚Stadt‘ bedeutet. Diese Muster „entwerten bäuerliche 
Tugen den, die fortan nutzlos und fehl am Platz sind“, untergraben das Alter 
alsQuellevonAutoritätund„führenzueinerVerkehrungtraditioneller
Hierarchien“(ebd.:141).DiesistzumVorteilderer,dieaufgrundihrer
sozialen Herkunft am besten mit urbanen Praktiken und Normen vertraut 
sind. Hinzu kommt, dass 

der Bruch mit der alten Umgebung und den damit einhergehenden 
Gewohnheiten, die Ausweitung der Felder sozialer Beziehungen und 
allein schon die Struktur des bewohnten Raums, sei es die Siedlung oder 
daseigeneHeim,[…]urbaneVerhaltensweisen,Sorgen,Interessen
und Ambitionen hervor[rufen], die dem Stadtbewohner eigen sind 
(ebd.: 142).

Belegt wird dies beispielsweise durch den raschen Wandel der Konsum‑
muster(derBesuchvonKaffeehäusern,dieAusgabenfürmedizinischeVer
sor gung und das Tabakrauchen nehmen in spektakulärer Weise zu), die 
Mode (traditionelle Frisuren verschwinden, das Krawattentragen und die 
Verschleierungkommenauf)unddenErwerbeinerVielzahlneuerhäuslicher
Güter (metallene Betten, Schränke, Blechdosen und ‑teller usw.).[9] Im Lager 
dienenEinkommenundVermögennichtmehrzurAufrechterhaltungvon
VerwandtschaftsbeziehungenundzurWahrungkollektiverbäuerlicher
Werte. Ganz im Gegenteil: „die Neureichen der heutigen Zeit, deren Reich‑
tum nur selten dem Land entspringt, sind bestrebt, die Stadtbewohner nach‑
zu ahmen, und nutzen jedwede Möglichkeit, ihre Distanz zu den Bauern zu 
demon strieren“ (ebd.: 143). Strategischer Individualismus und kulturelle 
Anomienehmengleichermaßenzu:

Durch die Zerstreuung sozialer Einheiten, nachlassende traditionelle 
Sozialbindungen und die reduzierte Kontrolle öffentlicher Meinung 
wirddieVerletzungderRegelselbstzusehendszurRegel;nichtssteht



180       2017, Band 5, Heft 1/2s u b \ u r b a n

dem durch die moderne Ökonomie eingeführten Individualismus im 
Wege. In den neu geschaffenen Siedlungen mit ihren riesigen An samm‑
lungen isolierter Individuen fühlt sich jeder einzelne durch Anonymität 
geschützt. Jede Person fühlt sich für sich selbst verantwortlich, jedoch 
nur für sich und nur sich selbst gegenüber. (ebd.)

ErzwungeneProtoUrbanisierungtransformiertauchdasEmotionsprofildes
Alltagslebens:Eine„kollektiveMelancholie“machtsichbreit,die„Verzweif
lung und Sorge verraten“. Es ist bezeichnend, dass die Bewohner_in nen des 
Lagers Kerkera drei Ausdrücke verwenden, um ihrem Gefühl des Ge fang en‑
seins in einem unwirtlichen Raum Ausdruck zu verleihen. Sie sprechen vom 
Gefängnis, von der Nacktheit und von der Dunkelheit der Nacht (was an die 
Sprache der Insassen von NS‑Konzentrationslagern erinnert).[10] Denn alles 
in der Anordnung ihrer gebauten Umwelt  „enttäuscht und konterkariert 
die Erwartungen“, die sie vom Lande mitbringen (ebd.: 152): von der 
„funktionalen Gleichförmigkeit der standardisierten Wohneinheiten“ und 
demGrundrissderHäuser(ohneHof,ZäuneundFreiflächen)bishinzuden
reglementierten Standorten der Geschäfte und Brunnen und der Breite und 
AusrichtungderStraßen.Dieslässtsichamklarstenander„Körpersprache“
und den Bewegungsmustern der Lagerbewohner_innen erkennen: Anstatt 
dieschnellsteVerbindungzwischenzweiPunktenzunehmen,laufendie
Männer Umwege und bewegen sich verstohlen entlang der Mauern, während 
die Frauen in den Innenräumen eingeschlossen bleiben, weil sie nicht mehr 
denSchutzexklusiverweiblicherRäumegenießen.

SchließlichverändertdieUmsiedlung„durchdasUmwälzenderOrga
ni sation des Lebensraums als dem Ort technischen und rituellen Handelns 
[…]dendamitverbundenenzeitlichenRhythmus“undbeeinträchtigtsogar
„die Zeiterfahrung insgesamt“ (ebd.: 156). Im Lager entdecken die fellahin 
und ihre Angehörigen den kapitalistischen Begriff der Arbeit und die damit 
verbundeneVorstellungvonZeitalsknappemGut,dasgespart,genutztoder
verschwendet werden kann. Sie werden neuen Zeitrhythmen unterworfen, 
diedurchSperrstunden,dieÖffnungsundSchließzeitenderSchulen,
derVerwaltungsstellen,derKlinikunddesBrunnenssowiedurchlängere
Wegezeiten bestimmt sind. Die Zeit ist jetzt nicht mehr durch traditionelle, 
den Tagesablauf für alle synchronisierende Aktivitäten wie die täglichen 
fünf Gebete zugerichtet und geprägt, sondern durch das periodische Läuten 
derGlockenunddasregelmäßigeKlingelnderTelefoneimWachturm.An
allen Fronten kristallisieren sich dieselben, von Bourdieu schon im Béarn 
entdeckten sozialen und symbolischen Gegensätze zwischen Bäuer_innen 
undStädter_innenheraus,diedieAuflösungderdörflichenGesellschaftder
Kabylei beschleunigen.

Diese komprimierte Rekapitulation der mittelmeerübergreifenden Un ter‑
such ungen des frühen Bourdieu zu Widersprüchen und Wandel im provin‑
ziellen Béarn und im kolonialen Algerien demonstriert die unmittelbare 
Relevanz seiner Arbeit für das, was den Kern der Stadtsoziologie ausmacht. 
Obgleich er vom ländlichen Raum ausgeht, befassen sich diese Arbeiten nicht 
nur mit den Zusammenhängen von Macht, Raum und Urbanisierung in 
zwei Gesellschaften. Sie konstatieren auch, dass alle sozialen und mentalen 
Strukturen räumliche Entsprechungen und Bedingungen ihrer Möglichkeit 
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haben. Jegliche soziale Distanz und Machtverhältnisse drücken sich in räum‑
licher Distanz aus und werden wiederum durch sie verstärkt. Die Nähe zum 
Zentrum der Kapitalakkumulation (egal, ob ökonomisches, militärisches 
oder kulturelles Kapital) ist dabei eine zentrale Determinante der Stärke 
und Geschwindigkeit des sozialen Wandels. Diese frühen Untersuchungen 
legen in der Tat nahe, dass staatliche Macht (koloniale in Algerien, zentrale 
in Frankreich) durch die Kontrolle und Durchdringung des Raumes, die 
Organisation der Siedlungsstrukturen (durch sich ergänzende Prozesse der 
VerdichtungundZersplitterung),diegeographischeVerteilungvonsym
bolischenAutoritätenunddieRegulationphysischerMobilitätgemäßder
folgenden rudimentären Formel ausgeübt wird: 

Macht ð physischer Raum  ð Sozialstruktur und  
            soziale Beziehungen ð Praxis und Subjektivität

(einschließlichderKonstitutiondesSelbst,derAmbitionen,derEmotionen
und des Zeitgefühls).[11] Darüber hinaus zeichnen sie das Bild der Stadt als 
spezifischessozialesMilieu.Diesesistcharakterisiertdurchbeschleunigte
soziale und funktionale Differenzierung, das Herauslösen der Symbolik 
aus den alltäglichen Beziehungen (was kulturelle Weiterentwicklung und 
Innovation zur Folge hat), die Ausbreitung von Anonymität und Indi vi‑
dualität,diewachsendeinterneHeterogenitätundVervielfältigungder
Habi tus und das zunehmende Auseinanderdriften von Positionen und Dis‑
po si tionen. Kurz gesagt, Bourdieus frühe Untersuchungen des Béarn und 
Algeriens konstituieren seine wahre, ‚unbeachtete Stadtsoziologie‘ und sind 
die reichhaltigste Fundgrube von Beobachtungen und Hypothesen, die er 
für das Studium der Sozialstruktur und Lebenswirklichkeit in der Stadt 
angeboten hat. 

EinweitererVorzugdieserkaumbeachtetenVeröffentlichungenaus
den frühen 1960er Jahren ist, dass sie die vergessenen Grundlagen einer 
allgemeinen Problematik der wechselseitigen Projektion‑Konversion von 
symbolischem, sozialem und physischem Raum im Zuge der Kämpfe um die 
Aneignung und Markierung der gebauten Umwelt offenlegen, die Bourdieu 
drei Jahrzehnte später in seiner Arbeit zum sozialen Elend in der Metropole 
explizieren sollte. Bourdieu hatte 1990 Fördermittel von Frankreichs Caisse 
des dépots et consignations (einem staatlichen Finanzinstitut, das mit der 
Förderung wirtschaftlicher Entwicklung und sozialem Wohnungsbau beauf‑
tragt ist) erhalten, um eine soziologische Diagnose der sich verschärfenden 
Problemlagen in den städtischen Peripherien des Landes zu erstellen. Diese 
nahmenimZugederwiederkehrendenöffentlichenUnruhendenCharakter
eines zentralen nationalen Problems an (Jazouli 1992). Um die Parameter der 
inTeamarbeitdurchgeführtenFeldstudiezuexplizieren,dieschließlichindem
gemeinsamen Buch Das Elend der Welt (Bourdieu et al. 1997 [1993]) münden 
sollte, erklärte sich Bourdieu bereit, zusammen mit William Julius Wilson der 
internationalen Konferenz Poverty, Immigration and Urban Marginality in 
Advanced Societies vorzusitzen, die im Mai 1991 am Pariser Maison Suger 
statt fand.[12] Bei dieser Gelegenheit stellte Bourdieu ein Arbeits papier mit dem 
Titel Social Space and the Genesis of Appropriated Physical Space vor. Dieses 
dient im geplanten IJURR‑Heft Taking Bourdieu to Town als Einführung und 
zur Rahmung des Events and Debates‑Teils (Bourdieu 2017 [1991]). In diesem 
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Text, wovon ein Teil später das Kapitel „Orts effekte“ im Buch Das Elend der 
Welt werden sollte (Bourdieu 1997), warnt der französische Soziologe vor 
der Fetischisierung des Raumes. Auf einer abstrakten Ebene formuliert er 
die Beziehungen zwischen sozialem und physischem Raum, wie sie sich in 
den Untersuchungen im Béarn und in Algerien konkret manifestiert hatten. 
Aber wie soll diese analytische Agenda umgesetzt werden? Um diese Frage zu 
beantworten, müssen wir uns den Prinzipien der Forschungspraxis zuwenden, 
die Bourdieu der Stadtforschung vorschlägt. 

Die übergreifenden Prinzipien für die Arbeit mit Bourdieu

Es gibt viele Möglichkeiten, Bourdieu für die Anwendung in jedwedem 
Forschungsgebiet zuzuschneiden, und es gibt mehrere Standardwerke, die 
jenen, die mit Raum‑ und Stadtforschung befasst sind, in seine Hauptwerke 
ein führen und einen Überblick verschaffen sollen (z. B. Painter 2000, 
Cresswell2002,Webster2010,Fogle2011,Lippuner2012).Andernorts
habe ich eine detaillierte Diskussion vorgelegt, wie sich Habitus, sozialer 
Raum, bürokratisches Feld und symbolische Macht in einer vergleichenden 
Untersuchung des triadischen Zusammenhangs von Marginalität, Ethnizität 
und Bestrafen in der neoliberalen Stadt (Wacquant 2014) anwenden und 
anordnen lassen. Hier möchte ich vier übergreifende Prinzipien beleuchten, 
die Bourdieus Forschungspraxis fundieren und antreiben. Diese Prinzipien 
entgehen leicht der Aufmerksamkeit einer eiligen Leserschaft; sie können die 
Stadtforschung jedoch in fruchtbarerer Weise anleiten als die Exegese dieses 
oder jenes Textes. Im Sinne einer komprimierten Merkformel verknüpfe ich 
sie mit fünf Autoren, die zentrale Pfeiler im Bourdieuschen Denken reprä‑
sentieren:Bachelard,Weber,LeibnizundDurkheimsowieCassirer.[13] 
Zudem sei auf drei miteinander zusammenhängende Fallstricke verwiesen, 
die eine Stadtforschung auf den Spuren Bourdieus tunlichst vermeiden sollte: 
die Fetischisierung von Konzepten (die Forschung dort enden lässt, wo sie 
eigentlichbeginnensollte),dieVerlockung,sichderSpracheBourdieusals
einer wissenschaftlichen Modesprache zu bedienen, sowie das zwanghafte 
Überstülpen seines gesamten Theorierahmens auch in Fällen, in denen es 
produktiver wäre, einzelne Bausteine zu übertragen.

1. Das Bachelardsche Moment: Distanziere dich vom ‚gesunden Men‑
schen verstand‘ (der in drei Spielarten auftritt: alltagsbezogen, poli‑
tisch und wissenschaftlich), um etablierte Analysekategorien zu hin‑
ter fra gen, vorgefertigte Problemdefinitionen zu dekonstruieren und 
robus te analytische Konzepte zu schmieden, die durch und für die empi‑
rischeAnalysegeschaffenwerden,währendsiedieVorstellungendes
Alltagsverstands zwar einbeziehen, aber auch deutlich von ihnen abweichen 
(Wacquant 2002). Es handelt sich hier um die unmittelbare An wen dung 
des Imperativs des erkenntnistheoretischen Bruchs und der erkennt‑
nis theoretischen Wachsamkeit. Er bildet die zentrale Lehre der „Histo‑
rischen Wissenschaftstheorie“ – jener Wissenschaftsphilosophie, die von 
BourdieusMentorenGastonBachelardundGeorgesCanguilhementwickelt
wurde und die er selbst von den Natur‑ und Lebens wis sen schaften auf 
die Sozialwissenschaften übertragen hat (Bourdieu et al. 1991 [1968], 
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Bourdieu 2001; siehe Rheinberger 2010 für eine komprimierte Darstellung 
dieser Strömung). Hier geht es um einen Aspekt der Forschung, der allzu 
oft als selbstverständlich igno riert oder übersprungen wird: Weite Bereiche 
derStadtforschungakzeptierendieBegrifflichkeiten,Fragestellungenund
Sorgen, die von Stadt ver wal tungen, Politik, Medien oder wissenschaftlichen 
Mode strö mungen ins Feld geführt werden, wo sie doch stattdessen das histo‑
rischUnbewussteunddiesozialenVorurteile,diedieseninhärentsind,
aufdecken und neutralisieren sollten, indem sie genau dies zum Objekt ihrer 
Analyse machen. Entsprechend die Warnung Bachelards (1978 [1938]: 47): 
„Der wissenschaftliche Geist verbietet uns Meinungen über Fragen, die wir 
nichtverstehen,überFragen,diewirnichtklarzuformulierenwissen.Vor
allem gilt es, Probleme aufzustellen.“

2. Das Webersche Moment: Arbeite mit einer dreifachen Historisierung: 
des Handelnden (unter Anwendung des Habituskonzepts), der Welt (auf 
Grundlage des Begriffs des sozialen Raums, wovon das soziale Feld nur 
einen Untertyp darstellt) und der Kategorien und Methoden des Analytikers 
(erkenntnistheoretischeReflexivität).DiesesPrinzipisteinAusdruckvon
Bourdieus radikal historischer und agnostischer Sicht auf soziales Handeln, 
Strukturen und Wissen, die in Geist und Methode am ehesten dem Werk 
Max Webers entspricht, selbst wenn Letzterer einem dem Relationismus 
BourdieusvölligfremdenanalytischenIndividualismusverpflichtetwar
(Bourdieu 2011 [2000]).  

Aus Sicht beider Autoren durchzieht Herrschaft das soziale Leben, nimmt 
dabeiabereineVielfaltunterschiedlicherFormenan,diesichnichtauf
eine wie auch immer geartete ökonomische Basis reduzieren lassen. Sie 
bedürfenstetsderVermittlungdurcheinediefraglicheBeziehungrahmende
symbolische Autorität, weshalb Weber (1958) den Fokus auf Legitimität und 
Bourdieu auf die soziale Produktion von Doxa legt.[14] Entsprechend sollte 
man urbane Konstellationen, Kategorien und Praktiken als die Produkte, 
Waffen und Einsätze, die auf dem Spiel stehen, in den Auseinandersetzungen 
um multiple Tem po ralitäten begreifen. Diese reichen von der longue durée 
säkularer Makro  struk  turen über die mittleren Zeitrhythmen politischer 
Zyklen und institutioneller Rotationen bis hin zum kurzfristigen phäno‑
me no logischen Horizont der Menschen an der Basis. Dieses Gebot steht 
im Widerspruch zu der sogar von Stadtforscher_innen, die mit seinem 
Ansatz sympathisieren (z. B. Harding/Blokland 2014: 129f.), fort während 
erzählten abgedroschenen wissenschaftlichen Mär von Bourdieu als ‚dem 
Reproduktionstheoretiker‘, erfasst aber in akkurater Weise sowohl seine 
expliziten Arbeitsanweisungen als auch seine reale wissenschaftliche Praxis 
(Bourdieu/Wacquant 1992, Wacquant 2017a).

3. Das Leibnizsche‑Durkheimsche Moment: Bemühe die topo lo gische 
Argu men tationsweise, um die wechselseitigen Ent sprech ungs ver hält nisse, 
VerschiebungenundVerzerrungenzwischensymbolischemRaum(dem
RastermentalerKlassifikationen,dieMenscheninihrerkognitivenund
konativenKonstruktionderWeltleiten),sozialemRaum(derfluktuierenden
VerteilungsozialwirksamerGüteroderwirksamenKapitals)undphysischem
Raum (der gebauten Umwelt als Ergebnis konkurrierender Bemühungen zur 
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Aneignung materieller und ideeller Güter im und durch den Raum) her aus‑
zu arbeiten. Diese Denkweise ist unverzichtbar, da „der soziale Raum sich 
tendenziell in Form einer bestimmten Anordnung der Akteure und Eigen‑
schaf ten mehr oder weniger verzerrt in den physischen Raum übersetzt. 
Folglich finden alle Un ter tei lung en und Unterscheidungen des sozialen 
Raums (oben/unten, links/rechts usw.) ihren realen oder symbolischen Aus‑
druck in dem als dinggewordener sozialer Raum fungierenden physischen 
Raum.“ (Bourdieu 2001: 173) Dieses Prinzip steht an der Schnittstelle 
zwischen der geometrischen Komponente in Bourdieus Denken, die auf 
seiner frühen begeisterten Lektüre von Gottfried Wilhelm Leibniz beruht 
(des sen Analysis Situs, entwickelt in Reaktion auf Pascals perspektivische 
Geo metrie, ist beispielhaft für den monistischen Rationalismus, den Bourdieu 
erweitern möchte),[15] und dem morphologischen Strang, der sich von dem 
von Durkheim und Mauss (1993 [1901]) kühn formulierten Ent sprechungs‑
ver hältnis zwischen physischem Substrat, der Anordnung sozialer Gruppen 
undden„Klassifikationsformen“,mittelsderersiesichselbstunddieWelt
wahrnehmen, ableitet.

4. Das Cassirersche Moment: Erkenne die konstitutive Wirkmächtigkeit 
sym bolischer Strukturen und analysiere ihre Prägekraft in zwei Rich tung en: 
zum einen hinsichtlich der subjektiven Dispositionen (Kate go rien, Fähig keiten 
und Wünsche), die den Habitus konstituieren, und zum anderen hinsichtlich 
desobjektivenGeflechtsvonPositionen(VerteilungeneffektiverRessourcen),
ausdenenInstitutionenbestehen.ErnstCassirers(1990[1944])genetische
„Philosophie der symbolischen Formen“ ist die Hauptinspirationsquelle 
für Bourdieus kraftvolles Konzept symbolischer Macht, welches den Kern‑ 
und Kulmi na tions punkt seines Werks darstellt. Allerdings wird es in den 
kon ven tionellen Les arten und Anwendungen von Bourdieu, die zu einem 
un voll stän digen und redundanten Triptychon von Habitus, Kapital und 
Feld (Wacquant 2017a) erstarrt sind, häufig übersehen. Da der Mensch 
der physischen Welt nicht als einer brachialen Realität begegnet, sondern 
vermitteltdurchSymbole(diesichinCassirersTaxonomieinFormvon
Sprache, Mythen, Religion, Kunst und Wissenschaft materialisieren), muss 
selbst die objektivistischste Wissenschaft der Stadt zwangsläufig Raum 
fürdiekonkurrierendenKlassifikationsschematalassen,mittelsdererdie
Akteure der Welt Struktur und Sinn geben. Und da die soziale Welt stets 
auseinerVielzahlunterschiedlicherBlickwinkelerfahrenundkonstruiert
werden kann, stellen diese konkurrierenden Symbolsysteme so viele Waffen 
in den „Auseinandersetzungen um die Schaffung und Durchsetzung der 
legitimen Weltsicht“ dar (Bourdieu (2016 [1985]: 17). Auf den urbanen Raum 
angewandt impliziert dieses Prinzip, dass nicht nur auf die Phänomenologie 
des urbanen Lebens im Sinne einer an bestimmten Orten gelebten Realität 
zu achten ist, sondern auch auf die Begriffe, die zur Bezeichnung von 
Menschen, Objekten, Aktivitäten und Orten in der Stadt verwendet werden. 
Denn gerade angesichts der Konzentration von symbolischen Autoritäten 
(religiöser, politischer, juristischer, journalistischer, künstlerischer und 
wissenschaftlicher Natur) in der Metropole stellen Kategorisierungen, die 
Konsequenzen zeitigen, ein besonders wirkungsvolles Mittel zur Bewahrung 
oder Transformation der Realität dar.[16]
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Zusammen begründen diese Prinzipien eine wissenschaftliche Perspektive auf 
die Stadt, die stark von den die Sozialwissenschaften dominierenden erkennt‑
nis theoretischen Möglichkeiten (Positivismus, Realismus und Hermeneutik) 
ab weicht. Diese Position verlangt Analysen, die eine aufmerksame und aktive 
‚Kon struk tion des Gegenstands‘ in den Mittelpunkt stellen. Dabei muss ein leerer 
For ma lis mus ebenso vermieden werden wie ein blinder Empirismus, um sich 
so, unter Ausnutzung des vorteilhaften Umstands, über eine generalisierende 
Analytik zu verfügen, in die Besonderheiten des historischen Falles zu be ge ben 
(Bourdieu 2001). Neben diesen Prinzipien lassen sich drei allgemeine Warn‑
hin weise aus Bourdieus wissenschaftlicher Praxis herausdestillieren. Sie sind 
für all jene nützlich, die sich sein Werk – ob den Buchstaben oder dem Geiste 
nach – für die Stadtforschung zu eigen machen wollen. Erstens gilt es, die 
Fetischisierung von Konzepten zu vermeiden: Bourdieu wird fälschlicherweise 
oft als „Theoretiker“ verstanden, während er tatsächlich ein beharrlicher Kri‑
ti ker eines ‚Theoretisierens um des Theoretisierens willen‘ war. Er verstand 
Theo rie nicht als erhabene Ge bie te rin, sondern als demütige Dienerin der 
em pi risch en Forschung, und trieb nie das eine ohne die Entwicklung des 
anderen voran (Bourdieu/Wacquant 1992: 29‑35). Das Korrektiv zu dieser 
gängigen scholastischen Fehldeutung, wie sie von vielen kürzlich in Progress 
in Human Geography erschienenen Artikeln veranschaulicht wird, besteht 
darin,dieDefinitionvonKonzeptenzufundierenundgenaudaraufzuachten,
wie Bourdieu sie in der konkreten Forschung operationalisiert, um seine 
empirischen Gegenstände zu formen. 

Zweitens und damit zusammenhängend gilt es, sich vor der rhetorischen 
Falle in Acht zu nehmen: Unzählige Autor_innen geben ihrer Forschung 
einen Bourdieuschen Anstrich, obwohl seine Begriffe in ihrer Analyse in 
Wirk lichkeit keine Rolle spielen. Die Terminologie ist da, die Konzepte sind es 
nicht. Der Beleg dafür ist, dass ihre Ergebnisse und Argumente sich nicht von 
denen unterscheiden, die sie aus der Anwendung aller möglicher alternativer 
Ansätze gewonnen hätten (was typischerweise auch der Fall ist). Der Begriff 
des Feldes ist in dieser Hinsicht vielleicht der am meisten missbrauchte, 
beispielsweise wenn er als inhaltsleeres Synonym für Bereich oder Arena 
angeführtwird,ohneirgendeinedersehrspezifischenEigenschaftenanden
Tag zu legen, die ein Feld im Sinne Bourdieus auszeichnen (wie Differen‑
zie rung, Autonomie, Monopolisierung, chiasmatische Organisation, pris‑
matische Effekte usw.). Indem sie sich in unpassender Weise der Sprache 
Bourdieus bedienen, verwechseln diese Autor_innen nicht nur Rhetorik mit 
Analytik. Sie versperren sich auch den Zugang zu dem theoretischen und 
empirischen Ertrag, den die effektive Nutzung der Werkzeuge Bourdieus 
zeitigen könnte. Solche unfruchtbaren Erkundungen degenerieren leicht 
zu unsinnigen Wortspielen, was durch die geradezu komisch anmutende 
Flut an Kombinationen aus ‚Habitus‘ mit Ableitungen von ‚urban‘ in der 
zeitgenössischen Wissenschaft illustriert wird: der ‚metropolitane Habitus‘, 
der‚suburbaneHabitus‘,der‚Gentrifizierungshabitus‘,der‚Dot.comHabitus‘,
ganz zu schweigen vom absurden ‚Mini‑Habitus‘ (der möglicherweise 
den Weg dafür bereitet, demnächst auch dem Nano‑Habitus den Segen 
zuerteilen),dieallesamtdeutlichmachen,dassihreErfinder_innendie
eigentliche Bedeutung und Natur des Habitus‑Konzepts nicht verstanden 
haben (Wacquant 2016).[17] 
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Drittens ist es nicht nur möglich, sondern im Allgemeinen auch er stre bens‑
wert, Bourdieus Konzepte voneinander zu entkoppeln, um sicherzustellen, 
dass ihre separate Anwendung auch tatsächlich gewinnbringend ist, bevor 
man sie dann nach Bedarf zur Rahmung und Lösung des vorliegenden 
empirischen Rätsels wieder zusammenfügt. Eine gleichsam orthodoxe Aus‑
legung der Bourdieuschen Arbeiten als ‚Heilige Schriften‘, deren zentrale 
Kon zepte omni et simul [allesamt und alle zugleich, Anm. d. Übers.] anzu‑
wenden wären, steht in direktem Widerspruch zur Pragmatik eines jeden 
Forschungsprojekts und kollidiert mit der Art und Weise, wie Bourdieu selbst 
mit seinen Texten umgegangen ist. Beispielsweise nutzt er die Konzepte 
Habitus und symbolische Macht in seinen Arbeiten zu Algerien, ohne den 
Begriff des Feldes auch nur zu erwähnen (Bourdieu 1979 [1972]; 2000 [1977]; 
1987 [1980]; 2010 [2008]), und zwar aus dem einfachen Grund, dass es in den 
bäuerlichen Gemeinschaften auf dem kabylischen Land gar kein ‚Feld‘ gibt. 
EinesolchevorsichtigeVorgehensweiseistbesondersfürWissenschaftler_
innen angezeigt, die erst noch im Begriff sind, sich ein über die elementaren 
GrundlagenhinausreichendesVerständnisdesBourdieuschenDenkens
zu erarbeiten: Besser, man wendet ein Konzept in seinem analytisch 
angemessenen Bereich sachgerecht an, als dass man sich für unterschiedliche 
Zwecke oder den rein deklamatorischen Effekt auf fünf verschiedene beruft.

Nathan Maroms (2014) Abhandlung One Hundred Years of Spatial Distinc‑
tion in Tel Aviv bietet ein anschauliches, geradezu modellhaftes Beispiel einer 
ökonomischen,effizientenundfruchtbarenAnwendungBourdieus,diediese
drei Empfehlungen beherzigt. Um die Dynamik der sozialräumlichen Gegen‑
sätze über die gesamte geschichtliche Entwicklung dieser umkämpften Stadt 
hinweg zu begreifen, richtet Marom seine Aufmerksamkeit auf eine einzige 
Operation: „die Übersetzung von sozialem Raum in physischen Raum“ 
(Marom 2014: 1345). Ihm gelingt dies durch die elegante Bezugnahme 
auf allein zwei Konzepte: den sozialen Raum und die symbolische Macht 
(die zusammen tatsächlich den Dreh‑ und Angelpunkt des Bourdieuschen 
Denkensdarstellen).ErnutztdieseKonzepte,umgleichermaßenmitderaus
der Stadtökologie stammenden Naturalisierung der Segregationsproblematik 
zu brechen wie auch die Blindheit politökonomischer Ansätze für die per‑
formativeKraftsymbolischerKlassifikationenundKlassifikationskämpfe
zu überwinden. Bourdieu animiert Marom dazu, eine neue Frage zu stellen 
und dies in einer historischen Perspektive und mit neuen Daten, welche es 
ihm ermöglichen, neue empirische Aspekte des Phänomens aufzuzeigen. 
Damit kann er letztlich über eine Reihe unterschiedlicher Ebenen hinweg 
eine originelle Interpretation der sich verändernden Prinzipien der für Tel 
AvivcharakteristischenräumlichenVisionenundTrennlinienvorlegen,
die andere theoretische Perspektiven nicht hätten hervorbringen können. 
Sein Artikel untermauert ferner, dass, obwohl jedes der sieben zentralen 
Konzepte, die dem Bourdieuschen Werk Struktur geben (Habitus, Kapital, 
sozialer Raum, Feld, symbolische Macht, Doxa und erkenntnistheoretische 
Reflexivität),fürdieUntersuchungstädtischerKonstellationenfruchtbar
gemacht werden kann, sozialer Raum unbestreitbar das leistungsfähigste 
und fruchtbarste ist. Das ist nicht nur deshalb so, weil dieses Konzept durch 
eine geographische Metapher verankert ist, sondern weil es sich dabei erstens 
um die Hauptkategorie handelt, von der sich die begrenzteren Begriffe Feld, 
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corps(Körper)undApparatalsspezifischeArtenvonSchauplätzen,indenen
soziales Handeln seine Wurzeln hat und sich ereignet (Wacquant 2017b), 
ableiten.Zweitenshandeltessichumeinegleichsam‚naturgemäßpassende‘
Kategorie für die Stadt als Brutstätte der Entstehung, Differenzierung, 
VerbreitungundAkkumulationkonkurrierenderKapitalformen.[18]

Anwendungen: Unzählige Wege in die Bourdieusche Stadt

Nachdem ich die Relevanz Bourdieus für die Stadtforschung aufgezeigt und 
die seine Arbeit antreibenden Prinzipien herausgearbeitet habe, wenden 
wir uns nun konkreten Anwendungen zu. Die Stadtforschung hat es bislang 
versäumt,sichdenViertelnderVermögenden,MächtigenundPrivilegierten
zu widmen, aus dem einfachen Grunde, dass diese den Stadtregierungen wenig 
‚soziale Probleme‘ bereiten und die Soziologie schon lange ein romantisches 
Faible für Unterschichten und vernachlässigte Räume kultiviert.[19] Keiner 
hat mehr unternommen, diese Lücke zu füllen, als das Ehepaar Pinçon (ihren 
französischen Kolleg_innen und einem breiten Publikum, das ihre Bestseller 
verschlingt, als „die Pinçons” bekannt), das sich über zwei Jahrzehnte hinweg 
der Untersuchung der Mechanismen der Produktion und Perpetuierung von 
Ungleichheit am oberen Ende der städtischen Sozialstruktur gewidmet hat 
(Pinçon/PinçonCharlot1989;1992;1996;2010).

In ihrem Artikel Class Power and Power over Space (2017) fassen 
PinçonundPinçonCharloteinigeihrerBücherzusammen,umzuzeigen,
wiedieVormachtstellungdesgehobenenfranzösischenBürgertums(und
der verbliebenen Aristokratie) in ihrer Kontrolle des Raumes begründet 
ist sowie in der Fähigkeit, diesen zu gestalten. Indem sie Bourdieus Modell 
des sozialen Raumes, der Klassenformation und der kulturellen Praxis aus 
Die Feinen Unterschiede um den physischen Raum erweitern, machen sie 
deutlich, dass die selbstgewählte Abschottung der herrschenden Klasse in den 
ihnenvorbehaltenennoblenViertelneineentscheidendeBasisihrerMacht
darstellt. Diese Abschottung wird neben exklusiven Schulen durch weitere 
gruppenspezifischeInstitutionenwieGesellschaftsbälleundexklusiveClubs
verstärktundresultiertineinerrigidenSchließungderKlassenstruktur.
In diesem Fall reichen die räumlichen Grundlagen der Klassenherrschaft 
allerdings über die Stadtgrenzen hinaus: Zusätzlich zu ihren Pariser Domi‑
zi len besitzen die Oberschichtdynastien noch Familienländereien (mit einem 
SchlossodergroßenHerrenhaus)imländlichenUmland,diealsAnkerpunkte
paternalistischerFormenderVergemeinschaftungdienenundsieüber
rituali sierte Praktiken wie die Fuchsjagd mit den unteren Klassen vor Ort 
verbinden.IndiesemZusammenhangweisenPinçonundPinçonCharlot
darauf hin, dass die ‚Nachbarschaftseffekte‘, mit denen sich die Forschung 
zu städtischer Armut so sehr beschäftigt, am oberen Ende der städtischen 
Sozial ordnung sehr viel wirkmächtiger und folgenreicher sind als am 
unteren Ende. Dabei zeigen sie, wie Bourdieus Arbeiten eine umfassende 
NeuorientierungderErforschungvonRaum,OrtundUngleichheitanstoßen.

JeneanalytischeTriadestehtauchimZentrumvonVirgílioBorges
Pereiras Text Urban Distinctions: Class, Culture, and Sociability in Porto 
(2017), der aufbaut auf seinem bahnrechenden Buch Classes e Culturas de 
Classe das Famílias Portuenses. Darin greift Pereira Bourdieus Modell des 



188       2017, Band 5, Heft 1/2s u b \ u r b a n

sozialen Raumes und der symbolischen Macht aus Die feinen Unterschiede 
auf, um soziale Beziehungen und kulturelle Praktiken über die gesamte 
BandbreitederunterschiedlichenVierteldieserportugiesischenStadt
hinweg zu untersuchen. Pereira verknüpft Feldforschung mit Bourdieus 
charakteristischer Methodik der multiplen Korrespondenzanalyse (Lebaron/
Leroux 2015), um eine mehrschichtige Kartographie des sozialen Raums 
der Stadt auf ihren physischen Grundriss zu projizieren. Er stellt fest, dass 
die vertikal geschichtete Gruppierung dreier ‚Lebensstilmodalitäten‘, die 
Bourdieu im Frankreich der 1970er Jahre nachgewiesen und in der Triade 
‚Distinktion,PrätentionundNotwendigkeit‘begrifflichgefassthat,auch
drei Jahrzehnte später in der portugiesischen Stadt vorherrschend ist. Noch 
viel bemerkenswerter ist, dass horizontaler Widerstand – verwurzelt in der 
chiasmatischenVerteilungvonökonomischemundkulturellemKapital–
im portugiesischen Bürgertum und Kleinbürgertum aufkeimt, während der 
Widerstandsgeist der städtischen Arbeiterklasse durch soziale Atomisierung 
und negativen Individualismus erodiert. Mit dieser Fallstudie zu Porto legt 
Pereira eine eindringliche, empirisch unterfütterte Argumentation gegen die 
gängige Kritik vor, dass Bourdieus Modelle lediglich die Besonderheiten der 
französischenGesellschaftreflektierten.[20] 

Wie schon die Pinçons machen sich auch Mike Savage und Laurie Han‑
quinet (2017) die Perspektive von oben zu eigen, um ein vergleichendes 
Porträt von London und Brüssel zu zeichnen, das den Aufstieg des Emerging 
Cultural Capital in the Metropolis veranschaulicht. Die Geschichte, die 
sieerzählen,isteineder‚Großstadteffekte‘.Sieunterstreichendarindie
Kristallisation und Akkumulation dessen, was sie Ghassan Hage (1998) 
folgend und im Gegensatz zu nationalen Formen kultureller Autorität 
als „kosmopolitanes kulturelles Kapital“ bezeichnen. Auf der Grundlage 
umfangreicherquantitativerBefragungeninBelgienundGroßbritannien
porträ tieren Savage und Hanquinet den Aufstieg dieser neuen Form kultureller 
Prä fe renz und Kompetenz, mit der die traditionelle Herrschaft einer auf 
Kon tem plation beruhenden Kantianischen Ästhetik und von jeglichem 
physischen Substrat losgelösten bürgerlichen Hochkultur in Frage gestellt 
wird. Denn sie lässt die Trennung von Kunst und Lebenspraxis bröckeln, 
um „Aktivitäten, Engagement und intensive Formen zeitgenössischer kul‑
tu rel ler Betätigung aufzuwerten“. Indem sie das urbane Substrat mit sich 
ver ändernden kulturellen Formen verbinden, bringen Savage und Hanquinet 
Bourdieu in Anschlag, um die sich verschiebende Geographie kultureller 
Autorität in und zwischen den Städten sichtbar zu machen.[21] 

Sylvie Tissot nutzt die Ergebnisse zweier früherer Forschungsprojekte 
(Tissot 2007; 2011), um zu zeigen, dass das Gewicht, das Bourdieu den Aus‑
einandersetzungenmitderWirkmächtigkeitvonBenennungenbeimaß,
nütz lich ist für die Analyse der sich rasch wandelnden Landschaften zeit genös‑
sischer Städte. Categorizing Neighborhoods (Tissot 2017) nimmt beide Seiten 
desAtlantiksindenBlick,umdieSchaffung,VerbreitungundWirkungen
räumlicher Labels am unteren und am oberen Ende der metropolitanen 
Hierarchie zu skizzieren. Auf der französischen Seite diente die von staatlichen 
Funk tionsträgern in Paris geprägte bürokratische Kate go rie des quartier 
sensible (‚sensibles‘ oder ‚Risikoviertel‘) ab den späten 1980er Jahren dazu, die 
Stadtpolitik zu rahmen und neu auszurichten. Diese Kategorie trug nachhaltig 
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zur Umgestaltung der urbanen Peripherie bei, indem sie die soziale Frage der 
Kon zentration von Arbeitslosigkeit und prekären Beschäftigungsverhältnissen 
in eine räumliche Frage der Gestal tung von Wohnanlagen und des Zugangs 
zu Bürgerrechten um for mu lierte. Auf der amerikanischen Seite wurden die 
vondenlokalenVereinigungenderneuzugezogenenweißenBewohnerschaft
imVerbundmitImmobilienmakler_innenundRathäusernangepriesenen
Mar ke tingbegriffe ‚historic‘ und ‚heritage neighborhood‘ eingeführt, um die 
GentrifizierungvonBostonsSouthEndunterdemBannerderDiversität
zu ermöglichen und zu legitimieren. Die politische Ironie ist dabei, dass auf 
beiden Seiten des Atlantiks ein städtischer Wandel zum Nachtteil der Be‑
wohner_innenausdenunterenSchichtenstattfindet,vorangetriebendurch
eine von pro gres siven staatlichen Expert_innen und Politiker_innen beför‑
derteneueurbaneRhetorik.SovielzurErinnerungdaran,dassdasVoka
bular, das für den Zuschnitt und die Darstellung der Stadt und ihrer geo‑
graphischen Bestand teile in Anschlag gebracht wird, weder neutral noch 
folgenlosist:DieVerdeutlichungdersozialenBedingungenderProduktion
und Rezeption jener Wörter, die Dinge erschaffen können (Bourdieu 2015 
[1982]), stellt eine unverzichtbare Komponente einer rigorosen Soziologie 
städtischer Ungleichheit dar. 

SchließlichverknüpftDesmondinHeavy Is the House (2017) Bourdieus 
frühe Arbeiten über die Abwanderung des algerischen Subproletariats in die 
Städte mit seiner späteren Untersuchung zur politischen Produktion des 
französischen Eigenheimmarktes im Umgang mit der zunehmenden Miet be‑
lastung,diedenArmenindenVereinigtenStaatenaufgebürdetwurde,während
ihre Einkommen sanken und gleichzeitig die staatliche Unterstützung für den 
sozialen Wohnungsbau gestrichen wurde. Desmond wirft ein Schlaglicht 
auf das krasse Missverhältnis zwischen der zentralen Bedeutung, die der 
Wohn unterkunft für die Lebensstrategien der armen Bevölkerung zukommt, 
unddemfortgesetztenVersäumnisderamerikanischenStadtsoziologie,das
Thema Wohnen aufzugreifen und von der weit verbreiteten Zwangsräumung 
und ihrer Rolle bei der Reproduktion akuter Armut Notiz zu nehmen 
(Desmond2012).UmdieseLückenzuschließen,müsstedasThemaWohnen
wieder stärker innerhalb des weiten Feldes der Kämpfe um Raum, Arbeit, 
Geld und Macht, die die Metropole formen, verortet werden. Scharfsinnig 
plädiert Desmond dafür, „Immobilienbesitzer_innen wieder in den Blick zu 
nehmen“, um ihre nach oben gerichteten Transaktionen mit Kreditgeber_
innen, Makler_innen und Immobilienverbänden ebenso nachzuzeichnen 
wie die sich wandelnden materiellen und moralischen Standards, die ihre 
nach unten gerichteten Beziehungen zu den Mieter_innen leiten (wie in einer 
damit in Zusammenhang stehenden Ethnographie der Zwangsräumung in 
Milwaukeedargelegt,Desmond2016).Erempfiehltauch,denVerbindungen
zwischen der ausdifferenzierten Welt der Immobilienbesitzer_innen und 
dem bürokratischen Feld auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene 
nach zugehen und zu fragen, wie sie sich auf die Produktion, Allokation und 
Stabilität des Wohnraumangebots am unteren Ende der metropolitanen 
Sozialordnung auswirken. Kurzum, soll Wohnraum ein höherer Status als 
Objekt empirischer Forschung zuteilwerden, erfordert dies die Erneuerung 
unseres theoretischen Modells der Stadt als Produkt, Ort und Gegenstand 
vonKlassifizierungundsozialerSchichtung.
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Zusammengenommen demonstrieren diese Arbeiten sowohl die Plas ti‑
zi tät und Produktivität von Bourdieus zentralen Konzepten, methodischen 
Schach zügen und empirischen Fingerzeigen als auch die grobe analytische 
Arbeitsteilung,diezwischenihnenvorherrscht.SiegebenunseineVor
stel lung davon, wie Bourdieu die Stadtforschung inspirieren, bereichern 
und neu orientieren und sie sogar in eine breiter angelegte topologische 
Sozial wissenschaft überführen kann. Diese wäre in der Lage, die Stadt in 
den Kontext einer allgemeineren Analytik der dynamischen Beziehungen 
zwischen symbolischen Trennlinien, sozialem Raum und der gebauten 
Umwelt zu stellen. Bourdieu fügt nicht einfach nur eine Reihe neuer 
leistungsfähigerundflexiblerBegriffe(Habitus,Kapital,sozialerRaum,
Feld,Doxa,symbolischeMachtundReflexivität)zumbereitsexistierenden
Spektrum theoretischer Perspektiven hinzu. Er bereitet vielmehr den 
Weg für eine Rekonzeptualisierung des Urbanen als einer Sphäre der 
Akkumulation und Differenzierung vielfältiger Formen von Kapital sowie 
der Auseinandersetzungen darum, wodurch die Stadt zu einem zentralen 
Ort und Hauptgewinn historischer Kämpfe wird.

Übersetzung aus dem Englischen von Stephan Elkins, wissenschaftliches 
Lektorat von Johanna Hoerning, Stefan Hoehne, Justin Kadi und Nina 
Schuster.

Endnoten

[1] Dies steht in scharfem Gegensatz zur Unfähigkeit der Leserschaft meines Buches Urban 
Outcasts(2008)(einschließlichmeinereigenenStudierenden),darindieParameterder
durch Bourdieu inspirierten Untersuchung zu erkennen, da das Buch die begriffliche 
Aus drucksweise Bourdieus nicht explizit zur Schau stellt. In einem halben Dutzend Symposien 
erkann te kein_e einzige_r Kritiker_in des Buches weder die theoretischen Quellen, die es 
inspirierten, noch die Implikationen des Buches für das Überdenken des Zusammenhangs 
zwischen symbolischer Macht und physischem Raum in der Stadt. Aus diesem Grunde 
schriebicheinereflexiveNachbemerkung,diespezifiziert,wieUrban Outcasts fünf von 
Bourdieu vorgeschlagene analytische Prinzipien anwendet (Wacquant 2015). 

[2] DieseGenerationbautaufdenexemplarischenArbeitenvonVorläufer_innenauf,die
es verdienen, gleich zu Beginn genannt zu werden. Neben den wegweisenden Büchern 
von Monique und Michel Pinçon (1989; 1992; 2010) sind zwei weitere Monographien 
zu nennen, die von 1990 an Bourdieus Analyse von Klassen, Macht und Kultur auf die 
vornehmenVierteldesGroßraumsParisübertrugen(dazuspätermehr)undinkühner
Weise sowohl das theoretische Modell als auch die ursprüngliche Methodologie von Die 
feinen Unterschiede erweiterten, um sie auf die räumliche Zusammensetzung der Stadt 
beziehen zu können: Lennard Rosenlunds (2009 [2001]) Studie zur postindustriellen 
TransformationdesnorwegischenHafensStavangerundVirgilioPereiras(2005)Unter
suchungderZusammenhängezwischenKlassenstruktur,NachbarschaftundVergemein
schaftung (sociability). Das Leverhulme Network on Advanced Urban Marginality 
(2008‑2012) hat ebenfalls Bourdieus Theorien auf vom Niedergang bedrohte Gegenden 
auf vier Kontinenten angewandt (siehe Wacquant/Slater/Pereira 2015).

[3] Die beste Darstellung dieser drei Eigenschaften findet sich im Buch Der Staatsadel 
(Bourdieu 2004), das ethnographische Beobachtung und Interviews, Prosopographie 
und Archivdaten sowie quantitative Analysen verbindet. Bourdieus Ziel ist es, 
nach zuzeichnen, wie sich die wechselseitige Konversion sozialer und mentaler Strukturen 
aufunterschiedlichenEbenenderMaßstäblichkeitvollzieht–vondenAlltagserfahrungen
und akademischen Strategien der Studierenden an Eliteschulen bis hin zur strukturellen 
Entsprechung von ökonomischem Feld und dem Feld der Macht sowie zur historischen 
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ErfindungdesbürokratischenStaates,dermitderwachsendenBedeutungdeskulturellen
Kapitals einherging.

[4] Bourdieus mittelmeerüberspannende Mixed‑Method‑Untersuchungen zum Niedergang 
der Dorfgesellschaft in der kolonialen Kabylei und seiner Heimatregion Béarn sind 
die empirische und emotionale Matrix, die sein zentrales Interesse an der Dialektik 
vonsozialenundmentalenStrukturen,seineEntdeckungderSpezifizitätderLogiken
derPraxissowieseinepragmatischeKonzeptionerkenntnistheoretischerReflexivität
hervorgebracht hat. Sie widerlegen auch den wissenschaftlichen Mythos von Bourdieu 
als „Reproduktionstheoretiker“, indem sie ihn als scharfsinnigen Analytiker historischer 
Transformationen, kultureller Zerrissenheit und gespaltenen Bewusstseins enthüllen 
(Wacquant 2004) – drei Eigenschaften, die durch und durch urban sind.

[5] EshandeltsichumfolgendeVeröffentlichungen:Der1962erschieneneArtikel„Célibat
et condition paysanne“, der in das Buch Junggesellenball (Bourdieu 2008 [2002]) 
inkorporiert wurde; die 1958 erschienene Monographie Sociologie de l’Algérie (1962 in 
englischer Übersetzung in einer überarbeiteten Fassung unter dem Titel The Algerians 
erschienen); die zwei zusammenhängenden Untersuchungen Le Déracinement. La crise 
de l’agriculture traditionelle en Algérie (Bourdieu/Sayad 1964) und Travail et travailleurs 
en Algérie (Bourdieu et al. 1963). Hinzu kommt eine Reihe von Artikeln, die posthum in 
dem Sammelband Algerische Skizzen (Bourdieu 2010 [2008]) zusammengestellt wurden. 
ZurVerortungundVerknüpfungdieserUntersuchungen,siehedieSonderausgabeder
Zeit schrift Ethnography zur Thematik Pierre Bourdieu in the Field (5/4, Dezember 2005). 

[6] Die folgende prägnante Beobachtung erfasst die soziosymbolische Asymmetrie zwischen 
Stadt und Land: „Während so kein aus dem Weiler gebürtiger Bauernsohn selbst nur 
daran denken würde, zum Tanzen in die benachbarte Stadt zu gehen, kommen die 
StädterhäufiginGruppenzumTanzenaufsLand,woihnenihrstädtischesGebaren
einenbeträchtlichenVorteilgegenüberdenBauernverschafft.“(Bourdieu2008:80)

[7] Bis 1960 waren 2,1 Millionen Algerier_innen in Militärlager zwangsumgesiedelt worden, 
während eine weitere Million in die Städte wanderte. Insgesamt betraf dies die Hälfte 
der gesamten ländlichen Bevölkerung, was im Ergebnis „eine der historisch brutalsten 
VertreibungeneinerBevölkerung“darstellt(Bourdieu/Sayad1964:13).

[8] HierundimFolgendenwurdenZitate,diebishernichtineinerdeutschenVersion
vor liegen, eigens für diesen Beitrag übersetzt (Anmerkung des Übersetzers).

[9] Diekleinteilige,aufStatistikenberuhendeAnalysederVeränderungenderLebens
mittel budgets und der Gewohnheiten in Abhängigkeit von Wohnort und Beschäftigung 
(Bourdieu/Sayad1964:144149)isteinbemerkenswerterVorgriffaufdasspätere
KapitelzuklassenbezogenenGeschmacksundkulinarischenVorliebeninDie feinen 
Unterschiede (Bourdieu 1982).

[10] Die subjektive Orientierungslosigkeit der Lagerbewohner_innen entspringt der 
Dis kre panz zwischen ihren erworbenen Dispositionen und des Raumes, in dem sie sich 
gezwungenermaßenentwickelnmüssen:„DaseingesamterleiblicherHabitusdurchseine
gewohnten Bewegungsabläufe und für deren Räume geschaffen sind, ist der entwurzelte 
BauersotiefimKernseinesSeinsgetroffen,dasserwederseinVerstörtseinartikulieren,
geschweige denn die Gründe dafür benennen kann.“ (Bourdieu/Sayad 1964: 152)

[11] Dass Macht die Kausalkette in Gang setzt, ist schon vom Beginn des Textes Le Déracinement 
an klar: „Algerien war das Experimentierfeld, dem das militärische Denken wie in einem 
Projektionstest seine Strukturen als Stempel aufdrückte, wobei „die Disziplinierung 
desRaumes“alsVehikelder„DisziplinierungderBevölkerung“diente(Bourdieu/
Sayad1964:26f.).Bourdieu(1958:106)rekapituliertdasVordringenderSiedler_innen
und betont, dass Kolonialisierung „bewusst und systematisch Erschütterungen produziert, 
umdieKontrollederHerrschaftsinstanzsicherzustellen“undidentifiziertdieLandnahme
als ein „Instrument der Desintegration der grundlegenden Strukturen der [einheimischen] 
Wirtschaft und Gesellschaft“. 

[12] Während dieser Zeit stand Bourdieu in intensivem Kontakt mit jenen Instanzen, die 
Frankreichs neue ‚Stadtpolitik‘ umsetzten. Als das Collège de France im Zuge einer 
gemeinnützigenSpendeindenBesitzeineskleinenSchlossesamAußenringvonParis
kam, fasste er ernsthaft die Gründung eines Zentrums für Stadtforschung ins Auge.

[13] Dass es hierbei nicht um die in Bourdieudarstellungen gemeinhin erwähnten ‚üblichen 
Verdächtigen‘handelt,isteinZeichenfürdiegroßeKluftzwischendereigentlichen
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Inspiration und inneren Beschaffenheit seines Werkes und dessen wissenschaftlicher 
Wahrnehmung, die sich als Produkt über Jahrzehnte angehäufter Schichten verkürzter 
oder irregeleiteter Lesarten herausgebildet hat.

[14] Daher ist an dieser Stelle Weber und nicht Marx der Ankerpunkt Bourdieus (trotz 
Marx’ historischem und relationalem Ansatz): Genau wie der Autor von Wirtschaft 
und Gesellschaft verwirft Bourdieu den ökonomischen Determinismus, die Suche nach 
einerBasisunddieneohegelianischeVorstellung,dassdieGeschichteeinergerichteten
Logik folgt. Er steht damit fest in den Reihen der Neo‑Kantianer, welche die Philosophie 
vonAnfangbisEnde„demFaktumderWissenschaft“moralischverpflichtetsehenund
einer genetischen Konzeption von Wissen als eines immerwährenden, unvollendeten 
synthetischen Prozesses anhängen (diese anti‑metaphysische Sicht auf Kant wurde in 
derMarburgerSchulebewahrt,woCassireraufdenRatGeorgSimmelsstudierteund
die Weber durch die Werke von Windelband und Rickert, führenden Repräsentanten der 
rivalisierendenBadenerSchuledesNeoKantianismus,beeinflusste).

[15] Weik(2010)weistzurechtaufdieÄhnlichkeitenundAffinitätenzwischenLeibnizund
Bourdieu hin: Für Ersteren ist Gott die kreative Kraft, die die Welt konstituiert; für 
Letzteren ist es die Geschichte selbst. Bourdieu richtet seinen Blick aber hauptsächlich auf 
Habitus, obwohl die von beiden geteilte relationale Philosophie des Raumes die stärkere 
VerbindungzwischendenzweiDenkerndarstellt(sieheDeRisi2007zurPerspektive
vonLeibniz).Erwähnenswertisthier,dassCassirers(1902)erstesBucheineAnalysedes
Leibnizschen Denkens in seinem wissenschaftlichen Kontext war.

[16] Die materielle Prägung urbaner Realität durch ihre symbolische Formung nimmt in 
[Gestalt] territorialer Stigmatisierung eine paradigmatische und paroxystische Form 
an,derenStandorteundKreisläufederProduktion,VerbreitungundKonsumtiondie
gesamte Stadt durchziehen, selbst wenn in Stadtteilen, die durch sozialmoralischen 
VerfallandenRändernundamunterenEndedesstädtischenRaumesgekennzeichnet
sind (Wacquant/Slater/Pereira 2014, Wacquant 2017b).

[17] FürdieMetropolekonstitutivisteineVielfaltanBevölkerungsgruppenundtypen,eine
großeSpanneunterschiedlichersozialerBedingungenundeineVielzahlabgegrenzter
sozialer Mikrokosmen, die jeweils konkurrierende Schemata der Wahrnehmung und 
Wertschätzungbefördern.Darausfolgtlogischerweise,dasssieeinegroßeDiversitätan
konkurrierenden Dispositionen hervorbringt (entsprechend der groben Kategorien von 
PositionenundVerläufen),undnicht einen einzigen einheitlichen Habitus, der für die 
Stadt als solches kennzeichnend wäre. Die Rede von einem „metropolitanen (suburbanen 
usw.) Habitus“ mag klangvoll sein, ist aber letztlich leeres Bourdieugeschwätz. 

[18] Der Begriff des sozialen Raums ist in der Tat das Konzept, das Bourdieus Ansatz am 
deutlichsten von anderen Theorien der Stadt unterscheidet und eine klaffende Lücke 
im Zentrum aller dieser Theorien füllt, ganz gleich, ob es sich um Stadtökologie oder 
ethnologieChicagoerPrägung,umpolitischeÖkonomie,postkolonialenoderplanetary 
urbanism, die Assemblage‑Theorie oder um Ansätze handelt, die den Stadt‑Land‑Nexus 
ins Zentrum rücken (Storper/Scott 2016). 

[19] DiesethematischeKurzsichtigkeitwirddurcheinepopuläreVorliebefürsExotische
befeuert. Ein Beispiel hierfür ist der gigantische, kürzlich bei Oxford University Press 
veröffentlichte Urban Ethnography Reader (Duneier/Kasinitz/Murphy 2014). Auf 
seinenfast900SeitenfindetsichkeineeinzigeAnalysederRäume,Institutionenund
PraktikenderOberschicht.DieBegriffe‚Rathaus‘und‚Bürgertum‘findensichindem
BuchkeineinzigesMal.‚Oberschicht‘wirdwenigeralseinhalbesDutzendMalebeiläufig
erwähnt, während sich 39 der 52 Kapitel explizit mit den Unterschichten und ethnischen 
Gruppen in benachteiligten Stadtteilen befassen und erstaunliche 27 Kapitel – und 
damit mehr als die Hälfte des gesamten Bandes – der armen Schwarzen Bevölkerung 
der amerikanischen Innenstädte gewidmet sind. Das Bild der Metropole, das durch 
diesenBlickwinkelentsteht,isteines,indemesvonAusgestoßenen,Deviantenund
problematischen Schwarzen Männern (und sogar von Menschen, die Tauben füttern) 
nur so wimmelt und in dem merkwürdigerweise Unternehmen, Professionen, Politiker_
innen, Staatsanwält_innen, aristokratische Dynastien, Immobilienmakler_innen, 
Bürokrat_innen, Bischöfe, Journalist_innen und Wissenschaftler_innen abwesend sind. 
Ein weiteres typisches Merkmal dieser Gattung ist, dass dieses kolossale Kompendium 
in seliger Unkenntnis der reichhaltigen Traditionen urbaner Feldforschung in anderen 
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Ländern und Disziplinen auch nur ein einziges einsames Kapitel eines Autors von 
außerhalbderVereinigtenStaatenundnurzweiBeiträgevonAnthropolog_innenenthält.

[20] Bourdieus(1998)eigeneAntwortaufdieseFragegibterineinerVorlesunginJapan,
bei der er in Die feinen Unterschiede einführt [in der deutschen Übersetzung im Kapitel 
„Sozialer Raum, symbolischer Raum“ in Praktischer Sinn, Anm. d. Übers.]. 

[21] Hier ist eine analytische Mahnung angebracht: Man hüte sich vor einer unkontrollierten 
VervielfachungvonKapitalformenalsResultateinersubstantialistischenFehlinterpre
tation der Bourdieuschen Theorie, die kulturelles Kapital mit Hochkultur oder ‚höher‑
wertigen‘kulturellenStatusgüternunddeshalbempirischeVariationmitkonzeptioneller
Varianzgleichsetzt.EinebestimmtekulturelleFähigkeit,einbestimmteskulturellesObjekt
oder ein bestimmter kultureller Titel ist nie an sich kulturelles Kapital; es wird dazu nur im 
Kontext einer spezifischen Handlungsarena,woeskollektiveVorstellungenhervorruft,
ihm ein Wert zugeschrieben wird und es einen Gewinn abwirft. So sind beispielsweise die 
Liebe zur klassischen Musik und eine virtuose Kenntnis der Kunstgeschichte kulturelles 
Kapital im Schulsystem der Mittel‑ und Oberschichten, aber nicht in der Alltagswelt von 
Arbeiterklassenfamilien. Die Fähigkeit, physische Gewalt auszuüben und ihr Stand zu 
halten,verkörpertkulturellesKapitalinderWeltderStraßenkriminalität,abernichtin
einemUnternehmenoderaufdemCampuseinerUniversität.
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Bourdieu comes to town: Pertinence, Principles, Applications

This article establishes the pertinence of Bourdieu’s sociology for students 
of the city by revisiting his early Béarn and Algerian work on power, space, 
and urbanization and linking it to his late dissection of social suffering 
in the French metropolis. It spotlights four transversal principles that 
ani mate Bourdieu’s research practice and can fruitfully guide urban 
inquiry: the Bachelardian imperative of epistemological rupture and 
vigi lance, the Weberian command to effect the triple historicization of the 
agent (habitus), the world (social space, of which field is but a subtype), 
and the categories of the analyst (epistemic reflexivity); the Leibnizian-
Durkheimian invitation to deploy the topological mode of reasoning to track 
the mutual correspondences between symbolic space, social space, and 
physical space; the Cassirer moment urging us to recognize the constitutive 
efficacy of symbolic structures. I also flag three traps that Bourdieusian 
explorers of the city should exercise special care to avoid: the fetishization 
of concepts, the seductions of “speaking Bourdieuse” while failing to carry 
out the research operations Bourdieu’s notions stipulate, and the forced 
imposition of his theoretical framework en bloc when it is more productively 
used in kit through transposition.
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Pierre Bourdieus Werk spielt in der deutschsprachigen Soziologie zweifellos eine 
großeRolle.EinerBefragungvonSoziologieStudierendenzufolgegehörterzu
denammeistengelesenenVertreter_innendesFaches(vgl.Lenger/Rieder/
Schneickert 2014). Auch in der Stadtsoziologie werden seine Konzepte – vor 
allem ‚Habitus‘ und ‚Kapital‘ (vgl. zum Beispiel Richter 1994, Bockrath 2008, 
Dirksmeier2015)–regelmäßigverwendet.InderDiskussionumRaumals
soziologische Kategorie, die vor fast zwanzig Jahren einen ersten Höhepunkt 
hatte (vgl. Läpple 1991, Löw 2001, Dünne/Günzel 2006), beschränken sich 
die Referenzen jedoch überwiegend auf seinen Text „Ortseffekte“ (2005), der 
sich auf die Materialisierung des sozialen Raums im physisch‑städtischen 
Raum konzentriert. Dabei wird ihm verschiedentlich vorgehalten, bezüglich 
desphysischenRaumseinabsolutistischesVerständniszuvertreten(vgl.
Löw 2001: 179ff., Manderscheid 2008), da er diesen als gegebenen ansähe. 
Inihmbringesich„derSozialraum[…]zurGeltung,jedochimmeraufmehr
oder weniger verwischte Art und Weise“ (2005: 118). Dadurch, dass er das 
Soziale dem Räumlichen einseitig strukturierend entgegen stelle, vergäbe er 
sich weiterhin die Möglichkeit, Wechselwirkungen zwischen der Konstitution 
des sozialen und des physischen Raumes zu untersuchen (vgl. Löw 2001: 183).

Dass diese Rezeption des Bourdieu’schen Raumbegriffs jedoch einseitig 
verkürzt ist, darauf macht nicht zuletzt Loïc Wacquants Text aufmerksam. 
DennauchwennStadt,RaumundOrtbeiBourdieuaußerinden„Ortseffekten“
nuranwenigenStellenexplizitimVordergrundderAnalysenstehen,tauchen
sie doch immer wieder als Schauplätze, umkämpfte soziale Strukturen und 
Deutungsmuster auf. Dies zeigen die von Wacquant vorgestellten Studien 
zweier Gesellschaftsformationen im Umbruch: der Krise der ländlichen 
Gesellschaft im Béarn (vgl. Bourdieu 1962) und der Konfrontation zwischen 
traditioneller kabylischer Gesellschaft und französischer Kolonialmacht in 
Algerien(vgl.Bourdieu/Sayad1964).Darüberhinausfindensichindem,was
Wacquant als ‚transversal principles‘ herausstellt, vielfältige Ansatzpunkte 
und Gedankengänge, die gerade für die aktuelle deutschsprachige Diskussion 
in der Stadtsoziologie um ihren Gegenstand – insbesondere in der Diskussion 
der ‚Eigenlogik der Städte‘ (vgl. Berking/Löw 2008, Gestring 2011, Kemper/
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Vogelpohl2013,Siebel,2013)–,aberauchangesichtsderaktuellennationalis
tisch‑populistischen Wende in der Politik vieler europäischer Länder und der 
USA erhellende Einsichten und Analyseperspektiven zur Konstitution von 
Raum und Sozialem ermöglichen.

An dieser Stelle möchte ich der Frage nach dem (Stadt‑)Raum und seiner 
Konstitution nachgehen und sie vor dem Hintergrund des Bourdieu’schen 
Denkens in Wechselverhältnissen und Relationen betrachten: In Die fei nen 
Un ter schiede (Bourdieu 1996), dem im deutschsprachigen Raum wahr schein‑
lich bekanntesten Buch Bourdieus, zeigt sich deutlich eine Analyseform, die 
Makroebene (gesellschaftliche Strukturen und Machtverhältnisse), Meso‑
ebene (Lebensstile) und Mikroebene (Praktiken) zusammenbringt und in ein 
wechselseitigesBeziehungsgeflechtstellt.DiesesMehrebenendenkenstellt
auch Wacquant (2017: 175) in seinem vorliegenden Text heraus:

„EinerderzentralenVorzügedesBourdieuschenTheorierahmensist,
dass er sich auf unterschiedlichen Abstraktionsebenen und problemlos 
auchüberunterschiedlicheanalytischeMaßstäblichkeitenhinweg
anwendenlässt.Diesermöglicht,größereMachtstrukturen(einLand,
einen Staat oder eine Metropole) mit der Mesoebene der Institutionen 
(Felder der Kulturproduktion, Wissenschaft, Publizistik und Politik) 
und der im Begriff der Praxis zusammengefassten kleinteiligen Ebene 
alltäglicher Interaktion und der phänomenologischen Beschaffenheit 
von Subjektivität zu verknüpfen. “

Damit verknüpft ist das ‚relationale Denken‘ Bourdieus, eine eigentlich 
genuin soziologische, zumindest jedoch strukturalistische Art und Weise des 
Denkens: Anstelle von Dichotomien – zwischen Gesellschaft und Indi vi duum, 
Kultur und Natur, Stadt und Land, sozialem und physischen Raum, Mann und 
Frau –, rückt Bourdieu deren Beziehungen ins Zentrum und bricht damit „mit 
demsubstantialistischenDenken(…),[was]dazuführt,jedesElementdurch
die Beziehungen zu charakterisieren, die es zu anderen Elementen innerhalb 
eines Systems unterhält und aus denen sich sein Sinn und seine Funktion 
ergeben“ (1987: 12). Entsprechend versteht Bourdieu weder materielle noch 
symbolische Elemente an sich als Ursachen, sondern als 

„miteinander verwobene Momente in einer Analyse, die sich immer 
gleich zeitig auf diese zwei konstitutiven Bestandteile des sozialen Le‑
bens bezieht, und die zugleich Ressourcen sind, die sich mobilisieren 
und in soziale Strategien ummünzen lassen“  (Bourdieu nach 
Wacquant 2017: 175).

Die von Wacquant vorgestellten, bislang jedoch in der Stadtsoziologie nicht 
rezipierten Arbeiten Bourdieus aus Algerien und aus dem Béarn illustrieren 
diese Form des soziologischen Denkens anschaulich. So werden die jeweils 
beobachteten Praktiken in den Kontext der historischen und sozio‑öko‑
no mischen Entwicklungen gestellt und räumlich situiert. Die Bedeutung 
einesphysischenOrtesbeziehungsweiseRaumeserschließtsichBourdieu
ausdemKontextverschiedenersozialerProzesse:DieKonflikthaftigkeit
der sozialen Situationen für Individuen und Kollektive entstehe in beiden 
Beispielen gerade aus der physisch‑räumlichen Nähe des sozial‑räumlich 
Fernen, was nichts anderes meint als die wechselseitige Sichtbarkeit und 
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unausweichliche Konfrontation. Dieses Spannungsfeld entsteht im Béarn 
durch – als modern wahrgenommene – städtische Lebensstile, an deren 
MaßstäbendieländlichenTraditionenscheiteren(vgl.Wacquant2017:176),
während es in Algerien die Konfrontation der kabylischen Gesellschaft mit 
der französischen Kolonialmacht ist (vgl. ebd.: 177). Mit anderen Wor‑
ten: Es geht in beiden Beispielen um die konkrete Erfahrung von sozialen 
Differenzen, die eine gesellschaftliche Hierarchie implizieren und ent sprech‑
end zu Ein‑ und Ausschlüssen führen. Diese sozialen Differenzen wer den 
in beiden Untersuchungsbeispielen in kulturräumliche Differenzen über‑
setzt: im ländlichen Ort, wobei Bourdieu den Samstags‑Tanz als Brenn‑
glasderSituationbeschreibt,undimLagerbeziehungsweiseCampals
Zwischenstation der algerischen Berber_innen zwischen traditionellem 
und modernem Lebensgefüge. Die Differenz manifestiert sich als Gegensatz 
zwischen ‚peasant‘ oder ländlich einerseits und städtisch‑rational 
(vgl. ebd.: 176f.) andererseits. Die wechselseitige Wahrnehmung verdeutlicht 
die Nicht‑Kompatibilitäten von Praktiken und führt infolge zu Anpassungen, 
Ab  wer  tungen und Ausschlüssen sozialer Gruppen. Zudem setzen sich Diffe‑
ren  zie  rungs‑ und Ausgrenzungsprozesse auch innerhalb der jeweiligen Grup‑
pefort,wieBourdieudurcheinenVerweisaufdieräumlicheundsoziale
EinschränkungundVerschleierungvonFrauenimCampdeutlichmacht.[1] 

Das kritische Potential der relationalen Sichtweise besteht unter anderem 
in dem Bruch mit alltäglichen Begriffen und Konzepten. Der Kern „des vor Ort 
zu Erlebenden“ (Bourdieu 2005: 117) wird mithin weder in den Eigenschaften 
der beteiligten Akteur_innen – einzelner Bauern und Bäuerinnen oder 
Berber_innen–nochindenendesOrtes–desTanzortesoderdesCamps
– selbst gesucht, sondern in den dahinter liegenden gesellschaftlichen Pro‑
zes sen. Anstatt also Stadt oder physischen Raum positiv zu fassen, fragt 
Bourdieu in beiden Fällen danach, wie und warum diese in gesellschaftlichen 
Pro zessen hergestellt werden, wie also soziale Differenzen in räumliche 
Differen zen[2] transformiert und damit objektiviert und stabilisiert werden 
(vgl.Kemper/Vogelpohl2013:18).

Ich möchte dieses relationale Denken in mehreren Ebenen auf die 
Diskussion aktueller städtischer Entwicklungen übertragen, die nicht nur 
in Deutschland durch zunehmende Segregation und Polarisierungen entlang 
sozio‑ökonomischer und kultureller Differenzierungslinien gekennzeichnet 
sind. Diese haben vor allem in den prosperierenden Städten nochmals an 
Dynamik zugelegt (vgl. Holm 2015). Das Soziale im städtischen Raum ver‑
ortet sich jedoch nicht nur im Wohnen selbst und damit im quantitativ und 
qualitativ ungleichen Wohnraum, der unmittelbaren physischen Nach bar‑
schaft mit – er wünschten und unerwünschten– Gütern und Dienst leis‑
tungen sowie in Umweltbelastungen oder Lärmemissionen im Quartier. Die 
klassischpolitischeFrage,wemdieStadtgehöre,beziehtsichaufVielesmehr:
auf die Gestaltung, Aneignungschance und Besetzung verschiedener Orte im 
Stadt gefüge durch verschiedene soziale Gruppen und Akteur_innen, womit 
sowohl Rückzugsorte als auch öffentliche Plätze für Selbstdarstellungen 
und Fremdwahrnehmungen gemeint sein können.[3] Entsprechend stellt 
Doreen Massey – in durchaus politischer Absicht – den Beschreibungen von 
Raum und Ort als objektive Gegebenheiten oder gleichmässigen Fläche die 
Konzeption als ‚throwntogetherness‘ als ‚coming together of trajectories‘ 
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gegenüber.DamitträgtsiedenVielschichtigkeitenundderPerspektivität
von Räumen und Orten Rechnung und verweist gleichzeitig auf die daraus 
her vor gehen de und prinzipiell notwendigen sozialen Aushandlungsprozesse 
(vgl. 2005: 141).[4]

In vielen aktuellen gesellschaftspolitischen Entwicklungen lassen sich 
hingegenVersucheausmachen,diese‚trajectories‘vonOrtenundRäumen
– zugunsten von entdifferenzierenden, objektivierenden und (re)terri toriali‑
sie renden Raumkonstitutionen  – auszublenden. Dies findet zum einen 
ganz mani fest und seit mehreren Jahrzehnten im physischen Stadtraum 
statt, wo offenbar ein Bedürfnis nach Distanz zu „unerwünschten Personen 
und Sachen“ (Bourdieu 2005: 121) zunimmt, was vor allem heisst, diese im 
eigenen Alltag unsicht bar zu machen. Beispiele hierfür sind Platzverweise 
randständiger Personen von innerstädtischen öffentlichen Orten oder die 
Einrichtung von Flüchtlingsunterkünften an der urbanen Perpherie. Die 
marktvermittelten und damit kapitalbasierten Zugänge zu Wohnstandorten 
in privilegierten Lagen sind dabei nur eine Strategie, der räumlichen Nähe 
und damit der Sichtbarkeit der Anderen auszuweichen. Neben dieser 
physischen und sozialen Distanznahme (Bourdieu 2005: 118f.) spielt die 
Zugänglichkeit von Orten und damit deren städtische Relationalität, also 
die Beziehung zwischen Wohnort und anderen städtischen Orten, eine 
wichtigeRolle.IndiesemZusammenhangsindinsbesondereVerkehrsund
Mobilitätsstrukturenzentral:FehlendeöffentlicheVerkehrsanbindungen
begrenzen Zugänge auf diejenigen, die entweder in räumlicher Nähe sind 
oder über private auto mobile Ressourcen verfügen. Auf die grundsätzliche 
Bewegung des Sozia len verweisen beispielsweise John Urry und andere 
Vertreter_innendes‚mobilitiesparadigm‘(vgl.Sheller/Urry2006,Urry2007,
Elliot/Urry 2010,). Die Fähigkeit, mobil zu sein, sich also im Stadtraum zu be‑
wegen können, erweist sich dabei als höchst voraussetzungsvoll und basiert 
aufVerkehrswegenundmitteln,verschiedenenpersönlichenKompetenzen
und Ressourcen (vgl. Urry 2007: 196ff.). Die physische Komponente der 
relationalenEinbettungvonOrten,dasheißtdasschiereVorhandensein
vonVerkehrsmittelnundwegen,istebenfallsgrundsätzlicherGegenstand
sozialpolitischer Aushandlungen und hat sich – so zeigt beispielsweise die 
materialreiche Studie von Stephen Graham und Simon Marvin (2001) – in 
den letzten Jahrzehnten tendenziell zuungunsten von schwächeren sozialen 
Gruppen verschoben. Das infrastructural ideal der verkehrstechnischen und 
infrastrukturellenErschließungundAnbindungperiphererRäumekannals
Ausdruck eines sozial‑räumlichen Ausgleichsideals der zweiten Hälfte des 
20.Jahrhundertsinterpretiertwerden.InDeutschlandfindetsichdieses
Ideal im raumplanerischen Leitbild der „gleichwertigen Lebensverhältnisse“ 
(Barlösius 2006, Gatzweiler/Strubelt 2006), das weitgehend der Logik des 
IdealsderChancengleichheitinderBildungspolitikfolgt.InderZwischenzeit
haben jedoch neoliberale Privatisierungen und Sparpolitiken sowie die Kon‑
zen tra tion auf prosperierende Orte das relationale Stadtgefüge in physisch‑
infrastruktureller Hinsicht weiter polarisiert (vgl. u. a. Siebel 2013: 247). 
Gerade im Zusammenspiel mit steigenden Mietpreisen in zentralen, gut 
an ge bun denen Lagen verschärfen diese Politiken die gesellschaftliche Un‑
gleich heitsrelevanz von Raum und Mobilität (vgl. Manderscheid 2009; 2016, 
Lucas2011,Rokem/Vaughan2017).
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Darüber hinaus – und dies ist ein weiteres Element dessen, was Urry 
„network capital“ (2007: 194ff.) nennt – setzt Mobilität als Möglichkeit vor‑
aus, dass es überhaupt Orte gibt, die man aufsuchen kann und will. Diese Orte 
außerhalbderWohnungbeziehungsweisedesunmittelbarenUmfeldeskön
nen als Elemente differenter und ungleicher Raumkonstitutionen an ge sehen 
werden, die sich in der Stadt typischerweise überlagern und überschneiden. 
Wie beispielsweise eine immer noch aktuelle Arbeit von Detlef Baum (1998) 
zu den Effekten residentieller Segregation auf die Sozialisation von sozio‑öko‑
no misch benachteiligten Jugendlichen zeigt, geht es nicht nur um physische, 
sondern auch um symbolische Zugänglichkeiten. Baum zeigt, dass die 
beobachtetenJugendlichenzentralestädtischeOrtehäufigsoziokulturell
bezie hungsweise symbolisch als ‚unzugänglich‘ erlebten. Diese Un zu gäng lich‑
keiten lassen sich aber auch für andere gesellschaftliche Gruppen beobachten, 
wie beispielsweise eine Untersuchung zweier sozialstrukturell verschiedenen 
Quartiere in Süddeutschland zeigt (vgl. Manderscheid 2006). Orte im Raum 
werden also nicht nur physisch von Bewohner_innen und deren Wohnungen 
besetzt, vielmehr können sie über verfügbares Kapital auch symbolisch besetzt 
werden und Anderen ein „Gefühl des Fremd‑ und Ausgeschlossenseins“ 
(Bourdieu 2005:122) vermitteln, und zwar über das Zusammenspiel von 
räum lichen Strukturen und Habitus. Diese symbolische Ausgrenzung wird 
gerade an zentralen städtischen Orten durch die seit den 1990er‑Jahren in der 
Stadtsoziologie viel diskutierten innerstädtischen sicherheits‑ und ord nungs‑
politischenMaßnahmenoderdieÜberwachungöffentlicherRäumenoch
weiter unter stützt, die unter anderem mit Platz ver weisen von randständigen 
Personen das urbane Erleben störungsfrei machen wollen (vgl. Ronneberger/
Lanz/Jahn 1999, Ronneberger 2000, Wehrheim 2002).

Die Beispiele zeigen, dass die Betonung der mehrschichtigen Relatio‑
na li tät von Orten im physischen und im sozialen Raum den Blick auf sich 
ver stärkende und ausgleichende Zusammenspiele schärft. Während das 
Wechselverhältnis zwischen sozialen und physischen Strukturen für die 
eher kapitalschwachen Akteur_innen zu Ausschlüssen führen kann, kann 
beispielsweise eine Wohnung in einem ‚Problemstadtteil‘ für einen Studenten 
odereineDoktorandinprimärdieChanceaufgünstigesWohnenbedeuten.
Mög lichen Zumutungen des Quartiers können sich diese entziehen, da zen‑
trale städtische Orte ihnen sozial und räumlich zugänglich bleiben. Während 
im ersten Fall Raum und Ort eher in Form von Territorien erfahrbar sein 
dürften, handelt es sich im zweiten Fall um netzwerkartige Raumtopologien. 
Sinn, Funktion und Entwicklungsdynamik der Polarisierung des städtischen 
Woh nungs marktes ergeben sich dabei nicht aus sich selbst. Ihre sozial 
struk tu rie rende Relevanz kann, so habe ich zu zeigen versucht, erst im 
ZusammenspielmitWohnungsundVerkehrspolitik,städtischerSozial
und Kulturpolitik sowie individuellen Ressourcen einerseits und vor 
dem Hintergrund übergeordneter wirtschaftspolitischer Entwicklungen 
anderer seits erschlossen werden.[5] Diese mehrschichtigen dynamischen 
Wechsel verhältnisse werden jedoch gerade dann verdeckt, wenn Städte auf 
territoriale Entitäten, in denen Individuen mittels ihrer Wohnung verortet 
sind, reduziert werden. Das Gleiche gilt für die These, Städte als Entitäten 
strukturierten den Habitus ‚ihrer‘ Bewohner_innen – eine These, die von 
sozial differenten relationalen Raumkonstitutionen abstrahiert.
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Ein weiteres Feld, für das eine solche Perspektive fruchtbar wäre, sehe 
ich im aktuellen Trend der Re‑Nationalisierung und Re‑Territorialisierung 
von Politik, die sich in der Beschwörung nationaler Gemeinwesen, der Wie‑
der errichtung beziehungsweise Befestigung territorialer Grenzen sowie 
der Weigerung, Migrant_innen als konstitutiven und prinzipiell gleich be‑
rech tigten Teil von städtischen Orten und gesellschaftlichen Räumen zu 
sehen. Mehrfache, sich überlagernde Zugehörigkeiten und transnationale 
Identitäten werden zunehmend als Bedrohung verstanden und diskursiv in 
scheinbar eindeutige Kategorien von ‚Gastland‘ und ‚Heimat‘ aufgelöst. Die 
Zumutung der räumlichen Nähe des sozial Fernen erscheint dann als vor‑
übergehende Ausnahme. In diesem Umgang könnte also – so meine weiter 
zu prüfende Annahme – eine, worin auch immer begründete, Weigerung 
gesehen werden, diese Menschen als Teil der städtischen throwntogetherness 
zur Kenntnis zu nehmen und zu akzeptieren. Stattdessen werden Menschen, 
Praktiken und Dinge differenziert, hierarchisiert und entlang der Dichotomie 
zwischen Eigenem und Fremdem sortiert. Das Bourdieu’sche Denken in 
Relationen verweigert sich jedoch dieser substantialistischen Sicht und 
arbeitet stattdessen die wechselseitige Konstitutionen und Bezugnahmen 
sowie die darin enthaltenen dynamischen Machtverhältnisse heraus.

Endnoten

[1] Inden–hiernurangedeuteten–EffektenkönnenauchAnsatzpunktefürdasVerständnis
aktueller Dynamiken des Geschlechterverhältnisses innerhalb muslimischer Migrant_
innenCommunitiesgefundenwerden.

[2] Doreen Massey verweist zusätzlich auf die Übersetzung sozialer in zeitliche Differenzen, 
wenn beispielsweise zwischen ‚modern‘ und ‚rückständig‘ unterschieden wird (vgl. 
Massey 2005).

[3] Davon unbesehen beschränkten sich die Lebenswelten und Praktiken der Akteur_innen 
natürlich nicht notwendigerweise auf das Stadtterritorium.

[4] IneinerähnlichrelationalenSichtbeschreibenKemperundVogelpohlOrteals
„dyna mische, umkämpfte und veränderbare Prozesse“ (2013: 22).

[5] Extreme Formen von Mobilitätsungleichheiten haben Kolleg_innen beispielsweise für 
sozial und räumlich stark polarisierte Städte Südamerikas herausgearbeitet, in denen 
diearmeBevölkerunghäufignurzumPreislangeraufwändigerräumlicherMobilitätmit
kollektivenVerkehrsmittelndieTeilhabeamArbeitsmarktaufrechterhaltenkann(vgl.
Jiron, 2007, Ureta, 2008). Die Benachteiligung hat ihre Ursache also nicht (einzig) im 
WohnortunddergeografischenDistanz,sondernauchindenübergeordnetenStrukturen
vonArbeitsmarkt,SozialstaatundVerkehrspolitik.
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Perspektive
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Die Notwendigkeit einer gesellschaftstheoretischen Rückbindung der Stadt‑
for schung kommt in der gegenwärtigen Grundsatzdiskussion über den Stadt‑
begriff (Netzwerk? Flüsse/Ströme? Räumliche Fixierungen/Barrieren/Terri‑
torien?) beziehungsweise über die Fragen nach dessen regionaler Reichweite 
(Stadt‑Land‑Dichotomie? Methodischer Nationalismus?) und nach dessen 
empirischer Basis (Politischer Westen beziehungsweise Ökonomischer Norden 
oder Globaler Süden? Provinzialisierung oder Planetarisierung?) deutlich zum 
Ausdruck (vgl. Robinson 2002; 2006, Roy 2009, McFarlane 2010, Savage 2011, 
Brenner/Schmid 2014 und Scott/Storper 2014). Beantworten lassen sich die 
hier aufgeworfenen Fragen nur, wenn diskutiert wird, welcher Art die Wechsel‑
wir kung zwischen Stadt und Gesellschaft ist. Das setzt nicht nur voraus, dass 
zur Frage danach, was mit ‚Stadt‘ gemeint ist, Stellung bezogen wird, sondern 
auchzumVerständnisundzurReichweitedesGesellschaftsbegriffs.

Es verwundert somit nicht, dass – aufgrund des Bedarfs an gesell schafts‑
theo retischer Rahmung – inzwischen auch in der Stadtforschung eine Art 
Kano ni sie rung Bourdieus beobachtet werden kann[1]; vergleichbar mit der‑
je nigen, die sich spätestens seit den 1990er‑Jahren in der Soziologie vollzogen 
hat[2].AllerdingsistdieAuseinandersetzungmitunddasVerständnisvon
Bourdieus Werk im stadtbezogenen Forschungsfeld fragmentiert. Das mag 
teil weise an der Inter dis zi pli na rität und Multiperspektivität des Feldes 
selbst liegen, teilweise aber auch daran, dass theoriegeleitete Forschung 
hier weniger selbstverständlich ist als in stärker disziplinär formatierten 
Sozial wissenschaften.

Insofern ist Loïc Wacquants dezidierte und detaillierte Auseinandersetzung 
mitdenChancenundProblemen,dieineinerStadtforschungimAnschluss
anBourdieuliegen,zubegrüßen.HiermitistdieMöglichkeitgegeben,Teil
debatten – beispielsweise die Tagung 2012 in York, die Wacquant als einen 
Ausgangspunkt seines Beitrags benennt – zu öffnen und diese in der inter‑
nationalenArenaderStadtforschungstärkersichtbarzumachen.Außer
dem können diese so auch stärker mit anderen Ansätzen der von Bourdieu 
inspirierten Stadtforschung in Beziehung gesetzt werden, etwa mithilfe des 
vorliegenden Diskussionsformats in der s u b \ u r b a n . Idealerweise wird 
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alsoeineÖffnungderAuseinandersetzungbeigleichzeitigerVertiefungder
Argumente angeregt.

VordiesemHintergrundkanndievonWacquantidentifiziertestadtbe
zogene Basis des Bourdieu`schen Theorieentwurfs (vgl. Wacquant 2017: 180) 
als Ausgangspunkt und Anregung begriffen werden, die eine weitergehende 
praxis theoretisch informierte Diskussion ‚urbaner Fragen‘ ermöglicht. Im 
vor liegenden Beitrag werden diese Hinweise zunächst kommentierend auf ge‑
griffen und hinsichtlich ihres Innovations‑ und Erklärungspotentials dis ku‑
tiert. Im Sinne einer Weiterführung der Argumentation wird darüber hinaus 
ver suchsweise eine Heuristik einer posturbanisierten, praxistheoretisch 
inspirierten Stadtforschung skizziert. Diese speist sich zum Teil aus einem 
systematisierenden Überblick entsprechender deutschsprachiger Ansätze 
(vgl.Deffner/Haferburg2012),deranschließendvorgestelltwird.Schließlich
wird auf die fehlende Berücksichtigung einer postkolonial informierten Kritik 
verwiesen, wobei gezeigt wird, dass Bourdieus Argumentation hier bereits 
reflektierteristalsvielespätereAdaptionen.

Weshalb erscheint dies als gewinnbringend? Sicher nicht, weil sich die 
Rezipient_innen von Bourdieus Texten damit ein weiteres Forschungsfeld 
erschließen–dieProliferationpraxistheoretischerPerspektivenistderzeit
ohnehinein‚Selbstläufer‘.VonderStadtforschunghergedacht,könnendie
gesellschaftstheoretischen Begriffe und Einsichten, die Bourdieu formuliert, 
aber sehr wohl weiterführende forschungsleitende Hinweise geben: Erstens 
wären Phänomene wie Stadt und Urbanität in ihrer Rolle als zeitgebundene 
ReferenzenvonsozioökonomischenVerhältnissenbeziehungsweisevon
kulturellen, lebensstilbildenden Praktiken zu verstehen. Zweitens sollte 
konzeptionell und empirisch eruiert werden, wie sie in ihrer Artikulation 
als relationaler beziehungsweise als „angeeigneter physischer Raum“ 
(Bourdieu 1991) im Zusammenhang mit sich transformierenden Sozialitäten 
systematisch‚Gesellschaft‘produzierendwirksamwerden.Schließlich
könnten Bourdieus Überlegungen aus methodologischer Perspektive als 
raumsensible Zugänge zur Spurensuche in beziehungsweise zur De chiff rie‑
rung von ‚urbanen‘ Kontexten zum Tragen kommen. Wacquant verweist auf 
all diese Möglichkeiten, sortiert und gewichtet sie aber anders, wie etwa in 
der unidirektional erscheinenden Formel, die von Macht über Strukturen 
zur Praxis führt (vgl. Wacquant 2017: 181).

Die wahre verlorene Stadtsoziologie Bourdieus…

Wacquants Text ist erkennbar von dem Bemühen motiviert, verkürzte be‑
zie hungs weise unzureichende Lesarten Bourdieus in der Stadtforschung 
zurechtzurücken. Dieses Anliegen wird in drei Schritten bearbeitet: erstens 
mit einem Rückbezug auf Bourdieus frühe empirische Studien in Algerien 
und im Béarn; zweitens mit einer ‚archäologisch‘ anmutenden Offenlegung 
von vier verschiedenen theoretischen Referenzen der Bourdieu‘schen For‑
schungspraxis; und drittens mit der Warnung vor drei Fallstricken bei der 
Anwendung Bourdieu‘scher Konzepte.

Innovativ sind – im Zusammenhang mit der Stadtforschung – aus 
meinerSichtvorallemdieerstenbeidenSchritte.DerVerweisaufdiefrühen
Studien Bourdieus lässt sehr deutlich die Urbanisierung als eine sowohl in 
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Algerien als auch in Frankreich wirksame gesellschaftliche Transformation 
erkennbar werden. Sie erzeugt nicht nur Ungleichzeitigkeiten des Alltags 
beziehungsweise der Zeitregime (vgl. Wacquant 2017: 180, Bridge 2011: 
77f),sondernauchBrücheindensozialenRaumkonfigurationen.Wacquants
stärkstesBeispielhierfürsinddiequasiurbanen(Flüchtlings)Camps,die
Bourdieu und Sayad beispielsweise in Le Déracinement (1964) sezieren. 
Dadurch werden Machtverhältnisse deutlich, die durch Raumstrategien 
vermittelt werden. Indem Wacquant darlegt, wie stark die Analyse der gesell‑
schaftlichen Modernisierung – sowohl des kolonialen als auch des metro‑
politanenFrankreichs–bereitsbeiBourdieumitderDynamikderVerstädte
rung verschränkt war, wobei letztere stets eine Komponente der räumlichen 
Migration und eine des sozialen Wandels beinhaltet, wird ersichtlich, wie 
sehr Bourdieus Soziologie von Beginn an auch eine Soziologie des Raums 
bezie hungs weise der Urbanisierung ist: Die ‚Stadt‘ als Bezugspunkt der Ent‑
wurzelung beziehungsweise der Erneuerung wird somit auch auf ‚Distanz‘ 
im ländlichen Raum in allen Lebensbereichen wirksam. In den damit ver‑
bunden Raumpraktiken artikulieren sich dementsprechend die jeweiligen 
gesell schaftlichen Machtverhältnisse. Diesen Befund spitzt Wacquant zu dem 
Statement zu, hierin läge die „wahre, ‚unbeachtete Stadtsoziologie Bourdieus‘“ 
(Wacquant 2017: 181) – eine These, die sich dezidiert von Savages (2011) 
ent sprechend betiteltem Beitrag abgrenzt.[3]ImVerlaufvonWacquants
weiteren Ausführungen wird diese Zuspitzung zwar relativiert, dennoch führt 
sie die Leser_innen meines Erachtens leicht in die Irre, da sie Bourdieus 
Bedeutung für die Stadtforschung zu exklusiv in dessen Frühwerk verortet.

…sollte (mit Bourdieu) aktuell verortet, empirisch übersetzt 
und kohärenter konzipiert werden.

Es ist zutreffend, dass bereits Bourdieus frühe Arbeiten in der Kabylei und im 
BéarninhohemMaßeraumsensibelsind.Ichwürdesummarischvoneinem
‚Ringen Bourdieus mit dem Raum‘ sprechen – auch das ist ein Kampfsport –, 
welches aber ohne zwei weitere gedankliche Schritte nicht hinreichend nach‑
vollzogen werden kann (vgl. sowohl Savage 2011 als auch Hanquinet/Savage/
Callier2012):erstensseinedoppelteAbgrenzungsowohlvomGeodeterminis
musetwadenCommunityStudies(vgl.Hanquinet/Savage/Callier2012:512)
als auch von vermeintlichen Alltagsgewissheiten wie etwa der profanen Gleich ‑
set zung von sozialer und räumlicher Nähe. Diese Distanzierungen kommen 
insbesondere in der bewusst abstrahierenden Darstellung von For schungs‑
ergeb nissen, etwa in den Feinen Unterschieden, zum Ausdruck, die Wacquant 
unterdemStichwortdes‚Bachelard‘schenMoments’imVerlaufderweiteren
Argu mentation ebenfalls anspricht (Wacquant 2017: 182f). Der zweite Schritt 
besteht in Bourdieus späterem expliziten Inbeziehungsetzen von Sozial‑ und 
Raumanalyse (inklusive ihrer symbolischen Dimension), wie sie zum Bei spiel 
in den „Ortseffekten“ (Bourdieu 1997) entwickelt wird – auch dieses wird von 
Wacquant im Sinne einer von Leibniz und Durkheim inspirierten Tria lek‑
tik[4] aufgegriffen. Eine solche Komplettierung, die von Wacquant selbst im 
Abstract seines Beitrags ähnlich formuliert wird, die sich in seinen weiteren 
Ausführungen aber etwas verliert, wäre für eine aktuelle (post‑urbanisierte) 
Stadtforschung mit Bourdieu meines Erachtens besonders relevant. 
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AndieserStellekönntesomitderVorschlagformuliertwerden,mittels
einer gleichrangigen Einbeziehung erstens des globalen Wandels in Form der 
gegenwärtigen (Post‑)Urbanisierung (entsprechend des späteren Hinweises 
auf die geschichtliche Produziertheit der sozialen Welt); zweitens der Dechiff‑
rie rung alltagsweltlicher Regionalisierungspraktiken (vgl. Bachelard, auch 
Werlen 2007); und drittens der konzeptionellen Rekonstruktion einer 
gesellschaftlich verwobenen sozial‑symbolischen Räumlichkeit (im Sinne 
der oben genannten Trialektik als einer Perspektive, die ‚Stadt‘ auch als 
gebauten Raum begreift) die praxeologische Stadtforschung auf drei Säulen 
zu stellen. Eine solche ‚Rekomposition‘ einiger der von Wacquant ge nann‑
ten Elemente würde sowohl historische Kontextualität, empirische Um‑
setz barkeit und gesellschaftstheoretische Rahmung berücksichtigen, und 
damit letztlich eine ‚post‑urbanisierte Perspektive‘ ermöglichen. Damit ist 
eine gesellschaftstheoretisch informierte Perspektive gemeint, die städtische 
Phäno mene weder – wie etwa beim frühen Bourdieu, bei Lefebvre und anderen 
Autor_innen der 1960er‑ und 1970er‑Jahre – in erster Linie als Ausdruck 
einer kapitalistischen, entfremdenden Modernisierung interpretiert, noch 
sie vor allem an Beispielen schnell wachsender Städte (vorzugsweise im 
Globalen Süden) festmacht. Stattdessen wäre sie sensibel für all die aktuellen 
Praktiken, die in ‚bestehenden‘, ‚vorgefundenen‘ urbanen Arrangements und 
‚Zwischenräumen‘ sowohl repliziert werden als auch neu entstehen – ohne 
die Einschränkungen zu übersehen, die strukturell gegeben sind.

Wenn Wacquant demgegenüber die Urbanisierung als konzeptionelle 
Rück bindung zentral setzt, ist damit noch nichts Wesentliches über die 
StadtalsspezifischesräumlichsozialesPhänomenbeziehungsweiseProdukt
gesagt.DasließesichzwargutmitdervonBrennerundSchmid(2014)
pro pa gierten Loslösung vom Stadtbegriff verbinden, nicht jedoch mit 
Wacquants durchgängigem Festhalten am Konzept der ‚Stadt‘. Bourdieu 
wiede rum thematisiert – wie von Wacquant zu Recht herausgestellt – bereits 
währendseinerfrühenForschungendieimProzessderVerstädterungan
ge leg ten sozialen ‚Zumutungen‘. Sein Interesse gilt aber anfangs weder der 
inner städtischen Artikulation dieses Prozesses noch einer konzeptionellen 
Rahmung der Stadt selbst; etwa im Sinne eines Produkts ökonomischer Aus‑
tauschprozesse. Bourdieu thematisiert allerdings später auch städtische Kon‑
figurationenimengerenSinne:zuerstimplizitundansatzweiseindenFeinen 
Unter schieden (1982 [1979]), dann explizit im Elend der Welt (1997 [1993]), 
vor allem im darin enthaltenen Text „Ortseffekte“. Die sozialen Effekte des 
ImmobilienmarktswerdenschließlichinDer Einzige und sein Eigenheim 
(frz. 2000/dt. 1998) analysiert. Und obwohl auch diese Texte ohne eine 
Gesamt betrachtung von ‚Stadt‘ oder Urbanität auskommen, geben sie doch 
grund legen de Hinweise zur Stadtforschung, die über die transformatorische 
Bedeu tung des Urbanisierungsprozesses hinausgehen. Insbesondere die 
relationale Konzeption des Feldbegriffs und aller Dimensionen von Räum lich‑
keit wären als Stichworte zu nennen; sowie die Betonung der Körperlichkeit 
von Subjekten und Objekten, und der daher postulierten Trägheit der 
sozialen Dynamik. In der mit dieser Trägheit einhergehenden Idee des 
Hyste resis‑Effekts[5] könnte im Übrigen eine konzeptionelle Schnittstelle 
angelegt sein, die bisher wenig aufgegriffen wurde, die aber die Bedeutung 
von Materialität beziehungsweise von räumlichen Arrangements für soziale 
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Dynamiken erhellen könnte (vgl. auch Bourdieu 1997: 161). Das Aufspüren 
der ‚verlorenen Stadtsoziologie Bourdieus‘ wäre daher meines Erachtens 
ohne eine Berücksichtigung dieser weiteren gedanklichen Annährungen an 
eine ‚soziale Räumlichkeit‘ ebenso unvollständig wie ohne die von Wacquant 
hervorgehobene soziologische Bedeutung der Urbanisierung.

Prinzipielle Fallstricke

Auch das zweite Element der Wacquant‘schen Darstellung – das Aufzeigen 
von vier epistemologischen Inspirationen – sollte von der von Bourdieu infor‑
mierten Stadtforschung zur Kenntnis genommen werden. Die vier besproch‑
enen Referenzen erweitern bestehende Lesarten und sind insbesondere in der 
vorliegenden Pointierung sehr anregend. Wacquant verweist hier erstens auf 
das – bereits angesprochene – Hinterfragen vorgefertigter (Alltags‑)Kategorien, 
das er als ‚Bachelard‘schen Bruch’ mit dem ‚gesunden Men schenverstand‘ 
bezeichnet. Zweitens verdeutlicht er die geschichtliche Produziertheit der 
sozialen Welt nach Weber, wodurch Machtverhältnisse als Momentaufnahmen 
gesell schaftlicher Kämpfe erscheinen. Drittens ruft er die von Leibniz und 
Durk heim inspirierte Trialektik von symbolischem, sozialem und physischem 
RauminsBewusstsein.SchließlichverweisterviertensaufdieCassirer‘sche
Dialektik subjektiver Dispositionen und objek tiver Positionen (2017: 182ff.).

Mit den in diesen erkenntnistheoretischen Bezügen angelegten For‑
schungshinweisenlässtsichBourdieuspraxistheoretischesVorgehennicht
nur besser nachvollziehen, sondern auch auf aktuelle Forschungsfragen 
anwenden.AllerdingserschließtsichdenLeser_innenausdiesemStraußvon
Ideen noch keine methodologische Kohärenz in Bezug auf die Stadtforschung. 
Eswäredeshalbkonsequenter,dieseVignettenmitdenzuvorentwickelten
Gedanken zur Urbanisierung zu verbinden, wie versuchsweise in Form der 
drei Säulen skizziert, auf denen eine entsprechende Stadtforschung dann 
aufsetzen könnte. In jedem Fall würde ich mir eine argumentative Klammer 
wünschen,diedenStraußzusammenbindet.

Das Gleiche gilt für die drei Fallstricke, die Wacquant (2017: 185f.) aus‑
weist, also die Warnung vor der Fetischisierung der Bourdieu’schen Begrif fe, 
vor der sinnentleerten Übernahme einzelner Begriffe und vor dem über‑
ambitioniertenAnspruch,BourdieusKonzepteenbloczuverwenden.Vor
allem der letzte Punkt, der als Aufforderung konkretisiert wird, sich einzelner 
Versatzstücke(wieauseinemWerkzeugkasten)zubedienen,erscheintmir
etwas widersprüchlich zum vorher Gesagten. Auch wenn – oder vielleicht weil 
–mansichdeneinzelnenWarnungenfürsichgenommengutanschließen
kann, scheinen zumindest die ersten beiden im Prinzip auch auf die Mehrzahl 
aller gesellschaftstheoretischen Ansätze zuzutreffen. Insofern fügen sie dem 
hier diskutierten Text – im Gegensatz zu den bisher besprochenen Elementen 
– keinen erkennbaren Mehrwert hinzu.

Welche Wege in welche Stadt?

VonwelchengedanklichenPfadenwürdemansich–überdiebisherdisku
tierten Wege hinaus – noch wünschen, dass sie von an Bourdieu inte res sier‑
tenStadtforscher_innenbeschrittenwerden?ImSinneeinerSelbstreflexion
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beziehungsweise eines Nachdenkens über die Bedingungen der Erkenntnis 
wärezunächstderVersuchinteressant,eine‚Kartierung‘derbereitsexis
tie ren den Stadtforschung mit Bourdieu vorzunehmen. Auch die ‚Fehl‑
adaptionen‘, vor denen Wacquant warnt, könnten dann genauer diskutiert 
werden:MiteinerkonkretenKritikließensichetwaseinerelativallgemeinen
Warnhinweise unter mauern beziehungsweise erweitern. Wacquant nimmt 
Bourdieu zwar mit in die Stadt, aber er setzt sich im vorliegenden Text nur 
wenig mit anderen Wegen auseinander, auf denen Bourdieu dort bereits 
angelangt ist. Obgleich er viele davon benennt (vgl. Wacquant 2017: 174), 
bleibt vor allem offen, ob sich aus den bestehenden Zugängen nicht eine 
‚Routenübersicht‘erstellenließe.DerenInterpretationwiederumkönnte
nicht nur etwas über die – vielleicht gar nicht so verlorene – Stadtsoziologie 
Bourdieus sagen, sondern auch über Stadtforschungsdesiderata und somit im 
Endeffekt auch über das Städtische selbst, so wie es sich gegenwärtig darstellt.

Eine solche systematisierende Bestandsaufnahme für den deutsch sprach‑
igen Kontext zu erstellen, wurde von Deffner und Haferburg versucht (vgl. 
Deffner/Haferburg 2014: 335ff, auch Deffner/Haferburg 2012). In der von 
Bourdieu inspirierten Stadtforschung könnten ihnen zufolge vier For schungs‑
in teres sen unterschieden werden: erstens, die Stadt als Bühne der Selbst ins‑
zenierung zu verstehen, was sowohl die kulturelle Konsumption als auch 
Produktion umfassen könne (vgl. etwa Helbrecht/Pohl 1995, Pohl 2003). 
Zweitens,‚dasStädtische‘allgemeineralsCodefüreinenbesonderenur‑
banen Konstruktionsprozess sozialer Praktiken zu begreifen, was unter 
starker Bezugnahme auf den mit der Urbanisierung verbundenen Begriff 
der Urbanität geschähe (vgl. zum Beispiel Dirksmeier 2009). Drittens, die 
Rolle von raumbezogener Stigmatisierung und Diskriminierung bei der (Re‑)
Produktion sozial‑räumlicher Differenzen zu entschlüsseln, inklusive der 
ThematisierungdesVerhältnissesvomsozialemundphysischemRaum(vgl.
zum Beispiel Haferburg 2007, Odermatt/van Wezemael 2007, Deffner 2010, 
Dörfler2010).Undviertens,Beispielstädtealskohärenteundeinzigartige
soziale Erzeugungssphären eines je gemeinsamen Habitus zu interpretieren, 
was als typische ‚Fehlanwendung‘ beziehungsweise als Begriffs‑Kidnapping 
verstanden werden könne (vgl. zum Beispiel Lindner 2003).

Lebensstile beziehungsweise Habitus werden von allen genannten 
Autor_in nen (mit Ausnahme von Lindner) als Prinzip verstanden, das soziale 
Diffe renzen generiert – und zum Teil auch als Ergebnis dieser Differenzen in 
einem abstrakten sozialen Raum (vgl. Bourdieu 1982). Die durch – und für – 
sie entstehenden Relationen zwischen neuen ‚urbanen‘ sozialen Positionen 
wären demzufolge für die Konstitution des ‚Städtischen‘ entscheidend.

DasBesondereanfastallendiesenVariantenderStadtforschungmit
Bourdieu ist, dass Stadt hier ebenfalls als sozialer, symbolischer und räumlicher 
Aus druck gesellschaftlicher Relationen interpretiert wird, also im Sinne einer 
Trialektik (avant la lettre). Das korrespondiert mit der Bourdieu’schen Weise, 
topologisch zu argumentieren, die Wacquant als Ausdruck Leibniz’scher 
undDurkheim’scherDenkfigureninterpretiert.‚Stadt‘wirdalsoeinerseits–
aktiver gedacht – als Konglomerat von Arenen beschrieben, in denen Lebens‑
stile ‚symbolisch zum Einsatz‘ kommen. Andererseits wird sie – reaktiver 
gedacht – als Amalgam sich überlappender, gesellschaftlich produzierter 
(vgl. Bourdieu 1998), aufgrund des Hysteresis‑Effekts wenig fluider 
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(Bourdieu1997),gleichwohlnurtemporärfixierterHabitateverstanden,
dieauchinBezugaufspezifischeAnwendungsbedingungenvonHabitus
wirksam werden (können) (vgl. Deffner/Haferburg 2014: 335).

An die skizzierten Möglichkeiten, Stadt nicht nur sozial, sondern auch 
symbolischundalsgebautenRaumzuverstehen,schließtsichzuletztdieFrage
danach an, um welche Städte beziehungsweise um welche Gesellschaften es 
überhaupt geht (vgl. Deffner/Haferburg 2014: 340). Hier steht das vielleicht 
größteFragezeichen,dasWacquantsTextaufwirft:WenndieReichweiteder
Aussagen kaum thematisiert wird, besteht implizit ein universaler Gel tungs‑
anspruch. Dieser stützt sich gleichwohl – bei den von Wacquant zitierten 
Studien – fast nur auf ‚westliche‘ Fallbeispiele.[6] Dies reproduziert tenden‑
ziell die problematische Rollenaufteilung der Empirie zwischen Globalem 
Norden (Theorieentwicklung befördern) und Süden (soziale Missstände 
belegen). Auch die zweite Beitragssammlung, die diesem ersten IJURR‑
Themenheft folgen soll – in der Wacquants Beitrag in der längeren Original‑
fas sung erschien –, und die stärker an empirischen Beispielen aus dem 
Glo balen Süden orientiert ist als die ‚makroperspektivischen‘ und offenbar 
stärker theorieorientierten Artikel des vorliegenden Hefts, entkräftet dieses 
Unbehagen nicht (vgl. Wacquant 2017: 174). Im Gegenteil scheint die 
beschriebene Aufteilung die befürchtete typische Arbeitsteilung noch zu 
bestätigen. Dies ist umso bedauerlicher, insofern eine besondere Stärke der 
Theorie der Praxis gerade darin gesehen werden kann, dass diese Fragen 
bereits von Bourdieu selbst thematisiert wurden, was auch Wacquant an 
anderer Stelle herausstellt (vgl. Wacquant 2017: 181, 188). So hat Bourdieu 
die Anschlussfähigkeit seiner Überlegungen an gesellschaftliche Kontexte 
jenseits des ‚Westens‘ nicht nur mitgedacht beziehungsweise angestrebt 
(vgl.Bourdieu1998:14),sondernzurVoraussetzungseinesTheorieentwurfs
gemacht (vgl. Bourdieu 1976). Dieser gründete in wesentlichen Punkten auf 
den Ergebnissen seiner Feldforschungen in Algerien, denen Wacquant ja 
ebenfallseinegroßeBedeutungbeimisst.IndiesemPunktunterscheidetsich
Bourdieu von den vielen zeitgenössischen Gesellschaftstheoretiker_innen, 
dieihreModellefastausschließlichanwestlichenBeispielenentwickeln
beziehungsweise explizieren (vgl. Deffner/Haferburg 2014: 340). Das ist 
einer der Gründe, der ihn für eine postkolonial informierte Sozialforschung, 
die sich global verortet, so interessant macht.

Was nimmt man mit in die Stadt?

Wacquants Darstellung zeigt, dass die Stadtforschung von einer Aus‑
ein andersetzung mit Bourdieus Konzepten beziehungsweise von seiner 
relationalen, praxistheoretisch ausformulierten Perspektive auf die soziale 
Weltnachwievorstarkprofitierenkann.Gleichzeitigwirddeutlich,dass
die darin angelegten Möglichkeiten noch lange nicht ausgeschöpft sind. 
AußerdemdokumentierenWacquantsBeitragselbst,diedortangeführten
For schungsbeispiele sowie – ergänzend – die im vorliegenden Text an ge‑
sprochenenAutor_innendieeindrucksvolleVielfaltderStadtforschung,die
sich von Bourdieu inspirieren lässt. Ähnlich wie von Wacquant beschrieben 
und eingangs thematisiert erzeugt dies einerseits den Wunsch nach Öffnung 
der Debatte, einhergehend mit einer stärkeren gegenseitigen Bezugnahme. 
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Der vorliegende Austausch in der Zeitschrift s u b \ u r b a n  leistet dazu bereits 
einen Beitrag, der aber sicher gewinnbringend auf weitere Beteiligte ausdehnbar 
wäre. Andererseits – und dies entspricht möglicherweise der ebenfalls oben 
erhofften‚Vertiefung‘–wäreeszubegrüßen,wenneinzelnenZugängekon
zep tio nell so fortgeführt werden könnten, dass diesen ein noch stärkerer er‑
kennt nis lei ten der Mehrwert zukäme. Die oben skizzierte Rekom position – die 
sich aus einer aktuellen, post‑urbanisierten und post‑kolonial informierten 
Ver ortung der Forschung, einer empirischen Bezugnahme auf alltagsweltlich 
wirk same (Raum‑)Praxis inVerbindungmiteiner konzeptionellen Trialektik 
von symbolischem, sozialem und physischem Raum ergeben könnte – ist die 
hier vorgeschlagene Richtung, mit Bourdieu weiterzugehen.

Endnoten

[1] Neben den von Wacquant (2017: 182) zitierten Interpretationen von Bourdieu als 
theo retische Referenz der Stadt‑ beziehungsweise Raumforschung (vgl. Painter 2000, 
Cresswell2002,Webster2010,Foggle2011undLippuner2013)sowiedenvonihm
separat diskutierten Beiträgen von Rosenlund (2009) und Savage (2011) liegen als weitere 
einschlägige Publikationen beispielsweise Hillier/Rooksby 2002, Lévy 2003, Bridge 2011 
und Deffner/Haferburg 2014 vor.

[2] „Bourdieus[…]Begriffegehöreninder(Kultur)SoziologiezumfestenInstrumentarium.
SiewerdenalsautomatischesZitatverwendet[…]“(Resch2012:35).AuchWacquant
wendet sich gegen ein sinnentleertes concept dropping, bezeichnet es sogar als einen 
Auslöser der in dem hier diskutierten Text zusammengefassten Überlegungen (vgl. 
Wacquant 2017: 174) und bezieht eine seiner ‚Warnungen‘ auf diesen Punkt.

[3] In jenem Beitrag wird demgegenüber eine Erweiterung der Feldanalyse als konzeptioneller 
An ker punkt einer Bourdieu‘schen Stadtsoziologie vorgeschlagen (vgl. Savage 2011: 516ff).

[4] Gemeint ist die wechselseitige Beziehung zwischen symbolischem, sozialem und physi‑
schem Raum.

[5] Der Hysteresis‑Effekt bezeichnet bei Bourdieu das Trägheitsmoment des Habitus im 
Sinne einer verzögerten Anpassung an sozialen Wandel (vgl. Bourdieu 1982: 238f). Laut 
Bourdieu ergibt sich diese „Trägheit der für den sozialen Raum konstitutiven Strukturen 
unteranderemdaraus[…],daßsieindenphysischenRaumeingelagertsindundnurum
denPreiszwangsläufigaufwendigerUmsetzungsarbeitverändertwerdenkönnen“(1991:
26).

[6] MitAusnahmederArbeitenvonBourdieuselbst,sowiedenenineinerFußnotegenannten
von Wacquant/Slater/Pereira 2014.
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Ortseffekte oder Bourdieu und die 
Ausrufung des Ghettos
Kommentar zu Loïc Wacquants „Mit Bourdieu in die Stadt“

Ebenso wie Pierre Bourdieu ist sein Schüler Loïc Wacquant einer der selten 
gewordenen Intellektuellen, die ihre Profession, die Soziologie, nutzen um 
soziale Ungleichheiten und gesellschaftliche Machtverhältnisse nicht nur 
zu analysieren, sondern auch versuchen, damit auf öffentliche Debatten zu 
einzuwirken. Daher ist Wacquants Aufsatz nicht nur als eine interessante 
Diskussion der Frage, ob Bourdieus Werk in der Stadtsoziologie angemessen 
und korrekt verwendet werde, zu verstehen. Der in dem Text formulierte 
Appell, Bourdieus Arbeit auch innerhalb der Stadtsoziologie stärker an zu‑
wen den, ist – vor dem Hintergrund zunehmender sozialer Ungleichheit, 
Armut, Marginalisierung und einem Aufschwung des Rechtspopulismus – 
eine Forderung nach einer soziologischen Betrachtung dieser Probleme in 
der Stadt. Was kann nun also das Werk von Pierre Bourdieu zur Analyse der 
heutigen sozialen Probleme in der Stadt in Deutschland beitragen?

IchwerdeindiesemKommentaraufdieVerräumlichungsozialerUn
gleich heit und auf die Relevanz der symbolic power eingehen, also auf ein 
Kon zept, das aus Wacquants Sicht zwar im Zentrum von Bourdieus Soziologie 
stehe, auf das aber nur selten Bezug genommen werde. Der Hintergrund des 
Konzepts der symbolic power sei, dass

„diesozialeWeltstetsauseinerVielzahlunterschiedlicherBlickwinkel
erfahren und konstruiert werden kann, [weshalb] diese konkurrierenden 
Sym bol systeme so viele Waffen in den „Auseinandersetzungen um die 
Schaffung und Durchsetzung der legitimen Weltsicht“ dar[stellen] 
(Bourdieu (2016 [1985]: 17). Auf den urbanen Raum angewandt 
impliziert dieses Prinzip, dass nicht nur auf die Phänomenologie des 
urbanen Lebens im Sinne einer an bestimmten Orten gelebten Realität 
zu achten ist, sondern auch auf die Begriffe, die zur Bezeichnung von 
Menschen, Objekten, Aktivitäten und Orten in der Stadt verwendet 
werden. Denn gerade angesichts der Konzentration von symbolischen 
Auto ri täten (religiöser, politischer, juristischer, journalistischer, 
künst le risch er und wissenschaftlicher Natur) in der Metropole stel‑
len Kategorisierungen, die Konsequenzen zeitigen, ein besonders 
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wir kungs volles Mittel zur Bewahrung oder Transformation der Realität 
dar.“ (Wacquant 2017: 184f.)

Wacquant fordert, Bourdieus Konzepte nicht als theoretischen Fetisch zu 
verstehen, sondern ihre Anwendung in der konkreten empirischen Stadt‑
forschung.Völligzurechtmachterdaraufaufmerksam,dasseinesolche
Anwendung jedoch pro ble matisch sei, wenn dabei von Bourdieu eingeführte 
Begriffe unpassend verwendet würden – als „leeres Bourdieugeschwätz“ 
(2017: 192) –, also ohne dass diese in Beziehung zur ursprünglichen Kon zep‑
tion stün den. Dieses Argument ist zweifellos unmittelbar plausibel. Allerdings 
sollte dabei nicht übersehen werden, dass beispielsweise ein Begriff wie 
Habitus nicht nur von Bourdieu entwickelt wurde, sondern auch mit anderen 
konzeptionellen Aus richtungen, wie etwa der von Norbert Elias (2003), von 
Soziolog_innenverwendetwird.DiestadtsoziologischeVerwendungdieses
Begriffs ist somit auch ohne Bezug zum Bourdieuschen Habituskonzept 
möglich und erfordert in jedem Fall eine Bezugnahme zur jeweiligen sozio‑
lo gischen Konzeption.

Wacquant plädiert weiterhin für eine Anwendung einzelner Bourdieuscher 
Kon  zepte – wie das der symbolic power – in der Stadtsoziologie. Ich argu‑
men tiere dafür, die symbolic power in einem umfassenderen sozio‑öko‑
no misch en und politischen Kontext stehend zu analysieren. Dies führe 
ich im folgenden beispielhaft aus und möchte so hervorheben, dass Stadt‑
soziolog_innen, wenn sie Bourdieu ernst nehmen wollen, zwar einzelne 
Bourdieu’sche Konzepte – so wie von Wacquant vorgeschlagen – anwenden 
können, diese aber auch kontextualisiert werden müssen. Dafür werde ich 
dieVerwendungdesGhettobegriffsinDeutschlandalssymbolic power 
mit der zugenommenen sozialen Ungleichheit in Beziehung stellen. Mein 
KommentarschließtsomitaneinVerständnisvonsymbolic power an, dass 
Bour dieu auf die Bildung von sozialen Gruppen angewendet hat. Es sei 
ein „mental construct [that] is turned into a historical reality through the 
inculcation of schemata of perception and their deployment to draw, enforce, 
or contest social boundaries“ (Wacquant 2013: 274). Umfassender lässt sich 
dieses Konzept verstehen als „capacity to shape reality by shaping shared 
representations of the world“ (ebd.: 282). Damit wird seine Anwendbarkeit 
nicht nur auf die Bildung von sozialen Gruppen, sondern auch auf urbane 
Räume deutlich.

In dem – meinem Kommentar zugrunde liegenden – Aufsatz zeigt 
Wacquant, dass in Bourdieus frühem Werk die Differenzierung zwischen 
Stadt be völ kerung (urbanite) und Landbevölkerung (peasant) mit einer 
sozio  sym bo lischen Markierung einhergehe. Diese werte den peasant im 
Vergleichzumurbanite ab und verringere somit – zusammen mit der 
Inter nalisierung der Abwertung und der Ausbildung von unvorteilhaften 
PraktikenwieSchüchternheit–dieChancenderpeasants auf dem lokalen 
Heiratsmarkt(vgl.Wacquant2017:176).AndiesemBeispielwerdedieVer
bin dung von symbolic power zum sozialen und physischen Raum deutlich 
(vgl.ebd.:174),derauchfürdiefolgendeAnalysezurVerwendungdes
Ghettobegriffs hilfreich ist.
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1. Symbolic power und unwürdige Armut im gewandelten 
Sozialstaat 

Wie ist nun auf dieser Basis die – in Deutschland geführte – politische Debatte 
über die Entstehung von Ghettos zu verstehen? In deutschen Raptexten oder 
inskandalisierendenMedienberichtenwerdenstädtischeViertelmitdem
Begriff ‚Ghetto’ versehen, in denen es eine überdurchschnittliche Armuts‑
quote und Arbeitslosigkeit gibt. Aber auch in der politischen Debatte warnt 
beispielsweisederehemaligeSPDVorsitzendeSigmarGabrielvorderEnt
stehung von Ghettos durch die Ansiedlung von Flüchtlingen in bestimmten 
Wohngebieten. Es ist hier allerdings nicht der Ort um die einzelnen Motive 
zurVerwendungdesGhettobegriffszuanalysieren.Vielmehrgehtesin
meinem Kommentar darum, Wacquants Aufruf, Konzepte von Bourdieu in 
der Stadtsoziologie anzuwenden, aufzugreifen.

Zunächst ist es wichtig, auf die Bedingungen des Ghettos einzugehen. 
Hierbei geht es nicht nur um die symbolische Stigmatisierung bestimmter 
Stadt  viertel und ihrer Bewohnenden in medialen Texten, sondern auch um die 
struk tu rellen Bedingungen infolge von Transformationen des Sozialstaates, 
des Arbeitsmarktes und der Sozialpolitik. Es sind Trans for ma tionen auf 
der Makroebene, die auf der Mikroebene der alltäglichen Hand lungen 
und Identitätsverortungen im urbanen Raum ihre Wirkung ent falten (vgl. 
Meier 2016; 2013). Mein Kommentar folgt deshalb der, von Wacquant völlig zu‑
rechtgeforderten,VerknüpfungverschiedenerBetrachtungsebenen–nämlich
der Mikro‑, Meso‑ und Makroebene – auf Stadt (vgl. Wacquant 2017: 175).

Die medialen Texte, die eine symbolische Kennzeichnungen von Stadt‑
vierteln und ihren Bewohnenden vornehmen und damit symbolic power 
ausüben, erfolgen vor dem Hintergrund einer gewandelten Sozialstruktur 
im gewandelten Sozialstaat (vgl. Lessenich 2008). So hat in Deutschland das 
anhaltende Wirtschaftswachstum und die sinkende Arbeitslosigkeit nicht 
dazu geführt, dass sich die Schere zwischen Arm und Reich wieder geschlos‑
senhat.Vielmehrhatsich,ineinemderreichstenLänderderErde,inden
letzten Jahrzehnten die relative Armutsquote noch weiter erhöht. Infolge 
des Wandels von Arbeitsmarkt und Sozialstaat, der Zunahme von atypischen 
Beschäf ti gungs formen – wie Teilzeitarbeit, befristete Beschäftigung, Leih‑
arbeit, Minijobs, Solo‑Selbstständige – und der Ausdehnung des Nied rig‑
lohn sektors, betrifft Armut nun auch zunehmend die in den Arbeitsmarkt 
integrierten Schichten; nämlich eine verunsicherte (ehemalige) Mittelschicht 
(vgl. Dörre 2008, Koppetsch 2013). Heute, das zeigt eine aktuelle Unter‑
suchung des statistischen Amtes der Europäischen Union, sind in Deutsch‑
land nach Sozialleistungen 16,7 Prozent der Bevölkerung von Armut oder 
sozialer Ausgrenzung bedroht und haben damit weniger als 60 Prozent 
desdurchschnittlichenHaushaltsnettoeinkommenszurVerfügung(vgl.
Eurostat 2016). Besonders seit den 1990er‑Jahren kam es zu einem Anstieg 
der Armut, und zwar trotz sinkender Arbeitslosigkeit. Dieser Anstieg zeigt 
sich beispielsweise im Wachstum der Anzahl an wohnungslosen Personen 
(vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungshilfe 2015), der Zunahme der 
Lebens mitteltafeln seit ihrer Gründung im Jahr 1993 (Bundesverband 
Deutsche Tafel 2016) oder in der Zunahme überschuldeter Haushalte (vgl. 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2017).
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In soziologischen Gegenwartsanalysen wird die Entstehung einer Schicht 
gezeigt, die von der Möglichkeit auf Erwerbsarbeit abgekoppelt ist. Armut 
geht dabei mit sozialem Ausschluss einher. In medialen Texten wird diese 
Form der Armut auch als ‚unwürdige Armut’ stigmatisierend präsentiert. So 
werden beispielsweise in Realityshows Empfänger_innen von ALG II durch 
dieDarstellungvonnichtarbeitsmarktkonformenVerhaltensweisenalsfür
ihre Situation selbstverantwortlich und daher als nicht unterstützenswert 
dargestellt. Mit Bezug auf Bourdieu drückt diese Darstellung symbolic 
power aus, bei der Stigmatisierung als sozialer Platzanweiser fungiere und 
so ihre Wirkung entfalte. Analysen zeigen, dass dieses Narrativ – von den 
unwürdigen Armen – den Umbau vom vorsorgenden zum aktivierenden 
SozialstaatbegleitetundsichauchinpolitischenNarrativenwiederfindet
(vgl. Fohrbeck/Hirseland/Ramos Lobato 2014). Die symbolic power des 
NarrativsderunwürdigenArmutimgewandeltenSozialstaatfindetseinen
räumlichen Ausdruck im Ghetto. Damit wird mit Bezug zu Wacquants Text 
der „Zusammenhang[] zwischen symbolischer Macht und physischem Raum 
in der Stadt“ (2017: 190) deutlich.

2. Symbolic power und der Ghettobegriff

Wacquantkritisiertvölligzurecht,dass„[d]ieStadtforschung[…]esbislang
versäumt[habe],sichdenViertelnderVermögenden,Mächtigenund
Privilegiertenzuwidmen,ausdemeinfachenGrunde,dass[…]dieSoziologie
schon lange ein romantisches Faible für Unterschichten und vernachlässigte 
Räume kultiviert“ (2017: 185). Ebenso wie Armut lässt sich auch Reichtum in 
bestimmtenStadtviertelnräumlichkonzentriertfinden.Stadtviertelerzeu
gen mithin einen zusätzlichen sozialen Statusverlust oder ‑gewinn der Be‑
wohnen den. Bourdieu (1997) hat dies als ‚Ortseffekte’ gefasst und damit auch 
sogenannte Ghettos als – durch Sensationsberichte und politische Gerüchte 
erzeugte – phantasmatische Orte begreifbar gemacht.

Der die sozialen Missstände und Armut skandalisierende Begriff des 
Ghettos ist dabei der räumliche Widerhall der als ‚unwürdige Arme’ stigma‑
ti sier ten Bevölkerung und belegt Wacquants These, „dass alle sozialen und 
mentalen Strukturen räumliche Entsprechungen und Bedingungen ihrer 
Möglichkeit haben“ (2017: 181). In Deutsch land knüpft der Ghettobegriff 
an die Geschichte der jüdischen Ghettos seit dem Spätmittelalter und der 
jüdischen Ghettos im Nationalsozialismus an, die – man scheint es heute 
wiederholen zu müssen – eine geplante und mit Gewalt durchgesetzte 
räumliche Konzentration der jüdischen Bevölkerung in abgetrennten 
städtischen Bereichen benennt. Aber ‚Ghetto’ war nie eine neutrale 
Beschreibung eines solchen Stadtviertels, sondern immer auch eine 
antisemitische Diskriminierung der dort lebenden Bevölkerung. In den 
USA haben Ghettos eine verwandte Bedeutung und bezeichnen vorwiegend 
Stadtviertel, die von armen Afroamerikaner_innen bewohnt werden und 
sich infolge von mangelnden Investitionen der öffentlichen Hand durch 
schlechte Infrastruktur auszeichnen. Auch für städtische Ghettos in den 
USA gilt, dass ihre Bewohnenden durch stereotype rassistische Abwertungen 
stigmatisiert werden, die sie als gefährlich etikettieren und als Personen, 
dienichtgemäßdenallgemeinensozialenNormenundRegelnhandeln
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würden. Wenn heute in Deutschland der Ghettobegriff wieder verwendet 
wird, dann wird zumindest billigend auf solche stigmatisierenden Stereotype 
Bezuggenommen.DennderBegriff‚Ghetto’beinhaltetstetsdenVerweis
auf Diskriminierung und Ausgrenzung einiger Bevölkerungsgruppen. Die 
VillenviertelwerdenallerdingsgeradenichtalsGhettosbezeichnet.Der
Ghettobegriff ist in der Debatte zur sozialen Spaltungen den Stadtvierteln der 
ärmeren Bevölkerung vorbehalten. Er wird also auf Bevölkerungsgruppen, 
dieinpolitischenDiskursenundinTVRealityshowsinabwertenderWeise
dargestellt werden, angewendet. Der Ghettobegriff drückt mithin symbolic 
power aus und geht – zusammen mit der Darstellung von unwürdiger 
Armut – mit einer doppelten sich gegenseitig verstärkenden Stigmatisierung 
einher: Erstens mit „territorialer Stigmatisierung“ (ebd.: 192) bestimmter 
Stadtviertel und zweitens mit einer Stigamatisierung der Menschen, die in 
diesen Stadtvierteln wohnen.

Wacquants Text formuliert dies leider nicht aus, aber um symbolic 
power in der Stadt mit Bezug auf Bourdieu umfassend zu verstehen, ist 
esnotwendig,dieseineinengrößerenstrukturellenZusammenhangzu
stellen. Denn die Makro strukturen, wie die des gewandelten Sozialstaates, 
stehen in enger Beziehung zu der Ausprägung der symbolic power. Auf dieser 
Basis kann man den Wacquants Aufruf zur Anwendung der Bourdieu’schen 
Konzepte nur unterstützen, um die Stadt als „Sphäre der Akkumulation und 
Differenzierung vielfältiger Formen von Kapital“ (2017: 190) zu verstehen.
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Physischer Raum und Herrschaft
Kommentar zu Loïc Wacquants „Mit Bourdieu in die Stadt“

Bourdieuwurdeoftdafürkritisiert,dieBedeutungdesgeografischen–oder
des physischen – Raums unterschätzt zu haben (siehe zum Beispiel Rérat/
Lees 2010: 127). Zumindest dürfte unstrittig sein, dass er kein Raumsoziologe 
war. Dennoch versucht Wacquant in seinem Aufsatz zu zeigen, dass der 
geografischeRaumdurchauseinewichtigeRolleinBourdieusWerkspiele.
Dabei nimmt er die Gegenposition zur raumsoziologischen Kritik an Bourdieu 
ein.IchmöchtemichimFolgendendieserKritikanschließenunddennoch
Wacquants Interpretation des Bourdieuschen Raumbegriffs unterstützen.

AndersalsWacquantbetrachteichBourdieunichtalsVordenkerder
Raumsoziologie. Wenn Wacquant auf die ethnologischen Studien Bourdieus 
im südfranzösischen Béarn und in Algerien verweist, zeigt er zwar, dass die 
gesellschaftliche Konstruktion des physischen Raums in ihnen behandelt 
wird, aber es lässt sich nicht leugnen, dass der physische Raum keine sys‑
te matische Funktion in Bourdieus Begriffsapparat hat. Den Begriffen des 
sozialen und des symbolischen Raums kommt eine prominente Funktion 
zu, eine theoretisch aufgeladene Behandlung des physischen Raums fehlt 
hingegen. Die drei Raumbegriffe können keinesfalls auf eine Ebene gehoben 
und als äquivalent betrachtet werden.

Während Wacquant zu zeigen versucht, dass alle soziologisch wichtigen 
Aspekte des physischen Raums zumindest ansatzweise mit Bourdieus Be‑
griffs apparat zu fassen seien, haben Geograf_innen und Raumsozio log_in ‑
nen argumentiert, dass der physische Raum in seiner Theorie fehle und 
eigens hinzugefügt werden müsse (vgl. Rérat/Lees 2010). Diese Divergenz 
spitzt sich in der Frage zu, ob eine zusätzliche Kapitalsorte – nämlich die 
des räumlichen Kapitals (siehe zum Beispiel Marcus 2010) – in Bourdieus 
Theorie eingeführt werden müsse.

Es bedarf keiner weiteren Erläuterung, dass der Geburts‑ und Wohnort 
eine zentrale Rolle für die Lebenschancen eines Menschen spielen. Wer in 
einem äthiopischen Slum geboren wird, dürfte kaum eine gute Schule besuch‑
en können, die das Studium an einer Eliteuniversität und eine Berufstätigkeit 
als Manager_in oder Spitzenadvokat_in ermöglicht. Und wer eine gute 
Aus bil dung genossen hat und in Äthiopien wohnt, wird sie nicht so gut zur 
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Geltung bringen können wie deutsche oder französische Staatsbürger_innen. 
Die Bedeutung dieser Unterschiede ist es gerade, die Bourdieu in einigen 
seiner frühen Arbeiten zu Algerien und zum Béarn untersucht hat. Das 
verdeutlicht Wacquant in seinem Aufsatz.

Geburts‑ und Wohnort können allerdings unter keine der Bourdieuschen 
Kapitalsorten subsumiert werden. Es handelt sich nicht um ökonomisches, 
kulturelles, soziales oder symbolisches Kapital. Bourdieu hat diese Form von 
Ungleichheit nicht mit einem eigenen Begriff bedacht, obwohl sie relevant ist 
und sich nicht mit den genannten Begriffen fassen lässt. Aus diesem Grund 
wurde die Kategorie des räumlichen Kapitals in die Raumsoziologie ein‑
ge führt. Sie soll die gesellschaftliche Bedeutung des Ortes ausdrücken, die 
einen Menschen oder eine Gruppe relativ bevorzugt oder benachteiligt, aber 
auch auf die gesellschaftliche Konstruktion eines heterogenen physischen 
Raums hinweisen.

Der Ort bedingt teilweise den Habitus und teilweise die Möglichkeit, 
Kapital einzusetzen. Wacquant schreibt dem Ort sogar einen Wert zu, der 
geradezu operationalisiert werden kann. Dieser Wert orientiere sich, seinem 
Auf satz zufolge, an der „Nähe zum Zentrum der Kapitalakkumulation“ 
(Wacquant 2017: 181). Durch die jeweilige Entfernung könne man das 
räumliche Kapital tatsächlich bestimmen.

Nun verweist Wacquant selbst auf die Studien der Pinçons, denen zufolge 
ein Mitglied der französischen Oberklasse einen Landsitz haben müsse. Dieser 
befindesichzumeistfernvomZentrumderMachtakkumulation.Anders
gesagt:Milliardär_inneninteressiertdasräumlicheKapitalnicht.Siefliegen
mitdemHubschrauberodermitdemPrivatflugzeug,umEntfernungenzu
überbrücken. Derselbe Ort kann für unterschiedliche Klassen also einen 
unterschiedlichen Wert haben.

Hinter dieser Beobachtung verbirgt sich ein theoretisches Problem. Der 
physische Raum erhält – aus der Perspektive von Bourdieus Theorie – nur 
insofern gesellschaftliche Bedeutung, als er den Einsatz von (ökonomischem, 
kultu rel lem, sozialem oder symbolischem) Kapital behindert oder fördert. 
Damit kann der Begriff des räumlichen Kapitals nicht auf derselben theo‑
re tischen Ebene angesiedelt sein wie Bourdieus Kapitalbegriff insgesamt.

AnjaWeiß(2017)hatdieBedeutungdesphysischenRaumsunddasgenann
tetheoretischeProblemimBegriffder‚sozialräumlichenAutonomie’reflek
tiert. Der Begriff bezeichnet die Möglichkeit, Kapital und Habitus in un ter‑
schied lichen nationalstaatlichen Kontexten einzusetzen. Über sozial räum liche 
AutonomieverfügtdemgemäßeinePerson,dieanjedenOrtziehenkann,ohne
die eigene soziale Position zu gefährden oder gar zu verlieren. Die maximale 
sozialräumliche Autonomie hätte man erreicht, wenn alle – gesellschaftlich für 
wertvoll gehaltenen – Tätigkeiten und Güter zugänglich wären.

Der Begriff der sozialräumlichen Autonomie kann meines Erachtens auch 
auf den Nationalstaat oder eine Region, eine Stadt oder ein Dorf beschränkt 
werden. Er erlaubt es darüber hinaus, die Ordnung der Nationalstaaten, die Un‑
gleich heit zwischen Orten und mit Migration verknüpfte Ungleichheit zu fassen 
–Probleme,dieBourdieutatsächlichkaumberührthat.Schließlicherhelltder
BegriffdasVerhältniszwischen‚räumlichemKapital’unddenKapitalsorten
Bourdieus. Die Dimension des physischen Raums wird als die mehr oder weni‑
gerguteChanceinterpretiert,BourdieusKapitalsorteneinzusetzen.



Rehbein    223

Allerdings muss ich an dieser Stelle noch einmal auf die Oberklasse zurück‑
kom men. Die Bedeutung des physischen Raums ist für diese Gruppe im Sinne 
einer Einschränkung relativ gering. Darüber hinaus ist das ökonomische 
Kapital–dasgroßenteilsvondieserKlassemonopolisiertwird–zunehmend
ortsunabhängig, virtuell und global. Gleichzeitig ist die Oberklasse stärker 
an den Nationalstaat gebunden als jede andere Klasse. Ihre soziale Position 
undihresozialräumlicheAutonomiesindgroßenteilsaufdenNationalstaat
fixiert,indemihrsozialesundkulturellesKapitalerworbenwurden.

Die anderen Klassen verlieren durch Migration weniger als die Familien 
der Oberklasse. Ein_e Universitätsprofessor_in kann nahezu in jedem 
Staat arbeiten und jeweils eine ähnliche soziale Position bekleiden. Für viele 
gelernte Arbeitskräfte gilt das ebenfalls, wenn auch nicht immer in dem sel‑
benMaße,fürungelernteweitweniger.FürdieOberklassejedochsinddie
Grenzen oft klar gezogen. Sogar eine Familie Mittal oder Tata gewinnt schwer 
Zugang zur britischen Oberklasse, wenn sie nach London zieht. Gleiches gilt 
auch umgekehrt, wenn die Familie Branson oder Ecclestone nach Indien 
zöge.DahersehenwirzwardieVerlegungeinesWohnsitzesodergarder
Staatsbürgerschaft in Steueroasen, aber selten eine echte Migration von 
Angehörigen oder gar Familien der Oberklasse (siehe Hartmann 2009). Ihre 
sozialräumliche Autonomie ist eingeschränkt.

Der Begriff der sozialräumlichen Autonomie hebt den des räumlichen 
KapitalsaufundvermagdessenVerhältniszudenanderenKapitalsortenzu
erhellen. Allerdings ist das Problem, den physischen Raums aus der Pers‑
pek tive von Bourdieus Theorie zu verstehen, damit noch nicht vollständig 
gelöst.ErstensschließtdiesozialräumlicheAutonomienichtdieOberklassen
ein. Zweitens bleibt die gesellschaftliche Konstruktion des Raums unklar.

Wacquant deutet am Ende seines Aufsatzes an, wie diese Schwierigkeiten 
aus Bourdieus Perspektive gelöst werden könnten. Er schreibt, dass im Zen‑
trum der Forschung die Herrschaft über den sozialen, symbolischen und 
physischenRaumstehenmüsse.DieserForderungschließeichmichan.Die
Oberklasse kann nicht wie jede andere Klasse betrachtet werden, weil sie die 
herrschende ist. Und die soziologischen Probleme sollten in erster Linie aus 
der Perspektive von Herrschaft interpretiert werden.

In seinem Aufsatz stellt Wacquant zwar eine zu eindeutige Korrespondenz 
zwischen sozialem, symbolischem und physischem Raum her. Auch ver nach‑
läs sigt er das Problem der Herrschaft im Hauptteil seines Textes, in dem er 
die Wurzeln von Bourdieus Ansatz diskutiert (Marx kommt beispielsweise 
nichtvor).SchließlichwirkenseineZusammenfassungenderfrühenAuf
sätze Bourdieus wie beliebige ethnologische Fallstudien – und nicht wie 
kri tische Soziologie. Am Ende aber kommt er auf das zentrale Problem 
zu sprechen, nämlich Herrschaft, und interpretiert Bourdieus Ansatz als 
Herr schaftssoziologie.

Aus dieser Perspektive ist am physischen Raum relevant, was die Herr‑
schafts ordnung ausdrückt und stützt. Dieser Raum ist weder Kapital noch 
soziologischbedeutungslos,wederChancezumEinsatzvonKapitalnochrein
physische Umwelt. Er ist ein Aspekt von Herrschaft und ein Ausdruck ihrer 
Ordnung. Man kann diese Ordnung am empirischen Material des physischen 
Raums erforschen, und man muss den physischen Raum bei der Erforschung 
von Herrschaft berücksichtigen. Es erscheint mir jedoch weder angemessen, 
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BourdieudieVernachlässigungdesRaumsvorzuwerfen,nochihnzueinem
VorläuferheutigerRaumsoziologiezuerklären.Ichmeinevielmehr,dass
Bourdieu durchaus in vieler Hinsicht eine weiterführende Perspektive auf 
den Raum entworfen hat, auch wenn er sie nicht voll entwickelte. Das halte 
ich für die Kernaussage von Wacquants Aufsatz, der ich zustimme.
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Bewegung handhaben oder:  
Planung als Problem?
Eine Einladung das Denken der Stadtplanung am Beispiel infrastruktureller Praxis im 
periurbanen Raum von MexikoStadt zu hinterfragen

Stadtplanung steht auf dem Prüfstand und das wieder einmal und zu 
Recht.VielerortswirdderPlanungunsererStädteaufdenLeibgerückt
und die Perspektiven dieser Kritik – zum Beispiel aus der historischen Me‑
tro polenforschung[1], der Kulturanthropologie[2] oder den Science and 
Technology Studies (STS)[3] – sind erfrischend vielseitig. Denn debattiert 
wird nicht nur was Stadtplanung (falsch), sondern grundsätzlich wie Planung 
Stadt macht.

Der Ursprung dieses neuen alten Interesses an der Planung liegt auf der 
Hand: Nicht nur in Deutschland herrscht Unzufriedenheit über die Pro‑
zes se und Ergebnisse der Planung unserer Städte. Alternative Ansätze und 
die kritische Begleitung von Planung werden zwar breit diskutiert (und 
pu bl iziert), stehen aber noch immer einer Überzahl kapitalgetriebener, top‑
down‑ sowie growth‑as‑usualPlanungengegenüber.Viel,scheintes,ist
bei den Entscheidungsträger_innen bislang nicht angekommen. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn man den Blick über den deutschen be zie hungs‑
weise europäischen Tellerrand hinaus wirft. Dass ein Umdenken in der 
Planungaberweltweiterwünschtist,zeigtdiedritteUnitedNationsConfe
rence on Human Settlements „Habitat‑III“, die im Oktober 2016 unter dem 
Motto Housing and Sustainable Urban Development politische Ent schei‑
dungsträger_innenundVertreter_innenstädteplanenderDisziplinenund
Insti tutionen aus 193 Mitgliedsländern in Quito, Ecuador, zusammenrief, 
um die Parameter zukunftsfähiger Planung und Lenkung von Städten für ein 
„New urban Age“ (UN‑Habitat 2013: 1; Hervorhebung d. A.) zu verhandeln.

Der folgende Beitrag setzt sich mit der – auf eben dieser Habitat‑III‑
Konferenzformulierten–VorstellungvonPlanungauseinander.Ertutdies
aber, indem er den Blick abwendet von institutioneller Städteplanung und 
sich stattdessen auf das alltägliche, in den Handlungen der Bewohner_innen 
und Nutzer_innen sich entfaltende Tun und Werden der Stadt richtet. Ein 
solches Stadtmachen, city making, beschreibt, wie Menschen ihre Wege im 
Raum kreuzen, sodass Überschneidungen entstehen, denen man städtische 
Wirkung beimessen kann. In der Literatur wird diese praxisorientierte 
VorstellungvonStadtzunehmendunterdemBegriffdercityness diskutiert 
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(siehe Sassen 2010, Simone 2010a, Pieterse 2010). Die Akteur_innen dieser 
cityness–bekanntermaßennunmehrdieMehrheitderErdenbürger_innen
– möchte ich hier als Stadthandelnde, als practitioners of the urban in den 
Blick nehmen.[4]

Nicht Planungsbeamt_innen und Architekt_innen, sondern Stadt be‑
woh ner_innen stehen somit am Anfang der folgenden Betrachtung. Durch 
diesen Perspektivwechsel, so meine These, lässt sich die Art und Weise wie 
Stadtplanung gemeinhin gedacht wird, aufzeigen und hinterfragen. Was 
wäre, wenn die Art und Weise wie Stadtplanung ihre Aufgaben beschreibt 
Teil des ‚Problems’ wären, welches sie zu beheben antritt? Und wie könnte 
und müsste man Planung aus der Perspektive eines täglichen Stadthandelns 
andersdenken,dassheißtausderPerspektiveeinercity practice?

Um diesen Fragen nachzugehen, verfolge ich die Strategie einer Ge gen‑
über stellung. Zunächst analysiere ich das Denken der herkömmlichen sozial‑
räumlichen Planung, wie es sich auch über den auf der Habitat‑III‑Konferenz 
propagierten Paradigmenwechsel hinweg fortschreibt. Ich tue dies anhand 
ausgewählter Prozess‑ und Abschlussdokumente ebendieser Konferenz. 
DagegenstelleichmehrereethnografischeVignettenausdemLebenamsich
rapideausdehnendenRandevonMexikoStadt.DieseVignettenerlauben
einen Blick auf die Alltagspraxis des Stadthandelns. Sie rücken in den Fokus, 
was ich als infrastrukturelles, körperliches und, in seiner Wirkung, ‚stadt‑
machendes‘ Handeln erkenne.[5] Zudem lässt sich in ihnen das Werden von 
Stadt als Akte gesellschaftlicher Mitsprache diskutieren, welche nicht auf 
außergewöhnlicheOrteundMomentebeschränktsind,sondernTeilhabe
als alltägliche Handlungen an alltäglichen Orten beschreiben (siehe 
Holston 2009). Die kurzen Lebenseinblicke entspringen go‑along Interviews 
(siehe Kusenbach 2003), teilnehmenden Beobachtungen und walkarounds 
(sieheClark/Emmel2009),dieichimRahmeneinerStudiezuWandelund
Wahrnehmung des peri‑urbanen Raums von Mexiko‑Stadt zwischen 2009 
und 2016 durchgeführt habe.

Das alte Denken im Neuen

Beginnen möchte ich mit der Kritik an herkömmlicher Stadtplanung. In 
einem think piece,dasunterExpert_innenzurVorbereitungderHabitatIII
Konferenzzirkulierte,heißtesdiesbezüglich,diedominanteStadtplanung
des 20. Jahrhunderts sei für ihre „einseitige Auslegung städtischen Raums 
auf die Bedürfnisse der Industrie, der Immobilienwirtschaft, des Handels 
und der Bürokratie“ (UN‑Habitat 2013: 10, Übers. d. A.) zu kritisieren. 
Als Antwort auf diese missliche Planungsrealität wird im Dokument die 
Notwendigkeit formuliert, die Dynamik der Stadtplanung „zu verjüngen“ 
(ebd.: 4ff., Übers. d. A.), um so die „Transformative Power of Urbanization“ 
(ebd.)freizusetzen.ZurVerbesserungderSituationwirdeine‚NewUrban
Agenda‘ (NUA) eingefordert, durch die die Stadtplanung alles Mögliche 
‚optimieren‘, ‚vorantreiben‘ und ‚maximieren‘ soll, um so zu einer ‚besseren‘ 
und‚menschlicheren[…]VisionvonStadt‘zugelangen(ebd.,Übers.d.A.).

Diese Einsichten und Forderungen sind bemerkenswert für die höchste 
Institution der Weltgemeinschaft, wenngleich sie im besagten Dokument 
lediglich als Diskussionsvorschläge unterbreitet werden. In der Deklaration 
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von Quito und in der wortgleichen draft resolution Nummer A/71/L.23 
derVereintenNationenheißtesspäter:„Wecommitourselvestoworking
towards an urban paradigm shift for a New Urban Agenda that will: (a) 
Readdressthewayweplan,finance,develop,governandmanagecitiesand
human settlements“ (UN General Assembly 2016: 5f.). Die intern so offen 
formulierte Kritik an der ‚alten’ Planungspraxis lebt in diesen gewichtigen 
Worten fort, auch wenn sie nun als allgemeiner Aufruf, sich der Grundsätze 
der Stadtentwicklung neu anzunehmen, daherkommt.

VerständlicherweisestößtsolcheinkritischerAufrufselbstaufKritik.
Herrberg (2016) gibt den wichtigen Hinweis, dass die notierten Ziele we‑
der rechtlich noch zeitlich als verbindlich vereinbart wurden. So werden 
Wunsch und Realität der Stadtplanung (und des Zustands unserer Städte) 
sicherlich auch in den nächsten Jahren und Jahrzehnten weit auseinan‑
derklaffen. Zudem besteht die Besorgnis, die Fachkompetenz der interna‑
tionalen sozialwissenschaftlichen Stadtforschung werde zu wenig einbezo‑
gen (siehe McPhearson et al. 2016). Schon vor der Konferenz warnte Ash 
Amin (2013) vor den Folgen einer ‚business consultancy’ Stadtentwicklung 
und einem ‚telescopic urbanism‘, welche den Lebensaussichten der armen 
Mehrheitsbevölkerung wenig bis kein Interesse schenken würden. Zum 
Nachdenken regt zudem die Arbeit an den Länderreports und policy units 
zurVorbereitungderHabitatIIIKonferenzan,indenendiedemokratische
Beteiligung der Zivilgesellschaft am Prozess in Zweifel gezogen wird – und 
dies, obwohl die Wichtigkeit einer solchen Beteiligung im Abschlussdokument 
der Habitat‑II‑Konferenz von vor 20 Jahren besonders hervorgehobenen 
wurde (siehe Lipietz 2016, auch Satterthwaite 2016).

In Reaktion auf die in der NUA formulierten Kritik an der Praxis und 
Ausrichtung gängiger Planung, wie auch in Reaktion auf die Kritik am 
Zustandekommen der NUA selbst, gilt es zunächst, die vornehmlich einsei‑
tigeRichtungderPlanungzureflektieren:Nochimmerkommtdiesenämlich
vorwiegend ‚von oben’. Wie etwa halten es ‚alte‘ und ‚neue‘ Planung mit dem 
Zuhören? Insbesondere mit dem Anhören derer, die aufgrund ihrer wirt‑
schaftlichen oder sozialen Situation, ihrer ethnischen Herkunft oder ihres 
Geschlechts, politisch und strukturell vielerorts – und noch immer – von 
den Entscheidungsprozessen der Planung ausgeschlossen werden (siehe 
Amin 2013)? Auch wenn wir uns über die Notwendigkeit einer (irgendwie) 
besseren Planung für bessere Städte einig sind, müssen wir uns fragen, worin 
undaufwelcherGrundlagedieses‚Besser’bestehtunddefiniertwird.Das
beinhaltet nicht nur zu fragen, wer die zu verfolgenden Planungsziele der 
Stadtformuliert,sondernauchwiediePlanungihre‚Visionen’produziert,
pfadabhängig festschreibt und mitunter gewaltsam durchsetzt.

Zunächst richtet sich meine Kritik aber auf einen anderen Umstand, der 
sich in den hier zitierten Dokumenten manifestiert: ‚Neue‘ oder ‚verjüngte‘ 
Ansätze in der Stadtplanung sollten zuallererst ihre Sprache überdenken. 
Statt wie bisher nach Optimierung, Antrieb und Maximierung zu schreien, 
sollte sie sich in leisen Tönen zum Beispiel der sozialen Befähigung, der 
Transformation und der Frage nach einem buen vivir (siehe zum Beispiel 
Fatheuer 2011) üben. Leise Töne lägen sogar in der Natur der schwierigen 
TextarbeitaninternationalenVerträgen,indenenumjedesWortunddessen
Bedeutung gerungen wird (siehe Guse 2017). Umso deutlicher zeigt die 
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Wortwahl im oben erwähnten think piece und der draft resolution, wie sehr 
das Denken der ‚neuen‘ politischen Weichenstellung für die Stadtplanung 
noch immer unglücklich tief im Denken der ‚alten’ verhaftet ist.

Die Situation am Rand der Stadt

Begeben wir uns also vom ‚Olymp‘ der NUA in die Stadt der täglichen 
Handlungen:VíctorundichtreffenunsvordenToreneinermitGittern
verschlossenenStraßeinderSiedlungSierraHermosa,inderGemeinde
Tecámac,imNordenderMetropolregiondesTalsvonMexiko.Víctorverkauft
ObstundGemüsevonderLadeflächeseinesKleinlasters.„DieSiedlungist
erst sieben Jahre alt“[6], erzählt er in einem ruhigen Moment. „Davor war 
das hier alles Ackerland.“ Unsere Blicke passieren den Zaun der Siedlung 
und schweifen über die angrenzenden Felder. Nach einigen Minuten nimmt 
er das Gespräch wieder auf:

„Diese Siedlungen wachsen sehr schnell. Da drüben ist eine andere, 
undaufderanderenSeitederHauptstraßenocheine…WennSieaber
hierlanggehen,zuFuß,überdieFelder,dannkommenSieineinDorf.
Dort hinten, wo die Bäume stehen, dass ist San Pedro Atzompa. Da 
drüben ist noch richtiges Dorf.“

VíctorundichstehenunmittelbaraneinerdervielenBruchliniendespe‑
ri‑urbanen Raums von Mexiko‑Stadt: Massenfabrizierte Reihenhäuser 
desSozialwohnungsbausstehenhiervisàvisvonlandwirtschaftlichen
AnbauflächeninKollektivbesitz,sogenanntenejidos.Auchbefindenwir
unsineinemflüchtigenMomentperiurbanerZeit:Schonbaldwerdendie
Felder den Baustellen des Stadtentwicklungsgebiets Provenzal del Bosque 
weichen und in weniger als zwei Jahren werden die ersten Bewohner_innen 
des 3.000 Wohneinheiten umfassenden Neubauviertels hier, am Rand der 
Stadt, ihren Lebensmittelpunkt beziehen.

Mit anderen Worten: Raum und Zeit des Peri‑urbanen sind in ständi‑
gemWandel,getriebenvonrasantenVeränderungeninderBodennutzung,
ungleichen sozial‑räumlichen Entwicklungen und konkurrierenden ‚städ‑
tischen‘ und ‚ländlichen‘ Logiken (für einen Überblick siehe Adell 1999, 
Allen/daSilva/Corubolo1999,fürMexikosiehezumBeispielAguilar/
Escamilla 2011). Zur gleichen Zeit entscheidet der Zustand des Peri‑urbanen 
über die Zukunft von Stadt im Allgemeinen. Mehr noch: In der charakteristi‑
schen Gleichzeitigkeit und Überlagerung von Entwicklungswegen, in diesem 
sich ständig verändernden und verschiebenden spatial interface – einer Art 
Schnitt‑Raum – zeigt sich, wie wir diese Zukunft zu verstehen versuchen.

Peripherien ins Zentrum

In den 1960er‑Jahren wendete man sich zunehmend dem Peri‑urbanen als 
spezifischeKonditionstädtischerRandzonenzu.DieHeterogenisierung
derBodennutzung,dieVerdichtung,VerfielfältigungundAusfransungder
Baugebiete sowie ein gesellschaftsstruktureller Wandel des vormals als 
ländlich beschriebenen, immer aber städtischen Hinterlands, führten zu 
der Einsicht, solche Territorien als Ergebnis von einzigartigen Bedingungen 
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und Dynamiken zu verstehen (siehe Adell 1999: 5). Die ‚kritische Botschaft‘ 
dieserZuwendung,soKeithHoggart(2005:2),liegeimVerweisaufdie
Zentralität von Peripherien für gesamtstädtische Entwicklungsprozesse 
von Stadtregionen. Die besondere Herausforderung für die Planung dieser 
vielschichtigen Übergangsgebiete liegt in der für sie charakteristischen, 
fortwährendenVeränderungundUneindeutigkeit.

Nichtsdestotrotz wird der Begriff des Peri‑urbanen heute überwiegend in 
AnbetrachtderStadtLandVerflechtungenimGlobalenSüdenverwendet
(siehe Adell 1999: 7).[7] Mit ihm werden dort gemeinhin die „armen oder 
‚informellen‘ Ausläufer“ (siehe ebd., Übers. d. A.) von Städten beschrieben. 
Gleichzeitig reift jedoch die Erkenntnis, dass der peri‑urbane Raum 
Produkt und Zeugnis der Globalisierung ist und genau hier die ökologische 
TragfähigkeitsowiedieVersorgungvonStädtenundRegionenzunehmend
unter Druck geraten (siehe zum Beispiel McGregor/Simon/Thompson 2006). 
Auch deswegen gilt dem Peri‑urbanen weltweite Aufmerksamkeit.

Für Mexiko‑Stadt beschreiben die Geografen Guillermo Aguilar und 
Peter Ward den Bedeutungszuwachs des Peri‑urbanen als Ergebnis ei‑
nes Wachstumsmusters der „region‑based urbanization“ (2003: 4f.). 
Die „Dezentralisierung urbaner Funktionen und Bevölkerungen“ (ebd., 
Übers. d. A.) habe das herkömmliche Muster einer „city‑based urbanization“ 
(ebd.) abgelöst. Der Stadtanthropologe Eduardo Nivón (2005: 144) bestätigt 
dieses Bild durch die Beschreibung einer umfassenden (kulturellen) ‚Peri‑
phe ri sierung‘ der Gesamtstadt Mexiko. Dies entspricht einem Prozess, in 
dem das, was wir gemeinhin Peripherie nennen, jenes, was wir Stadt nennen, 
zunehmend als Wahrnehmungsrahmen ablöst (von Wissel 2012).

Die Antriebskräfte dieser Entwicklung sind vielfältig und dabei oft in sich 
widersprüchlich.NichtnurverfolgenunterschiedlicheVerwaltungsebenenoft
unter schiedliche Ziele, sondern lokale und globale Interessen, wie auch De‑
mo kra tisierung und Finanzialisierung überlagern sich stark in ihrer Wirkung. 
So werden in Mexiko einerseits bestimmte Entscheidungsbefugnisse 
zunehmend – wenn auch langsam und, wie zu erörtern wäre, nach wie vor 
unzureichend – auf die Ebene der Kommunalverwaltungen übertragen (siehe 
Guarneros‑Meza 2009: 465).[8] Andererseits sucht sich internationales 
KapitalimgroßenStilAnlagemöglichkeitendurchdieMassenherstellung
angeblich bezahlbaren Wohnraums. Die staatliche Förderung hat dabei mehr 
die Interessen der Investor_innen als die der zukünftigen Bewohner_innen 
imBlick(sieheZiccardi/GonzálezReynoso2012,Monkkonen2011,siehe
auch Moreno 2014). Informelle Urbanisierungsprozesse nehmen somit 
ebenfalls weiterhin ihren Lauf und werden durch ihre Tolerierung und 
Instrumentalisierungsogarstaatlichgefördert(fürMexikosieheHuamán
Herrera 2014, Gilbert/De Jong 2015) beziehungsweise staatlich produziert 
(siehe Roy 2005). Dass der Agrarsektor dem Druck des internationalen Wett‑
bewerbs weitgehend ausgesetzt ist und zudem kollektive Formen des Land‑
besitz zugunsten marktauglicher Strukturen des Privatbesitzes preisgegeben 
werden,bereitetdemSchauspielfruchtbarenBoden(sieheVarley1985,
Jones/Ward 1998, Salazar 2012).

In Reaktion auf diese und vergleichbare Situationen ist viel geschrieben 
worden. So zum Beispiel zu den unterschiedlichen, und doch eng verwobenen 
Themenfeldern der Regulierung informeller Siedlungen (siehe Schteingart 
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2007,Iracheta/Smolka2000),einer„StadtfürMenschen,nichtfürdenProfit“
(Brenner/Marcuse/Mayer 2011) oder der Bedeutung urbaner und peri‑urba‑
ner Landwirtschaft (siehe Atkinson 2013). Trotz vehementer Kritik – auch in 
Mexiko–aneinerkapitalgetriebenen,flächenintensivenundvonobenimple‑
mentierten Stadtentwicklung, wird diese weiterhin von politischen und wirt‑
schaftlichenEntscheidungsträger_innenbetrieben.DiemeistenVersucheauf
diese Situation planerisch einzuwirken, erweisen sich entweder als zu schwach, 
um die Entwicklungen zum Wohl aller Bewohner_innen zu steuern, oder aber 
agierenalswilligeVollstrecker_innendersowiesoschondominantenKräfte.
Planung und ihre Kritik haben zudem gemein, dass sie die Geschehnisse le‑
diglichalseineVielzahlan‚Problemen‘zubeschreibenvermögen;seienesdie
Entwicklungen als zu schnell, zu viele oder zu abhängig von strukturellen oder 
externen Faktoren, seien es die Rahmenbedingungen der eigenen Arbeit als 
zu geld‑ oder machtarm oder seien es die von der Planung adressierten – oder 
vernachlässigten – Menschen als zu informell in ihren Handlungen.

Infrastrukturelles Handeln

Planungspraxis in Mexiko und anderswo kritisch in den Blick zu nehmen, ist 
alsoweiterhinvongroßerDringlichkeit.EntscheidendfürdiesenBeitragist
aber, zu fragen, wie die Planung die Prozesse und unmittelbar handelnden 
Akteure des peri‑urbanen Raumes betrachtet und welchem Selbstverständnis 
sie dabei folgt. So bleibt insbesondere die Perspektive des ‚gelebten Lebens‘ 
– hier also der alltäglichen Meisterung widersprüchlicher, peri‑urbaner 
Lebensbedingungen – in Planung und Politik, oft aber auch in deren Kritik, 
unberücksichtigt.

VíctorseingangsgeschilderteDarstellungdersozialräumlichenSituation
in und um die Siedlung Sierra Hermosa ist so eine gelebte Perspektive des 
praktischen Stadtmachens. Für ihn ist das, was Investor_innen als ‚Anlage‘, 
Politiker_innen als ‚Wachstum‘ und kritische Expert_innen als ‚Krise des 
Territoriums‘ oder ‚Mangel an Stadt‘ beschreiben (für Mexiko siehe zum 
BeispielIracheta/Eibenschutz2010),diespezifischeBedingungdereige‑
nen Position und ihrer Handlungsspielräume, denen er mit viel Arbeit und 
Geschick sein Leben abringt.

„VorvierJahrenwurdeichausmeinemaltenJobentlassenundseit‑
dem betreibe ich dieses Geschäft. Wir wohnten in der inneren Stadt, 
aber aufgrund meiner Arbeitslosigkeit waren wir gezwungen, unsere 
Zukunft hier am Stadtrand zu gestalten. Die Situation ist aber alles 
andere als einfach: Es gibt hier keine Beschäftigung. Man muss also 
schauen, wie man sich über Wasser hält. Man muss kreativ sein in 
seiner Suche.“

Solch eine kreative Suche ist ein wesentliches Merkmal des Peri‑urbanen. 
SieistderVersuch,aufdiestrukturellenAbhängigkeiten,indenenmanin
städtischen Peripherien gefangen ist, eine Antwort zu geben. Doch wie ist 
diese Suche zu verstehen? Während viele Darstellungen den Begriff der 
Informalität bemühen (siehe Adell 1999, Browder/Bohland/Scarpaci 1995) 
– welcher generell kontrovers und kritisch diskutiert wird (siehe zum Beispiel 
Altvater/Mahnkopf2003,Varley2013)–,werdendiespezifischenLeistungen
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der Akteur_innen, sich ihrer peri‑urbanen Alltagsrealitäten anzunehmen, oft 
übersehen.WiegenaubringtVíctorsich selbst in Arbeit? Welche sozialen 
und physischen Gegebenheiten setzt er wie ein, um sie sich als Ressourcen 
seines(Über)Lebenszuerschließen?

Um diese Fragen zu beantworten, muss man sich dem alltäglichen Tun der 
Stadthandelnden zuwenden und hier insbesondere den infrastruk turellen 
Praktiken, wie ich sie im Folgenden nennen möchte. Dies bedeutet, die spe‑
zifischenHandlungsweisenindenBlickzunehmen,mittelsderersichdie
Akteur_innen des täglichen Lebens selbst mobilisieren, um mit dem, was zur 
Handist,überdieRundenzukommen.FürmeineDefinitionderartigerinfra
struk tu rel ler Praxis stütze ich mich auf AbdouMaliq Simones (2004) Begriff der 
‚peopleasinfrastructure‘,alsoaufseineAnalyseeinesVerbindungsprozesses,
durch den Menschen in der Lage sind „soziale Strukturen aus einer Reihe 
singulärer Fähigkeiten und Bedürfnisse heraus zu erzeugen“ (ebd.: 410f., 
Übers. d. A.). Gleichzeitig richte ich die Aufmerksamkeit auf die Handlung, 
diedieinfrastrukturellenVerbindungsprozesseträgt,unddamitaufdie
im sozialen wie physischen Raum handelnden Körper, insofern sich diese 
Körper als Infrastruktur in Arbeit setzen (für eine Übersicht zur Materialität 
und Körperlichkeit sozialer Praktiken siehe Reckwitz 2003: 290).

Der Mehrwert einer Betrachtung infrastruktureller Praktiken liegt darin, 
periurbaneRaumZeitnichtvonaußen–undsomitmeistensalsKriseoder
Problem – zu beschreiben, sondern aus der (Innen‑)Perspektive derer, die 
mit und in den sozio‑materiellen Gegebenheiten ihr tägliches Leben ge‑
stalten.Nursolassensichgangbare–undlebenswerte–Wegefinden,auf
denen es möglich sein wird, die Herausforderungen anzunehmen. Für den 
planerischen Eingriff in peri‑urbane Prozesse bedeutet dies, mit der cha‑
rakteristischen Instabilität und Uneindeutigkeit räumlicher und zeitlicher 
Beziehungenumzugehen.DasAufspürenvonWegen,dasheißtdiePraxisdes
„wayfinding“(Ingold2000:155)–undnichtdieDefinitionfixerZiele–wür‑
de somit zu einem elementaren Teil dessen, wie Planung Stadt denkt. Eine 
vergleichbareForderungfüreinUmdenkeninderPlanungfindetsichbei
Ananya Roy (2005), die für ein Erlernen des planerischen Umgangs mit dem 
„‚Unplanbaren‘ – mit den Ausnahmen der Ordnung formaler Urbanisierung“ 
(ebd.: 147, Übers. d. A.) – wirbt.

Mit dem Körper die Stadt erarbeiten

Auf meinen Streifzügen durch die Felder und Neubaugebiete der Gemeinde 
TecámacbegegneichIvanaufeinerBauschutthaldenebendemEingang
einerweiterenVariationdessogenanntenbezahlbarenWohnungsbaus.
IvanstehtaufeinemTrümmerhaufen,denermiteinemVorschlaghammer
in Bewehrungsstahl und Beton trennt. Während wir reden, dehnt er die 
Antworten durch ausgiebiges Schwingen des Hammers in die Länge. Der 
TagesgewinnseinerArbeitstehtimdirektenVerhältniszuderMengean
Stahl, die er recyceln kann, und somit zu der Zeit, die er tatsächlich aufwendet, 
um Ausführungsfehler und Überproduktionen aus der benachbarten 
GroßbaustelleinihreBestandteilezuzerlegen.GenügendBauschuttist
vorhanden, seine Arbeitskraft und ‑zeit aber sind begrenzt. ‚Bezahlt‘ wird 
Ivan beim Weiterverkauf an einen lokalen Schrotthändler pro Kilo.
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„Jederverdientandem,waserfindet“,erklärtmirIvanseinTun.Doch
mehr als von dem – mehr oder weniger – zufälligen Auffinden von recy‑
clebarem Bewehrungsstahls, zeugt seine Bemerkung von der Fähigkeit, 
GebäudeschuttalsVerdienstmöglichkeitzu erkennen und dann in eine sol‑
che zu verwandeln.Verdienstchancenwiediesezufindenundumzusetzen
bedeutet, die Stadt und ihre Materialien ganz unmittelbar als Ressource 
zu lesen. Es zeigt aber auch, wie Ivan dieses Finden praktiziert: Es ist der 
eigene Körper, der ihm als Werkzeug dient, um sich durch harte physische 
AnstrengungdieseChancenzuerarbeiten.

Einige Kilometer nördlich, in der Gemeinde Tizayuca, liegt die Siedlung 
ColoniaAntorcha;einstaubigesStückLand,daserstseitKurzemdurch
die Mitglieder von Antorcha Popular urbanisiert wird. Antorcha Popular 
ist eine soziale Bewegung beziehungsweise Organisation, die mithilfe von 
LandbesetzungenundMassendemonstrationenBaulanderschließtund
Bleiberechte erwirkt (siehe MAN 2013).

DieHäuserhiersindallesanderealsstabil.Nochimmerbefindetsich
die urbane ‚Kolonie‘[9] auf dem, was der gültige Flächennutzungsplan als 
Ackerland ausweist. Darüber hinaus – so erklärt es mir die regionale Führerin 
der Organisation – sei das von Antorcha Popular ausgesprochene informelle 
Siedlungsrecht der Mitglieder an deren ‚aktive Teilnahme‘ und ‚echtes 
Engagement‘ gebunden (zusätzlich zur obligatorischen Gemeinschaftsarbeit 
und der Zahlung wöchentlicher Mitgliedsbeiträge). Die soziale Bewegung 
organisiert den politischen Kampf der Armen und die Armen sind im 
Gegenzugdazuverpflichtet,kontinuierlichdiepolitischeMassefürdiesen,
ihren Kampf, zu demonstrieren. Teilnahme und Engagement wirken somit 
als Zahlungsmittel für Bauland. Sie werden aber, und das ist der (mit‑) 
entscheidende Punkt, lediglich in der für Manipulation und fehleranfälligen 
Form von Zählstrichen und Häkchen auf unterschiedlichen und ständig 
wechselnden Listen von ebenfalls wechselnden Mitarbeiter_innen registriert.

Jeglicher Nachweis dieser Zahlung durch Engagement ist somit doppelt 
prekär. Ein Umstand, der von der Führung gezielt als Herrschaftswerkzeug 
eingesetzt wird: Fehlt der Nachweis, kommt es in letzter Konsequenz zum 
Verlustdes–durchAntorchaPopularkontrollierten–Grundstücksunddamit
ebenfalls des in Eigenleistung errichteten Hauses. Siedler_innen müssen 
folglich nicht nur mit Geld, Material, Präsenz und Engagement bezahlen, 
sondern auch sicherstellen, dass ihre Namen und Baulandnummern immer 
wieder richtig notiert werden und über die Zeit korrekt auf den wechselnden 
Listenverbleiben.Diese‚PapierArbeit‘,dasheißtdieStrapazen,auf
wechselnden Zetteln die eigene Existenz immer wieder zu verbuchen, ist nur 
durchdenmühevollenEinsatzdeseigenen,beiallendiesenVerpflichtungen
anwesenden und handelnden Körpers zu bewerkstelligen.[10]

Planung als Problem

BeideVignettenbeleuchtenexemplarischdiekörperlicheArbeit,durchdie
Stadthandelnde sich selbst und ihre städtischen, stadt‑werdenden Lebens‑
wel ten und Realitäten erschaffen und formen. Anhand der in ihnen skizzierten 
infrastrukturellenPraktikenlässtsichdasPhänomenderVerstädterungaus
der Erfahrung alltäglicher Handlung in den Blick nehmen. Dies wiederum 
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erlaubt es, das Denken der Planung in diesem Sinne und in Gegenüberstellung 
zur oben dargelegten neuen alten politischen Weichenstellung für die Stadt‑
planung zu hinterfragen.

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die fortschreitende Urbanisierung 
unseres Planeten nicht nur zu tiefgreifenden klimatischen, materiellen und 
biologischenVeränderungenführt,sondernauchverlangt,unsdenmitdie
senVeränderungeneinhergehendenundzunehmenden„intellektuellen,
repräsentativen und politischen Komplexitäten“ (Brenner/Madden/Wachs‑
muth  2011, Übers. d. A.) zu stellen. Dazu gehört auch die Frage, wie wir Städte 
nicht mehr nur als festgeschriebene, territorial begrenzte Objekte, sondern 
als sozial‑räumliche Prozesse (siehe Harvey 1996, Brenner/Schmid 2015) 
und auch politisch‑emanzipatorische Projekte (siehe Davidson/Iveson 2015) 
betrachten können und müssen.

Hier aber versagt die NUA der Habitat‑III‑Konferenz, weil sie es nicht 
schafft, althergebrachte Rahmen und Richtungen der Planung effektiv neu 
zu formulieren. ‚Prozess’ setzt sie nach wie vor prinzipiell mit (wirtschaftli‑
chem) Wachstum gleich, wenngleich dieses Wachstum nun nicht nur „sus‑
tained“ (UN‑General Assembly 2016: 2, Paragraf 4), sondern auch „inclu‑
sive“ und „sustainable“ (ebd.) werden soll. Statt politischer Emanzipation 
und gemeinsamer Suche mit den Stadthandelnden nach alltagstauglichen 
Lösungen,strebtsieprimärquantifizierbareZielvorgabenan,wiesieim
Rahmen der Agenda 2030 als Sustainable Development Goals (SDGs) for‑
muliertwurden–auchwennderen„inclusiveandparticipatory[…]loca‑
lization“(UNSDSN/GIZ2016:11),dasheißtdiebeteiligungsorientierte
Anpassung, Implementierung und Überwachung (Monitoring) der Agenda 
auf Stadtverwaltungsebene, beharrlich angemahnt wird. Die ‚neue‘ Planung 
dieser neuen Agenda wird infolge selbst zum Problem, weil sie den Fragen 
unserer Zeit mit überwiegend alten Antworten zu begegnen versucht. Ash 
Amin (2011: 638f.) verweist in diesem Sinne auf die Notwendigkeit, eine 
kritische Betrachtung der allgemeinen sozialen Transformationen – von 
der ‚Risikogesellschaft‘ (Beck 1996) bis zum ‚Hyper‑Individualismus‘ (zum 
BeispielŽižek2009)–alsGrundlagederStadtplanunganzuerkennen.

Der eingangs eingeführte Begriff der cityness hingegen interveniert in 
diese Debatte, indem durch ihn die Parameter unseres Stadtverständnisses 
anders zu bestimmen versucht werden. Die Stadt wird durch ihn als das 
Herstellenvon‚folgenreichenVerbindungen‘,alsvielfältige„intersection
of differences that actually produces something new; whether good or 
bad“ (Sassen 2010: 14), also, wie bereits erwähnt, in erster Linie als soziale 
Praxis, verstanden.[11] Den Fragen unserer Zeit nimmt sich cityness dabei 
unmittelbar an. Pieterse (2010: 9, 11) zum Beispiel beschreibt, wie durch 
die Betrach tung der von täglicher Gewalt geprägten Körper auch die struk‑
turel len Ursachen solcher Gewalt in den Blick geraten, und das in ent schei‑
dendemMaße,ohne blind auf deren emanzipatorische Lösung zu hof fen. 
AbdouMaliq Simone (2010a: 3ff.) weist darüber hinaus ausdrücklich darauf 
hin, dass die westliche Stadttheorie und ‑planung sich schwer tue – oder 
sich verweigere –, das im Begriff der cityness beschriebene vielschichtige 
Stadt werden im Handeln anzuerkennen. Es durchkreuze nämlich deren 
Versuche,alle„unrulyyetdynamic“(ebd.:12)Entfaltungendessozialen
Raums streng zu regulieren. CitynessinsVisierzunehmenkanndaher
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auch als Anliegen „kognitiver Gerechtigkeit“ (de Sousa Santos 2014: 237, 
Übers. d. A.) betrachtet werden. Alternative Erkenntnisformen zu einer 
eurozentrischen,weißenundmännlichdominiertenWissensproduktion
werdensoindenVordergrundgerückt.EsgehtimKernalsonichtnurum
eine Kritik an ‚falscher‘ (Stadt‑)Planung, sondern um die kritische Revision 
der Erkenntnisweise und Seinsform der Planung selbst.

Das Denken und Handeln der Planung 

Jegliche Planung, so auch die Planung unserer Städte, basiert grundsätzlich 
auf dem Anspruch, einen wünschenswerten Sollzustand der Welt, inklusive 
dessen Herbeiführung, vorab auszumalen (siehe Rittel 2012: 16). Für ihre 
Eingriffe in städtisches Werden strebt Stadtplanung also eine Abfolge an, 
in der zuerst gedacht und dann gehandelt werden soll. Unwissenheit und 
Spontaneität, so die Sorge, würden sonst zu fehlerhaften Entwicklungen 
führen (siehe ebd.: 15). Dies gilt sowohl für Planungsansätze, die danach 
trachten, das Stadtleben von einer Position der wissensgestützten Übersicht 
aus zu lenken, wie auch für solche, die – im Gegensatz dazu – auf Abwägen 
und demokratische Konsultationen setzen (siehe Amin 2011: 632f.). Beide 
Haltungen – die der „knowing tradition“ (ebd.) und die der „deliberative 
tradition“ (ebd.) – bedingen, das Handeln der Planung in ihrem Kern als zeit‑
liches Nacheinander von Erkenntnis und vorbeugender Abhilfe zu denken. 
Diese Herangehensweise kommt jedoch zu ihrem Preis: Um der Realität 
steuernd vorzugreifen muss jegliche Planung diese in Modelle und Konzepte 
überführen, die sie ihren Denkstrukturen entsprechend manipuliert. Die 
Freiheit, die sie dabei hat, ist zugleich der Abweg von ihrem Anspruch auf 
objektive Gültigkeit. Beschreibung und Lösung des ‚Problems‘ bedingen 
sichgegenseitig,sodasstrotzihrergroßenWirkungaufdieBevölkerung„ein
notorischer Mangel an ‚hinreichender Begründung‘ [besteht,] eine bestimmte 
Hand lungs möglichkeit und keine andere zu wählen.“ (Rittel 2012: 33).
VergleichenwirdiesesPlanungsdenkennunmitderArtundWeisewie
Ivan sich aus dem Istzustand heraus dem Sollzustand der Welt annimmt. 
Ivanbautgewissermaßenaufdas,wasPlanungalsgrößteFehlerquellen
beschreibt: auf Unwissenheit und Spontaneität. Er kann dies aufgrund einer 
Fehleinschätzung tun, welcher die Planung aufgesessen ist. ‚Unwissenheit‘ 
nämlich bedeutet hier ganz und gar nicht ohne Wissen zu sein, sondern 
beschreibt ein praktisches Wissen, bei dem das Denken in das Handeln 
eingeschrieben ist, statt Beides zu trennen und nacheinander zu verfolgen. 
Ivan denkt das Stadtwerden und das Werden seiner selbst in dieser Stadt 
imHandeln,dassheißtwährenderdurchkörperlicheArbeitdieStadtals
Ressource nutzbar macht und sich selber, im Sinne des Begriffs der cityness, 
infolgenreicheVerbindungmitihrsetzt.

EbensoerlaubtdiezweiteVignetteeinenBlickaufdasDenkenund
HandelnderPlanung.DieSiedler_innenderColoniaAntorchahinterfragen
hier implizit deren Herrschafts‑ und Objektivitätsanspruch. Wie Horst 
Rittel (2012: 22ff.) darlegt, beruhe die Antizipation der Welt anhand von 
Plänen eben nicht auf allgemeingültigen Kriterien, sondern immer auf 
subjektiver Argumentation und Kompromiss. Sie ist – so meine ich – auch 
umsoerfolgreicher(undnachhaltiger),jemehrsiedurchVerhandlung,
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statt durch Machtanwendung, getragen wird. Das bedeutet aber, dass sich 
Stadtplanung nach beiden von Amin beschriebenen Traditionen nicht weiter 
von (körperlichen) Aushandlungen der eigenen Existenz – wie im Beispiel 
der ‚Papier‑Arbeit’ skizziert – unterscheidet. Auch in der top‑down‑Planung 
findetsichdasPrinzip,durchAnwesenheitEinflussaufdieEntwicklungenzu
nehmen, nur dass die meisten unmittelbar Stadthandelnden, wie auch viele 
andere zivilgesellschaftlichen Kräfte, oft von diesem Prozess ausgeschlossen 
bleiben.Diejenigen,diebeteiligtwerden,befindensichentsprechendin
einer privilegierten Position: Nur sie erhalten die Möglichkeit, die Lage ihren 
Sichtweisen und Interessen entsprechend zu interpretieren und sie in den 
konzipierten Planungswerkzeugen in ihrem Sinne festzuschreiben. Dabei 
zeigt sich, dass auch der Staat – hier als ‚oberste Instanz’ formaler, sozial‑
räumlicher Planung verstanden – als „umstrittene[s] Produkt formeller und 
informeller Praktiken“ (Marston 2004: 5) verstanden werden muss, zu dem 
eineVielzahlanSubjektenaneinerVielzahlvonOrtenbeitragen.

Wohnen statt Bauen

Die Revision des Denkens und Handelns der Planung kann anhand der Ge‑
gen überstellung mit praktischen Akten städtischen Werdens aus Mexiko‑
Stadt auch noch grundsätzlicher formuliert werden. Dann wäre zu fragen: 
Wie können wir die enge Beziehung zwischen Stadtplanung und Bauen von 
StadtkritischreflektierenundalternativdenBlickdemBewohnen von Stadt 
zuwenden?

Mit der ‚dwelling perspective‘ (Perspektive des Wohnens) verweist der 
Ethnologe Tim Ingold (2000) auf das In‑der‑Welt‑sein und das Wissen‑
um‑die‑Welt. Diese ergäben sich aus dem aktiven Engagement mit den 
Bestandteilendieserbewohnten,inVereinigunggelebten,beständigwerden‑
den Welt. Die ‚dwelling perspective‘ stünde wiederum im Gegensatz zu einer 
‚building perspective‘ (Perspektive des Bauens), in der die Welt losgelöst von 
praktischer Erkenntnis auf der Grundlage von zuvor erdachten Bildern und 
ebennichtausundmitdemLebenwachse,sonderndemLebenvon‚außen‘
und ‚vorab‘ übergestülpt werde (siehe ebd.: 11ff.). Das Werkzeug dafür ist 
der Plan, welcher Entwicklungen festschreibt, indem er Endpunkte formu‑
liert, bevor die Reise überhaupt begonnen wurde. Sollzustände können so 
nicht nur von Istzuständen entkoppelt formuliert werden, sondern wirken 
quasi auch aus der Zukunft auf die Gegenwart zurück. Die Perspektive des 
Wohnens, im Gegenzug, beschreibt ein Erkennen und Gestalten der Welt 
im lebendigen Engagement mit ihr. Das, so Ingold (2012), sei ein ‚thinking 
through making‘, ein Denken durch Machen, im Umgang mit gegenwärti‑
gen Istzuständen. Diesem schaffenden Denken sei zueigen, dass es einser‑
seits „mit der Phantasie vorangeht“ (ebd., Übers. d. A.), während es diesen 
Vorwärtsimpulsandererseits„mitdenlangsamenBewegungenderArbeit
an den Materialien [des Lebens]“ (ebd., Übers. d. A.) abwäge. Für unseren 
Fall beschreibt dies also eine Vorstellung von Stadt, welche aus der Arbeit 
an den Materialien der Stadt im Hier und Jetzt erwächst.
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Stadtdenken durch Stadtwohnen

Wie also könnte eine entsprechende Planung aussehen, die sich durch ihre 
unmittelbare Arbeit an der Stadt, durch ihr Stadtdenken im alltäglichen 
Stadthandeln,qualifiziert?

Zunächst rüttelt ein Zugang über Handeln und Wohnen an den Grund‑
fes ten des Plans in der Planung. Statt noch nicht existente Räume vorab 
festzuschreiben, müssten Raumprozesse und deren Wege vorausblickend 
gefühlt werden. Das bedeutet, Stadterfahrungen – wie die von Ivan oder der 
Bewohner_innenausderColoniaAntorcha–alsWegweiseranzunehmen.
Aller Raum hat seinen Ursprung im Körper, aller Raum wirkt auf den Körper 
hatschonHenriLefebvre(2009:169ff.)sinngemäßpropagiertunddamitden
handeln den Menschen ins Zentrum der Raumproduktion gerückt.

Zudem ist es unablässig, das Gespräch zu kultivieren. Besser noch: vie‑
le Gespräche zu kultivieren. Denn je mehr Wahrnehmungen zur Sprache 
kommen, desto besser lässt sich die Komplexität des Stadtwerdens beschrei‑
ben. Gesellschaft und Politik müssen dafür einen Rahmen schaffen, in 
dem Stadtnutzer_innen (Stadthandelnde) mit den gleichen Rechten und 
Fähig kei ten sprechen können wie Stadtverwerter_innen (zum Beispiel 
Investor_innen). Die im Habitat‑III‑Prozess enthaltene Kritik an ‚alter‘ 
Planungspraxis ist also trotz ihrer Mängel ein wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung.VorallemabersindesdieRechtaufStadtBewegungenweltweit,
diefüreinegelebte,leiblichePerspektivedesWohnenseinstehen.Nurfin‑
den sie in den meisten Planungsprozessen noch immer zu wenig Gehör oder 
verkommenzuVeranstaltungenderer,diesowiesoschon„Zentralitätund
ihre Bewegungen“ (Lefebvre 2008: 150) dominieren (siehe zu dieser Gefahr 
zum Beispiel Marcuse 2009).

Folglich müsste man Stadtplanung als Stadthandeln und Städtebau als 
Städtewohnen neu denken. Dies beinhaltet in und mit der Welt zu lernen, 
um Stadt gemeinsam zu gestalten. Weniger sollte es darum gehen, a priori 
for mu lierte Bilder zu produzieren; eine Forderungen die sicherlich nicht neu 
ist, wohl aber relevant bleibt.[12] Technisches und gestalterisches Fach wis‑
sen in allen Ehren, bedarf es einer „Kunst des Zuhörens“ (Back 2007), der 
Inklusion, Moderation und des prozessualen Denkens. Aus der Sprache der 
Betriebswirtschaft entlehnt, würde dieses Zuhören einem ‚pull planning‘ 
(siehe Alfasi/Portugali 2004) – im Unterschied zum ‚push planning‘ (ebd.) – 
ähneln. Allerdings einem, welches allen Akteur_in nen und räumlichen Ge ge‑
ben heiten Gehör schenkt. Dies bedeutet, dass Ent wick lungs ent schei dungen 
nicht nach Plan ‚gedrückt‘, sondern just in time und ad‑hoc auf der Basis sozio‑
physischer Konstellationen ‚gezogen‘ würden. Ganz so, wie es in „subaltern“ 
(Roy 2011) oder gar „insurgent“ (Holston 2009) Urbanisierungsprozessen 
bereits der Fall ist.

Dafür wiederum bedarf es der Stärkung der Urban Studies, also der so zial‑
wis sen schaft lichen Stadtforschung, in Politik und Planung (siehe McPhear‑
sonetal.2016)sowiederkontinuierlichen,kritischenReflexiondeseigenen
Tuns. Es gilt, Istzustände städtischen Werdens erkennend zu begleiten, ohne 
Momentaufnahmen des Jetzt einseitig in die Zukunft zu extrapolieren wenn, 
entsprechend der „epistemischen Freiheit“ (Rittel 2012: 32) der Pla nung, die 
planenden Institutionen und Subjekte, je nach Interpretation und Haltung, 
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diese umdeuten. Die Formulierung und Durchsetzung von Sollzuständen 
würden dadurch komplizierter, Sicherheiten und Kontrolle müssten zu 
weiten Teilen aufgegeben werden. Städtische Prozesse mit ihren sozialen 
VerflechtungenundphysischräumlichenWechselwirkungenwürdensoaber
nicht nur greifbarer, sondern vor allem auch zu bewussten und immer neuen 
Aus gangs punkten. Gesamtstädtische Entwicklungen wären folglich als Effekt 
graduellerAnpassungundAkkumulation,nichtdurchVorwegnahmeund
standardisierteVervielfältigung,beschrieben(sieheTonkiss2014:167).In
anderen Worten, die Zukunft der Stadt würde als das Beschreiten von Wegen 
unddererVerbindungengedacht,nichtalsVisionen. Anteilnahme am Werden 
der Stadt zu wecken und Möglichkeitsräume aufzuzeigen, wäre dann nicht 
die Aufgabe projizierter Bilder (siehe Healey 2007, Hillier 2007), sondern sie 
wür den der gemeinsamen, praktischen Erfahrung am (physischen) Material 
des gelebten Raumes entspringen. Ash Amin beschreibt ein vergleichbares 
VorwärtstastenentlangderWechselwirkungenvonMenschundMaterie
als ein „pragmatisches Handeln in einer ungewissen Welt“ (2011: 640; 
Übers. d. A.). Die pragmatische Planung, die er daraus ableitet, skizziert er 
als eine vielstimmige und fortwährende Reise, „freighted with contingency, 
con straint, and surprise, and therefore in need of continual audit, update, 
and adjustment“ (ebd.).

Bewegung handhaben

Jeden Morgen stehen Eduardo und seine Frau mit ihrer Obstpresse und 
kistenweiseOrangenaufdemBürgersteigderZufahrtsstraßevonSierra
Hermosa. Erst kürzlich hat es sie – auf der Suche nach einer Gelegenheit, ihr 
Schicksal selbst in die Hand zu nehmen – hierher verschlagen. Zum einen 
basiert ihr Getränkestand nun auf einem ausgedehnten Familiennetzwerk, 
zum anderen auf einem praktischem Lernen mit der Stadt, welches Eduardo 
folgendermaßenbeschreibt:„Alsersteskamenwirundschauten,wiesich
die Dinge bewegen würden“.

Solches Bewegungssehen ist eine zentrale Kompetenz für das Leben am 
Rand von Stadt und Gesellschaft, wo herkömmliche Infrastruktur und Arbeit, 
Teilhabe und Sicherheit weitgehend fehlen. Es ist zudem auch die praktische 
Bestätigung dessen, was in gängigen Stadtbeschreibungen zumeist überse‑
hen wird: Dinge – und die Stadt in ihrer Summe – bewegen sich. Eduardo 
und seine Frau wussten, dass sie nicht nur sich selbst in Bewegung bringen, 
sondern ihre eigene in die Bewegungen Anderer einschreiben mussten.

ErmutigtdurchdenAnfangserfolgaußerhalbihrerneuenWohnungzogen
sie bald weiter und versuchten, sich die Bewegungen der örtlichen Schule zu 
erschließen.HierjedochverhieltensichdieDingeanders:MehrKonkurrenz,
mehr formale Kontrolle und mehr informelle Regeln bestimmten das 
Geschehen. Weil sie Bestechungsgelder zu zahlen ablehnten, zogen sie an 
dieHauptstraße.Eduardoerzähltvondiesem‚LernenimHandeln‘und
spezifiziert:NichtBewegungenalssolchegälteeszuerkennen,nichtdas 
Wissen (knowledge) über Bewegung führe zum Erfolg, sondern „zu wissen wie 
man Bewegung in der Praxis handhabt.“ Wie in Ingolds Darstellung ist dieses 
wissen (knowing)einVerb,eineHandlung,einProzessundeineKunst,mit
den Materialien des Lebens umzugehen. In seinen erkenntnistheoretischen 
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Grundlagen gab Ludwik Fleck schon 1929 zu bedenken, dass Erkennen 
„weder passive Kontemplation, noch Erwerb einzig möglicher Einsicht 
im fertig Gegebenen“ (1929: 426) sei, sondern „ein tätiges, lebendiges 
Beziehungseingehen, ein Umformen und Umgeformtwerden, kurz ein 
Schaffen“ (ebd.).

Konkretbedeutetdies,dassChancenidentifiziertundverfolgtwerden,
indemBewegungennavigiert(sieheVigh2009)undVerbindungengeknüpft
und gelöst werden. Sie können aus dem Blauen heraus entstehen und auch 
wieder vergehen (siehe Simone 2010b). Es sind diese Bewegungen, die ei‑
genen und die fremden, bei denen man – in Anlehnung an Eduardos Worte 
– Hand anlegen muss (handling movement), um sie zu lenken. Was wäre, 
wenn Stadtplanung in der Lage wäre, auf ähnliche Weise Bewegung durch 
Bewegung in die Hand zu nehmen und aus dieser doppelten Prozessualität 
ihre Kraft und Kunst zu schöpfen? Perspektiven und Begriffe, die aus der 
Lebenspraxis der Stadt entwickelt werden, können dabei helfen, Denkmuster 
der Stadtplanung zu hinterfragen. Dies ist ein wesendlicher Schritt, um die 
Art und Weise, wie Problemlagen und deren Lösungen diagnostiziert und 
planerischangegangenwerden,zureflektieren(sieheRoy2005:150).Istdie
Stadt also oder deren Planung das ‚Problem‘? Beide, möchte man antworten, 
sind Wegbewegungen, die sich folgenreich kreuzen.

Endnoten

[1] Tagung:UrbanTopias.DiscussingtheChallengesofChangingCities,27.29.10.2016.
CenterforMetropolitanStudies,TUBerlin.

[2] Tagung:WieplantdiePlanung.27.29.10.2016.UniversitätHamburgundHafenCity
Universität.

[3] Tagung:InsidePlanning:ExploringthePracticesandCitiesofUrbanPlanning.12.13.9.
2016.MunichCenterforTechnologyinSociety,TUMünchen.

[4] IchtuediesinAnlehnungandievondeCerteaubeschriebenen„ordinarypractitioners
of the city“ (1988: 93).

[5] An anderer Stelle habe ich dazu zum Beispiel ‚stadt‑machende‘ Praktiken an einer 
informellen Bushaltestelle in den Blick genommen (siehe von Wissel 2016a).

[6] Alle Übersetzungen aus dem Spanischen und Englischen erfolgten durch den Autoren.

[7] Zu der unglücklichen Zweiteilung städtischer Forschung in einen Strang der Theorie‑
bil dung anhand westlicher Städte im Rahmen der Urban Studies und einen Strang 
mit Fokus auf die Entwicklungshilfe für Städte des globalen Südens im Rahmen der 
International Development Studies siehe Robinson (2002).

[8] DieGemeindeTecámachatzumBeispielerst2003ihrenerstenFlächennutzungsplan
erlassen. Alle raumplanerischen Entscheidungen wurden bis dahin ohne Einbeziehung 
lokaler Akteur_innen in der Zentralverwaltung des Bundeslandes in Toluca getroffen.

[9] Ich verwende hier bewusst die direkte, aber ungebräuchliche Übersetzung des spanischen 
‚colonia‘, um auf die Abhängigkeit der Siedlung vom urbanen ‚Mutterland‘ zu verweisen.

[10] Für eine genaue Darstellung der Arbeitsweise und Organisationsformen dieser Bewegung 
siehe von Wissel 2016b; 2017.

[11] Er tut so zunächst unabhängig von der Frage, ob das Ergebnis dieser Praxis nach dem 
einen oder anderen Kriterium als ‚gut‘ oder ‚schlecht‘ zu bewerten sei.

[12] Für eine entsprechende Diskussion mit Bezug auf den peri‑urbanen Raum steht zum 
Beispiel die Arbeit von Adrian Atkinson (1999). In Sachen Bürger_innenbeteiligung 
in der Stadtentwicklung: Wenngleich unter damals anderen Rahmenbedingungen – 
zumBeispielhinsichtlichFinanzialisierungundGentrifikation–,istdasWirkenvon
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Hardt‑Waltherr Hämer zu nennen, der mit seiner ‚behutsamen Stadterneuerung‘ im Zuge 
der Berliner Internationalen Bauausstellung von 1984/87 (dem Teil, der als Altbau‑IBA 
bezeichnet wird) in Deutschland und darüber hinaus ein Umdenken eingeleitet hat (siehe 
Schilling 2002, Brech 1993).
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Queer inclusive planning
Raumansprüche und queeres Selbstverständnis in einer heteronormativen 
Gesellschaft

Einleitung

Während auf politischer und gesellschaftlicher Ebene in zunehmendem 
Umfang darüber diskutiert wird, inwieweit Minderheiten gegenüber der 
Mehrheitsgesellschaft gleichgestellt und geschützt werden sollen (vgl. de 
Tomás2016,Horchler2016,Scally2015),setztsichinsbesonderedieStadt
pla nung nur unzureichend mit den Bedürfnissen verschiedener sozialer 
Gruppen auseinander (vgl. Fincher/Iveson 2008: 1f.). Dies ist hinsicht‑
lich ihrer Funktion als „conscious effort to direct social processes to attain 
goals” (Fainstein/Fainstein 1996: 256) kritisch zu hinterfragen. So ist davon 
auszugehen,dassverschiedeneplanerischeMaßnahmenundStrategien
sowie deren Implementierung einen wesentlichen Einfluss auf soziale 
Praktiken und das Miteinander in der Gesellschaft haben (vgl. Fainstein/
Fainstein 1996: 256).

Trotz oder gerade wegen der unzureichenden Auseinandersetzung mit 
den Bedürfnissen unterschiedlicher sozialer Gruppen, ist im Laufe der Jahre 
einezunehmendeEinbindungpartizipatorischerPlanungsmaßnahmenzu
erkennen (vgl. Diebäcker 2008: 279f.). Diese stehen im Zusammengang mit 
dem communicative turn.DamitwirddieVeränderungdesPlanungsver
ständ nis ses von einem technokratisch organisierten und top‑down orien‑
tierten Prozess zu einem flexibleren, bottom‑up‑ und konsensbasierten 
Pro zess beschrieben (vgl. Kühn 2008: 231f.). So haben vor allem Be tei li‑
gungsprozesseaufQuartiersundStadtebenederzeiteineimmergrößer
werdende Bedeutung.

Der beschriebene Paradigmenwechsel in Bezug auf die Einbindung von 
Bedürfnissen der Stadtgesellschaft sowie die zunehmende Bedeutung von 
Di ver sität in heutigen Gesellschaften klammern jedoch die Bedürfnisse 
und Ansprüche geschlechtlicher und sexueller Minderheiten aus (vgl. 
Doan 2011a: 1ff.). Dies hat möglicherweise Folgen für das Selbstverständnis 
und Selbstbewusstsein queerer Bürger_innen, da eine Ausklammerung von 
Be dürf nissen sozialer Minderheiten zu einer Herabwürdigung ihrer Iden ti‑
täten führt (vgl. Schulz 2009: 18f.). In Bezug auf die Rolle von Queers in der 



244       2017, Band 5, Heft 1/2s u b \ u r b a n

Stadtplanung möchte ich deshalb in diesem Essay diskutieren, welche Raum‑
ansprüche Queers haben und inwiefern ein queer inclusive planning Ansatz 
inderStadtplanungweiterentwickeltwerdensollte.NacheinerDefinition
des Begriffes ‚queer‘ werden die Ziele des queer inclusive planning Ansatzes 
dargelegt, um in einem weiteren Abschnitt exemplarische Raumansprüche 
von Queers vorzustellen. Im letzten Teil des Textes werden die Potentiale 
und Herausforderungen eines queer inclusive planning Ansatzes zusam‑
mengefasst und diskutiert.

Queers in einer heteronormativen Gesellschaft

Unter dem Label Queers versammeln sich Menschen sehr unterschiedli‑
cher Lebensrealitäten (vgl. Jagose 1996: 17f.). Gemeinhin bezeichnen sich 
Menschen als queer, die Kritik an der heteronormativ und zweigeschlecht‑
lich ausgerichteten Gesellschaft üben und beziehungsweise oder sich selbst 
indiesemSpektrumnichtwiederfinden.HierbeiwirdHeteronormativität
als Gesellschaftsmodell verstanden, welches „Heterosexualität als Norm 
derGesellschaftsverhältnisse[…][sowie]symbolischeOrdnung[begreift]
und das Gefüge der gesellschaftlichen Organisation strukturiert“ (Wagen‑
knecht 2007: 17). Ebenso wird von lediglich zwei möglichen Ge schlechts‑
zuordnungenausgegangen(vgl.ebd.).Insbesonderedefinierensichsolche
Individuenalsqueer,dienicht(ausschließlich)heterosexuelllebenundbe‑
ziehungsweise oder nicht in das zweigeschlechtliche Schema der Gesellschaft 
einzuordnen sind oder eingeordnet werden wollen. Wenngleich in den meis‑
ten Fällen von Lesben, Schwulen, Transidenten, intersexuellen Menschen 
sowie Bi‑ und Pansexuellen die Rede ist, zeichnet sich der Begriff Queer 
durchseinendynamischenCharakteraus.EsgibtkeinefesteDefinitionvon
queer.VielmehrbietetderTerminusRaumfürNeuinterpretationenund
suggeriert einen offenen Zugang für all diejenigen, die mit ihrer Lebensweise 
den Wertevorstellungen der gesellschaftlich dominanten Ordnung wider‑
sprechen(vgl.Czollek/Perko/Weinbach2009:33,Jagose1996:1ff.).

Die Selbstbezeichnung und ‑zuschreibung queer steht in engem Zu sam‑
men hang mit den in den 1990er‑Jahren aufkommenden queer politics und 
der daraus resultierenden queer theory.DasHauptanliegenderVertreter_in‑
nen dieser Theorie besteht darin, ein Gegenkonzept zum vorherrschenden 
heterosexuellundzweigeschlechtlichgeprägtenVerständnisderGesellschaft
herzustellen,welchesdieGrenzenvonIdentifikationundBegehrenzwischen
den sozialen Gruppen überschreitet (vgl. Jagose 1996: 17f.). Hierbei werden 
bestehende Annahmen und Normen der Mehrheitsgesellschaft hinsichtlich 
ihresausschließendenCharaktershinterfragtunddekonstruiert.Dieser
Prozess der Dekonstruktion, welcher im Bereich der queer theory als quee‑
ring bezeichnet wird, bildet eine Grundlage, um bestehende Normen zu 
„ent‑selbstverständlichen [sowie zu] ent‑naturalisieren“ (Klapeer 2015: 30).

InfolgederoffenenDefinitionderSelbstbezeichnungqueeristdavon
auszugehen, dass Queers unterschiedliche Lebensrealitäten aufweisen, de‑
nen im Rahmen einer Analyse queerer Raumansprüche Rechnung getragen 
werden muss. Ein Beispiel hierfür bilden die Unterschiede zwischen Lesben 
und Schwulen. Homosexuelle Männer verfügen gegenüber homosexuel‑
lenFrauengemeinhinübereklatantefinanzielleVorteile,dieoftmiteiner
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größerenSichtbarkeitschwulenLebenseinhergehen.Eswirdargumentiert,
dass die divergente – und paradoxerweise heteronormative – So ziali sie‑
rungvonMännernundFraueneinenwesentlichenEinflusshieraufhabe
(vgl.Castells1983:140).MännerundFrauenwerdenausheteronormati‑
ver Sicht als Gegenpole betrachtet. Diese Geschlechterbinärität bildet die 
Grundlage für Herrschaftskategorien und Unterdrückungsverhältnisse, die 
zu der privilegierten Position von Männern gegenüber Frauen führt. Gleich‑
zeitig begünstige dieses ungleiche Machtverhältnis, so Antke Engel, den ge‑
sellschaftlichenAusschlussvonIndividuen,diesichzwischenoderaußerhalb
derbeidenGeschlechtskategorienbefinden(1994:3f.).Angelehntandie
AbwertungvonFrauenerfahrenLesben,imVergleichzuSchwulen,nichtnur
Diskriminierung aufgrund ihrer sexuellen Orientierung, sondern auch wegen 
ihrer Geschlechtszuordnung. Angesichts dieser Mehrfachdiskriminierung 
definierensichvieleLesben,imVergleichzuSchwulen,übergegenkultu‑
relle oder feministische Gruppierungen und weniger über ihre sexuelle 
Orien tierung (vgl. Frisch 2002: 257, Forsyth 2001: 346). Ebenso beste‑
hen Unterschiede zwischen homosexuellen und transidenten Queers in 
Bezug auf ihre Sichtbarkeit. Der Begriff Transident fasst verschiedene 
Individuenzusammen,diesichtemporäroderdauerhaftaußerhalbder
binären Geschlechterordnung positionieren. So werden Trans_frauen und 
Trans_männer, aber auch dragkings, dragqueens,Crossdresser_innen
und andere Individuen miteinbezogen (vgl. Doan 2007: 59). Trotz ähnlicher 
Rah men bedingungen nehmen viele Lesben und Schwule die Bedürfnisse von 
Transidenten nur unzureichend wahr, sodass von einer bedingten Akzep‑
tanz auszugehen ist. Insbesondere die Anpassung der Lebensformen an 
hetero sexuelle und zweigeschlechtlich organisierte Normen unter Lesben 
undSchwulenhateinenenormenEinflusshierauf.Diesträgteinerseitszur
VerfestigungvonZweigeschlechtlichkeitunterQueersbei.Andererseits
marginalisiertesalldiejenigen,diesichaußerhalbdertraditionellen
Geschlechterrollenbefinden(vgl.ebd.:62f.).

Anhand der beschriebenen Unterschiede wird deutlich, dass queere 
Bürger_innen nicht als homogene, soziale Gruppe angesehen werden kön‑
nen.VielmehrlassensichunterihnenMachtverhältnisseerkennen,diezu
unterschiedlichen Lebensrealitäten führen. Darüber hinaus lassen sich diese 
Unterschiede zwischen queeren Individuen auch hinsichtlich der sozio‑
öko nomischen und ethnischen Herkunft erkennen, auf die im späteren 
VerlaufdesEssaysinTeilennähereingegangenwird.Insofernistdavon
auszugehen, dass allein die heterogene ‚Gruppe‘ von Queers unterschiedliche 
Erwartungen und Ansprüche an den städtischen Raum hat.

Queer inclusive planning als Reaktion  
auf eine heteronormativ organisierte Stadtplanung

Ausgehend von der Annahme, dass die Lebensrealitäten und Bedürfnisse 
geschlechtlicher und sexueller Minderheiten in der Stadtplanung keine Re le‑
vanz haben, argumentieren US‑amerikanische Wissenschaftler_innen, dass 
ein inklusiverer Ansatz verfolgt werden sollte, der queere Bedürfnisse mitein‑
bezieht. Diese Forderung orientiert sich insbesondere an den gewonnenen 
ErkenntnissenüberdenexkludierendenundheteronormativenCharakterder
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Stadtplanung und dessen Auswirkungen auf Queers des US‑amerikanischen 
Stadtplaners Michael Frisch (vgl. 2002: 263f., Doan 2011a: 1ff.; 2015: 7ff., 
Forsyth/Cheung2001)DieStadtplanungsei,soFrisch,inihrerbisherigen
Form ein durch dichotome Denkstrukturen geprägtes Instrument, welches 
etwa Ordnung und Unordnung, Öffentlichkeit und Privatheit sowie Pro‑
duktion und Reproduktion gegenüberstelle. Diese Gegenüberstellungen 
führten weiterhin zu Macht‑ sowie Unterdrückungsverhältnissen, die mit 
den Annahmen der Heteronormativität und Binarität der Geschlechter zu‑
sammenhingen (vgl. Frisch 2002: 254ff.).

Ordnung sei laut Frisch darüber hinaus in den USA – insbesondere seit 
den 1950er‑Jahren – über die Schaffung suburbaner Räumen hergestellt 
worden, in denen vor allem heterosexuelle Familien angesiedelt worden 
wären.ImVergleichdazuwürdeninnerstädtischeStandortemitUnordnung
assoziiert und seien vor allem von alleinstehenden Personen sowie kinderlo‑
sen Paaren bewohnt. Aufgrund der Tatsache, dass Frauen‑ und Männerpaare 
zum Zeitpunkt der Analyse Frischs nicht als Familie anerkannt wurden und 
kein Anrecht auf Adoption hatten, sieht er hier einen Zusammenhang zu den 
Macht‑ und Unterdrückungsverhältnissen zwischen Heterosexuellen und 
Homosexuellen. Wo Unordnung herrsche, versuche die Stadtplanung seiner 
MeinungnachWegezufinden,umOrdnungzuschaffen.Insofernseidavon
auszugehen, dass Heterosexualität gegenüber Homosexualität privilegiert 
werde (vgl. Frisch 2002: 259f.).

Hierauf aufbauend geht Frisch davon aus, dass Stadtplanung ein „hetero‑
sexist project“ (2002: 254) sei, welches in vielerlei Hinsicht all diejenigen dis‑
kriminiere, die der heteronormativen Mehrheitsgesellschaft widersprächen 
(vgl. ebd.: 254ff.). Gleichwohl argumentiert die Stadt‑ und Regionalplanerin 
Petra Doan, dass Stadtplanung aufgrund ihres gesamtgesellschaftlichen 
Auftrags und dem hiermit verbundenen öffentlichen Interesse nicht in der 
Lage sei, auf Bedürfnisse einzelner Individuen einzugehen. Durch ihre mehr‑
heits‑ und konsensorientierte Ausrichtung sei Stadtplanung stets darum 
bemüht, normative Annahmen zu verfolgen und zu verfestigen. Demnach 
stündenindividuelleBedürfnisseeinzelnerMinderheitenstetsimKonflikt
zudominierendenVorstellungenderMehrheitsgesellschaft(vgl.2011a:3ff.).

Ein queere Bedürfnisse einbindendes Planungskonzept könnte diese aus‑
schließendenStrukturenüberwinden.SokönnteeinAnsatzdes„queerinclu‑
sive planning“ (Frisch 2002: 264) queere Anforderungen und Ansprüche an 
den Raum in die Stadtplanung integrieren (vgl. ebd.). Ein inklusiver Ansatz 
wie dieser ermöglichte folglich eine kritische Auseinandersetzung mit der 
vorherrschenden Stadtplanungspraxis und deren Auswirkungen auf margi‑
nalisierte Individuen (vgl. Klapeer 2015: 29f.).

Queere Raumansprüche in einer heteronormativen  
Gesellschaft

Ausgehend von der Annahme, dass Stadtplanung heteronormative Ord‑
nungs mus ter widerspiegele, muss davon ausgegangen werden, dass die 
Be dürf nis se und Raumansprüche queerer Individuen weitgehend un be‑
achtetbleiben.ÜberdiespezifischenRaumansprüchevonQueersgibtes
jedoch nur wenige Er kenntnisse aus der Forschung. Um mehr über diese 
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Raum bedürfnisse zu er fahren, habe ich im Rahmen meiner Bachelorarbeit 
InterviewsinDortmunddurchgeführt.SosprachichmitderVertreterin
eines Transidentenvereins, mit einem Mitarbeiter des Stadtplanungs‑ 
und Bauordnungsamtes und der Koordinierungsbeauftragten für Lesben, 
SchwuleundTransidentederStadtDortmundsowiemitdemVorsitzenden
eines Lesben‑ und Schwulenvereins. Ich orientierte mich in meiner Arbeit an 
den Ergebnissen angelsächsischer Analysen, in denen queere, insbesondere 
schwule Ansprüche an den städ tischen Raum und an die Stadtplanung 
thematisiertwurden(vgl.Castells1983,Doan2011a;2011b;2011c;2015,
Doan/Higgins 2011, Dubrow 2011, Forsyth 2001; 2011, Hubbard 2012, 
van Liehout 1997, Frisch 2002). Die Interviews dienten dazu, die in diesen 
Studien ausgearbeiteten Erkenntnisse zu vertiefen, sie hinsichtlich ihrer 
Übertragbarkeit auf den deutschen Kontext zu analysieren und ihre Re le vanz 
für Queers in Dortmund zu untersuchen. Aufgrund der unterschiedlichen 
Lebens situa tionen queerer Individuen, sollten weniger allgemeine An‑
sprüchezusammenzutragenwerden.VielmehrsolltenanhandvonBeispielen
Er kennt nisse darüber gewonnen werden, inwiefern die bisherige Stadt pla‑
nungs praxis die Bedürfnisse von Queers einschränkt.

In der Analyse der Interviews habe ich drei exemplarische Raumansprüche 
von Queers herausgearbeitet, die durch die Stadtplanung eingeschränkt wer‑
den. Zum einen konnte ich feststellen, dass sowohl die Sicherheit im öffentli‑
chenRaumalsauchdieSichtbarkeitqueerenLebenseinegroßeBedeutung
fürQueershaben.ZumanderenspieltdieWahrungvonCruisingstandorten
insbesonderefürschwuleundbisexuelleMännereinegroßeRolle.Aufgrund
derDominanzvonLiteraturüberweißeSchwule–gegenüberanderenge‑
schlechtlichen und sexuellen Minoritäten – beziehen sich die ausgearbeiteten 
Bedürfnisse und Ansprüche mehrheitlich auf diese Gruppierung.

Sicherheit im öffentlichen Raum

AlsersterRaumanspruchkonnteSicherheitimöffentlichenRaumidentifiziert
wer den (vgl. de Jesus Pereira Lopes 2015: 20). Trotz zunehmender Toleranz 
gegenüber Queers, sind diese nach wie vor zahlreichen Anfeindungen im öf‑
fentlichenRaumausgesetzt(vgl.Forsyth2011:23).VorallemTrans_frauen
of color sind überdurchschnittlich oft Opfer von gewalttätigen Angriffen. 
Dies ist auf die Mehrfachdiskriminierung hinsichtlich der geschlechtlichen 
Identität, der Hautfarbe sowie der Geschlechtszuweisung als Frau zurück‑
zuführen und trägt dazu bei, dass Trans_frauen im Allgemeinen sowie 
Trans_frauen of color im Speziellen weniger Zeit im öffentlichen Raum 
verbringen(vgl.NationalCoalitionofAntiViolencePrograms2015:8ff.).
VergleichtmanderenSituationmitdervonLesbenoderSchwulen,fälltauf,
dass diese Gruppen die Gefahren gewalttätiger Übergriffe teilweise durch 
straight acting reduzieren. Hierbei handelt es sich um eine Anpassung des 
VerhaltensunddesgeschlechtsbezogenenAuftretensandieErwartungen
der Mehrheitsgesellschaft. Dies ermöglicht es vielen Lesben und Schwulen, 
unerkannt zu bleiben (vgl. Hubbard 2012: 105). Jedoch ist es fraglich, ob eine 
solche Anpassung nicht zu einer Einschränkung des Selbstverständnisses 
von Queers und zur weiteren Marginalisierung sexueller und insbesondere 
geschlechtlicher Minderheiten führt.
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Gewalttätige Übergriffe und straight acting zeigen, dass sichere öffent‑
liche Räume eine besondere Funktion für ein selbstbestimmtes und selbstbe‑
wusstesLebenhabenkönnen.InsofernmüssendiegegenwärtigenMaßnah
men zur Förderung der Sicherheit von öffentlichen Räumen infrage gestellt 
werden. Insbesondere stellt sich die Frage, ob solche Konzepte tatsächlich 
zueinergrößerenSicherheitfüralleBürger_innenodervielmehrzueiner
VerfestigungheteronormativerDenkmusterführen.

IndenUSAorientierensichUmgestaltungsmaßnahmenzurErhöhung
der Sicherheit im öffentlichen Raum oftmals an den Prinzipien des defensible 
space. Diese führten zwar sichtlich zu einer Reduktion von Gewalttaten, 
allerdings lägen diesen Prinzipien – laut Doan – normative Annahmen zu 
Grunde,dieimKonfliktmitdenBedürfnissentransidenterBürger_innen
stünden (vgl. 2011b: 98). Insbesondere veränderte Designs von öffentlichen 
Räumen sowie der Einsatz von Nachbarschaftswachen im Sinne einer 
gemeinschaftlichen Überwachung werden hierbei als Problem erkannt. 
Denn für viele Transidente ist es wichtig, sich anonym im öffentlichen Raum 
bewegen zu können. Eine offenere Gestaltung zuvor unsicherer öffentlicher 
Räume führe aus Doans Sicht aber dazu, dass Transidente leichter erkannt 
und stärkeren Repressalien ausgesetzt seien. Dies habe letztlich zur Folge, 
dass Transidente diese Orte seltener aufsuchten oder gänzlich mieden 
(vgl. ebd.). So bieten beispielsweise Einfriedungen – etwa in Form von 
Hecken – Transidenten die Möglichkeit, sich vor abwertenden Blicken 
anderer Individuen oder vor sonstigen Diskriminierungen zu schützen. 
Nichts desto trotz werden gerade in Angsträumen Hecken zurückgeschnitten, 
um das allgemeine Sicher heits gefühl zu steigern.

Neben der Gestaltung von öffentlichen Plätzen und Parks spielt insbe‑
sonderediePlanungvonSanitäranlageneinegroßeRollebeiderErhöhung
desSicherheitsempfindensfürTransidente.ImRahmeneinerAnalysezur
Errichtung von genderneutralen Sanitäranlagen in Seattle wurde festge‑
stellt, dass Trans_frauen sowie Trans_männer in konventionellen Anlagen 
inhohemMaßeBedrohungenundanderenArtenderDiskriminierung
aus ge setzt sind. Die Gefahr der Anfeindung werde laut Young durch semi‑
private Bereiche innerhalb der Anlagen in Form von Zwischenräumen für 
Waschbecken oder Urinale verstärkt (vgl. 2016: 10ff.). Auf Grundlage dieser 
Ergebnisse werde eine Abkehr von geschlechtertrennenden Sanitäranlagen 
empfoh len. Ebenso könne die Planung von einzelnen Toilettenräumen mit in‑
di vi duellen Zugängen und ohne Zwischenräume für Waschbecken oder Uri‑
nalezueinemgesteigertenSicherheitsempfindenbeitragen.Demnachsolle
jeder Toilettenraum mit einem Urinal ausgestattet und die Waschbecken in 
Form von Sammelstellen vor den Sanitäranlagen platziert werden. Durch die 
Auslagerung der Waschbecken in den öffentlichen Raum würde das Potential 
der sozialen Kontrolle gesteigert (vgl. ebd.: 21ff.).

Die angeführten Beispiele sowie die Kritik Petra Doans zeigen, inwieweit 
derGroßteilbisherigerSicherheitskonzeptedieLebensrealitätengeschlechtli‑
cher und sexueller Minoritäten ausklammert und zu einem stärkeren Rückzug 
ebendieser Individuen aus dem öffentlichen Raum führt. Insofern benötigt 
ein Sicherheitskonzept für öffentliche Räume, welches einen queer inclusive 
planning Ansatz verfolgt, eine Einbindung verschiedener Lebensrealitäten, 
um queeren Bürger_innen einen sicheren Aufenthalt zu ermöglichen.
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Sichtbarkeit queerer Identität und queeren Lebens  
im Stadtraum

Die Sichtbarkeit queerer Identität und queeren Lebens im Stadtraum ist 
ein weiterer Raumanspruch, der für die Emanzipation geschlechtlicher 
und sexueller Minderheiten eine besondere Bedeutung hat (vgl. de Jesus 
PereiraLopes2015:22).ImVergleichzurMehrheitsgesellschaftundderen
Er rungen schaften im Laufe der Geschichte, erfahren Queers nur wenig 
Beach tung im städtischen Raum. Dies fällt insbesondere im Bereich der 
Denk mal erhebung auf, da in diesem Bereich die queere Geschichte eine 
sehr untergeordnete Rolle spielt. Deshalb fordert Architektin Gail Dubrow 
bei spiels weise solche Orte verstärkt in den Mittelpunkt zu stellen, die im 
Rahmen der Bürger_innenrechtsbewegungen der 1970er‑Jahre eine beson‑
dereRollespieltenoderandenensichQueersinderVergangenheitpolitisch
und gesellschaftlich organisierten (vgl. 2011: 55ff.).

EininternationalesBeispielfürMaßnahmenzurstärkerenSichtbarkeit
und Betonung queerer Geschichte und Emanzipation ist die Erhebung des 
Stone wall Inn und des angrenzenden Parks in New York zu nationalen Denk‑
mälern der USA. Im Jahr 1969 wehrten sich an diesen Orten Queers gegen 
Polizeirazzien,derenZieleswar,IndividuenderqueerenCommunityfest
zu nehmen. Durch ihren Widerstand unterstrichen sie ihren Anspruch auf 
Gleichberechtigung und Anerkennung gegenüber der Mehrheitsgesellschaft. 
Diesen Aufständen folgten landes‑ und weltweite Demonstrationen 
(vgl. Associated Press 2015, National Park Service 2016).

Auch Deutschland könnte in Bezug auf die queere Emanzipation als 
Bei spiel interessieren, da die gesellschaftliche Toleranz gegenüber Queers 
einem stetigen Wandel unterzogen war. Insofern ist davon auszugehen, 
dasseinegroßeAnzahlanGebäudenundOrtenexistiert,dieimLaufe
der Zeit von Queers genutzt wurden und eine besondere Bedeutung für 
dieEmanzipationsbewegungenhatten.Voralleminden1920erJahren
herrschteindeutschenGroßstädtenundinsbesondereinBerlineinweitge‑
hend liberaler Umgang mit Queers (vgl. Wortmann 2008: 123), was sich an 
dergroßenAnzahlqueererLokaleundInstitutionenzeigte(vgl.ebd.:14).
Infolge der Machtergreifung der Nationalsozialist_innen im folgenden Jahr‑
zehnt endete dieser liberale Umgang abrupt (vgl. ebd.: 126). Obwohl sich in 
denNachkriegsjahrenweitreichendepolitischeundgesellschaftlicheVer
änderungen vollzogen, wurden Queers weiterhin kriminalisiert und diskre‑
ditiert (vgl. Dworek 2012: 46‑54). Nichtsdestotrotz, haben die politischen 
Aufstände und Bürger_innenrechtsbewegungen in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts zu einer gesteigerten Toleranz gegenüber Queers beigetragen. 
Insofern versinnbildlichen diese Bewegungen den Kampf der Queers um 
Gleichberechtigung innerhalb der Gesellschaft.

Dubrowgehtdavonaus,dassMaßnahmenzurSichtbarkeitqueerenLebens
dazu beitrügen, die Hegemonie heteronormativer Geschichte und Gesell‑
schaftsstrukturen infrage zu stellen. Neben der Erhebung von historischen 
Orten queerer Emanzipation könnten bereits bestehende Denkmäler, de‑
ren queerer Hintergrund – wie etwa die lesbische Identität einer Künstlerin 
– aufgrund heteronormativer Machtstrukturen nicht thematisiert werde, 
hin sichtlich ihres nicht‑normativen Hintergrunds dekonstruiert werden 
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(vgl. Dubrow 2011: 55ff.). Auch wenn die Sichtbarkeit queerer Identität und 
queeren Lebens einen Beitrag zu einer höheren Toleranz gegenüber Queers 
leisten kann, ist zu beachten, dass nicht alle Individuen die Betonung der ge‑
schlechtlichen oder sexuellen Identität als bedeutsam ansehen. Ebenso stellt 
sichdieFrage,inwieweitsolcheMaßnahmenineinervonMännerndominier‑
ten Gesellschaft lesbische und transidente Belange sichtbarer machen können. 
Auch im Bereich der Sichtbarmachung queeren Lebens ist also ein offener 
Diskursdarübererforderlich,inwieweitsolcheMaßnahmenzugleichzueiner
stärkeren Sichtbarkeit von Frauen sowie Transidenten beitragen können.

Wahrung von Cruisingstandorten für Schwule

AlsdritterRaumanspruchistdieWahrungvonCruisingstandortenfürSchwule
aus der Analyse hervorgegangen (vgl. de Jesus Pereira Lopes 2015: 26). Als 
CruisingwirdeineFormderaktivenSuchenachsexuellenPartner_innen
durcheinecodierteKörpersprachesowiederanschließendeSeximöffent‑
lichen oder privaten Raum bezeichnet (vgl. Lee 1990: 284f.). Insbesondere 
unterschwulenMännernwirdCruisingalsBestandteilderschwulenKultur
angesehen (vgl. Koordinierungsstelle u. Stadtplanungsamt 9.7.2015). Die 
besondereBedeutungvonCruisingstandortenergibtsichausderjahrelangen
Kriminalisierung von Sex unter Männern in Deutschland und der weiterhin 
bestehenden gesellschaftlichen Ächtung. So suchen viele schwule Männer 
gezielt nach Wegen, ihren sexuellen Bedürfnissen unerkannt nachzukom‑
men. Weil sie in der eigenen Wohnung der sozialen Kontrolle durch ihre 
Mitmenschen unterliegen, weichen viele Männer auf öffentlich zugängliche 
OrteoderandereprivateRäumeaus.GleichwohlbasiertCruisinginsbe‑
sondere heutzutage auf dem weitergehenden Wunsch nach Erotik und Sex 
außerhalbderprivatenRäume,welchersich–infolgederWahrnehmungdes
CruisingsalsBestandteilschwulerKultur–weiterverfestigthat.

Obwohl oder gerade weil diese Rahmenbedingungen für Schwule bekannt 
sind, wird in städtischen Räumen auf verschiedene Weise versucht, sexuelle 
Handlungen unter Männern zu unterbinden. Am Beispiel des Russel Square 
undBloomsburySquareinLondonzeigtsich,wieCruisendeanöffentlich
zugänglichen,aberprivatenGrünflächendurchUmgestaltungsmaßnahmen
verdrängtwerden.DersichinPrivatbesitzbefindendeBloomsburySquare
wurdebereitsseitdem18.JahrhundertfürCruisinggenutzt.Derangrenzen‑
de Russel Square hingegen wurde vor allem in den 1980er‑Jahren zu einem 
bekannten Ort für sexuelle Handlungen (vgl. Andersson 2012: 1082ff.). 
Während die Polizei in den 1990er‑Jahren einen toleranten Umgang damit 
pflegte, entschieden die zuständigen Behörden und Eigentümer_innen, 
den Russel Square in mehreren Schritten umzugestalten. Hierbei wurden 
zunächstBüscheundHeckenzurückgeschnitten,diedenCruisendenals
Rückzugsorte dienten. In den Folgejahren wurde die Grünfläche einge‑
zäunt und fortan über Nacht geschlossen. Als Reaktion hierauf wichen viele 
CruisendeaufdenBloomsburySquareaus,derallerdingsimspäterenVerlauf
ebenfalls umgestaltet wurde. Hierbei wurde der zentrale Treffpunkt aller 
CruisendendurcheinenSpielplatzersetzt(vgl.ebd.:1087ff.).

InsbesonderedieUmwidmungdeszentralenCruisingtreffpunktskann
als Beispiel dafür angeführt werden, wie heteronormative Ideologien und 
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Werte die Nutzung des Raums bestimmen und sexuelle Minderheiten ver‑
drängt werden (vgl. Andersson 2012: 1090). Es wird verkannt, dass öffent‑
lich zugängliche Räume Funktionen haben, die über die heteronormativen 
Deutungenhinausgehen.DadasCruisingalswichtigerBestandteilschwuler
Kultur wahrgenommen wird, sollte im Rahmen eines queer inclusive pl‑
anning eine Wahrung solcher Standorte angestrebt werden (vgl. de Jesus 
Pereira Lopes 2015: 28).

Die herausgearbeiteten Raumansprüche von Queers bilden aufgrund des 
bisher unzureichenden Diskurses über Belange und Ansprüche geschlecht‑
licher und sexueller Minderheiten an den Raum sowie deren mangelhafte 
Einbindung in die Planungskonzepte lediglich einen Ausgangspunkt für die 
Entwicklung eines queer inclusive planning Ansatzes (vgl. de Jesus Pereira 
Lopes: 47). Dennoch zeigen sie, wie heteronormative Ordnungsmuster und 
Annahmen nicht‑queere Individuen privilegieren und Queers einen selbst‑
bestimmten Zugang zum Stadtraum erschweren. Deutlich zu sehen ist dies 
amUmgangmitCruisingstandorten,durchdenFrischsInterpretationder
Stadtplanung als heterosexistisches Projekt bestätigt wird. Die einer he‑
teronormativenAnnahmezugrundeliegendeVerortungderSexualitätim
Privatem sowie die Privilegierung der Heterosexualität gegenüber der Homo‑
sexualität führe zu einer Entwürdigung und zum Ausschluss von Queers 
(vgl. Frisch 2002: 254ff.). Weil Stadtplanung existierende gesellschaftliche 
Normen widerspiegelt, verfestigt und bestärkt sie die Marginalisierung all 
derjenigen, deren Lebensrealität den normativen Annahmen widerspricht.

Herausforderungen und Potentiale eines  
queer inclusive planning Ansatzes

Die exemplarischen Raumansprüche von Queers lassen erkennen, inwiefern 
Stadt planung und Raum durch normative Annahmen geprägt sind. Ein queer 
inclusive planning Ansatz würde Queers darin unterstützen, einen selbst‑
verständlicheren Umgang mit der eigenen geschlechtlichen und sexuellen 
Identität im städtischen Raum zu entwickeln. Darüber hinaus ermöglicht ein 
solcher Ansatz, Erkenntnisse darüber zu gewinnen, inwiefern Stadtplanung 
auchandereMinderheitenausschließtunddenZugangzumstädtischen
Räumen versperrt.

Die Einbeziehung queerer Belange in die Stadtplanung kann auch einen 
positiven Beitrag für andere Minderheiten leisten. Queer und critical race 
theories setzen sich bereits mit dem Problem der Mehrfachdiskriminierung 
aus einander und prägten den Begriff queer ethnicity und queer of color. Diese 
umfassenqueereMenschen,dievonRassifizierungbetroffensind,dieeinen
Migrationshintergrund aufweisen oder queere Migrant_innen sind. Es wird 
davon ausgegangen, dass mehrfach diskriminierte Personen auf besondere 
Weise benachteiligt werden. Mithilfe dieses Ansatzes wird ver sucht, norma‑
tive Annahmen hinsichtlich ihrer exkludierenden Strukturen für mehrfach 
diskriminierte Individuen zu dekonstruieren (vgl. El‑Tayeb 2015: 44ff.). 
In Bezug auf die Stadtplanung ist folglich zu erwarten, dass nicht nur Be‑
dürf nisse und Ansprüche von Queers in öffentlichen Debatten und in der 
Stadtplanung unbeachtet bleiben. Zahlreiche ethnische, geschlechtliche, 
sexuelle oder nationale Minderheiten werden im Rahmen der Stadtplanung 
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ausgeklammert. Darüber hinaus bleiben insbesondere die Belange mehrfach 
diskriminierterIndividuenunbeachtet.EinezeitgemäßeStadtplanungsollte
auf die Bedürfnisse unterschiedlicher Individuen eingehen, ohne andere 
soziale Gruppen in ihren Möglichkeiten einzuschränken.

ZwarwerdenbereitspartizipativeMaßnahmenzurbesserenEinbindung
der Bedürfnisse von Bürger_innen ergriffen, diese orientieren sich jedoch 
an der Mehrheitsgesellschaft. Gesellschaftlich verankerte Machtverhältnisse 
zwischen unterschiedlichen sozialen Gruppen übertragen sich so auf 
konsensbasierteBeteiligungsmaßnahmen.Akteur_innenineinerhöhe‑
renMachtpositionhättenhierbeiVorteilegegenüberMinderheiten(vgl.
Stock 2008: 2ff.). Darüber hinaus nähmen insbesondere solche Menschen 
an partizipationsorientierten Planungsprozessen teil, die sich bereits in einer 
privilegierten Position befänden und erlernt hätten, dass sie etwas bewirken 
können (vgl. Huning 2014: 36). Ebenso trägt die fehlende Sensibilisierung 
von Planungsakteur_innen bezüglich der Benachteiligung von geschlechtli‑
chen und sexuellen Minderheiten dazu bei, dass deren Belange keine Berück‑
sichtigungfinden.VielmehrbedarfesBeteiligungsmaßnahmen,diegezielt
auf Queers zugeschnitten sind, sich kritisch mit deren Belangen auseinan‑
dersetzen und hierbei bestehende Machtverhältnisse zwischen Schwulen, 
Lesben, Transidenten sowie anderen Queers durchbrechen.

Gleichwohl merkt die Raumplanerin Sandra Huning an, dass zielgrup‑
penorientiertePartizipationsmaßnahmennichtdazuinderLageseien,
die Belange ganzer Bevölkerungsgruppen aufzufangen. Es müsse in Frage 
gestelltwerden,inwiefernzielgruppenorientierteMaßnahmeneineForm
von Fremdzuschreibung seien und hierdurch zugleich „Markierungen des 
‚Anderen‘“ (2014: 36) hervorriefen (vgl. ebd.). So könne ein postkategoria‑
ler Ansatz,welcherdieausschließendenProzesseindenFokusstelle–und
weniger die Belange vermeintlich homogener sozialer Gruppen –, Abhilfe 
leisten. Übertragen auf die Belange geschlechtlicher und sexueller Min‑
der heiten würden Planende demnach nicht nach den Belangen von Queers 
fragen.VielmehrwürdederFragenachgegangenwerden,wieeinenicht
heteronormative Stadt aussähe (vgl. ebd.: 36ff.).

DieserVorstellungstehtallerdingsentgegen,dassPlanendenurgeringe
Kenntnisse darüber besitzen, inwiefern ihre Arbeit heteronormative An nah‑
men und Muster reproduziert und räumlich verortet. Dies ist im Be reich der 
Stadtplanung insbesondere an der begrenzten wissenschaftlichen Aus ein‑
ander setzung mit der Rolle von Queers zu erkennen (vgl. Doan 2011a: 7ff.). 
Insofern bedarf die Frage danach, wie eine nicht‑heteronormative Stadt 
aussehen könnte, zunächst grundlegende Kenntnisse darüber, inwiefern die 
aktuelle stadtplanerische Praxis einen exkludierenden, heteronormativen 
Charakteraufweist.HierbeikönntedieFragenachRaumansprüchenvon
Queers unterstützend wirken, da sie erste Erkenntnisse darüber liefern kann, 
inwieweit die Stadtplanung zur Einschränkung ebendieser Ansprüche führt. 
Darüber hinaus können die erarbeiteten Raumansprüche in einem nächsten 
Schritt dabei helfen, eine nicht‑heteronormative Stadt zu gestalten.

TrotzallerVorteile,queereBelangeundRaumansprücheindieStadtpla
nung einzubinden, muss allerdings beachtet werden, dass ein queer inclusive 
planningAnsatzaufstarkeGegenreaktionenstoßenkönnte,wasletztlicheine
stär ke re Ablehnung gegenüber Queers und ihren Bedürfnissen hervorrufen 
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könnte. Doan beschreibt, wie Planende in den USA auf die Gründung der 
GayandLesbianinPlanningDivision(GLPD)reagierten.NebengroßemUn
ver ständnis für die Bedürfnisse von Queers werde die Gründung der GLPD 
als ‚Gefahr für die Mehrheitsgesellschaft’ angesehen (vgl. Doan 2011 a: 7ff.). 
Jenseits der zu erwartenden Ablehnung vieler Planender ist ebenso damit 
zu rechnen, dass Bestrebungen um einen queer inclusive planning Ansatz 
zu einer wirtschaftlich orientierten Instrumentalisierung von Queers führen 
könnten. Der US‑amerikanische Ökonom Richard Florida geht davon aus, dass 
tolerante Städte eine starke Anziehungskraft auf die Kreativwirtschaft hätten. 
Hierbei sieht er den Anteil von Lesben und Schwulen als einen Indi kator für 
die Toleranz einer Stadt (vgl. Berlin Institut für Bevölkerung und Ent wick‑
lung 2007: 5ff.). Die Gefahr hierbei ist, dass Städte einen queer inclusive plan‑
ning Ansatz nur deshalb verfolgen könnten, um einen wirtschaftlichen Auf‑
schwung zu erreichen. Dies ist bedenklich, weil Queers im Sinne einer positiven 
Diskriminierung als Wirtschaftsfaktor einer Stadt behandelt werden würden.

Gleichwohl darf nicht erwartet werden, dass allein die Umsetzung eines 
queer inclusive planning Ansatzes zu einem Umdenken in der Gesellschaft 
und zu mehr Akzeptanz gegenüber normabweichenden Lebensformen führt. 
Die veränderten gesetzlichen Rahmenbedingungen für einige Queers – 
vor allem für lesbische und schwule Europäer_innen – sowie die gestiege‑
ne Akzeptanz in den letzten Dekaden zeugen davon, dass die politischen 
KämpfevonQueersetwasbewirken.ChristopherStreetDayParaden(CSD)
undinsbesondereDykeMärschesowiederTransgenialeCSDinBerlin
zeigen, wie Queers selbst ihren Anspruch auf Raum artikulieren und eine 
temporäre Dekonstruktion heteronormativer Ordnung herbeiführen (vgl. 
Schuster 2010: 80f.). Ebenso bestätigt das Beispiel des Berliner Stadtteils 
Schöneberg, dass sich Queers trotz aller Repressalien dauerhaft Raum an‑
eignen können. Gleichwohl trägt die Machtposition deutscher schwuler 
Männer in Berlin‑Schöneberg dazu bei, dass die Belange anderer Queers 
ausgeklammert werden (vgl. Çetin 2015: 40).

Obgleich diese Formen der Raumaneignung illustrieren, wie Queers selbst 
dazu beitragen, ihre Belange durchzusetzen, kann die Stadtplanung hierbei 
un ter stützend wirken. Das „gezielte Einwirken auf die räumliche Entwicklung 
der Gesellschaft“ (Turowski 1995: 775) ermöglicht der Stadtplanung, an der 
Dekon struk tion heteronormativer Denkmuster mitzuwirken und Belange von 
Queers in die Stadtplanung einzubinden. Durch die Auseinandersetzung mit 
queeren Raumansprüchen hat die Stadtplanung weiterhin die Möglichkeit, 
ihreexkludierendenStrukturenzureflektierenundeinenwertvollenBeitrag
für eine räumliche Inklusion zu leisten.

Autor_innen
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Kunst des Gehens
Taktiken im Ort des Automobils

1. Einleitung

Tagtäglich strömen tausende Studierende und Angestellte von der nächst‑
liegendenUBahnstationzuminnerstädtischenCampusderUniversität
FrankfurtamMain.DabeiwirddieZufahrtsstraßeeinergroßenKreuzung
in aller Regel überlaufen: Weder quer zur Fahrtrichtung, noch an der na‑
hen Ampelanlage und unter Inkaufnahme eines Rückstaus abbremsender 
Automobile.DiedeutschlandweitauflagenstärksteTageszeitungsprichthier
voneinem‚Stillstand’und‚Verkehrskollaps’undgreiftdamiteinlokalpoli‑
tisch kontrovers diskutiertes Thema auf (vgl. Schlagenhaufer 2013). An die‑
semBeispielzeigtsich,wiesehrdieStraßeinderöffentlichenWahrnehmung
alsOrtdesAutomobilsbetrachtetwird.KeineswegsaberstehthierderVer
kehr still: Sobald kein Fahrzeug in Sicht ist und spätestens dann, wenn ein 
erstesAutomobilaufsein‚Vorfahrtsrecht’verzichtet,beginntderStromder
Zufußgehendenzufließen.

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, der hegemonialen Deutung der 
StraßealsOrtdesAutomobilseineandereLesartentgegenzusetzenund
denhierarchischkonzeptualisiertenStraßenraumalsOrtkonflikthafter
Aus hand lungsprozesse zu dekonstruieren. Theoretischer Ausgangspunkt 
derAuseinandersetzungmitdemkonflikthaftenSpannungsverhältnisunter
schiedlicher‚Bewegungen’istMicheldeCerteausHauptwerkKunst des 
Handelns (1988)unddiedarinenthaltenenÜberlegungenzumVerhältnis
von Strategien und Taktiken. Methodisch wurde dafür eine interven tionis‑
tischeFlächenprojektionvonFußwegenindemobenskizziertenStraßenraum
durchgeführt,durchdiedasKonfliktfeldStraßeaneinemprädestinierten
Fallbeispiel sichtbar gemacht werden konnte. Infolge medialer Auf merk sam‑
keit kam es unmittelbar im Anschluss an die Intervention vor Ort zu einer 
adaptivplanerischenReaktiondesstädtischenVerkehrsdezernats.

Im Nachfolgenden wird in einem ersten Schritt für die Denaturalisierung 
derStraßealsOrt des Automobils über einen historischen Abriss der Durch‑
setzung der StrategieAutostraßesensibilisiert(Kapitel2).AndemFallbei
spiel wird dann gezeigt, wie das Gesetz des Ortes alltäglich durch die Praxis 
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derZufußgehendenimSinneeinerTaktik unterwandert wird (Kapitel 3). 
Im Anschluss daran folgen Dokumentation und Interpretation der inter ven‑
tionistischenFlächenprojektionundanschließendenReaktionderFrank
furterStadtundVerkehrsplanung(Kapitel4).DerBeitragendetmiteiner
Zusammenfassung und kurzen Schlussbetrachtung (Kapitel 5).

2. Die Denaturalisierung der Straße als Ort des Automobils

DieStraßealsOrt des Automobils in seiner Funktion als Transit‑ und Ab stell‑
raum für den motorisierten Individualverkehr ist kein Naturgesetz. Sie ist 
sozial konstruiert und nur aus ihrem zeitlichen Kontext heraus zu verstehen 
(vgl.Norton2009).MitdeCerteaulässtsichdieStraßedemnachalshis
torisches Produkt einer Strategie lesen, die sich in einem immer wäh ren den 
Konfliktdurchsetzt.AlsStrategieverstehtdeCerteaudieOrganisierung
von Beziehungen zu Exterioritäten (vgl. 1988: 87f.). Damit verfolgt sie das 
Ziel einer Abgrenzung des eigenen Bereichs von anderen Nutzungen und 
Bewegungen. Diesen Bereich bezeichnet er als eigenen Ort –einerspezifisch
festen Form, die durch Machtbeziehungen und materialisierte Ordnungen 
von Elementen entsteht (ebd.: 217ff.).

NochbisindieZeitderIndustrialisierunghineinstanddieStraßeimMittel
punktunterschiedlichsterNutzungen.NebendemVerkehrdientesiemitun‑
ter als ergänzender Lebensraum zu den zumeist engen Wohnverhältnissen, 
als öffentlicher Raum des Austauschs, Handels und Handwerks (vgl. Schopf/
Emberger2013:5).NochamAnfangdes20.Jahrhundertsfindetsichunter
denGesetzendesKöniglichPreußischenStaatesetwafolgendeFestlegung:
„Fahr wege dürfen von jedermann zum Gehen, Reiten, Radfahren, Fahren und 
zumViehtreiben[…]benutztwerden“(WegeverordnungfürWestpreußen
von1905zitiertinVCD2006).

SicherlichhandelteessichhierbeinichtumeinkonfliktfreiesVerhältnis,
dennochstandderöffentlicheStraßenraumprinzipielleinerVielzahlunter‑
schiedlicher Nutzungen offen. Erst mit dem Aufkommen des Automobils 
undanderenmotorisiertenindividuellenStraßenverkehrsmittelnwurdedas
KonzepteinerMischnutzungderStraßenachundnachtiefgreifendinfrage
gestellt (vgl. Geels 2005: 455ff.). Das damalige Luxusgut Automobil galt zu‑
nächst noch als eine Art Fremdkörper, dessen Auftauchen mit Behinderungen 
undGefahrenfürsämtlicheandereStraßennutzungeneinherging.DieIdee
derStraßealsMischsystemdominiertebiszudiesemZeitpunktweiterhin–
dasAutoverfügtealsomitdeCerteaugesprochenüberkeineneigenenOrt 
–, jedoch folgten hier bereits erste Inklusionsprozesse des Automobils in 
dieStraße.Das1909erlasseneerstedeutsche„GesetzüberdenVerkehrmit
Kraftfahrzeugen“etwaverfolgtedenZweck,denKonfliktzwischennicht
motorisiertenundmotorisiertenNutzer_innendesStraßenverkehrsinge‑
ordnete Bahnen zu lenken.

MiteinemKonzertvonVeränderungenseitden1920erJahrenbeganndas
Auto mo bil im Zuge der Massenmotorisierung staatsübergreifend seine strate‑
gische Führung entfalten (vgl. Krämer‑Badoni/Grymer/Rodenstein 1971: 14ff.), 
dasKonzeptvonStraßealsMischsystemzusubstituierenundsichsosei‑
nen eigenen Ort schaffen. So galt das Auto im Zuge von Massenproduktion 
und Massenkonsum nicht nur als wichtiges Demokratisierungselement (vgl. 
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Häußermann/Läpple/Siebel2008:149ff.),eswardarüberhinausauchdas
Verkehrsmittel,dasambestenmitdemkapitalistischenGrundprinzipder
privatenProfitaneignungvereinbarwar(vgl.Paterson2007,Wolf1996),ver‑
körperte als Ausdruck von Individualität und Flexibilität zentrale gesellschaft‑
liche Paradigmen der Moderne (vgl. Rammler 2008) und war individuelle 
ProjektionsflächetiefsterEmotionen(vgl.Sachs1984).

„DasAuto,eingewöhnlicherGebrauchsgegenstand,trittindenVor
der grund und verwandelt sich unter unseren Augen zum Leitobjekt 
unserer ‚westlichen’ Welt. Es determiniert prägnante Bedeutungen; 
es verlangt kolossale Investitionen, die Umwandlung, die Ausweidung 
ganzer Städte. Das Auto ist der Kopf des ‚Systems’ [...] und nicht nur 
eine Abfolge empirisch erlittener Nötigungen.“ (Lefebvre 1975: 241)

Die zentralen Figuren der Planung integrierten die Entwicklungen einer 
zunehmenden Automobilität in ihre Modelle einer funktionsgegliederten 
StadtundpropagiertenaufradikaleWeiseeineAbkehrvonderStraßeals
Lebensraum:„WohineilendieAutomobile?InsStadtzentrum!Esgibt
keinebefahrbareFlächeimZentrum.Manmußsieschaffen.“(LeCor
busier2015[1925]:101)DieStraßesolltevonnunandiefunktionsgeglie‑
dertenTeilgebietewieFließbändermiteinanderverbinden,aufdenenalles
in ungehinderter Durchquerung zirkuliert (vgl. Hilpert 1978: 54ff.).

UmrahmtvoneinerVielzahlineinanderverwobenerEntwicklungspro
zes se – wie der Breitendurchsetzung des Automobils, zunehmenden Sub‑
ur ba ni  sie  rungs  pro  zes  sen, die Integration städtebaulicher Leitbilder wie 
Reichows Autogerechter Stadt (1959) in ein neues Planungsrecht sowie neue 
Institutionen zur Regulierung des motorisierten Individualverkehrs (vgl. 
Manderscheid2014:12)–avanciertedieStraßenunzueinemexklusiven
OrtdesAutomobils.DiesesStraßenkonzeptistfolglichmitdeCerteauals
stra tegisches Resultat wirtschaftlicher, sozialer und politischer Interessen 
zu verstehen, worin das Autofahren als „hegemoniale Mobilitätspraktik“ 
(Manderscheid 2012: 158) bezeichnet werden kann.

Die Durchsetzung des Automobils als dominante Bewegung kor res‑
pon  dier  te mit dem Ausbau der heute ubiquitären und dezentralisie ren  den 
StraßennetzeineinemdispersenundfunktionsgegliedertenSiedlungsge
flecht.DasAutomobilschufsicheineArtSphärederAlternativlosigkeit.De
Certeausprichtauchvoneinem„SiegdesOrtesüberdieZeit“(1988:88).
Der Erfolg der StrategieeinerStraßealsOrt des Automobils ist daran ge‑
knüpft,dieZeit–verstandenalsTemporalitätundVeränderbarkeitver
schie de ner Nutzungen – zu unterbinden und statt dessen über Leitbilder, 
GesetzeunddieBeeinflussungvonVorstellungenfürStabilitätzusorgen.
Die sich daraus ergebende Zeitlosigkeit zeigt sich auch in der 1937 erstmals 
erlassenenStraßenverkehrsordnung(StVO).Bisheutedientsiealszentrale
Fest schreibung der Exklusivität des Auto mobils. So wird dort festgelegt, 
dassdieZufußgehendendenGehwegamStraßenrandzubenutzenhaben,
währenddasZentrumderStraßealsausschließlichdemmotorisierten
VerkehrvorenthalteneFahrbahndefiniertwird.AlternativeBewegungen
zum motorisierten Individualverkehr wurden damit rezessiv, der nun do‑
mi nan ten Rolle des Automobils explizit untergeordnet und zwecks einer 
ver bes ser ten Automobilität von der Fahrbahn verbannt.
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3. Kleine Schritte zum Kollaps des Verkehrs

Eine solch kohärente Erzählung zur strategischenKonzeptionderStraßever‑
nachlässigt, dass innerhalb dieser tagtäglich auch andersartige Bewegungen 
pro duziert werden, die in der funktionalistischen Rationalität der hier‑
archischorganisiertenStraßewieIrrlinienwirken.Diesspiegeltsichim
SpannungsverhältniszwischenderStraßealsOrt des Automobils und den 
alsrezessivantizipiertenBewegungendesZufußgehenswider.Umsolche
BewegungenindenBlicknehmenzukönnen,stelltdeCerteaudemOrt und 
seiner stabilisierenden Ordnung den Raum entgegen. Der Raum entsteht 
durch einen Akt der Bewegung und steht im Gegensatz zum Ort für ein zeit‑
lichesunddestabilisierendesMoment(vgl.deCerteau1988:218).Während
dieStraßealsOrt des Automobils vor allem darauf zielt, Ordnungen festzu‑
schreiben, bezieht der RaumalleBewegungenaufderStraßemitein–also
bei weitem nicht nur das Automobil, sondern sämtliche Dinge, die sich auf 
derundüberdieStraßebewegen.

Im Augenblick der Bewegung wird die Strategie des Automobils in ihrer 
Singularitätaufgelöst.IndiesemZusammenhangstelltdeCerteauderStra‑
tegie die Taktik gegenüber, die er als räumliche Praxis versteht. Die Taktik 
istdie„KunstdesSchwachen“(deCerteau1988:89),dienurdenOrtdes
Anderen hat: „Sie muss mit dem Terrain fertigwerden, das ihr so vorgegeben 
wird, wie es das Gesetz einer fremden Gewalt organisiert“ (ebd.). Auf jeden 
Ort kommt demzufolge eine ganze Bandbreite neuer Taktiken, die sich nicht 
dem „Gesetz des Ortes“ (ebd.: 78) unterwerfen, nicht durch den Ortdefiniert
undidentifiziertundindiesemSinneauchnichtdurchihnlokalisierbarsind.

EinBeispiel,indemdiekonflikthaftegesellschaftlicheAushandlungdurch
taktischeBewegungenimOrdnungssystemStraßesichtbarwird,istdiealltäg
liche Situation auf der eingangs skizzierten Hansa  al lee in Frankfurt am Main 
(vgl. Abb. 1). Mit dem sukzessiven Umzug der Geistes‑ und Gesell schafts wis‑
senschaftenderUniversitätFrankfurtvomaltenCampusinBockenheimin
den Stadtteil Westend seit Anfang der 2000er‑Jahre (vgl. Belina et al. 2013, 
Ronneberger2015),wirddieHansaalleetäglichvoneinemGroßteilderStu
dierendenundMitarbeitendendesCampusüberquert.Sopendelnwochen
tags während den Hauptvorlesungszeiten innerhalb einer halben Stunde 
circa 1.000 Studierende zwischen der nächstgelegene U‑Bahn‑Station und 
demCampusgelände.DabeibrechensiedasGesetzdesOrtes – hier also der 
HansaalleealsFahrbahn–,indemsiedieStraßeüberquerenundsodieStra‑
tegie des Ortes unterlaufen. Zwar existiert in der näheren Umgebung auch 
eine Ampelanlage, deren Nutzung wäre jedoch mit einem kontraintuitiven 
Umweg verbunden, sodass nur ein Bruchteil der Querenden sie tatsächlich 
in Anspruch nimmt. Die überwiegende Mehrheit nutzt dagegen den direkten, 
jedochregelwidrigenWegüberdieAutostraße.

AufgrundderVielzahlanZufußgehenden,diesichihrenWegdurchden
hierarchisch organisierten Ort bahnen, wurde das Phänomen in jüngerer 
Vergangenheitbereitsmehrfachproblematisiert:seitensderUniversi
täts lei tung, der Lokalpolitik und auch in der Presse. Die deutsch land weit 
auflagenstärksteTageszeitungsprichtinBezugdaraufvoneinem‚Kollaps‘
desVerkehrs(vgl.Schlagenhaufer2013).AuchdieStadtverwaltunghatsich
schon länger mit der Thematik beschäftigt. Aus einer Magistratsanfrage ging 
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jedoch im August 2013 hervor, dass sich die Stadt „aus formalen Gründen“ 
(Majer2015)nichtimstandesieht,hiereinenoffiziellenFußgängerüberwegzu
er rich ten, da sich mit der angesprochenen Ampelanlage in der Nachbarschaft 
bereitseinoffiziellerFußgänger_innenüberwegbefände.

Die Taktik,mitderdieZufußgehendenhierdieStraßenordnungunter
laufen,bringtzweiSpezifikationenmitsich.Zunächstwirddeutlich,dasses
sich bei dieser Situation nicht um ein individuelles Phänomen, sondern um 
einekollektivePraxishandelt.WährendsicheinedirekteLektüredeCerteaus
allem voran auf die Kunst des einzelnen Handelns bezieht, steht an dieser 
StellediekollektivePraxisimVordergrund.Darananschließendistesunaus
weichlich darauf hinzuweisen, dass die vorangegangene Beschreibung der 
Hansa allee auf der Tatsache aufbaut, dass das, was dort passiert, tagtäglich 
wieder geschieht. Die beschriebene Alltagspraxis umfasst demnach nicht nur 
einetiefgreifendeVerschränkungdesindividuellenundkollektivenHan
delns,dieseBewegungunterliegtaußerdemeinemRhythmus, den wir in 
unserem Beitrag durch eine theoretische Ergänzung in Anschluss an Henri 
Lefebvre herausstellen möchten. Rhythmen entstehen demnach in jeder 
Interaktion zwischen Ort, Zeit und Praxis und sind geprägt durch periodische 
Wiederholungen, Abweichungen und Interferenzen (vgl. Lefebvre 2014: 25). 
VonBedeutungistdabei,dassRhythmen über eine Temporalität verfügen 
und in bestehende Ordnungssysteme eingebunden sind, indem sie, – wie 
die Taktik – Spielräume im Ort des Anderen schaffen. Das Besondere daran, 
was wir im Folgenden deshalb als rhythmische Taktik bezeichnen, ist jedoch, 
dass sie den Schwerpunkt auf die alltägliche Konstitution einer kollektiven 
Bewegung legt und ein Gedächtnis umfasst, welches sich in zyklischen Wie‑
derholungenundAbweichungenäußert.AufgrundihrerRegelmäßigkeit,ver
fügt die rhythmische Taktik–imVergleichzuindividuellenundeinmaligen
Taktiken – über ein erhöhtes Potential, sichtbar und wahrgenommen zu 
werden.ZudemergibtsichdieMachtderZufußgehendenhierausihrer
Masse,welchedenautomobilenVerkehrunweigerlichzumHaltenbringt.[1]

Dies lässt sich am Beispiel der Hansaallee einerseits an Zeitungsberichten 
und politischen Diskursen illustrieren, andererseits ist es aber auch der 

Abb. 1 Szenario auf 
der Hansaallee in 
Frankfurt am Main 
(Eigene Darstellung 
orientiert an Deu-
tinger et al. 2016; 
Figuren © 123rf.com)
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Grund, weshalb gerade diese Situation Gegenstand unserer Analyse wurde. 
Um eine andere Sichtbarkeit dieser rhythmischen Taktik zu erzeugen, 
erschien es jedoch aus wissenschaftlicher Perspektive unmöglich, sich auf 
eine reine Zählung und Beobachtung des Ortes zu beschränken.

4. Irrlinien im Ordnungssystem Straße

Am 25. Juni 2015, während der Hauptvorlesungszeit, forderten wir die Zu‑
fußgehendenauf,mitStraßenkreideihrenWegzumarkieren.Zielwares,
denKonfliktimStraßenraumzwischendenverschiedenenBewegungen
sichtbar zu machen, indem die rhythmische TaktikderZufußgehendenals
Spurmaterialisiertwurde(vgl.Abb.2).Dazuwurdendiese–ingrößerer
EntfernungzurStraßenquerung–mitHandzettelnkurzüberihreRolle
im Rahmen der Erhebung informiert. Die Kreide wurde den Teilnehmer_
innendannwenigeMetervordereigentlichenStraßenquerungüberreicht.
Die Standorte wurden so ausgewählt, dass sie sowohl den Umweg über die 
Ampelanlage,alsauchdendirektenWegüberdieStraßegehenkonnten.

Eine solche Einschreibung der Praxis in den OrtstelltausSichtdeCerteaus
je  doch ein Problem dar. Denn dadurch werde zwar eine Spur erzeugt, es 
gehe jedoch gerade das verloren, was in den Blick genommen werden soll, 
nämlich die Praxis selbst. Wie er festhält, könne der Prozess des Gehens 
zwar in Stadtpläne oder ähnliches eingetragen werden, „[a]ber diese dicken 
und dünnen Linien verweisen wie Wärter lediglich auf die Abwesenheit 
dessen,wasgeschehenist.BeiderAufzeichnungvonFußwegengehtgenau
dasverloren,wasgewesenist:dereigentlicheAktdesVorübergehens“
(1988: 188). Die Spur sei demnach unzureichend, „da die Wegstrecke und die 
Zeit oder Bewegung auf diese Weise auf eine Linie reduziert werden“ (ebd.: 
86). Sie lässt die einzigartigen Augenblicke des Gehens ersetzbar werden, 

Abb. 2 Zebrastreifen 
aus Kreide in der 
Hansaallee in 
Frankfurt am Main 
(Foto: Petra Esch-Pohl, 
Juni 2015)
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weshalbsievondeCerteauzurAuseinandersetzungmitAlltagspraxisund
zugunsten der Analyse von Strategien und Taktiken verworfen wird.

WirstimmenmitdeCerteaudarinüberein,dassdieSpuren, welche durch 
dieInterventionam25.JunivondenPassant_innenindenStraßenraum
gezeichnet wurden, sich weder als Strategie noch als Taktik verstehen lassen. 
Sie sind ein selektives Überbleibsel, das nur noch rudimentär davon zeugt, 
wer,wann,wietäglichzuFußaufderStraßeverkehrt.Unddochliegtein
(politisches) Potential in den Spuren,daseinervoreiligenVerwerfungsolcher
Projektionen verwehrt bleibt. Als Materialisierung der rhythmischen Taktik, 
erhöht die Spur das Potenzial der Sicht‑ und Wahrnehmbarkeit dessen, was 
alltäglichaufderStraßegeschieht.

Die Intervention vom 25. Juni wurde auf unterschiedliche Weise re gis triert. 
DielokalePresseberichteteüberdieAktionunddieprekärenVerhältnisse
aufderHansaallee(vgl.Bauer2015)unddasVerkehrsdezernatsahsicher
mutigt über den „üblichen Rahmen“ (Majer 2015) hinauszugehen, wie es der 
Dezernentausdrückte,sodassschließlichimSeptemberdesselbenJahresein
adaptives Planungsvorhaben von Seiten der Stadt realisiert wurde (vgl. Abb. 3).

Ein ‚Schachbrett‘ ersetzt von nun an die Kreidelinien, um dauerhaft auf 
diemöglicheQuerungvonZufußgehendenaufmerksamzumachen.Diese
vermeintlich progressive Reaktion der Stadt vermag allerdings nicht, das 
Gesetz des Ortes zu entgrenzen. Denn das Schachbrett als „gute Lösung“ 
(Majer 2015) stellt die StrategiederStraßealsFahrbahnfürdenmotorisierten
Individualverkehr nicht in Frage, sondern reproduziert Bestehendes im 
GewanddervermeintlichenReKonfiguration.DeCerteaukonstatiert
dies bezüglich, dass sich die strategische Führung allenfalls auf die Taktik 
zubewege, wenn ihre Kräfte schwächer werden (vgl. 1988: 90). In diesem 
Sinne wurde die rhythmische TaktikderZufußgehendendurchdieneue
StraßenmarkierungzwarindenOrt des Automobils eingeschrieben, das 

Abb. 3 Adaptive 
Planung ‚Schachbrett‘ 
in der Hansaallee 
in Frankfurt am 
Main (Eigenes Foto, 
Oktober 2015)
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Schachbrett selbst entfaltet jedoch keine rechtliche Wirkung, da es als einfache 
„Pflastermalerei“(Majer2015)keinBestandteilderStraßenverkehrsordnung
istunddieVorfahrtbeimAutoverkehrverbleibt.

Wenngleich sich die StrategiederStraßedamitnichtveränderthat,sorgt
das Schachbrett an der Hansaallee dennoch für stetige Irritationen. So schreibt 
sich die rhythmische TaktikderZufußgehendenindenOrt des Auto mobils 
ein und sorgt dafür, dass sich die Strategie an dieser Stelle aufweicht und 
auf die Taktik zubewegt. Faktisch konnte diese Materialisierung der Taktik 
durchdieStadtdenKonfliktjedochwedereindämmennochabschwächen.
ImGegenteil:ZufußgehendesehensichinihremHandelnbestätigtund
Autofahrer_innen beharren weiterhin auf dem Gesetz des Ortes.

5. Zusammenfassung und Schluss

MitdeCerteausHauptwerkKunst des Handelns (1988) lässt sich ein onto‑
lo gisches Spannungsverhältnis im funktionalistisch organisierten und als 
TransitraumkonzeptualisiertenOrdnungssystemStraßezwischendenals
rezessivantizipiertenBewegungendesZufußgehensundjenendominanten
auto mobilen Bewegungen sichtbar machen. Diesbezüglich existiert die 
StraßealsOrt des Automobils nicht per se, sondern wird strategisch ins Sein 
gebracht.DarinproduzierenZufußgehendetagtäglichtaktisch andersartige 
Be we gungen, die in der funktionalistischen Rationalität des automobilen 
StraßenkonzeptswieIrrlinienwirken.Besondersoffensichtlichwirddieses
Spannungsverhältnis dann, wenn Taktiken nicht einmalig, sondern in einem 
Rhythmus (vgl. Lefebvre 2014), also repetitiv und kollektivistisch, auftreten 
und so die Strategie permanent unterlaufen. Eine solche rhythmische Tak tik, 
wiewirsieinAnlehnungandeCerteauundLefebvrebezeichnen,kannals
SpurdesGehenssichtbargemachtwerdenunddaskonflikthafteSpannungs
verhältnisderBewegungenimStraßenraumoffenlegen,umschließlicheine
Korrespondenz zwischen Alltagspraxis und Planung herzustellen.

Das Fallbeispiel der Frankfurter Hansaallee zeigt, wie sich die alltäglich 
konflikthafteAushandlungvonStraßenräumendurchPlanungmaterialisiert
undinderKonzeptionvonStraßeverstetigt.Wenngleichhiernichtmitder
StrategiederStraßealsOrt des Automobils gebrochen wird, so beinhaltet 
der–durchdieInterventionangestoßene–PlanungsaktjedochAnsätze
eines Paradigmenwechsels: eine Loslösung von der Autozentriertheit, die 
KonflikteunterschiedlicherBewegungenimStraßenraumanerkennt,of‑
fenlegt und zulässt.
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Kurzer Nachtrag

ImHerbst2016wurdederfürdas‚Schachbrettmuster’verantwortlicheVer
kehrs de zernent Stefan Majer (Bündnis 90/Die Grünen ) von Klaus Oesterling 
(SPD)abgelöst.KurzdaraufwurdedieörtlicheStraßeneinfärbungdurch
einen ‚roten Teppich’ ersetzt. Da die Forschung zu diesem Zeitpunkt bereits 
abgeschlossen war, bleiben neue Fragen nach der verkehrspolitischen Inten‑
tion hinsichtlich der im Artikel entwickelten Argumentation an dieser Stelle 
ungeklärt.

Endnoten

[1] Hier besteht eine gewisse Nähe zur critical mass‑Bewegung, die sich jedoch im Gegensatz 
zum vorliegenden Fallbeispiel stärker durch ein organisiertes Event auszeichnet 
(vgl. Strüver 2015).
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PlanBude Hamburg
Kollektives Wissen als Grundlage von Stadtgestaltung

VielestadtplanerischeBeteiligungsverfahrenhatteninderjüngerenVer
gangenheitüberwiegendinformativenoderkonsultierendenCharakter,
selten waren Prozesse darauf ausgelegt, weitere Stufen der „ladder of parti‑
cipation“ (Arnstein 1969) zu nehmen. Zunehmend wird aber im hege‑
mo  nialen Planungsverständnis ein neues Paradigma partizipatorischer 
Verfahrenwirksam;komplexeAufgabenderStadtgesellschaftsollenin
koope  rativen Beteiligungsverfahren die heterogenen, zuweilen auch dia‑
me  tra len Interessenslagen unterschiedlicher Akteure austarieren und 
zu konstruktiven, von allen Seiten akzeptierten Ergebnissen führen 
(vgl. Stuttgart 21, Tempelhofer Feld, Ausbau Flughafen Frankfurt). Dass 
diesesneueLeitbildpartizipatorischerVerfahrennichtnurfürallekonfliktbe
haf  te ten Stadtplanungsvorhaben strapaziert wird, sondern tatsächlich auch 
durcheinenkollektivenProzesseineStadtderVielenermöglichenkann,soll
in diesem Beitrag am Beispiel der PlanBude, einem in der Konstellation der 
AkteureundderGrößenordnungdesBauvorhabensinHamburgsingulären
Projekt, dargestellt werden.

Die PlanBude ist ein interdisziplinäres Team aus den Feldern Stadt‑
pla nung, Architektur, Kunst, Urbanistik, sozialer Stadtteilarbeit und Kul‑
tur wis sen schaft und steht für einen aus dem Stadtteil heraus konzipierten 
Beteiligungsprozess. Im Jahr 2014 wurde die PlanBude aus der autonomen 
Stadtteilversammlung „St. Pauli selber machen“ heraus gegründet, nachdem 
der jahrelange Protest für den Erhalt der Esso‑Häuser am Spielbudenplatz 
abrupt mit deren Evakuierung und nachfolgendem Abrissbeschluss beendet 
worden war. Das Konzept der PlanBude, einer von Nachbar_innen und 
Expert_innen durchgeführten kollektiven Wunschproduktion[1], zeigt einen 
konstruktivenWegausderkonfliktbeladenenSituationzwischenStadtteil
undInvestoraufundbildetdieVerhandlungsbasisfürGesprächemitder
Bezirksleitung.ErgebnisdieserVerhandlungenistdieBeauftragungder
PlanBude durch das Bezirksamt Hamburg‑Mitte mit der Organisation und 
Durchführung eines breit zugänglichen, niedrigschwelligen Betei li gungs pro‑
zes ses mit künstlerischen und planerischen Mitteln als Grundlage für einen 
städte bau lichen Wettbewerb für den Neubau der Esso‑Häuser.
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Der Druck wächst

Die Freie und Hansestadt Hamburg ist, wie viele andere, eine wett be werbs‑
orientierte europäische Metropole neoliberaler Prägung, deren Trans for‑
mationsprozesseeineVielzahlanSegregations,ExklusionsundUm
verteilungsdynamiken evozieren. Bereits in den 1980er Jahren wird unter 
dem Begriff „Unternehmen Hamburg“ (Dohnanyi 1983:12) ein am Öko‑
nomischen ausgerichtetes Leitbild für die städtische Entwicklungspolitik der 
Hansestadt ausgerufen, das 2002 mit dem Programm „Metropole Hamburg 
– Wachsende Stadt“ (FHH 2002) bestätigt und bis heute mit nur geringen 
ModifikationenunterdemMotto„WachsenmitWeitsicht“(CDU2009)
verfolgt wird.

Die Stadt Hamburg wendet sich mit der Ökonomisierung von Stadt ent‑
wick lung im Zuge der Globalisierung der New Governance zu. Der soziale 
Wohnungsneubau erreicht Mitte der 1980er Jahre in Deutschland seinen 
Tiefpunkt (Sautter 2005:15). Bis dahin betrug der Anteil geförderter Woh‑
nung en in Hamburg gut zwei Drittel aller Fertigstellungen, in den 2000er 
Jahren ist dieser Anteil auf ein Drittel (siehe Mesecke 2009) gesunken. 
Gleich  zeitig entsteht Mitte der 2000er Jahre mit der „Renaissance der In‑
nenstädte”(Guratzsch2008)beziehungsweise„Großstädte“(BBSR2011)
eine immer höhere Wohnungsnachfrage in den als urban wahrgenommen 
grün der zeitlichen Stadtstrukturen der Inneren Stadt[2]Hamburgs.Viele
dieserinnerstädtischenViertelwurdenMitteder1990erJahrenochals
Sanierungsgebieteausgewiesen.MitdemAuslaufenderMaßnahmensind
diese besonders von der hohen Wohnungsnachfrage und einem damit ein‑
hergehendenwachsendenGentrifizierungsdruckbetroffen.ImZugeder
zu neh men den Segregationsprozesse sowie ausgehend von einem Mangel 
an günstigen Wohnungen in zentralen Lagen werden Ende der 2000er 
Jahre Proteste gegen die stadtentwicklungspolitischen Entscheidungen der 
politischen Elite laut; der Widerstand in der Zivilgesellschaft gegen die starke 
ökonomische Orientierung der Hamburger Stadtpolitik gipfelt Mitte 2009 in 
derHerausbildungeinesdergrößtendeutschenRechtaufStadtNetzwerke
(vgl. Gebhardt/Holm 2011: 9).

Einer der Brennpunkte dieser Auseinandersetzung ist das Gelände der 
sogenannten ,Esso‑Häuser‘ – ein zentral im Hamburger Stadtteil St. Pauli an 
der Reeperbahn situiertes Gebäudeensemble im funktional‑modernistischen 
Archi tek tur stil der 1960er Jahre. 2009 wird das Gelände, nachdem es bereits 
1997 aus Erbpacht der Stadt Hamburg verkauft und in privates Eigentum 
überführtwurde,vonderBayerischenHausbauGmbH&CoKG,einem
Un ter nehmen eines international agierenden Konzerns, erworben. An den 
Abrissplänen der bayerischen Eigentümerin und Investorin für den Ge bäu‑
de komplex mit circa 100 Wohneinheiten, einem Gewerberiegel und der 
namensgebendenTankstelleinklusiveTiefgarageentzündetsicheinKonflikt,
der zu breitem lokalen Widerstand führt und auch bundesweite Auf merk‑
samkeiterlangt.DieVerwertungslogikderEigentümerundEntwicklerin
sieht von Anfang an eine höhere Ausnutzung des Grundstücks vor, die durch 
den vollständigen Abriss der bestehenden Gebäude und eine neue, dichtere 
Bebauung realisiert werden soll – und für die neues Baurecht geschaffen 
werden muss.
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VordemHintergrundeinersolchenökonomischenAusrichtungstehtdie
Frage, wie die Interessen der „drei Sphären der Stadtentwicklung: Kommune, 
Wirt  schaft und Gesellschaft“ (Selle 2013) in diesem asymmetrischen Kräfte‑
ver hältnis ausgeglichen werden können. Während Arnstein bereits 1969 
acht Stufen der Beteiligung von der Manipulation bis zur Selbstorganisation 
aufgezeichnet hat, werden diese in Beteiligungsratgebern für Stadtplanung 
in der Regel in die „drei Intensitätsstufen der Partizipation: Information 
– Konsultation – Kooperation“ (Arbter 2007) unterteilt. Die letzte Stufe 
der‚Selbstorganisation‘wirdindieserBetrachtungaußenvorgelassen.In
formellen wie informellen Beteiligungsverfahren kommunaler Planung wer‑
den in der Regel nur die Stufen ‚Information‘ und ‚Konsultation‘ praktiziert, 
beispielsweise in Form von Stellungnahmen in Bebauungsplan‑ oder Plan‑
fest stellungsverfahren. Zum Zeitpunkt der Stellungnahmen liegt jedoch 
bereits ein konkreter Planungsentwurf als Grundlage vor, der zunehmend 
auf Initiative eines Investors entsteht. Impulse für die Stadtentwicklung 
werden aus unternehmerischem Interesse gesetzt, die Kommunen schaffen 
die rechtlichen Grundlagen. Zu diesem Zeitpunkt ist die Sphäre der Zivil‑
gesellschafthäufignochnichtvertreten,dieimHintergrundlaufendenPro
zes se bleiben intransparent – eine Blackbox. Der Prozess der PlanBude zeigt 
einen Ansatz auf, wie die Interessen der Zivilgesellschaft als Grundlage für 
die Interessensaushandlung ebenfalls in den Stadtentwicklungsprozess ein‑
gebracht werden können, um damit auf Augenhöhe zu agieren.

Stadt selbst gestalten

Trotz des anhaltenden Protests der Hamburger Recht‑auf‑Stadt‑Bewegung 
wie auch der Unterstützung kultureller und politischer Prominenz wird 
im Januar 2014 die Abbruchgenehmigung für die Esso‑Häuser erteilt, 
nach dem die Gebäude in der Nacht vom 15.12.2013 wegen Einsturzgefahr 
geräumt und kurze Zeit später für unbewohnbar erklärt wurden. Die Be‑
woh ner_innen und Gewerbetreibenden der Esso‑Häuser verlieren über 
Nacht ihre Wohnungen, mit dem Beschluss ihr Zuhause und zum Teil ihre 
Existenzgrundlage.IndiesemkonfliktbeladenenMomententstehtdasKon
zeptderPlanBude:NachJahrenderRealisierungvonGroßbauprojekten
undeinhergehendenVerdrängungseffektenimStadtteilSt.Pauliwirdin
einem Bottom‑up‑Prozess eine städtische Planung eingefordert, die eine an 
den Bedarfen des Stadtteils orientierte Lösung anstrebt. Auf einer aus der 
Nachbarschaft einberufenen Stadtteilversammlung wird im Februar 2014 
die ‚Ballsaalresolution‘ verabschiedet, die Forderungen für den weiteren 
Umgang mit dem Esso‑Häuser‑Gelände aufstellt: „Es gibt einen von unten 
organisierten, demokratischen Planungsprozess. St. Pauli hat längst gezeigt, 
dass das lokale Know‑How interessante, soziale städtebauliche Lösungen 
entwickeln kann, die der hervorgehobenen Bedeutung des Geländes am 
Spiel budenplatz gerecht werden.“ (St. Pauli selbermachen 2014) In der 
Pers pek tive Lefebvres wird hier der urbane Raum als Ort der Reproduktion 
hegemonialerVerhältnisseundideologischerKämpfeverstandenunddie
Auseinandersetzung zwischen den unterschiedlichen machtgeleiteten Inte‑
res sen gruppen um die Aneignung des urbanen Raumes als zentrales Moment 
von Stadtentwicklungsprozessen begriffen (vgl. Lefebvre 1991).
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Es ist nicht das erste Auftreten von partizipativen, kollektiven und eman zi‑
pa to rischen Aneignungsprozessen von Stadtentwicklung in St. Pauli. Wurde 
dieAuseinandersetzungumdieHafenstraßenhäusernochinmilitanterWeise
mit den Mitteln des politischen Kampfes der 1980er Jahre ausgetragen – 
Stichwort Hausbesetzer_innen‑Szene – so organisiert das Anwohnerprojekt 
„Park Fiction“ Mitte der 1990er eine kollektive Wunschproduktion, die mit 
der Realisierung einer auf Grundlage der Ideen und Wünsche der Nach‑
bar schaft gestalteten Grünanlage an der Hafenkante erfolgreich ist. Bei 
diesemProjektkollaborierenbereitsinderVerbindungvonKunst,Politik,
Sozialem und Subkultur verschiedene Disziplinen für eine alternative Stadt‑
ent wicklung aus der Nachbarschaft heraus. Wie bei Lefebvre formuliert, wird 
beim Park‑Fiction‑Projekt das Recht auf das utopische Moment des Urbanen 
mit seinen „schöpferischen Überschüssen“ (Gebhardt/Holm 2011: 8) und 
der Konstitution von Möglichkeitsräumen als eine Praxis jenseits passiver 
Kon sum verhältnisse forciert. Diese Art der Selbstorganisation ist typisch für 
den Stadtteil St. Pauli und mit ihr verbunden sind Praktiken der Selbst er‑
mächtigung und paralleler Planung.

Dieser heute erfolgreich realisierte, nicht weit von den Esso‑Häusern 
gelegene, öffentliche Park bildet zusammen mit dem im Prozess gewonnenen 
Er fah rungs wissen eine wichtige Hintergrundfolie für die PlanBude. Zum 
einen,ummitdemVerweisaufdenErfolgvonParkFictionalsVerhand
lungs partner_in von Seiten des Bezirks wahrgenommen und akzeptiert 
zuwerden,zumanderenauch,umoffiziellbeauftragtzuwerden.Dermit
demBezirksamtHamburgMittegeschlosseneVertragermöglichtesder
PlanBude den Beteiligungsprozess selbstverantwortlich durchzuführen und 
erlaubtzugleichbeidenVertragspartnernjederzeitauszusteigen,wohlwis
send, dass dieses Experiment mit offenem Ausgang auch scheitern kann.

Wie geht Beteiligung?

Leitlinie der PlanBude ist das Recht auf Stadt: Neben dem physischen 
RaumgiltesdiegesellschaftlichenVerhältnisseebensowiediesozialen
PraktikenmiteinzuschließenundutopischenÜberschusszuproduzieren.
Die Umsetzung dieses Konzepts ist eine kollektive Wunschproduktion, deren 
Ergebnisse zur Grundlage von Stadtentwicklung werden. Für den Prozess hat 
die PlanBude stadtplanerische und künstlerische Tools neu konzipiert und 
Methodenweiterentwickelt,dieimBeteiligungsrepertoirebereitszufinden
sind. Alle Tools werden auf den Ort, die Umgebung und die Fragestellung hin 
spezifiziertundlenkendieGedankeninsKreative,Spielerische,Utopische:
VonderWärmekarteüberdasLegomodell,dasKnetmodell,dieNachtund
den Kellerkarten bis hin zu den Fragen der „Dachlandschaften 2.0“ oder dem 
Tank  stellenersatz „An der Tanke du und ich“. Die Nachtkarte fragt nach einem 
Bild der Fassade zur „Reeperbahn im Jahr 2020“. Zu diesem Zeitpunkt wird 
der Neubau vermutlich fertig gestellt sein, die Karte steht also in direktem 
Bezug zur Zeitschiene des Projekts. Gemalt wird mit leuchtenden Stiften, 
sodass Assoziationen und Ideen für Leuchtschriften und einen glanzvollen 
Auftritt fast von alleine entstehen.

Um an Alltagsorte anzudocken, wird der Stadtteil zum Seminarraum: 
Workshops werden in Hotels und Bars abgehalten, durch Kneipen auf dem 
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Kiez mit dem Film „Buy, Buy, St. Pauli“ getourt, gezielt Kioske und kleine 
Lädenaufgesucht.DiePlanBudenContainerselbstsindüberviereinhalb
Monate von Dienstag bis Sonn tag zwischen 16 und 21 Uhr geöffnet und 
wer den zur Plattform: das PlanBuden‑Kernteam wird mit den sogenannten 
PlanBuddies verstärkt, die auch spanisch, französisch, türkisch oder russisch 
sprechen, bei der wöchent lichen PlanBuden‑Schicht werden Gespräche ge‑
führt, Besucher_in nen informieren sich und tauschen sich aus, entwickeln 
gemein sam Ideen oder bauen ihre Konzepte auf anderen auf.

Ein Fragebogen, der sowohl Informationen und Daten als auch Wünsche 
und Ideen generiert, wird an alle Haushalte St. Paulis und in der un mit‑
telbarenNachbarschaft,dienichtinderoffiziellenStadtteilumgrenzung
liegt, per Postwurf selbst verteilt. Zusätzlich werden PlanBude‑Boxen an 
Alltagsorten aufgestellt, um den Fragebogen dort zurückgeben zu können. 
In Urbanismus‑Schulkursen mit der vierten und zehnten Klasse werden 
eigene Jugend‑ und Kinderfragebögen erstellt, verteilt und Stadt erforscht.

In Kooperation mit der Hochschule für angewandte Wissenschaften (HAW) 
Ham burg und der Gemeinwesenarbeit (GWA) St. Pauli werden Haus tür‑
gesprächeindenbenachbartenStraßenzügengeführt,sozialeEinrichtungen
wieSeniorenheimedirektbesucht.GroßeundkleineFestewerdeninitiiert,
diedenCharaktervonStraßenfestenoderNachbarschaftstreffenhaben.

Betrachtet man nun diese – nicht abgeschlossene – Aufzählung an Tools 
undMethoden,fälltzunächstdieVielfältigkeitauf.ImPlanungsjargonwird
häufigvonderrichtigenMethode,demrichtigenWerkzeuggesprochenoder
auch dem richtigen Mix. Zentral scheint es zu sein, unterschiedliche Formate 
zuschaffen,diesowohlzuArtikulationundReflexionanregen,aberauch
Spaßmachen–alsodieFreudedaranwecken,kreativzusein–unabhängig
von Sprache, Ausbildung oder Talent. Als wesentliche Eigenschaften für den 
Planbuden‑Prozess sind hier zu nennen:
• Tools: Werkzeuge, für die man keine bestimmte Sprache braucht und 

die es jedem erlauben sich auszudrücken, sei es zeichnend, schreibend, 
knetend, erzählend oder mit Legosteinen.

• Zugänglichkeit: Über einen langen Zeitraum zugänglich sein und damit 
die Möglichkeit schaffen, einfach mal oder immer wieder vorbeizuschauen 
und verschiedene Intensitäten der Beteiligung ermöglichen.

• Nachvollziehbarkeit: Dokumentation und Zugänglichkeit der Betei li‑
gungs beiträge und damit des Prozesses im PlanBuden‑Archiv.

• Sichtbarkeit:VisuellesAuftretenmithohemWiedererkennungswertge
ne  rie  ren und damit die Möglichkeit schaffen, jeden Ort zu ‚plan  bu  di  sieren‘.

• Narrative entwickeln: Den Ort besetzen, Geschichte(n) kreieren und 
weiter erzählen.

• Aufsuchende Beteiligung: Zu den Menschen gehen beziehungsweise an 
den Orten präsent sein, die die Leute interessieren.

• Anlässe schaffen: Gelegenheiten bieten für unterschiedliche Menschen 
mittelsverschiedenerThemenundVeranstaltungsformateanden
jeweils damit verbundenen Orten.

• Mehrdimensionalität und mixed methods: Qualitative und quantitative 
Ergebnisse in Beziehung setzen. 

• Vielsprachigkeit: nicht nur in verschiedenen Sprachen, sondern auch in 
heterogenen Hintergründen und Altersstufen denken.
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• Dem Interesse des Stadtteils verpflichtet: Die Ergebnisse zuerst im 
Stadt teil vorstellen und Feedback ermöglichen, dann Politik und In ves‑
tor_innen einbeziehen. 

• Wissen wertschätzen: Anwohner_innen sind die Expert_innen ihres 
Alltags und des Ortes mit vielschichtigem und wertvollem Wissen für 
das Anknüpfen an den Stadtteil und seine Weiterentwicklung.

AlsmaßgeblichfürdiehoheBeteiligungderNachbarschaftsowiedieTiefe
und Qualität der Beiträge können folgende Faktoren gesehen werden: eine 
dauerhafte physische Präsenz vor Ort und ein breit gefächertes, diverses 
Ange bot an Beteiligungstools, Methoden und Plattformen. Elementar 
wardieVernetzungundVerbindungimStadtteil,umGelegenheitenund
vielfältige Orte des Austauschs zu schaffen, sowie Möglichkeiten da für zu 
bieten,sichgegenseitigschlauerzumachen.Voneinanderzulernen,den
eigenen vertrauten Ort zu verlassen, auszuschwärmen, neue Er fah rungen 
und Blickwinkel zuzulassen und den ganzen Stadtteil zum Seminar raum zu 
machen,– all dies sieht die PlanBude als grundlegend für den Stadt gestal‑
tungs prozess an.

St. Pauli Code verstärken

Die von Oktober 2014 bis Mitte Februar 2015 gesammelten, dokumentierten 
und archivierten Beiträge werden im Anschluss qualitativ wie quantitativ 
aus ge wertet. In diesem anderthalb Monate dauernden ‚Übersetzungsprozess‘ 
werden die Aussagen aus den Zeichnungen, Modellen, Fragebögen etc. 
extrahiert,verdichtetundzugespitzt.AnschließenderfolgtdieZusammen
führung der Kernaussagen in thematischen Strängen wie „Wie wollen wir 
wohnen?“, „Orte des Gemeinsamen“ oder „Schauseite Reeperbahn“ und 
schließlichdieÜbersetzunginstädtebauliche,architektonische,ökologische
und soziale Anforderungen für Funktion, Programm, Durchwegung, öffent‑
liche Orte, Preise, Strukturen, Dächer und deren räumliche Zuordnung.

Aus dem Grundton der insgesamt über 2.300 Beiträge leitet sich auch der 
‚St.PauliCode‘ab.InsiebenLeitlinienwirdhierbeschrieben,wiesich‚St.
Pauli in die Zukunft denken‘ lässt: Unterschiedlichkeit statt Homogenität, 
günstig statt teuer, alt vor neu, Toleranz und Raum für alles, was von der Norm 
abweicht, Subkultur statt Trivialkultur, live statt Konserve und schmud de li‑
ger Glamour – echt und lebendig – statt Hochglanzfassade, Freiraum ohne 
Konsumzwang.DerSt.PauliCodebildetdenLeitundHandlungsfadenfür
eine zukünftige Bebauung, die eine Anschlussfähigkeit an die bestehenden 
Qualitäten St. Paulis herstellt.

Die ausgewerteten und übersetzten Ergebnisse werden auf zwei Stadt teil‑
kon ferenzen in den Stadtteil zurückgespielt und diskutiert. Sie bilden neben 
demSt.PauliCodedieGrundlagefürdieanschließendenVerhandlungenmit
Bezirk und Eigentümer‑ und Investorin über das, was in die Aufgabenstellung 
desstädtebaulichenWettbewerbseinfließenundwasindenfolgendenEnt
wick  lungs schritten auch politisch und strukturell vereinbart und gesichert 
werden muss. Dafür werden die Ergebnisse nach Themen sortiert, die städte‑
bau lich relevant sind, also politische Entscheidungsprozesse erfordern 
undgrundsätzlichstrukturelleVeränderungenadressieren,undderen
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UmsetzbarkeitimStädtebauverhandelt.DiezentralenErgebnissederVer
hand lungen – keine Eigentumswohnungen, circa 60 Prozent geförderter 
Woh  nungs  bau und günstige Räume für Nachbarschaft, Innovation, 
SubkulturundsozialeVersorgung–werdenzurGrundlagefürdieAuslobung
des städte baulichen Wettbewerbs. Aber auch eine kleinteilige und heterogene 
Bebauung,fürSt.PaulispezifischesGewerbe,einöffentlichesErdgeschoss,
öffent lich zugängliche Dachlandschaften und ein öffentlicher Stadtbalkon 
sind Ergebnisse der Wunschproduktion. Die Interessen der Eigentümer‑ und 
Inves torin und des Bezirks dagegen spiegeln sich zum Beispiel in einem Hotel 
wider,dasmaßgeblichfüreinenhöherenGewerbeanteilsorgt,aberauchals
Lärm schutz für die dahinter liegenden Wohnungen dient.

Wer entscheidet über den Raum?

DerPlanBudenProzesszeigt,wiedasWissenderVielen,aberauchdieindi
viduellen Wünsche der Nutzer_innen und Bewohner_innen eines Stadtteils 
als Grundlage für die Aushandlung über die zukünftige Gestal tung eines 
Ortes, gegenüber den Interessen von Projektentwickler_in nen, Investor_
innen,StadtplanungundPolitikineinemachtvollereVerhandlungsposition
gebrachtwerdenkönnen.WasheißtdasfürdieRollenzuteilungderAkteure?

AmBeginndesProzessesstehtdieVerhandlungderAkteureüberihre
Rollen in einer Struktur, die so stabil ist, dass alle Beteiligten sich immer 
wieder daran reiben können, und gleichzeitig so fragil, dass alle Sorge 
dafür tragen müssen, dass der Prozess nicht vorzeitig scheitert. Dass der 
Prozess bisher so erfolgreich war, beruht zum einen auf der Bereit schaft 
der Akteure, sich auf einen ergebnisoffenen Prozess einzulassen, und zum 
anderen auf der verbindlichen Zusage, dass die Ergebnisse des Be tei li gungs‑
prozesses die Grundlage der weiteren Planung bilden werden. Im Fall des 
PlanBuden‑Prozesses ist dies die gemeinsame Erstellung der Auslobung für 
den nachfolgenden städtebaulichen Wettbewerb.

Im Beteiligungsprozess – der Wunschproduktion – lag die inhaltliche, 
gestalterischeundprozessualeHoheitbeiderPlanBude,dieVerwaltung
musstehierlernenzuvertrauenundVerantwortungabzugeben,unddie
Rolle eines Kommentators einnehmen. Während dieser Prozessphase kam 
der Eigentümer‑ und Investorin die Rolle der stillen Beobachterin zu. Erst 
nachdem die Ergebnisse im Stadtteil vorgestellt und damit öffentlich waren, 
wurden die heraus gearbeiteten Interessen des Stadtteils mit denen des 
Bezirks und der Eigentümer‑ und Investorin verhandelt. Im nächsten Schritt 
wurdedasinderVerhandlungsphaseentstandeneEckpunktepapierder
Politik vorgestellt und von dieser bestätigt. Aufbauend auf dem Eck punkte‑
papier wurde dann die Auslobung in enger Abstimmung von Eigen tümer‑ 
und Investorin, Bezirk und PlanBude erstellt und der Politik im Stadt pla‑
nungsausschussvorgestellt.InderVorgehensweisederPlanBudekommt
somit zuerst die Nachbarschaft, dann der Bezirk sowie die Eigentümer‑ 
und Investorin und dann die Politik zum Zug, die dafür auf die Gewissheit 
derVerankerungimundeinebreiteZustimmungausdemStadtteilsetzen
kann – und trotzdem die Entscheidungshoheit behält. Die Ergebnisse des 
PlanBuden‑Prozesses können als legitimierte Grundlage für die weitere Ent‑
wick lung auch von der Politik getragen werden, da der Beteiligungsprozess 



274       2017, Band 5, Heft 1/2s u b \ u r b a n

durchdieDauer,dieToolsunddieIntensitätvielfältigeÄußerungeneiner
breiten Bevölkerungsschicht erzielt hat.

Der Einbezug beziehungsweise die starke Gewichtung des Stadtteilwissens 
führt dazu, die Asymmetrie im Kräftedreieck Politik, Investor und Zivil gesell‑
schaft in der Planung aufzubrechen. Aus dieser Logik heraus resultiert auch 
dieVorgehensweise:DiePlanBudeverstehtsichimEntwicklungsprozess
des Geländes der Esso‑Häuser als Anwalt für die Belange des Stadtteils 
undistdaherauchdiesemverpflichtet.ImFallderPlanBudehatdieseArt
kooperativer Stadtplanung zu einer höheren Qualität des Entwurfs, kom‑
plexeren Problemlösungen und zukunftsfähigeren Ansätzen geführt.

Citizen Power

Wenn man mit Arnstein argumentiert, agiert die PlanBude auf der Ebene der 
bürgerschaftlichen Macht (citizen power) auf den beiden Stufen ‚part ner‑
ship‘ und ‚delegated power‘. ‚Partnership‘, da die PlanBude gestärkt durch 
die erste Stufe des städtebaulichen Wettbewerbs, aus der Perspektive von 
VerwaltungundPolitik,aberauchderEigentümerundInvestorinundder
MasterplanArchitekt_innen,alsVerhandlungspartnerinwahrgenommen
wird, auch wenn dies sicherlich noch nicht immer in einem ausgewogenen 
Kräfte ver hältnis steht. Im Prozess wird diese Position von der PlanBude durch 
die Mitsprache bei der Auswahl der beteiligten Archi tek tur büros für den Wett‑
bewerb, der Zusammensetzung der Jury sowie der Mit gestaltung des Wett be‑
werbs verfahrens (Bürgerwerkstatt) erstritten und ein genommen. ‚Delegated 
power‘, weil der Bezirk mit der Beauftragung der PlanBude die inhaltliche 
Kontrolle über den Beteiligungsprozesses abgibt und auf die PlanBude als 
Auftragnehmerin wie auf den künstlerisch‑planerischen Prozess vertrauen 
muss. Delegated power ist aber auch auf Seiten des Stadt teils zu sehen: Würde 
diePlanBudenichtalsNachbarinunddadurchalsglaubwürdigeVertreterin
angesehen,könntewedereinesogroßeMengeanBeiträgennocheinso
intensiverAustauschstattfinden–unddasErgebniswürde,ohneauchje
repräsentativ sein zu können, wesentlich an Qualität verlieren oder erst gar 
nicht zustande kommen, weil es mangels Interesse scheitern würde.

Der gesamte Prozess versteht sich dabei in progress, dasheißtderErfolg
des einen Schrittes bildet die Basis für die Akzeptanz, Durchführung und 
Beauftragung des nächsten Schrittes. So resultiert aus der Beauftragung 
eines auf vorerst sechs Monate angesetzten Beteiligungsverfahrens mit Start 
im Oktober 2014 nun ein bereits fast drei Jahre andauernder Be tei li gungs‑
prozess, der in der hochbaulichen Wettbewerbsphase, der Begleitung des 
B‑Planverfahrens, partizipativer Projektentwicklung und weiteren Hand‑
lungs strängen fortgeschrieben und beständig weiterentwickelt wird.

Positiver Moment

Prozesse wie die PlanBude schaffen Plattformen, die es ermöglichen, dass über 
die Frage, was und wie Stadt als Ganzes sein soll, ein Austausch entsteht. Aus 
einem ursprünglich partikularen Interesse können in der Auseinandersetzung 
uni ver selle Werte abgeleitet werden, die in einen breiteren Kontext übersetzt 
werden können: Dem Recht auf Stadt innerhalb einer neoliberal geprägten 
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Stadt ent wicklung. Wenn es weiterhin gelingt, die verhandelten Ergebnisse, wie 
etwa das Nachbarschaftscluster oder öffentlich zugängliche Freiräume auf den 
Dächern, umzusetzen, mit Leben zu füllen und langfristig zu sichern – also der 
Marktlogik ganz oder zumindest teilweise zu entziehen, dann kann an der Stelle 
der ehemaligen Esso‑Häuser ein Modell für eine zu künftige Stadtproduktion 
ent stehen. Ein Modell, in dem die neoliberalen Mecha nis men ein Stück 
weit überwunden werden und eine den Anwohner_in nen und dem Stadtteil 
zugutekommende Gebrauchswertorientierung (Sozial wohnungen, Freiräume 
fürSubkulturundsozialeVersorgung)derdominierendenTauschwertlogik
von Investor_innen in Teilen vorgezogen und der Zugang zu urbanen Räumen 
undRessourcen(vgl.Vogelpohl2012)fürdieNachbarschaftermöglichtwird.

Um solche Formen emanzipatorischer Beteiligungs‑ und Planungsprozesse 
realisieren zu können, braucht es bei allen beteiligten Akteur_innen Mut 
undOffenheitzumExperiment,sowieAnerkennungundVertrauenindas
kollektive Wissen und die Expertise der Anwohner_innen als Expert_innen 
ihres Alltags. Nur durch die Bereitschaft, sich auf dieses ergeb nis offene 
Verfahreneinzulassen,dieZusicherungeinertatsächlichenEinflussmög
lich keit des Stadtteils auf die Planung und schlussendlich die Umsetzung der 
Resultatewirdesmöglich,VertrauenzubildenundBefürchtungen,dassPar
ti  zi pation in krisenhaften Situationen zum Feigenblatt wird, zu entkräften. 
Eine verbindliche Prozessstruktur sowie eine klare Rollenzuweisung der 
Beteiligten bilden dabei den stabilisierenden Rahmen.

Inwieweit sich über den langen Zeitraum der Umsetzung die Ergebnisse im 
zukünf  tig gebauten Areal verankern und sichern lassen, bleibt offen und wird 
von den Beteiligten weiterhin einen langen Atem verlangen. Da der Prozess 
unddieErfolgederPlanBudetrotzoffiziellerBeauftragungundBezahlungzu
einem nicht unerheblichen Teil auf zivilgesellschaftlichem Engagement und 
individueller Motivation beruhen, bleibt die Frage noch zu beantworten, wie 
solche Prozesse zukünftig unerlässlicher und selbstverständlicher Teil von 
Stadtplanung und das eingangs erwähnte Kräfteungleichgewicht der Akteure 
in diesem Punkt ausgeglichen werden können. Auf jeden Fall können wir 
jedoch zumindest im Hinblick auf den bisherigen Prozess davon sprechen, 
auf der ‚ladder of participation‘ einige Stufen weiter hinauf geklettert zu sein.

Endnoten

[1] Der Begriff rekurriert auf das Anwohnerprojekt „Park Fiction“ (1994‑2005), in dem 
eine ‚Wunschproduktion‘ erstmalig zur Grundlage einer öffentlichen Raumgestaltung 
wurde: „Ziel der kollektiven Wunschproduktion ist es, die Wünsche aus der Wohnung 
herausaufdieStraßezulocken,sieverhandelbarundalsWiderstandgegendiekapita
lis tische Ordnung des Raumes wirksam werden zu lassen. Damit wird das individuelle 
BegehreninseinerpolitischenAussagekrafternstgenommen:seineVeröffentlichung
und die Auseinandersetzung mit anderen Wünschen organisiert die kollektive Wunsch‑
pro duktion.“ (Wieczorek 2005: 38) 

[2] Die ‚Innere Stadt‘ ist die Bezeichnung aus dem städtebaulichen Leitbilds Hamburgs 
(FHH2007),dasdieStadtinvierZoneneinteilt:Centrum,InnereStadt,Urbanisierungszone
undÄußereStadt
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Reto Bürgin

Interessenskonflikt im Basler 
Hafenareal
Wie Widerständige Lucius Burckhardts Planungskritik neu interpretieren

Nach über 60 Jahren ist in Basel erneut die Parole „Wir selber bauen 
unsre Stadt“ zu vernehmen. Was im Jahr 1953 als provokativer Titel ein 
kleines Büchleins zweier junger Basler Studenten zierte (Burckhardt/
Frisch/Kutter 2016 [1956]), bekräftigt heute die widerständige Ideologie 
und Haltung von empörten Quartiersbewohner_innen, die sich gegen 
die Planung eines neuen Stadtteils zu wehren versuchen. Im Zuge der 
ge plan ten Neustrukturierung der Schweizerischen Rheinhäfen wird die 
alte Hafenanlage zurückgebaut. Dadurch entstehen freie Flächen für die 
Stadtentwicklung.DerenPlanungstießaufheftigenWiderstand.Teileder
ansässigen Bevölkerung fühlten sich brüskiert und von den planerischen 
Absichtenausgeschlossen.EsentstandenInteressenskonflikte,diebisheute
auf breiter Ebene – auch medial – stark diskutiert werden.

Eine Gruppe von Forschenden des Seminars für Soziologie der Universität 
BaselgingdiesemKonfliktausunterschiedlichenBlickwinkelnnachund
rekonstruierte die Entstehung und Wirkung des Widerstandes (vgl. Bür‑
gin et al. 2015). In meinem Beitrag interessierten mich der Zeitpunkt und die 
Grün de, die zur Formierung des Widerstandes führten (vgl. Bürgin 2015). Die 
For schung erfolgte anhand umfassender Literaturrecherchen, Do ku men ten‑
aus wertungen, teilnehmender Beobachtungen von Quartiersveranstaltungen 
und Diskussionsrunden, Spaziergängen durch das Forschungsgebiet sowie 
zahlreichen vor Ort geführten qualitativen Interviews mit Personen aus dem 
Widerstand.

Im vorliegenden Beitrag werden die wichtigsten Erkenntnisse aus dem 
For schungsprojekt aufgegriffen. Dazu wird zunächst ein Überblick über das 
Pla nungsprojekt und den Widerstand gegeben. Darauf aufbauend interessiert, 
welche Rolle der Text Wir selber bauen unsre Stadt für den Widerstand 
spielt, dessen Inhalt adaptiert und auf die heutige Situation angewendet wird, 
um seine widerständige Haltung ideologisch zu bekräftigen. Themen wie das 
VorgehenvonPlanenden,partizipativeInstrumenteundderenImplemen
tierung spielen diesbezüglich eine zentrale Rolle. In einem Fazit werden die 
wichtigsten Punkte noch einmal aufgegriffen und die Aktualität der Schrift 
Wir selber bauen unsre Stadt in Bezug auf das Basler Hafenareal diskutiert.



278       2017, Band 5, Heft 1/2s u b \ u r b a n

Ein ‚Manhattan‘ für Basel?

Basel ist eine kleine Stadt. Mit ihren knapp 176.000 Einwohner_innen 
(Sta tis tisches Amt des Kantons Basel‑Stadt 2017a) ist sie nach Zürich und 
GenfdiedrittgrößteStadtderSchweiz.DieStadtamRheinknieistdas
urbane Zentrum des Trinationalen Eurodistricts Basel (vgl. Trinationaler 
Eurodistrict Basel 2017) und bildet das Herz einer länderübergreifenden 
Agglo meration. Wie die sonst so dicht besiedelte Schweiz scheint auch 
BaselanseineGrenzenzustoßen.Freiflächensindrargewordenundderen
EntwicklungenziehenmeistgrößereInteressenskonfliktezwischenBauherr
schaf ten, Stadtverwaltung und Bevölkerung nach sich (vgl. zum Beispiel Laur 
2015 für das nt/Areal). Auch im Basler Hafenareal führte die angedachte 
Entwicklung einer Rheininsel zu Meinungsverschiedenheiten und Kon‑
fliktenzwischenderstädtischenVerwaltungundTeilenderansässigen
Quartiers bevölkerung.

WiekameszumKonflikt?ImZugederHafentransformationwurdenalte
Hafenanlagenzurückgebaut.DadurchwurdePlatzfreiundmitderVerab
schie dung des neuen Richtplans eröffneten sich neue Perspektiven für die 
zukünftige Entwicklung des nördlich gelegenen Hafengebiets: „Das Rheinufer 
zwischen Dreirosenbrücke und Dreiländereck soll zu einem urbanen Stadtteil 
werden“ (Hafen‑Stadt 2017). Im Jahr 2009 führten der Kanton Basel‑Stadt 
und die Schweizerischen Rheinhäfen ein Testplanungsverfahren durch. Ziel 
diesesVerfahrenswardieErarbeitungeinerzukünftigenstädtebaulichen
Entwicklung für die grenznahen Entwicklungsgebiete. Das niederländische 
ArchitekturbüroMVRDV,derSoziologePhilippeCabaneundderArchitekt
und Stadtplaner Martin Josephy gewannen das Testplanungsverfahren mit 
demProjekt„Entwicklungsvision3Land“(MVRDV/Cabane/Josephy2011).
Obwohl diese Entwicklungsvision den gesamten trinationalen Raum um das 
Dreiländereck ins Auge fasste, lag ein deutlicher Fokus auf dem besagten 
HafengebietimnördlichenBasel.Die‚Vision’sahvor,dasandenRhein
angrenzende Gebiet durch einen neuen Seitenarm des Rheins von den beiden 
bestehenden Quartieren abzutrennen, um eine Insel zu schaffen. Damit 
sollten neue Uferlagen maximiert und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden (ebd.: 1). Die Rheininsel – im Projekt auch als ‚Herzstück’ beschrieben 
– „wird parzelliert und typologisch so differenziert, dass es möglich wird, eine 
Durchmischung an Investoren und damit die Ansiedlung von durchmischten 
Lebensstilen zu erreichen“ (ebd.: 28, 80). Es sollte „ein hochwertiger Arbeits‑, 
Wohn‑ und Freizeitstandort am Wasser“ (ebd.: 26) entstehen. Zentrale 
Elemente waren unter anderem neue Brücken, Freiräume und Promenaden 
entlang der Ufer, Wohngebiete und Arbeitsorte in Zusammenhang mit der 
Ansiedelung repräsentativer Firmensitze. Es sollte somit ein „repräsentatives 
undlebendigesGeschäftsundtouristischesViertelvoninternationalem
Rang und Ausstrahlung“ (ebd.: 36) mit lokalen Bezügen entstehen. Die 
Neue Zürcher Zeitung schrieb diesbezüglich von einem „Klein‑Manhattan 
im Rhein“ (Gerny 2011). Kurz darauf sprach man in Basel von ‚Rheinhattan’ 
anstatt von ‚Entwicklungsvision 3Land’.

Im zweijährigen Takt präsentierten Stadtplanende – teils ausgehend von 
der „Entwicklungsvision 3Land“ – überarbeitete Projektentwürfe für die 
städtebaulicheEntwicklungdesetwa18,7HektargroßenStadtgebiets.Das
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erste Folgeprojekt „Hafen‑Stadt“ von 2013 schien den Fokus wieder auf die 
Hafenumgestaltung und weniger auf die Stadtteilentwicklung zu legen. In 
diesem Projekt sollten Stadt und Hafen näher zusammengeführt werden, 
umletzterenalsVerkehrsdrehscheibederSchweizmiteinemneuenUm
schlagsterminal–direkterUmschlagvomSchiffaufdieBahn–„fitfürdie
Zukunft“(HafenStadt2017)zumachen.ImFrühjahr2015entstandschließ
lich das neue „Raumkonzept 3Land: drei Städte – eine Zukunft“. Das Archi‑
tek tur büro LIN entwickelte ein Konzept für die trinationale Entwicklung 
mit den Schwerpunkten Natur, Mobilität, Nutzung und Städtebau. Das in 
der „Entwicklungsvision 3Land“ priorisierte Konzept der Erschaffung ei‑
ner Rheininsel wird auch in heutigen Plänen beibehalten, auch wenn dieses 
Szenariolediglicheinesvondreivorgeschlagenendarstellt.NeueVarianten
sehen entweder einen grünen Gürtel zwischen den bestehenden Quartieren 
und dem neuen Stadtteil vor oder eine städtebauliche Weiterführung des beste‑
henden Klybeckquartiers bis an den heutigen Rheinverlauf heran inklusive der 
Erschaffung einer Halbinsel und neuer vereinzelter Uferlagen (3‑Land 2017).

WährenddieVisualisierungeneinerRheininseleinerseitsaufvielZu
stimmungstoßen,gibtesdennochzahlreicheStimmen,diediesesVorhaben
mit aller Kraft zu verhindern versuchen. Doch was ist gegen eine Insel im 
Rhein einzuwenden? Und wer wehrt sich gegen die angedachte Rheininsel?

Widerstand gegen ‚Rheinhattan’

DieVisioneneinerRheininselundvorallemderenVisualisierungenstießen
beizahlreichenQuartiersbewohner_innenaufheftigenWiderstand.Viele
waren von den angedachten Zukunftsplänen überrascht und fühlten sich 
als Bürger_innen von der Planung der städtebaulichen Zukunft ihrer Stadt 
ausgeschlossen.FragenderGentrifizierungundNichtbeteiligungrückten
vermehrt ins Zentrum der Kritik und führten zur Formierung von diversen 
widerständigen Gruppierungen. Diese fühlten sich von der Stadtplanung 
hintergangen und fürchteten eine – vom neuen Stadtteil ausgehende und 
aufihreQuartiereübergreifende–Gentrifizierung(vgl.Bürgin2015).Sie
kritisierten die Zukunftspläne, die ihrer Ansicht nach den Privatinverstor_
innensowiederBaulobbyfinanziellenProfitgenerierenwürden,während
diese „keinerlei Rücksichten auf die Bedürfnisse der Quartierbevölkerung“ 
(Klybeckinsel.ch 2017) nähmen.

Der Widerstand formierte sich in den Quartieren Klybeck und Klein hü‑
ningen,diesichinunmittelbarerNähezumEntwicklungsgebietbefinden.
Beide sind von der Hafenindustrie geprägte Arbeiterquartiere mit – verglichen 
mitderStadtBasel–unterdurchschnittlichenEinkommensundVermö
gens niveaus. Die rund 11.000 Einwohner_innen zeichnen sich durch eine 
überdurchschnittlich hohe kulturelle Diversität aus (rund 50 Prozent Aus‑
länder_innenanteil).BeideQuartiereweisenimgesamtstädtischenVergleich
einen noch hohen Anteil an günstigen Mietwohnungen auf (Statistisches Amt 
des Kantons Basel Stadt 2017b).

Der Widerstand besteht aus diversen Gruppierungen, die eigene Kritik‑
punkte hervorbringen und sich auf unterschiedliche Art und Weise gegen die 
angedachte Entwicklung zu wehren versuchen. So divers die widerständigen 
GruppierungeninihrenAnliegenundVorgehensweisenauchsind,
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prä sen tieren sie sich gemeinsam auf der Internetseite der sogenannten 
InteressensgruppeKlybeckinselfolgendermaßen:

„Unter dem gemeinsamen Dach klybeckinsel.ch versammeln sich 
Menschen mit unterschiedlichen Ideen und Kompetenzen. Sie wollen 
den Planungsprozess kritisch verfolgen, die Neubaupläne bekämpfen 
oder zu Alternativszenarien anregen. Gemeinsam ist uns die Ablehnung 
allerModelle,dieunterdenNamen„Rheinhattan“und„Vision3Land“
dem Planungsamt als Grundlage dienen.“ (Klybeckinsel.ch 2017)

Insgesamt wehren sich sieben Gruppierungen und mehrere Einzel per‑
sonen gegen „überdimensionierte, veraltete Mega‑Planungen“ (Kly beck‑
insel.ch 2017). Damit nehmen sie Bezug auf die Planungsvisionen aus der 
„Ent wick lungsvision 3Land“. Sie setzen sich für eine von der Bevöl ke rung 
ausgehende Planungsstrategie ein (bottom‑up), fordern mehr Mitbestimmung 
undkritisierenallgemeindasVorgehenderStadtplanenden.Siesehendas
Problem einerseits im schwindenden bezahlbaren Wohnraum – aufgrund 
von möglichen Aufwertungsmechanismen, die vom neuen hochwertigen 
Stadtteil ausgehend auf ihren derzeitigen Wohnraum übergreifen könnten – 
und andererseits im Planungsverfahren, bei dem die Bevölkerung zu wenig 
einbezogen worden wäre.

DurchdenWiderstandfingdieBevölkerungan,sichfürdiebevorstehende
Entwicklung im Hafenareal zu sensibilisieren und zu interessieren. Im Zuge 
des Widerstands wurden dafür diverse Mittel und Aktionen entwickelt: Die 
widerständigen Gruppierungen führten eigene Diskussionsveranstaltungen 
zum Thema durch, luden zu selbstorganisierten Quartiersversammlungen 
ein oder dokumentieren auf Websites die Entwicklungen und Geschehnisse 
imHafenareal.DieGruppierung„Rheinhattanversenken!“machtevoral‑
lem durch Störaktionen wie Zwischenrufe und Lärmbelästigungen bei Po‑
diums diskussionen auf sich aufmerksam (vgl. Tschudin 2012). Sie taten dies 
einerseits, um zu stören, und andererseits, um ihre Kritik an der Konzeption 
des künftigen urbanen Raumes anzubringen (Bürgin 2015: 106ff.). Mit ih‑
remVersuch,diePlanungeneines‚Rheinhattan‘zuverhindern,möchte
sichdieGruppierung„gegendiedrohendeVerdrängung“(Rheinhattan
versenken 2017) aus ihrem Lebensraum wehren. Die Ausdrucksformen der 
Widerständigen scheinen divers zu sein. Während die Einen zum Ziel haben, 
die Bevölkerung genauer zu informieren – und zu mobilisieren –, machen 
Andere mit Störaktionen bei Podiumsdiskussionen, mit Sprühereien und 
Flugblättern auf ihren Protest aufmerksam.

AlsderWiderstandgrößerwurde,schienendieersteneuphorischenStim
menausdemBauundVerkehrsdepartementderStadtBaselwiederabzu‑
flachen.AusdenmitExponent_innenderzuständigenDepartementeund
Ämter geführten Interviews wurde festgehalten, dass man mit den anfäng‑
lichenVisualisierungenlediglichprovozierenunddieBevölkerungdazuan‑
stoßenwolle,sichmitderzukünftigenEntwicklungimHafenarealauseinan‑
derzusetzen (vgl. Mäder et al. 2014). Eine Haltung, die in den Gesprächen mit 
den Widerständigen als Lüge, Rechtfertigung oder als „positive Umdeutung 
im Nachhinein“ (vgl. Bürgin 2015: 124) empfunden wurde.

Hier sollen deshalb die Kritiken innerhalb des Widerstandes noch ein‑
mal zusammengefasst werden (vgl. Klybeckinsel.ch 2017, Bürgin 2015). 
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Die Sichtweisen selbst sind allerdings sehr unterschiedlich, weswegen die 
folgenden Punkte nicht für alle widerständigen Personen und auch nicht 
für die gesamte Quartiersbevölkerung sprechen. Erstens: Die ersten plane‑
rischen Grundüberlegungen für die Entwicklung im nördlichen Basel gingen 
in Form des Planungswettbewerbs ohne die Einsicht der Bevölkerung von‑
statten. Zahlreiche Bewohner_innen fühlten sich ausgeschlossen, da sie ihre 
Wünschenichtäußernkonnten.Zweitens:DieQuartiersbewohner_innen
wünschen sich mehr Beachtung ihrer Bedürfnisse, zu denen zum Beispiel 
günstiger Wohn‑, mehr Grün‑ und Freiräume gehören. Der ohnehin schon 
knappe günstige Wohnraum in Basel soll gesichert oder sogar auf dem 
Hafen areal erweitert werden. Drittens: Die Widerständigen fordern mehr 
direkteEinflussnahmeundMitbestimmungsmöglichkeiten.Viertens:Die
Entwicklungen auf dem Hafenareal sollen nicht der Erwirtschaftung mo‑
netärerMitteldienen,umdenHafenumbauzufinanzieren.Fünftens:Die
Neunutzung des Hafenareals soll auch den Bewohner_innen der Quartiere 
Klybeck und Kleinhüningen zugutekommen. Dabei sollen die heutigen 
Bewohner_innen bestimmen dürfen, „was Qualität“ (Klybeckinsel.ch 2017) 
inökologischer,sozialerundkulturellerHinsichtistundob„Verbesserungen
überhaupt nötig sind“ (ebd.).

Mitwirken oder mitentscheiden?

Offenbar wurden die Widerständigen und ihre Forderung nach partizipati‑
ver Gestaltung erhört. So riefen das zuständige Stadtteilsekretariat und das 
BauundVerkehrsdepartementknappeinJahrnachderVeröffentlichung
der „Entwicklungsvision 3Land“ eine sogenannte ‚Begleitgruppe’ ins Leben. 
Mit diesem partizipativen Planungsinstrument sollte für die Bevölkerung 
eine Plattform für Beteiligung geschaffen werden: „In der Begleitgruppe 
werden Fragen und Anliegen der Bevölkerung zum Entwicklungskonzept 
Rheininselvertieftundbearbeitet“(BauundVerkehrsdepartementdes
Kantons Basel‑Stadt 2012, Hafen‑Stadt 2017). Dazu dienten öffentlich durch‑
geführteInformationsveranstaltungen,dieBeurteilungvonVorschlägenaus
derBevölkerungundregelmäßigeSitzungenmitderBegleitgruppe.Letztere
hattevondiesemZeitpunktanoffizielldieMöglichkeit,derVerwaltung
VorschlägefürdieEntwicklungzuunterbreitenunddaraufbegründete
Ant wor ten zu erhalten. Entscheidungskompetenzen sollten ihr jedoch nicht 
über tragen werden.

Rückblickend scheint dieses Mitwirkungsverfahren nicht den gewünsch‑
ten Effekt erzielt zu haben, und zwar für beide Seiten nicht. Einige Mit‑
glie der der Begleitgruppe distanzierten sich davon oder traten freiwillig 
wieder aus. Sie fühlten sich kaum ernst genommen und beschrieben das 
Mitwirkungsverfahren als ‚Feigenblattdemokratie‘ oder als Instrument, 
umdemGesetzesartikel–derdieStadtBaselverpflichtetdieBevölkerung
in die Meinungs‑ und Willensbildung in Entwicklungsfragen miteinzube‑
ziehen – gerecht zu werden. Andere erkannten in ihr jedoch auch eine ‚Kons‑
tante‘fürdenAustauschzwischenBevölkerungundVerwaltung.Nachzwei
Jahren endete dieses Mitwirkungsverfahren. Die Beziehung zwischen der 
Stadtplanung und den Widerständigen schien sich eher verschlechtert zu 
haben (vgl. Bürgin 2015: 128ff.).
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Widerstand besteht bis heute in Form eines Netzwerkes zwischen den 
Be wohner_innen der beiden Quartiere, die, vor allem auf den diversen 
Internetportalen, über die aktuellen Geschehnisse und Aktionen im Hafen‑
areal informieren. Die Widerständigen scheinen – auch wenn nicht immer 
sichtbar–nachwievoreineaktiveRolleimKonfliktumdieZukunftdes
Basler Hafenareals einzunehmen. Aber was treibt sie an? Woher nehmen 
sie ihre ideologische Inspiration?

Wir selber bauen unsre Stadt

Im Jahr 1953 riefen in Basel zwei junge Studenten und ein aufstrebender 
Buch autor die Bevölkerung dazu auf, sich für Themen der Planung und 
Stadt ent wicklung zu interessieren und sich selbst stärker einzubringen. 
Der Sozio loge Lucius Burckhardt und der Medienfachmann Markus Kutter 
veröffent lich ten ihre Anliegen in dem Buch Wir selber bauen unsre Stadt 
(Burck  hardt/Frisch/Kutter 2016 [1956]). Der Architekt und Buchautor Max 
FrischschriebdasVorwort.Währendinden1950erJahrendieInhaltedie
sesBüchleinsinmanchenFachkreisenderSchweizaufAblehnungstießen
(vgl. Ritter 2016: 12), ist die Parole gut 60 Jahre später im Basler Hafen areal 
wieder zu hören und scheint in der gegenwärtigen Debatte im Basler Ha fen‑
areal wieder eine gewichtige Rolle zu spielen (vgl. Bossert/Bürgin 2014: 235, 
Klybeck insel.ch 2017). Burckhardt und Kutter reagierten mit Wir selber 
bauen unsre Stadt auf von oben implementierte Planung und schrieben 
es aus ihrem Widerstand gegen Planungen für eine autogerechte Stadt Ba‑
selheraus(vgl.Sutter2014:33).InseinemVorwortversuchteFrischauf
fehlende „schöpferische Ideen“ (Burckhardt/Frisch/Kutter 2016 [1956]: 7) 
und Entwürfe für die Zukunft aufmerksam zu machen. Eine Meinung, die 
die Widerständigen im Basler Hafenareal noch heute teilen:

„Auchwir,BewohnerInnenausdemKlybeckundKleinhüningen,fin
den keine schöpferische Idee, keinen Entwurf in unsere Zukunft und 
nur einen zutiefst befremdlichen Ausdruck einer rein ökonomischen 
Ziel setzung in den Modellen, welche zur Zeit unter dem Namen 
‚Rheinhattan’und‚Vision3Land’beimPlanungsamtalsGrundlage
dienen für den Bau eines neuen Stadtteils auf dem Areal des Klybeck‑
hafens. Modelle, die eher an Planungsideen aus den 90ern erinnern 
als an zukunftsweisende Konzepte unter Berücksichtigung der heu‑
tigen Her aus forderungen im ökologischen und sozialen Bereich.“ 
(Klybeck insel.ch 2017)

Lucius Burckhardt und Markus Kutter setzten sich kritisch damit auseinander, 
ob Laien Probleme der Fachleute entscheiden können. Sie verneinten dies, be ton‑
ten jedoch, dass der Laie imstande sei, Fragen – womit Pla nungs ideen ge meint 
sind – zu formulieren, um diese zur Beantwortung den Fachleuten, den Planer_
innen, vorlegen zu können (Burckhardt/Frisch/Kutter 2016 [1956]: 34ff.).

Was wollten die beiden damit ausdrücken? Sie kritisierten einerseits 
fundamentaldieVorgehensweisebeiPlanungenundandererseitsdas
„ProblemdesVerhältnissesvonLaieundFachmann,Stimmbürgerund
Techniker“ (Burckhardt/Frisch/Kutter 2016 [1956]: 34ff.). Im heutigen 
Fachjargon würde dies wohl eine Kritik an top‑down‑Planungsansätzen 
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genanntwerdenundeineVerschiebunghinzumehrbottom‑up‑Pla nungs‑
stra tegien einfordern. Festzulegen was überhaupt geplant werden soll sei 
nicht die Aufgabe der Planer_innen. Es sei die Bevölkerung, die Laien, 
welche Wünsche und Fragen für zukünftige Planungen hervorbrächten 
undüberderenRelevanzundVerwirklichungentscheidensollten,indem
sie die Antworten der Planer_innen ‚bejahen oder verwerfen’ könne. Die 
Ent scheidungskompetenzen über die Planungsvorschläge lägen somit beim 
Volk.ZusammengefasstfordertendiebeidenAutoren–nebsteinerKritik
an einer „ausschliesslich profitorientierten Planungspraxis“ (Eisinger/
Geiser 2016: 15) – mehr demokratische Mitbestimmung in Planungsfragen 
sowie mehr Beachtung für die Bedürfnisse der Bewohner_innen. Auch 
die Widerständigen beziehen sich auf die erwähnte Publikation und ver‑
suchen,dieEntscheidungsmachtdemVolkzuzuordnen,wiePunktfünfim
Forderungskatalog zeigt.

Ein weiterer, bedeutender Aspekt von Burckhardt und Kutter, der jedoch 
oft überlesen wird, ist das Planen „hinter den Kulissen und ohne Kontrolle 
der Öffentlichkeit“ (Burckhardt/Frisch/Kutter 2016 [1956]: 31):

„Das wäre nicht sehr schwerwiegend, wenn gut geplant würde; und 
wären die Ergebnisse dieser Planung oder wenigstens ihre Absichten 
dem Bürger verständlich und mit seinen geistigen und leiblichen 
Bedürfnissen übereinstimmend, so sähe sich die Öffentlichkeit wohl 
gar nicht veranlasst, die Planung von sich aus so heftig zu diskutieren.“ 
(ebd.: 31)

Die Bevölkerung soll demzufolge nicht nur die Planungsfragen stellen, son dern 
auch Einblicke in die Arbeit von Planer_innen erhalten. Mit einem Blick auf 
das Basler Hafenareal, erkennen wir, dass gerade diese Themen, ob wohl schon 
in den 1950er‑Jahren diskutiert, noch heute von zentraler Be  deu  tung sind. So 
fanden die ersten Projektierungsphasen („Ent wick lungs  vision 3Land“) eben‑
falls ohne den Einblick der Bevölkerung statt (vgl. Bürgin 2015: 118ff.). Das Ein‑
setzen der Begleitgruppe und somit des parti zi pa tiven Instrumentes kam für 
vieleWiderständigevielzuspät.ZuVielesseihinterdenKulissenvorprojektiert
worden. Die von Burckhardt und Kutter vor geschla gene „Hierarchie von Laie 
und Fachmann“ (Burckhardt/Frisch/Kutter 2016 [1956]: 27), bei dem Laien 
darüber entscheiden, ob eine Antwort der Fachspezialist_innen angenommen 
oder verworfen wird, scheint sich bis heute nicht durchgesetzt zu haben.

Fazit

Was lässt sich in der Dynamik des Widerstandes erkennen? Die Wider stän‑
di gen versuchen, auf die Bedürfnisse und die Forderungen der ansässigen 
Be völkerung aufmerksam zu machen. Zeitgleich kritisieren sie den laufenden 
Pla nungsprozess auf einer fundamentalen Ebene. Die Widerständigen 
kritisierendasplanerischeVorgehen,das–nochzuoft–ohnedieEinblicke
der Öffent lichkeit vonstatten gehe. Sie werfen somit zugleich die Frage 
auf, wann die Möglichkeiten von Partizipation und somit die Teilhabe an 
zukünftigen Stadtentwicklungsfragen in die Wege geleitet werden sollen. 
EinenVorschlagliefertenBurckhardtundKutter:„JefrühzeitigerdiePlanung
einsetzt,destobesserverträgtsiesichmitdemVorhandenen.“(Burckhardt/
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Frisch/Kutter 2016 [1956]: 35). Sie betonen zusätzlich: „Überall, wo die Stadt‑
pla nung eingreifen möchte, ist schon irgend etwas da, das gegenüber dem 
Willen des Planers auf das uralte Menschenrecht des Zuerstkommens pochen 
darf.“ (ebd.). Davon zeugen auch die kontrastierenden Betrachtungsweisen 
der Widerständigen und der Stadtplanung. Die Perspektive der ansässigen 
Bevölkerung scheint zudem im Widerspruch mit der gesamtstädtischen 
Perspektive der Stadtplanung zu stehen. Die Aushandlung gemeinsamer 
Strategien und Zukunftspläne erschwert sich dadurch (Bürgin 2015: 142f.).

VorallemBurckhardtundKutterschlugeneinenradikalenWandel
vor, bei dem die Fragen für zukünftige Planungen von der Bevölkerung, 
von Laien, gestellt werden sollten und die Planenden lediglich die Aufgabe 
haben würden, mögliche Umsetzungsstrategien für die Antworten auf diese 
Fragen vorzuschlagen. Summa summarum fordern die beiden Autoren 
nichts anderes, als „eine soziologisch bewusste Planung, die dort, wo sie von 
den Behörden ausgeht, wahr und neutral ist und das Bestehende schützt, 
aberdort,wosieaktivist,wirklichvomVolkeausgehtunddessenWillen
entspricht“ (Burckhardt/Frisch/Kutter 2016 [1956]: 52). Eine Kritik, die sich 
im Widerstand gegen die Planungen im Basler Hafenareal wiedererkennen 
lässt und Fragen zur demokratischen Planung aufwirft.

In Burckhardts und Kutters Wir selber bauen unsre Stadt fanden vie‑
le Widerständige zwei prominente Figuren, die ihre planungskritischen 
Argumentationen bekräftigten. Ihre damaligen – kritischen – Positionen 
gegenüber Stadtplanungen sind heute anerkannte Lehrmeinungen (vgl. 
Ritter 2016: 12) und werden, wie vom Widerstand im Basler Hafenareal, 
wiederaufgenommenundfallspezifischadaptiert.

InBezugaufdenInteressenskonfliktimBaslerHafenarealeröffneteBurck
hardts, Kutters und Frischs Schrift einen kritischen Blick auf das heutige 
Planungsvorgehen. Schon in den 1950er‑Jahren propagierten sie eine De‑
mo kratisierung der Planung, bei der die Bevölkerung bestimmt, was geplant 
wird.DieseVorstellungendifferenziertevorallemBurckhardtspäterimmer
genauer aus. Es entstanden Aufsätze wie ‚Stadtplanung und Demokratie’ 
(2004 [1957]) oder ‚Wer plant die Planung?’ (2004 [1974]). Bis heute scheint 
noch unklar zu sein, wie sich die Schriften Burckhardts in den Kanon der 
Stadt‑ und Planungsforschung eingliedern könnten (vgl. Gribat 2017: 158). 
Und dennoch: Was im ersten Moment wie eine plakative Bezugnahme auf 
Burckhardt und Kutter aussieht, lässt sich deutlich zwischen den Zeilen der 
KritikauchindenArgumentationenderWiderständigenwiederfinden.

Es ist schwierig zu antizipieren, was die Zukunft im Basler Hafenareal 
bringen wird. Gewiss werden neue Planungsideen veröffentlicht. Es scheint 
auch sicher zu sein, dass der Widerstand bei solchen Schritten nicht auf sich 
warten lässt und sich immer wieder in die Debatte einbringt. Es wird jedoch 
unumgänglich sein, dass sich beide Parteien wieder auf einen gemeinsamen, 
sachlichenAustauscheinlassenkönnen.Konfliktesindwohlkaumzuver‑
meiden, aber sie helfen einerseits unterschiedliche Sichtweisen zu generieren 
und andererseits diese konstruktiv in die zukünftigen Planungen miteinzu‑
beziehen. Eine deliberative Zielformulierung könnte neue Perspektiven und 
füralleKonfliktparteienbefriedigendereZukunftschanceneröffnen.
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Planung als politische Praxis?
Zum emotionalen Risikomanagement praktischen Verhaltens

PolitischesPlaneninderöffentlichenVerwaltungcharakterisiereichals
ambi valent, unentscheidbar und graduell. Nicht zuletzt darum stellen sich 
Planungssituationen den planenden Individuen stets einzigartig dar. Deren 
Sinnfürdassituativangemessene(politische)Verhaltenmacheichinder
emotionalen Rationalität aus. Anhand von vier das Planungshandeln prä ‑
gen den Tendenzen, nämlich lösungsorientiert‑pragmatisch, schwach‑kon‑
zep tionell, strategisch‑einsam und politisch‑passiv zu sein, dämpfe ich allzu 
hohe Erwartungen an Planung als politische Praxis und ver  wei se auf Ansätze 
einer politischeren Planungspraxis.

Politisches Planen: ambivalent, unentscheidbar, graduell

Für den Kern eines Ballungsraumes, der einen hohen Einpendlerüberschuss 
hat, wird ein Bebauungsplan für ein Bürogebäude aufgestellt. Die vom Stadt‑
par la ment er las sene, stadtweite Stell platzsatzung würde regulär 200 Park‑
plätze erlauben. Gegen die Interessen von Investorenschaft und Nutzen den 
setzt sich die lokale Pla nungsbehörde dafür ein, nur 100 Plätze fest zu setzen, 
umdeninduziertenMehrverkehrkleineralsdasMaßdervorOrtbegrüßten
Nachverdichtung zu halten. Handeln die Planenden bereits politisch, auch 
wenndie100ParkplätzeimmernocheinVerkehrsaufkommennachsich
ziehen, das ressourcen‑ und klimapolitisch längst nicht ver all ge mei ner bar ist? 
Wäre erst der Einsatz für nur 20 Parkplätze oder für ein autofreies Projekt ein 
politischer? Oder der für eine Anpassung der Stell platz satzung – auch wenn 
diesebeiderarbeitsteiligenVerwaltunggarnichtimZuständigkeitsbereich
derfürdieErstellungvonBebauungsplänenVerantwortlichenliegt?Am
Beispiel möchte ich drei Eigenschaften, die zum Hand lungs kontext politischen 
Planens gehören, verdeutlichen – nämlich ambivalent, unentscheidbar 
und graduell zu sein. Als politisches Handeln verstehe ich dabei eines, das 
entschiedeneBeiträgezurTransformationdersoziokulturellenVerhältnisse
leistet,mitdemZiel,potenziellverallgemeinerungsfähigeVerhältnissezu
realisieren, die ihrerseits durch Praxen erneuert werden, welche ein hohes 
MaßanSelbstbestimmung[1] ermöglichen.
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1. Politisches Planen ist stets ambivalent. Wird auf potenziell ver all ge mein‑
erbaregesellschaftlicheVerhältnissehingewirkt,kannnieausgeschlossen
werden, dass zugleich auch Momente gesellschaftlicher Fremd be stimmung 
verstärktwerden.ZumBeispiel,wennVeränderungennichtfüralleeinsichtig
sind oder bisherige gesellschaftliche Handlungspraxen er schwert oder ver‑
un möglicht würden. Sprich dort, wo soziokultureller Wandel nicht nur 
WinwinSituationen,sondernauchVerlierer_innenhervorbringt,wieins
be sondere bei der Transformation heutiger, mo der nistisch geprägter und 
kulturell verankerter, aber eben nicht ver all ge meinerungsfähiger Praxen. 
SomögendiePraxenhäufigenAutofahrensoderFliegenszwarimSinne
eines auf Individualisierung zielenden, humanistisch‑modernistischen 
Eman zi pa tions modells die Optionen selbstbestimmten Handelns erhöhen – 
dennoch können diese Praxen nicht verallgemeinert werden, da sie bedingen, 
dass andere von ihnen aus geschlossen bleiben (Ressourcenzugriff, Klima‑
erhitzungetc.).IhrenAusdruckfindetdieseAmbivalenzimHandelnder
Planenden nun auf doppelte Weise. Zum einen, wo Planende selbst von 
solchenzutransformierendenPraxenprofitierenundderenInfragestellung
Selbst be trof fen heit erzeugt, wo politisierende Forderungen zwar intellek tuell 
und moralisch eingängig sind, aber nicht artikuliert und erhoben werden, 
um ausreichend authentisch mit dem eigenen Handeln zu bleiben, oder 
um Zumutungen für andere zu vermeiden etc. Zum andern scheint diese 
AmbivalenzinderFrageauf,obundwiePlanungalsTeilderVerwaltung
überhaupt legitimiert ist, solch eine soziokulturelle Transformation mit 
ihren eigenen planerischen Mitteln und gegen die gesellschaftspolitisch 
herrschenden Meinungen aktiv voranzubringen. 

DochwieistplanerischesVerwaltungshandelnüberhauptlegitimiert?
Und worin bestehen die Mittel der Planung? Wolf D. Reuter macht diese 
Mit tel in komplementär aufeinander bezogenen Akten der Macht und Akten 
des Diskurses aus. Beide können für die Planungspraxis als die „klein sten 
Einheiten“identifiziertwerden(2000:10).BeispielsweisekönnenSach
zwangs argumente als Akte der Macht dechiffriert werden (um sie diskursiv 
bearbeit bar zu machen), Diskurse können abgebrochen wer den (um ein 
grundsätzlicheresProblematisierenzuunterbinden)etc.GemäßReuter
entspricht die Rationalität der Planung somit jener der Politik, weshalb er 
die „aktive politische Rolle des Planers“ betont (ebd.: 14).

Doch selbst wenn Planung und Politik dieselbe Rationalität teilen, sind 
PlanendealsTeilderVerwaltungdamitbereitsausreichendlegitimiert,um
politisch zu handeln? Damit die Mitglieder einer demo kra tischen Rechts‑
gemeinschaftdierechtsstaatlicheArbeitsteilung–unddamitauchVer
wal tungs handeln – als ausreichend durch sie selbst bestimmt akzeptieren 
können, sollte mit Jürgen Habermas das Gestalten mit normativen Gründen 
der Legislativen und der Recht sprechung vorbehalten bleiben, während die 
Machtanwendung von Administrationen auf umsetzungsbezogene, zweck‑
ratio nale, „prag ma  tische Diskurse“ zu beschränken sei (Habermas 1994: 235). 
DaVerwaltungenjedochaufgrundderheutigen,hohenErmessensspielräume
nicht normativ neutral handeln können, fordert Habermas für admi nis tra tives 
Handeln„Legitimationsfilter“,wiezumBeispielerweitertePartizipations
mög  lich  keiten (ebd.: 530 ff., 662ff.). Nun sehen sich Par ti zi pations angebote 
in der Planung allerdings vielen Problemen gegen über (vgl. Schubert 2017). 
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Wo sie Garant für die Stabilität kultu rel ler Praxen und nicht für deren Über‑
windung sind (vgl. Blühdorn 2013), ent binden sie Planung gerade nicht vom 
ambivalentenCharakterpolitischenHandelns.Vielmehrgältees,solche
Partizipationsangebote als öffentliche Legitimationsmomente aktiv zu nutzen, 
um mit Exper ten wissen diskursiv in die Gesellschaft hinein zu sensibilisieren.

2. Poltisches Planen bleibt unentscheidbar. Horst W. J. Rittel hat die „Bös‑
artig keit“ aller wesentlichen raumplanerischen Fragen aufgezeigt (1972). 
Dazu zählt der Umstand, dass bereits die Definition eines Problems ein 
Pro blem ist. Denn bezüglich der Ursächlichkeit der qualitativen Pro blem‑
ana lyse sind Entscheide zu verantworten, ohne sich mit ihnen je sicher 
sein zu können, das Problem ausreichend erfasst zu haben. Analog ist 
einkonkretisierendesDefinierendesPolitischenproblembehaftet,daes
eigener Entscheide über die zu verfolgenden Politikansätze bedarf, ohne ab‑
schließendsicherseinzukönnen,obdiesetatsächlichrichtigsind(vgl.ebd.).
Diese Unentscheidbarkeit reicht auch in die politische Philosophie hinein: 
Denn die Forderung, heutiger Post‑Politik (sprich einer Politik, die den 
gesellschaftspolitischen Handlungsrahmen nicht verändern will, sondern 
sich aufs technokratische Managen zurückzieht (Swyngedouw 2013)) eine 
„Echte Politik“ entgegenzusetzen, um mit ihr die Parameter des Möglichen 
zuverändern(Žižek2009:37),impliziertletztlich,dassAktederPolitik
eindeutig als echte oder als post politische unterscheidbar wären. Doch auch 
wennŽižekbetont,dass„EchtePolitik“heuteeiner„KunstdesUnmöglichen“ 
(ebd., Herv. im Orig.) gleichkomme, ist es mit Rittel in Bezug auf bösartige 
Probleme vielmehr unmöglich, solche Unterscheidungen überhaupt ab‑
schließendvornehmenzukönnen.

3. Erschwerend ist politisches Planen auch graduell. Das Graduelle wird 
deutlich, wo es nicht nur um die Frage qualitativ geeigneter Poli tik an sätze 
geht–zumBeispielumParkraumregelungenalsTeilkommunalerVerkehrs
poli tik, um kommunalen Landerwerb als Teil sozialer Wohn raum politik 
etc. –, sondern wo sich politische Diskussionen vom Quantitativen weder 
lossagen noch diesbezüglich exakt werden können. Ist es die Forderung 
nach Null, 20 oder 100 Stellplätzen, die zur poli tischen Forderung wird? So 
brichtauchdiesergraduelleCharaktermitderAnnahmevonReinheitund
Absolutheit politischen Planens.

Zum normativ-strategischen Verständnis des Politischen

Wenn Planen durch seine Mittel der Macht und des Diskurses die Rationali‑
tät der Politik teilt und zudem ambivalent, unentscheidbar und graduell ist 
– kann sich aufgrund dieser mangelnden analytischen Trennschärfe nicht 
jedes Pla nen als politisches verstehen? Um Beliebigkeit zu vermeiden, mache 
ich politisches Handeln an drei Bedingungen fest: Erstens an das bereits 
be nannte, grundlegende Moment des Universalen respektive potenziell Ver‑
all gemeinerungsfähigen.[2] Ist dieser utopische Horizont noch unerreicht, 
verbleibt er dem Handeln als stete politische Orientierung. Zweitens an die 
Veränderung des Rahmens, in dem Politik gemacht wird.[3] Hier bezweckt 
politisches Handeln selbst entbehrlich zu werden, insofern die künftigen 
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gesellschaftlichenPraxenundVerhältnissedenutopischenHorizontdes
Universalen von sich aus zum Ausdruck bringen. Drittens geht es um das 
strategische Moment von Irritation und Störung, um durch ein bewusstes 
HerbeiführeneinesreflektorischenAusnahmezustandskonkretandieUn
zulänglichkeitdergegebenenVerhältnisseanzuknüpfen.[4]

Zur sozialtheoretischen Einbettung politischen Handelns

DochkanndiePraxisdesPlanensansolcheinVerständnisdesPolitischen
heranreichen? Mit einem Praxisverständnis, das handelndes Tätigsein von 
zwei Seiten beleuchtet – als persönlich‑eigenes Tun sowie als (lokal) gängige, 
kulturell vermittelte Praxis (Hirschauer 2016: 60) – ist im Hinblick auf Pla‑
nung als politische Praxis zu fragen: Wie positionieren sich Planende mit 
einem politischen Anspruch bezüglich dieser beiden Seiten? Wie sind sie 
positioniert? Dabei sollte hier weder homogenisierend von der Praxis noch 
abstra hierend von der Planung gesprochen werden. Zu unterschiedlich 
und einmalig sind die Aufgaben des Planens wie auch die sich mit ihm er‑
ge ben den sozialen Situationen. Bereits ein und dieselbe Planung, die vom 
politisch‑administrativen System begleitet respektive durchgeführt wird, 
stellt sich in diesem System für unterschiedliche Beteiligte unterschiedlich 
dar – je nach Position innerhalb einer Behörde, eines Amtes, einer Abteilung, 
jenachspezifischenVerpflichtungenunterschiedlicherBehördenzursel
ben Planung, je nach politischen Aufträgen, einzuhaltenden Fristen, zur 
Verfügungstehendenpersonellen,finanziellenundzeitlichenRessourcen,
(lokal‑)politischen Opportunitäten, sich auftuenden Zeitfenstern und so 
weiter. Dabei sind Planende weit mehr als hoheitliche Funktionsträger_
innen. Sie treffen ihre Entscheide als einzelne Individuen, mit ihrem je wei‑
ligenbiografischenErfahrungswissen,alsLohnabhängigemitmöglichen
Loyalitätskonflikten,alsVersorger_innenvonFamilien,alsAngestellte
mit Karriereabsichten, als kulturell in ihre Alltagspraktiken Eingelassene, 
mit vielfältigen Hoffnungen, Motivationen und Überzeugungen, eigene 
BeiträgezurVeränderungderWeltzuleisten,mitunterschiedlichenFach
kompetenzen, Interessen und persönlichen Netzwerken. Sie handeln vor 
demHintergrundspezifischerPlanungskulturenundHandlungsroutinen
vor Ort, vor dem divergierender Erwartungshaltungen von Stakeholdern, 
Planungspartnern,Vorgesetzen,MitarbeitendenundFachöffentlichkeitund
sind Teil komplexer Entscheidungsprozesse, die opake wie transparente, 
im Ausgang zu erwartende wie völlig offene Anteile haben und die sich im 
Rahmen gesellschaftlich kontingenter Entwicklungen vollziehen.

Zwar ist planerisches Handeln als hochreflexiv anzunehmen – doch 
zwischen so vielfältigen, situativen und inkommensurablen Anforderungen 
kannmangelsgemeinsamerMaßstäbeundausreichendenWissensnicht
durchverstandesmäßigesAbwägenentschiedenwerden.Rittel(1972)zeigte,
dass bösartige Planungsprobleme nicht beliebig deliberiert werden können, 
sondern letztlich durch Spontanurteile entschieden werden. Handlungs‑ 
und praxistheoretisch wird betont, dass Subjekte keiner strengen, abso‑
luten Rationalität entsprechen (vgl. z. B. die Beiträge in Keupp/Hohl 2006, 
Reckwitz2016).HandelnweistfließendeGrenzenbezüglichseiner
Aktivitätsniveaus auf (von aktiv bis passiv, von proaktiv bis inhibitiv), und ist 
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vielfältig in soziale Kontexte eingebettet. Dabei sind die konkreten, situativen 
Umstände bedeutsam, da sie spezifisches Handeln nicht nur nahelegen 
können, sondern da die Erzeugung von Sozialität just im Moment der inter‑
agie ren den Teilnahme an sozialen Situationen erfolgt (Hirschauer 2016). 
Und diese Sozialität ist nicht affektneutral: Stets werden soziale Situationen 
und Praktiken emotional bewertet (Schützeichel 2012, Scheer 2012[5], Reck‑
witz 2016: 104ff., Rosa 2016: 187ff.). Nicht zuletzt aufgrund dieses konsti tu‑
tiven Zusammenhangs von Emotionen mit sozialen Situationen sollte die der 
Praxis zu Grunde liegende Rationalität als emotionale Rationalität begrif fen 
werden. Mit dieser kann auch die Praxis des Planens treffender konzeptualisiert 
wer den, was ich in s u b \ u r b a n  bereits betonte (Schubert 2014). Da Urteile 
in Bezug auf Inkommensurables, Unsicheres, nicht weiter Delibierierbares 
oder Strategisch‑Risikobehaftetes stets emotional grundiert sind, kann die 
emotionale Rationalität als weichzeichnend‑verwedelnder wie auch schär‑
fen der Filter verstanden werden. Mit ihm werden Aspekte verdeckt, her‑
vor gehoben, mit anderen vermischt oder bleiben gänzlich unberührt. Als 
Einziger kann er über all die heterogenen Anforderungen einer kulturell 
bedingten, aber individuell gelebten und erlebten Praxis mitteln. Ein emo tio‑
naler Filter, der gerade in Bezug auf planerische Konzepte auch beruhigend 
wir ken kann und damit beizutragen vermag, nicht politischer zu handeln – 
trotz eigentlich besseren Wissens ob seiner Notwendigkeit (Schubert 2016). 
Dabei kennt emotional grundiertes Handeln vielfältige Beweggründe: Indem 
„emotionale Gratifikationen“ (Schützeichel 2012: 482) ausbleiben, zum 
Beispiel,weiluniversalpolitischeArgumenteinnerhalbdermaßgeblichen
„Emotionsmilieus“ (ebd.) marginalisiert sind; da ein politisches Fordern 
dem eigenen Alltagsverhalten entgegenstünde; wo die Abneigung besteht, 
anderen zu nahe zu treten; weil bereits die Weltsicht der Menschen eine 
emotional‑selektive ist, die davon abhängt, was sie jeweils auszuhalten 
vermögen (Arnold 2005: 249); da Emotionen vergänglich sind: was gestern 
noch berührte, bewegt ohne tiefer emotionalen Betroffenheit heute schon 
nicht mehr; oder weil letztlich für ein gelingendes Leben das Sich‑Berühren 
von Subjekt und Welt zentral ist (Rosa 2016).

Reaktionsweisen und Tendenzen planerischer Praxis

VordenskizziertenVerständnissendesPlanens,desPolitischenundinBezug
aufdiekulturellewieindividuelleDimensionpraktischenVerhaltensundder
ihmzugrundeliegendenemotionalenRationalitätmöchteichabschließend
vier Aspekte hervorheben, die einer Politisierung planerischer Praxis ent‑
ge gen wirken. Sie wirken vor allem durch ihre Tendenz, Irritationen vom 
Hand lungs ablauf fernzuhalten, um den Handlungsfluss nicht unnötig 
durch Mo mente der Rechtfertigung zu unterbrechen (vgl. Boltanski/
Thévenot 2007: 475ff.).

1. Planerische Praxis ist lösungsorientiert‑pragmatisch: Zwar gehört das 
strategische Moment der Störung zum machttechnischen Repertoire von 
Planung, dennoch steht es im Gegensatz zu ihrer umsetzungsbetonten 
EffizienzundErgebnisorientierung.DennAufträgeanPlanungbestehen
selten darin Fragen zu problematisieren, sondern darin Regierung und 
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LegislativenentscheidungsreifeVorlagenzuunterbreiten.AuchwennPla
nung notwendigerweise problembezogen ist, ist sie mindestens genau so 
lösungsorientiert und damit nie frei von Pragmatismus. Dabei sollte gerade für 
die Praxis die gegensteuernde Kraft (störend) poli ti sie render Dis  kurse nicht 
überschätzt werden (Hirschauer 2016: 59). Ohne ent sprech en de po li tische 
Aufträge kann die Praxis des Planens praktisch kaum an ge sell schafts politisch 
grundlegende Rahmenbedingungen her anreichen.[6] Die Er war tung, Planung 
möge als Politisches substanziell (und wiederholt) zu ent sprechend wir kungs‑
starken Störungen beitragen, stra pa ziert Planung in einem politischen Sinne 
zwar nicht zu Unrecht, sie kommt aber dennoch einer Über forderung von 
PlanungalslösungsorientiertemVerwaltungshandelngleich.

2. Planerische Praxis begünstigt schwache Konzepte. Sei dies, da diese 
kaum auf das universale Moment des Politischen zielen oder da sie innere 
In kon sis tenzen aufweisen, sprich ungerechtfertigt ideologischen Ge halt 
haben (vgl. Schubert 2016). Dabei können schwache Konzepte auch ohne 
gesellschaftskritische Irritation als innovativ wahrgenommen werden. Mit 
einemVerständnisvonPlanungalsOszillierenzwischenVerunsicherung
undVertrauenverbleibensolcheschwachenKonzepteauf der sicheren Seite, 
was zugleich eine Politisierung unterbindet (ebd.). Eine politische Praxis 
des Planens sollte daher auch die Un zu läng lich keiten der eigenen Produkte 
ausweisen, um sie einer politischen Bear bei tung zugänglich zu machen.

3. Planerische Praxis ist strategisch‑einsam: Planende führen an ge sichts ihres 
viel fältigen Betroffen‑ und Berührtseins von poli tischen, den Hand lungsablauf 
ten den ziell störenden Fragen ihr per sön liches Risi ko  management insgeheim 
mit sich selbst durch. Neben einem mög lichen strategischen Umgang mit 
Dritten(vgl.die„Netzopportunisten“beiBoltanski/Chiapello2003:392ff.)
geht es immer auch um einen strategischen Umgang mit sich und der eigenen 
Position – noch bevor man politisierend in Austausch mit dem sozialen 
Umfeld tritt: Wie weit bin ich zu denken und zu handeln bereit? Was ist 
mireinhohesRisikoineinerspezifischenSituationwert?Wieschwächeich
damit meine eigene Position im Hinblick auf zukünftiges Gehört‑Werden? 
Kann ich zusätzliche Zeit aufbringen und ist es mir das wert? Handle ich 
nicht doch klüger, indem ich mich mit der gegebenen Situation arrangiere? 
Politisierung könnte hier auf ein Kollektiv‑Werden zielen: Nicht nur konkret 
mit Bezug auf die Sache, um – über Abteilungs‑ und Ämtergrenzen hinweg, 
als Brücke zwischen Administration und Gesellschaft etc. – höheren Rück halt 
für politische Positionen erwarten zu können. Sondern auch als Pro ble ma‑
ti sierung der eigenen Situation, die solch ein Risikomanagement bezüglich 
Fragen der Politisierung erst nötig macht.[7]

4. Planerische Praxis begünstigt bezüglich ihrer politischen Dimension die 
passive Qualität des Handelns, indem sie nahelegt, in den Gang der Dinge 
im Hinblick auf das hier skizzierte Politische kaum aktiv zu intervenieren. 
Allein mit dem Macht und Diskurs umfassenden, nor  ma  tiv‑strategischen 
CharaktervonPlanungsolltenochkeinpolitischesHandelnangenommen
werden, denn noch nicht alles aktiv vorangebrachte Planungshandeln bringt 
das politisch‑universale Moment zum Ausdruck.



Schubert    293

FürdenforschendenBlickaufdiePraxendesPlanensseiabschließendvor
zu abstrakt‑allgemeinen Konzeptualisierungen und falschen Idealisierungen 
gewarnt – sowohl bezüglich der Möglichkeit des rechten Machtgebrauchs als 
auchvorallzuverstandesbetontenAkteursverständnissenundgroßenHoff
nungen in die politisierende Macht von Diskursen. Denn Planung als politische 
Praxis ist ein situativ und individuell je einzigartiges, immer auch emotionales 
Risikomanagement. Ihr bleibt vor allem, sich an den politischen Prämissen des 
Kollektiv‑Werdens und der Nötigung durch starke Argumente zu orientieren 
und erforderliche Räume eines gesellschaftlichen Diskurses zu raum pla nungs‑
politisch relevanten Themen zu erstreiten und aktiv zu bespielen.

Endnoten

[1] Selbstbestimmung sei damit nicht als individualistischer Selbstzweck verstanden, 
son  dern als Selbstwirksamkeit, die neben aktiver Weltaneignung auch passive Welt  er‑
fah rung zulässt (Rosa 2016: 211 ff., 302 f.).

[2] Vgl.z.B.das„Universale“beiŽižek(2009:38f.,63ff.)oderden„höchstenAllgemein
heits grad“ bei Bourdieu (1998: 225).

[3] Vgl.Žižek2009,Swyngedouw2013,Bourdieu1998:225,Boltanski2010:221ff.

[4] Ob z. B. als Riss, Dissens, Unterbruch (vgl. Swyngedouw 2013), als Störung um die 
„Reali tät unannehmbar zu machen“ (Boltanski 2010: 21) oder als „Steigerung der Kosten 
fürdenVerschleierungsaufwand“einesnurvermeintlichimZeichenderAllgemeinheit
erfolgenden Handelns (Bourdieu 1998: 225).

[5] Scheer betont zwar ein „practical engagement with the world“ (2012: 193) durch 
Emo  tionen, ihr Fokus auf Emotionen bezüglich des Bourdieuschen Körperwissens margi‑
na li siert aber deren Bedeutung bezüglich planungsrelevanten Konzeptwissens (vgl. 
Schubert 2016).

[6] Ent sprechend rührte selbst das Perspektivische im perspektivischen Inkrementalismus, 
der Planungsstrategie der IBA Emscher‑Park, das „Niveau von gesellschaftlichen Grund‑
wer ten“ bewusst nicht an (Ganser et al. 1993: 114).

[7] Hans‑Joachim Busch schlägt für Akteure, die sich auf den „Weg dieser höchst belastenden, 
an s pruchs vollen Praxis“ einer Politisierung begeben, nichttherapeutische, gemeinsame 
Super visionen vor (2012: 47).
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Yuca Meubrink

Race Matters… Still
Rezension zu Tom Angotti und Sylvia Morse (Hg.) (2016): Zoned Out! Race, 
Displacement, and City Planning in New York City. New York City: Terreform.

Der amtierende New Yorker Bürgermeister, Bill de Blasio, trat 2014 mit dem 
VersprechenanausderGeschichtezweierStädte–einereichundeinearm
– die Geschichte einer Stadt zu machen. Sein ambitionierter Wohnungsplan 
sollteAusdruckdessensein.ErnannteesdengrößtenWohnungsplanfür
mehr erschwinglichen Wohnraum, der jemals auf lokaler Ebene angestrebt 
wurde(vgl.Velsey/Colvin2014).SeinZiel:80.000neueerschwingliche
Woh nungen und die Erhaltung von 120.000 Wohnungen in 10 Jahren. 
„This plan,“ so de Blasio, „will create opportunity for so many people who 
are currently being priced out of our city. It will create affordability in the 
midst of what has been the greatest affordability crisis this city has ever 
experienced“ (ebd.).

De Blasio basiert seine Lösung für die Wohnungskrise jedoch ausgerechnet 
auf dem Instrument, das Tom Angotti und Sylvia Morse in ihrem Sammelband 
Zoned Out! alseinesderwichtigstenPlanungsinstrumenteidentifizieren,
welches die historischen Muster ethnischer Diskriminierung und Segregation 
in New York immer wieder reproduziert hat: zoning.

Unter ‚zoning‘ wird in den USA die Regelung der Flächennutzung ver‑
standen. Dabei handelt es sich um Bauvorschriften der Stadtverwaltung, die 
die Flächennutzung, die Bebauungsdichte und oft auch Designrichtlinien 
beinhalten. Am Beispiel von Flächennutzungs‑ und Wohnungspolitiken 
zei gen die Herausgeber_innen Tom Angotti und Sylvia Morse sowie ihre 
dreiCoAutoreninZoned Out! Schritt für Schritt auf, wie scheinbar neu‑
trale Flächennutzungsregulierungen verwendet wurden, um ein kom mens‑
schwache New Yorker aus ihren historisch gewachsenen communities of 
colorzuvertreiben–beginnendbeimCommissioners‘Planvon1811überden
einflussreichenNewYorkerStadtplanerRobertMosesinden1940er/1950er
JahrenbishinzurAmtszeitvonBloombergundschließlichBilldeBlasio.

Damit räumen sie insbesondere mit zwei Mythen auf, die die öffentliche und 
auch akademische Debatte um zoning prägen: Erstens, zoning‑Regularien 
sind keine neutralen Flächennutzungsgesetze. Die proklamierte „race‑neu‑
tra lity“ (S. 40) ist ein Irrglaube, wie Angotti und Morse bei einem Gang 
durch die Geschichte verdeutlichen. Bereits in den Anfängen der New Yorker 
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Stadtentwicklung lässt sich erkennen, wie Flächennutzungsregularien zu 
Segregation und ethnischer Ungleichheit beigetragen haben: ausgehend vom 
Commissioners‘Planvon1811,derdieUmsetzungeinesRasterplanssowie
denVerkaufvonLandinManhattanregelte,überdieEinrichtungdesCentral
Parks bis hin zu der ersten Zoning Resolution von 1916, die entscheidend die 
Skyline von Manhattan prägte und Manhattan in Zonen einteilte, in denen 
nur bestimmte Flächennutzung erlaubt war. Dabei regulierte sie ins be sondere 
das bereits stark urbanisierte Herz von Manhattan, während die umgebenen 
industrialisierten Arbeiterviertel und einkommensschwächeren com mu ni‑
ties of color ausgeschlossen und dementsprechend den Entwicklungen des 
Marktes ausgesetzt waren. All diese Entwicklungen kamen hauptsächlich – 
soAngottiundMorse–weißenGroßgrundbesitzernzuguteundführtenzu
VerdrängungundSegregationvonMinderheiten(vgl.S.47f).Die1961ver
abschiedeteVersionderZoning Resolution dehnte diese zonale Einteilung 
auf die anderen vier Bezirke (Brooklyn, Queens, The Bronx und Staten 
Island) aus. Auch wurde damit die diskriminierende Praxis des exclusionary 
zoning, das insbesondere nach dem Zweiten Weltkrieg verwendet wurde, um 
sozioökonomischschwächereMenschenausdenVorortenauszuschließen,
innerhalb New Yorks fortgeführt. Dabei handelt es sich um Bauvorschriften, 
dieMindestgrößenvonGrundstückenvorschreibenoderdiemaximale
Höhe von Gebäuden bestimmen, um den Bau von Mehrfamilienhäusern zu 
verhindern und dadurch den Zuzug von einkommensschwächeren Haus‑
halten zu erschweren. So gibt es bis heute sogenannte „internal suburbs“ 
(S.51)inNewYorkCity,diedurchzoning geschützt werden und sich durch 
einegeringeBevölkerungsdichtemithauptsächlichweißenImmobilien
besitzer_innen auszeichnen.

WeiterevondenAutor_innenalsethnischdiskriminierendidentifizierte
Maßnahmen,dieihrenUrsprunginFlächennutzungsregularienhabenund
bis weit in die 1970er Jahre praktiziert wurden, sind unter anderem (1) 
redlining, eine Praxis, bei der Gebiete – insbesondere Wohngebiete von 
Schwarzen und ethnischen Minderheiten – auf einer Stadtkarte aufgrund 
von rassistischen und ethnischen Merkmalen mit einer roten Linie mar kiert 
wurden,umzuverdeutlichen,dassdorteinhöheresRisikofürVersiche
rung en und Investitionen besteht; (2) racial steering, eine Praxis, bei der 
Immobilienmakler_innenversuchtenSchwarzeausvorwiegendvonWeißen
bewohnten Gegenden fernzuhalten und in bereits vorhanden communities 
of color unterzubringen sowie (3) block‑busting: Dies ist eine Praxis, bei 
derImmobilienmakler_innenweißeHausbesitzer_innendavorwarnten,
dass Schwarze bald in ihre Gegend ziehen würden, da diesen der Zuzug 
durch veränderte Flächenutzungsregularien vereinfacht wurde. Aus Angst 
vorWertverlustverkauftendiegrößtenteilsweißenHausbesitzer_innenihr
Haus weit unter Marktwert und die Blockbuster verkauften das Haus dann 
weit über Marktwert zum Beispiel an aufstrebende schwarze Familien der 
sogenannten Mittelklasse (vgl. S. 50ff). 

Darüber hinaus gehören die Stadtautobahnprojekte des New Yorker 
Stadt pla ners Robert Moses in den 1940er und 1950er Jahren laut Angotti und 
Morse zu den diskriminierenden Mechanismen in der Planung. So führten 
sie teilweise direkt durch vorher als ‚Slums‘ abgewertete Gegenden wie die 
Bronx und verdrängten dadurch rund 250.000 Menschen (vgl. S. 57).
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Der zweite Mythos, mit dem die Herausgeber_innen und Autoren von 
Zoned Out! brechen wollen, ist der Glaube, dass Flächennutzungsänderungen 
(rezoning) zwingend notwendige Schritte sind, um die Wohnungskrise zu 
lösen(vgl.S.26).Vielmehr–sodasArgumentderHerausgeber_innen–sind
sie oft das Problem und nicht die Lösung. Dabei beziehen sich die Beiträge 
des Bandes insbesondere auf rezonings während der Amtszeiten der New 
Yorker Bürgermeister Michael Bloomberg und Bill de Blasio. Unter Bloom‑
berg (2002 bis 2013) wurden die meisten Flächennutzungsänderungen in 
der Geschichte der Stadt unternommen – auch bekannt als „zoning blitz“ 
(S. 32) –, um sowohl seinen Plan von neuem Wohnungsbau als auch seine 
auf Wachstum ausgelegte Wirtschaftspolitik anzukurbeln. Rund 37 Prozent 
der Stadt wurden durch 140 einzelne Flächennutzungsänderungen um‑
ge wandelt (rezoned): Dabei wurden jedoch insbesondere Gegenden, in 
denenWeißeansässigwaren,durch downzoning vor weiterer Bebauung 
geschützt und Gegenden, in denen people of color wohnten, durch upzoning 
ins besondere für neuen (Luxus‑)Wohnungsbau geöffnet (vgl. S 32). Die 
drei detailreich im Buch präsentierten Fallbeispiele in Williamsburg 
(Brooklyn),HarlemundChinatown(Manhattan)zeigenimEinzelnen,wie
Flächen nutzungsänderungen während der Amtszeit Bloombergs durch die 
StimulationvonNeubauprojekten,diezuGentrifizierungindentraditionellen
communities of color führten und zu Minderheiten verdrängten.

So führte zum Beispiel die Williamsburg‑Greenpoint‑Flächennutzungs‑
änderung von 2005, wie Philip DePaolo und Sylvia Morse (S. 72ff.) zeigen, 
zu dem Bau von luxuriösen Hochhäusern entlang der Uferpromenade des 
East Rivers mit Blick auf Manhattan. Dies hatte eine drastische Steigerung 
vonWohnkosteninderGegendunddieVerdrängungderansässigen
Latino‑Bevölkerung zur Folge. Am Beispiel von Harlem legt Sylvia Morse 
(S. 96ff.) ergänzend offen, wie das upzoningeinesStraßenblocksinCentral
Harlem einer langen Tradition folgt, die bis in das 19. Jahrhundert zurückgeht. 
Der zufolge wurden schwarze Anwohner_innen erst aus Lower Manhatten, 
dann aus Midtown und nun auch zunehmend aus Harlem verdrängt. Die 
FlächenänderunginCentralHarlemöffnetedenMarktfürluxuriöseNeu
bauwohnungen und lockte damit neue Anwohner_innen, unter anderem 
VerdrängteausderUpperWestSide,an.InbeidenBeispielenwirddarüber
hinaus deutlich, wie von der ansässigen Bevölkerung entwickelte sogenannte 
community plans untergraben wurden: So zeigen DePaolo und Morse am 
Beispiel von Williamsburg, wie das Amt für Stadtplanung (Department 
ofCityPlanning)dennachmehrals10JahrenDiskussionundinnerhalb
der Gemeinde abgestimmten community plan einfach ignorierte und das 
upzoning durchsetzte. Anders als in Williamsburg diente in Harlem die 
scheinbare Einbindung der Bevölkerung in die Pläne der Erweiterung der 
ColumbiaUniversitätalsDeckmantelfüreineFlächennutzungsänderungder
Gegend,diewiederumzuGentrifizierungundVerdrängungderansässigen
schwarzen Bevölkerung geführt hat.

MitBezugaufChinatownlegtSamuelStein(S.122ff.)aneinemweiteren
Beispiel dar, wie das New Yorker Amt für Stadtplanung einen community 
plan für ein rezoning abgelehnt hat, dessen Erstellung es in dem Fall sogar 
selbstindieWegegeleitethat,indemeseineChinatownWorkingGroup–
bestehend aus verschiedenen Nachbarschaftsorganisationen – einberufen 
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hatte.DieseArbeitsgruppeversuchteChinatowndurcheinenrezoning plan zu 
schützen, da es von den früheren, schützenden Flächennutzungsänderungen 
(down zoning)derumliegenden,vornehmlichvonWeißenbewohnten
Gegendenausgeschlossenwurde.DadurchistChinatownbisheuteeinem
extremenProzessderGentrifizierungausgesetzt,durchdeneinGroßteilder
ansässigen, insbesondere asiatischen Bevölkerung bereits vertrieben wurde. 

Was in all diesen präsentierten Fallbeispielen deutlich wird, ist die 
dis kri mi nie rende Wohnungspolitik, die sich hinter den vermeintlich 
„race‑neutral“ (S. 143) Planungsinstrumenten versteckt. Sie beruht zum 
einen auf der systematischen Aufwertung bestimmter Gebiete und somit 
einerVerdrängungderansässigen–meistethnischen–Bevölkerungund
zum anderen auf der scheinbaren Beteiligung von grassroots‑Initiativen 
an Bebauungsplänen. Damit zeigen die jeweiligen Autor_innen anhand 
ihrer Beispiele eingehend, wie auch unter Bloomberg durch zoning die his‑
torischenMusterethnischerDiskriminierungundVertreibunginNewYork
immer wieder reproduziert wurden.

Es ist daher für die Herausgeber_innen auch nicht überraschend, dass 
BilldeBlasiotrotzseinerprogressivenVersprechenimWahlkampfdie
diskriminierendeWohnungspolitikseinerVorgängerdirektfortführt.Mit
der Einführung von Mandatory Inclusionary Housing (MIH) setzte er 
dasgrößtestadtweiteRezoning‑Programm seit 1961 durch.[1]Vonvielen,
ins be sondere Politiker_innen, aber auch Journalist_innen und Woh‑
nungs  aktivist_innen wurde das Programm mit Spannung und Hoffnung 
erwartet,dennmitMIHwerdenBauherr_innennunverpflichtet–stattder
Freiwilligkeit unter Bloomberg –, rund 20 Prozent erschwinglichen Woh‑
nungs bau in ihre Bauvorhaben zu integrieren, wenn sie höher und dichter 
bauen wollen, als es die bisherigen Flächennutzungsregularien erlauben. 
Dadurch verspricht sich de Blasio, einen beträchtlichen Teil des dringend 
gebrauchten, erschwinglichen Wohnraums zu generieren. Er sieht darin 
die Lösung, um der Wohnungskrise entgegenzutreten (vgl. auch Mallach/
Calavita2010,NYUFurmanCenter2015).DamitMIHschnellergreift,will
deBlasiojedoch15Gebiete,daruntergroßeTeilevonEastNewYork(bereits
rezoned), South Bronx (The Bronx), East Harlem (Brooklyn) und Inwood 
(Manhattan) sowie Flushing (Queens), durch massive Änderungen in den 
Bau vorschriften für Bau investor_innen (upzoning) attraktiver machen. Doch 
wie Angotti und Morse kritisch anmerken, bedeutet dies auch, dass in diesen 
Gebieten 80 Prozent der neugebauten Wohnungen Luxuswohnungen sein 
werden,waseinenstarkenProzessderGentrifizierungindenvornehmlich
von people of color bewohnten Gebieten in Gang setzen wird (S. 148). De 
Blasio geht damit unmittelbar gegen seine eigene Wählerschaft vor, denn 
es waren insbesondere die communities of color,dieihreHoffnungaufVer
bes serungen auf dem Wohnungsmarkt in ihn setzten und ihn mit über wäl‑
tigender Mehrheit gewählt haben (New York Times 2013). 

Zoned Out! erscheint zu einem Zeitpunkt, an dem sich in der Stadt eine 
Reihe von intensiven zoning‑Kämpfen als Antwort auf de Blasios Woh‑
nungs  politik zutragen und sich mit „Black Lives Matter“ eine der wichtigs‑
ten ethnischen Auseinandersetzungen der letzten Jahre etabliert hat. Und 
genau das ist es, was das Buch so hochaktuell und provokant zugleich 
macht.DurchdieVerknüpfungvonPlanungsinstrumentenwiezoning mit 
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Woh  nungspolitik als diskriminierender Praktik wirft Zoned Out! nicht nur 
einen neuen Blick auf die Geschichte der New Yorker Stadtentwicklung, der 
soinderakademischenLiteraturkaumzufindenist,sondernschafftesauch,
dies mit den aktuellen politischen Entwicklungen zu verknüpfen und die sich 
wiederholenden diskriminierenden Muster in der Stadtplanung zu enthüllen. 
Dabei liegt die Stärke des Buches nicht auf der wissenschaftlich‑theoretischen 
Ebene.VielederzumTeilaufgezähltwirkendenArgumente,insbesondere
in der geschichtlichen Herleitung, werden für die meisten Leser_innen 
nicht zwingend neu sein beziehungsweise können einzeln an anderer Stelle 
genauernachgelesenwerden(u.a.Brooks/Rose2013,Caro1975,Massey/
Denton1993,Mollenkopf/Castells1992,Rosenzweig/Blackmar1994).Auch
liegt seine Stärke nicht unbedingt in der angebotenen Lösung des com mu‑
ni ty‑based plannings von Tom Angotti am Ende des Buches, welches mit 
der diskriminierenden Tradition in der Stadtplanung zu brechen versucht. 
Dazu enthält sein bereits im Jahr 2008 erschienenes Werk New York for 
Sale. Community Planning Confronts Global Real Estate (Angotti 2008) 
theo retisch‑fundiertere und detaillierte Informationen. Auch eines der 
Haupt   argumente des Buches, dass New York niemals einen Master Plan be‑
ses sen hat und der Stadt daher eine langfristige Planungsvision fehlt und 
sich stattdessen auf „zoning without planning“ (S. 164) ausruht, kann nicht 
überzeugen. Denn es stellt sich selbst die Frage, ob ein Master Plan, wie er 
in den 1960er Jahren einmal entwickelt wurde, aber schlussendlich nicht 
verabschiedet wurde, viel verändert hätte in Bezug auf die diskriminierenden 
Praktiken in der Stadtplanung. Auf eine Antwort beziehungsweise Erklärung 
dazu wartet der_die Leser_in jedoch vergeblich. Etwas widersprüchlich ist 
auch die dabei aufgemachte Trennung zwischen zoning und Planung, als ob 
zoning völlig losgelöst von Planungspolitiken und ‑visionen wäre. So beweisen 
sowohl die drei Fallbeispiele als auch die beschriebenen zoning‑Praktiken 
unter Bloomberg und de Blasio, wie stark politische Agenden mit den dis kri mi‑
nierenden Praktiken des zoningübereinstimmen.ImVerlaufdesBucheswird
daher immer deutlicher: ZoningistPlanungundPlanungistpolitischePraxis!
DennwiePeterMarcuse(S.7ff.)inseinemVorwortzudemBandanmerkt:
„Good zoning can help, but bad zoning can do great harm“ (S. 9), hängt es am 
Ende vom politischen Willen ab, mit der Tradition zu brechen, bestimmte Be‑
völ kerungsgruppen durch Planungsinstrumente wie zoningauszuschließen.

Was das Buch schlussendlich eindrucksvoll macht, ist die scheinbare 
Mühelosigkeit,mitderAngotti,MorseundihreCoAutorendieMuster
und Strategien, die sich hinter zoning verbergen, entlarven und deren 
institutionalisierte Diskriminierung gegenüber ethnischen Minderheiten 
von der Sklaverei bis zur Regierungszeit Bill de Blasios offenlegen. De Blasio 
trittdemnachdirektindieFußstapfenseinerVorgängerundfolgtdamiteiner
langen Tradition institutionalisierter ethnischer und sozioökonomischer 
Diskriminierung durch zoning anstatt wie angekündigt mit ihr zu brechen. 
Hinzu kommen die verständliche Sprache und die vielen und detaillierten 
Er klä rungen der komplexen und für Laien oft undurchdringlichen Pla‑
nungs begriffe, die sonst nur in den wenigen Lehrbüchern zu dem Thema 
zufindensind(u.a.NYCDepartmentofCityPlanning2011,Gaspar2013).
Das macht dieses Buch nicht nur für Akademiker_innen lesenswert, sondern 
vor allem auch für Aktivist_innen, Journalist_innen, Politiker_innen und 
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für all diejenigen, die schon immer die Entstehung sozialräumlicher und 
rassistischer Ungleichheiten in der Stadt verstehen wollten, die bis heute 
wie kaum eine andere das Image einer globalen multikulturell‑integrierten 
Weltstadt aufrechterhält.

Endnoten

[1] Inclusionary Housing wurde als freiwilliges Programm in ausgewählten Gegenden in 
NYCbereitsunterBloombergeingeführt.InManhattangehtdasProgrammbisinsJahr
1987 zurück.
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Sabine Dörry

Finanzialisierung der Hypotheken- und 
Bodenmärkte: Macht der Staat das 
Wohnen teuer?
Sammelrenzension zu: Manuel B. Aalbers (2016): The Financialization of Housing. A 
Political Economy Approach. London: Routledge; und: Anne Haila (2016): Urban Land 
Rent: Singapore as a Property State. Chichester: Wiley-Blackwell.

Das Recht auf Wohnen ist elementar. Es wurde nicht nur in der Weimarer 
Verfassungvon1919formuliert,esschlägtsichseitdemebensoinnatio‑
nalenundinternationalenVerfassungenundChartasnieder.Wieinan‑
deren Ländern auch, wird Wohnen in Deutschland jedoch zunehmend 
zum Luxus und mutiert zu einem immer komplexeren Wirtschaftsgut. 
Wachsen de Wohnungsnot und steigende Mieten bestimmen trotz politi‑
scherGegenmaßnahmen–zumBeispielderMietpreisbremse–nochimmer
das Geschehen in vielen deutschen Städten und verschärfen so die soziale 
Lage vor allem für Geringverdienende. Wohnungsbau ist dort, wo er am 
dringendsten gebraucht wird, oft am schwierigsten umzusetzen und trifft 
auf den Widerstand bestehender privater Interessen. Zudem schrumpft der 
Bestand an Sozialwohnungen weit(er)hin; an der staatlichen Förderung 
für den sozialen Wohnungsneubau verdien(t)en die Bauunternehmen und 
Banken kräftig mit. Jüngst überstieg auch die traditionell niedrige Im mo‑
bi lien eigentumsquote in Deutschland erstmals die 50 Prozentmarke (vgl. 
Eurostat 2016). Die Finanzierung von privatem Wohneigentum ist für die 
leihenden Banken ein lukratives Geschäft, vor allem wenn diese ihre ver‑
brieftenWohnungskrediteprofitabelaufdenFinanzmärktenhandelnkön‑
nen, wo Nicht‑Banken und andere Finanzinstitutionen mitverdienen. Ilia 
FarahaniundEricClark(2016)sprechenindiesemZusammenhangvon
einer Rückkehr der Rentenökonomie, in der das Finanzkapital spekulatives 
rent seeking auf den Immobilienmärkten betreibe. Dadurch würden die 
fiktivenKapitalkreisläufe–unterstütztdurchInstrumenteundLogikender
Finanzialisierung – letztlich dauerhaft aufgebläht (vgl. Harvey 1985; 2002, 
Marx2008[1894]).VordiesemHintergrundmahntauchAdairTurner
(2016) an, dass für die Stabilität der (inter‑)nationalen Finanzmärkte Im‑
mo bi lien be steuerung und andere Stadtentwicklungspolitiken ebenso wich‑
tig seien wie die technische Exaktheit der Finanzmarktregulierung und die 
Zins entscheidungen auf den Kapitalmärkten.

Wie sind diese Phänomene zu erklären? Um die komplexe Beziehung 
zwischen Finanz‑, Wohnungs‑ und Bodenmärkten – sowie um deren 
ideologisch gefärbten Hintergründe und daraus ableitbare politische 
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Maßnahmen–drehensichzweineueMonografien,vorgelegtvonManuelB.
Aalbers (2016) und Anne Haila (2016). Beide Werke argumentieren empirisch 
vergleich end, beide sind konzeptionell angelegt und beide fordern etablierte 
ökonomischeDenkkorsetteundgängigePolitikmaßnahmenintellektuell
gleichermaßenheraus.ÜberdiesergänzensichAalbers’undHailas
Argumente, wie vorherrschende Finanzialisierungslogiken und ‑praktiken 
die politischen Ökonomien der nationalen Wohnungs‑ und Bodenmärkte in 
denvorrangigwestlichenkapitalistischenGesellschaftenbeeinflussen.Haila
zeigt im Kern, dass es die Hauspreise – und zukünftig erwartete Einnahmen 
ausMieteundVerkauf–sind,diedieBodenpreisespekulativsteigenlassen,
während Aalbers die zunehmende Finanzialisierung der Häuserdarlehen in 
den Mittelpunkt seiner Ausführungen stellt. Beide sehen in der Bodenrente 
die Ursache für spekulative Investitionen auf dem Wohnungsmarkt, da Grund 
undBodenalsfesterVermögenswertmitsteigendenRenditeerwartungen
vondenfinanzierendenInstitutenalsKollateralwertakzeptiertwerde.

Im Einzelnen beginnt Aalbers mit der Beobachtung, dass es in den 
letztenJahrzehntenzufundamentaleninstitutionellenVeränderungenin
der Wohnungspolitik vieler westlicher Staaten gekommen sei, die ihren 
AusgangspunktinderVerquickungvonProzessenderPrivatisierungund
Fi nanziali sie rung genommen hätten: „Much of the housing policy does not 
comeoutofHousingDepartmentsandMinistries[sic!]butoutofCommerce,
BusinessandLabourDepartmentsandMinistriesortheTreasury[sic!]“
(2016: 10, Anmerk. d. A.). Der Staat sei dabei oft selbst treibende Kraft, wie 
viele Beispiele zeigen, die Aalbers näher beleuchtet und geschickt miteinander 
in Beziehung setzt. Diese umfassten etwa staatliche Investitionsanreize in 
subventionierten Wohnungsmärkten für Banken, den staatlichen Rückzug 
aus den bezuschussten Wohnungsmärkten und eine damit verbundene 
steigende Privatverschuldung durch Hypotheken, insbesondere für Familien. 
DieBankenreibensichdieHände.Aalbersidentifiziertunddiskutiert,wie
dieBankenvoneinersteigendenDarlehensvergabeprofitiertenundwiediese
verbrieften Hypotheken gleichwohl gewinnträchtig auf den Finanzmärkten 
gehandelt und deren Risiken auf andere Marktteilnehmer abgewälzt 
würden. Er verknüpft auf diese Weise nicht nur die globalen Finanz‑ mit den 
nationalen Wohnungsmärkten, sondern diskutiert auch das zunehmende 
capital switching (vgl. Harvey 1985) zwischen der Realökonomie und den 
zahlreichenfiktivenKapitalkreisläufen,fürdasdieWohnungsmärkteals
ScharnierundVentilgleichermaßenfungierten.AllerdingsfolgertAalbers
–andersalsHarvey–,dasseineVerschiebungausdemProduktivin
denImmobiliensektorsonicht(mehr)zubeobachtensei.Vielmehrhabe
das Finanzkapital, in der Summe so unvorstellbar hoch, dass Aalbers mit 
dem treffenden Begriff wall of money arbeitet, verschiedene Quellen und 
DynamikenineinerinzwischenetabliertenFinanzlandschaftaußerhalbdes
Produktivsektors angezapft. Die Finanzlandschaft manifestiere sich über 
eineVielzahltraditionellerund‚innovativer’Finanzinstrumente.Erstder
Hypothekenmarkt und die damit verbundenen Finanzierungsinstrumente 
bildetendieVoraussetzungendafür,dassdienationalenWohnungsmärkte
dieÜberliquiditätausdenFinanzmärkten,dasheißtdieAnlagesuchende
wall of money, überhaupt aufnehmen könnten. Aalbers veranschaulicht 
folgenden Zusammenhang besonders eingehend: Je exzessiver die 
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Liqui dität auf den Wohnungsmärkten, desto anfälliger würden die Woh‑
nungs märkte für spekulative Blasenökonomien und – infolge von realisierten 
Wohnpreissteigerungen–fürGentrifizierungundsozialeSelektion.Die
Finanzialisierung der Wohnungswirtschaft erstrecke sich jedoch nicht 
mehr nur auf private Wohnungsmärkte, sondern zunehmend auch auf die 
Mietmärkte, wo private equity‑Investoren in subventioniertes Wohnen und 
Sozialwohnungsbauunternehmen in Finanzderivate investierten.

Haila setzt sich dagegen versiert und kritisch mit der ‚Bodenfrage’ 
auseinander,dasheißtmitdennationalen–undofthistorischangelegten
–UnterschiedenzwischennationalenBodenpolitikenundzwischenderVer
tei lung des nationalen Bodeneigentums in Beziehung zu den jeweiligen Insti‑
tutionen, Akteuren und sozialen Formen der Besitzverhältnisse. Sie begründet 
historisch detailliert, wie und warum eine zunehmend dominierende 
liberale Ideologie und Politik mit dem Übergang zur Marktwirtschaft 
auchdasVerständnisvonGrundundBodenalsnunmehrauszubeutendes
Wirtschaftsgut geprägt habe. Das Kernargument der Grundrententheorie 
(rent theory) leitet ihre überzeugende Argumentation, die sie – auf die 
urbane Dimension fokussiert – vor allem am Beispiel des relativ jungen 
Stadtstaates Singapur entwickelt. Hier greife der Staat je nach Notwendigkeit 
heftig und weitreichend in das immobilienwirtschaftliche Marktgeschehen 
ein. Dies geschehe mit bislang erstaunlich positiven sozialen Folgen, die, 
Hailas Anliegen nach, auch anderen westlichen Staaten Orientierung für 
neue Politikansätze bieten könnten: „The [Singaporian] state owns 90 per 
centofthelandandproducespublichousing…[h]igheconomicgrowth,
[and] a competitive economy“ (Haila 2016: 6).

Sowohl Haila als auch Aalbers suchen neue, belastbare theoretische 
Zugänge, die sozial gerechtere Wohnungspolitik begründen und die Speku‑
la tion auf den Wohnungsmärkten eindämmen (können). Mit diesem inhaltli‑
chen Fokus fordern beide argumentativ stringent die disziplin‑imperialistisch, 
mathe matisch‑modellierend operierende Zunft der Ökonom_innen, deren 
vor herrschendes neoklassisch‑liberales Marktverständnis sowie die darauf 
fußendegegenwärtigeneoliberaleBodenundWohnungspolitikheraus.

In ihrer Auseinandersetzung mit der Grundrententheorie kontrastiert 
Haila kenntnisreich die Rollen der Eigentumsrechte und des Staates in den 
Denkgebäuden von Hayeks Liberalismus und Keynesianismus. Ökonomen 
wie John Stuart Mill (1909 [1848]) und Henry George (1920 [1879]) sahen 
– im Gegensatz zu Adam Smith oder David Ricardo – Grundbesitz nicht 
alsuniversalundewiggeltendan.IhremVerständnisnachseiPachtzins
kein ‚verdientes’ Einkommen und sollte daher mit einer einzigen, allumfas‑
senden Bodensteuer (single tax) zur Finanzierung öffentlicher Ausgaben 
dem Gemeinwohl zukommen. Karl Marx (1981 [1894]) forcierte mit der 
VerstaatlichungvonGrundbesitzeineweitradikalereLösungdersozialen
Probleme zu Zeiten des ‚Manchesterkapitalismus‘. Nun sind aber Theorien 
und politische Lösungsansätze immer Kinder ihrer Zeit. Die zunehmende 
VerstädterungimZugederIndustrialisierungverstärktejedochdieFrage
nach der Nutzungseffizienz von Boden fortwährend und verknüpft damit 
die bis heute hochaktuelle Wohnungsfrage.

Mit dem Wandel vom Industrie‑ zum Finanzkapitalismus spätestens 
seit den 1980er‑Jahren hat sich vorerst die Lesart der marktliberalen 
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Ökonom_innendurchgesetzt,BodenrentealsAbhängigkeitsgrößedemfrei‑
en,‚effizienten’MarktspielvonAngebotundNachfragezuüberlassen(vgl.
Marshall 1956 [1890]). Hierbei wird die zu erzielende Rente aus einer Nut zung 
(zum Beispiel Eigentumswohnungen oder Büronutzung) mit dem poten‑
tiell zu erzielenden Einkommen aus einer alternativen Bodennutzung (zum 
BeispielSozialwohnungen,Industrieanlagen)verglichen.DiesesVerständnis
steht der von George (1920 [1879]) geprägten Lesart von zwei separaten Steu‑
er sätzen diametral gegenüber. Er propagierte die grundlegende Trennung 
von Boden‑ und Gebäudeeigentum, bei der der Staat über ein von ihm kon‑
trolliertesErbbaurechtdieNutzungseffizienzdesBodens(improvement of 
land) enorm verbessern würde. Dass dies in der Tat funktioniere, belegt Haila 
empirisch mit der Fallstudie Singapur. Lassen sich Bodenmärkte tatsächlich 
politisch steuern? Während Hayek (1945) grundsätzlich an der Fähigkeit 
des Staates zweifelte, genug zu wissen, um zu planen, und diese Steuerung 
daherdemMarktundseinemordnendenPreismechanismusüberließ,be‑
fürwortetenArthurCecilPigou(1912)undJohnMaynardKeynes(1935)ein
korrigierendes staatliches Regulativ, um vor allem negative externe Effekte 
wie Bodenverschmutzung einzudämmen, die private Eigentümer_innen eben 
vernachlässigen. Überhaupt hinterfragt Haila die neoliberale Theorie der 
Eigentumsrechte, die davon ausgeht, dass Eigentümer_innen einer Ressource 
mit dieser sorgsamer umgingen als ein Nichteigentümer_innen (tragedy of 
the commons). Dies könne, so Haila, zwar durchaus der Fall sein. Mit Blick 
auf die städtischen Bodenmärkte und die rasch wachsenden und sich dyna‑
misch anpassenden urbanen Gesellschaften erzeugten Eigentümer_innen 
jedoch Externalitäten, die nicht zuletzt einer notwendigen Neuentwicklung 
undmodernenVerdichtungvonBodennutzungentgegenwirkten:

„[t]hus…developmentrightsinurbanareasshouldnotbeindividu‑
als’ rights to do as they please with their land, or developers’ rights 
to speculate. Development rights are different types of rights than, 
for example, the right to plant an apple tree or the right to sell land. 
They concern not only an owner of land, but also others and the wider 
community, and therefore should be coordinated by the municipality. 
Further, assigning development rights affects the value of real estate 
and treats site owners unequally. This incites some to speculate and 
lobby.“ (Haila 2016: 222)

Warum treibt Bodenspekulation Wohnungspreise in die Höhe? Ökonom_in‑
nen würden argumentieren, dass das Wohnungsangebot zu knapp sei und 
mehr Boden für Wohnungsbau die Hauspreise senkte. Es seien aber die 
Hauspreise, so Haila, die die Bodenpreise anhöben. Miete und Pacht würden 
mit den Kosten der Produktionsfaktoren verrechnet. Die Hauspreise seien 
also nicht hoch, weil eine (hohe) Miete gezahlt werde, sondern eine (hohe) 
Miete werde fällig, weil die Bodenpreise hoch seien. Wenn Projektentwickler 
teures Land kaufen, sei der Boden der Kostenfaktor, der den Miet‑/Kaufpreis 
der Wohnung bestimme. Auch in diesem Fall seien die Hauspreise nicht hoch, 
weil eine Miete gezahlt werde, sondern die Miete sei hoch, weil Entwickler 
den Boden teuer erworben hätten.

Der nationale Kontext, das führen beide Autor_innen empirisch 
aus, spiele eine zentrale Rolle: sowohl bei der Bewertung der einzelnen 
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Im mo bi lien märkte als auch für eine Einschätzung ihrer Leistungsfähigkeit 
unddersieflankierendenWirtschaftsundSozialpolitiken.MitVerweisauf
Singa purs einzigartige laborähnliche Bedingungen – Singapur ist zu 100 
Pro zent urbanisiert und besitzt seit seiner Abtrennung von der Malaysischen 
Föde ration 1965 keine historisch bedingten Eigentumsaltlasten – zeigt Haila, 
dass der Staat die Möglichkeit besitzt, der Finanzialisierung von Boden wirt‑
schaftlichprofitabelentgegenzuwirkenunddienationaleWohnungsfrage
grundsätzlich sozialverträglich zu beantworten. Der Schlüssel dafür liege in 
der staatlichen Kontrolle über Grund und Boden, durch die in der ideologi‑
schen Tradition von Marx und George Grundstücksspekulation verhindert 
werden. Singapurs Hypothekenbank verwalte heute 90 Prozent des verfüg‑
baren Bodens in Singapur über ein leasehold‑System. Die Höhe des von der 
Regierung festgelegten Pachtzinses sei stabil und trotze selbst ökonomischen 
Schwankungen. Singapurs Bodenpolitik, die in von mehreren sich gegenseitig 
kon trol lie ren den staatlichen Einrichtungen umgesetzt werde, habe bislang 
der Machtkonzentrierung zugunsten einer wohlhabenden Minderheit erfolg‑
reich verhindert. Parallel dazu habe der Singapurer Staat 90,1 Prozent seiner 
Bevöl kerung zu Wohnungseigentümer_innen gemacht, die dank steigender 
WohnungspreisesignifikantanderWohlstandsentwicklungpartizipier(t)
en. Anders als viele westliche Staaten propagiere Singapur keinen sozialen 
Wohnungsbau, der lediglich sozialen Randgruppen zugänglich ist, sondern 
einen öffentlichen Wohnungsbau. Singapurs Bodenpolitik – eingebettet 
in ein kapitalistisches Wirtschaftsmodell, unterfüttert mit sozialistischen 
Ideen bei der Umsetzung – sei weltweit einmalig. Historisch sei sie von der 
europäischen und asiatischen Welt aus dem 19. und 20. Jahrhundert inspi‑
riert, die Staatsgründer Lee Kwan Yew an der London School of Economics 
eingehend studiert habe. Darüber hinaus übe der Staat zwar Kontrolle über 
Grund und Boden aus, öffentliche und private Immobilienentwickler arbei‑
tetenunterdiesenBedingungenaberhochprofitabel.InsgesamtwertetHaila
Singapurs Lösung der Wohnungsfrage als überaus erfolgreich. Sie unterliegt 
jedochkeineswegsdernaheliegendenVersuchung,SingapuralsBlaupause
für andere Länder zu reklamieren. Haila argumentiert stattdessen klug für 
länderundkontextspezifischeUntersuchungen,fürdieSingapurwichtiger
Impuls‑ und Ideengeber mit Benchmark‑Potenzial sein könne.

AalbersanalysiertdiefinanzialisiertenHäusermärktefallbezogen,indem
er sie – anders als im Mainstream der Wirtschaftswissenschaften – um‑
sichtig und geschickt in ihre jeweiligen spezifischen sozialen und politi‑
schen Kontexte einbettet. Auf Wohnungsmärkten, auf denen der Staat – im 
Gegensatz zu den Privateigentümer_innen – oft historisch bedingt nur noch 
geringe Teile an Grund und Boden kontrolliere, müsse die Finanzialisierung 
–lautAutor–mitalternativenMaßnahmenbegrenztwerden.AalbersÜber
legungenbasierenvorallemaufdenExzessendergescheitertenfinanziali‑
sierten, neoliberalen Wohnungspolitik in vielen westlichen Ökonomien, für 
derenwenigeGewinner_innenundvieleVerlierer_innenernichtzuletzt
den versteckten Wohlfahrtsstaat (hidden welfare state, siehe Howard 1999) 
verantwortlich macht. Steuererleichterungen und staatliche Garantien des 
Wohlfahrtsstaates verbesserten unter anderem insbesondere den Zugang der 
sozialen Mittelschicht und höheren Einkommensklassen zu Wohneigentum. 
Dagegen seien nicht nur die Menschen der unteren Einkommensschichten 
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beidenpolitischenWohlfahrtsmaßnahmenvergessenworden,sondernauch
die Haus‑ und Mietpreise seien in die Höhe geschossen und für Letztere 
unerschwinglich.Mussesalsoprivatisiertes,kommodifiziertes,finanzia‑
lisiertes Wohnen wirklich geben? Aalbers schlägt unaufgeregt und präzise 
vor, dem hidden welfare state auf den neoliberalisierten Wohnungsmärkten 
ein Modell des öffentlichen Wohnens entgegenzusetzen. Denn resümierend 
sei es der Staat, der (verzerrte) Anreize für eine Wohnungspolitik setze, die 
Finanzialisierung ermögliche, einen Nachfrageüberhang mit steigenden 
Preisen auf den Wohnungsmärkten schaffe und Kapital immer mehr Kapital 
auf den Wohnungsmärkten nachfragen lasse: 

„…housepricesarenotprimarilydrivenbythedevelopmentofthe
demand and supply of housing units (although they can surely make a 
difference of secondary order) but rather by the demand and supply of 
financetobothhousingconsumers(primarilyintheformofmortgage
loans)andhousingproducers(througharangeoffinancialinstruments
torealestatedevelopers,constructionfirmsanddifferenttypesofland
lords).“ (Aalbers 2016: 110)

AalbersschließtseinBuchmiteinemumsichtigenManifestfürMaßnahmen
zur Förderung eines gerechteren Wohnungsmarktes, das er aus seiner em pi‑
risch en Analyse verschiedener westlicher Wohnungsmärkte ableitet. Dies be‑
züglicheMaßnahmenbeinhalteninsbesondereeinestärkereEinbeziehung
der unteren Einkommensschichten in staatliche Woh nungs för de rung, um 
die de facto Subventionierung besser gestellter Ein kom mens grup pen durch 
fiskalische und steuerliche staatliche Unters tüt zung in den öffentlichen 
und sozialen Wohnungsbau umzulenken. Auch die Förderung alternativer 
Wohnformen – bei denen Wohnen als soziales Gut und nicht als handelbare 
Ware und Finanzvermögen verstanden werde und somit den Nutzwert des 
Wohnens über seinen Tauschwert stehe – zählt Aalbers dazu. Zudem müsse 
po li tisch eine Neuregulierung des Hypothekenmarkts sowie eine restriktivere 
Kredit vergabe – gekoppelt an die Höhe des individuellen Einkommens – 
durch gesetzt werden.

Die Grundstücks‑ und Wohnungsmärkte müssen zusammengedacht 
werden, das verdeutlichen beide Autor_innen trotz ihrer unterschiedlichen, 
aber sich ergänzenden Schwerpunktsetzung. Für eine zukunftsweisende, 
gerechtere Wohnungspolitik offerieren beide Werke interessante Denk‑
anstößeabseitsdesHayekschenLiberalismus,aufdessenGrundlagesich
viele westliche Bodenmärkte – und, wie gezeigt, Wohnungsmärkte – histo‑
risch entwickelten. Hier nun, angesichts des zunehmenden gesellschaftlichen 
Auseinanderdriftens, ideologisch und politisch neue Impulse zu setzen, dafür 
machen beide Autor_innen spannende Angebote. Es ist an uns, diese zu 
nutzen und zu diskutieren.

Autor_innen

Sabine Dörry beschäftigt sich u. a. mit Fragen des Zusammenspiels von Wohn‑ und Büro im‑
mo bilienmärkten, sowie den relationalen Logiken von Finanzzentren.
sabine.doerry@liser.lu
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Blackbox Verdrängung:  
Die vergessene Seite der Medaille
Rezension zu Ilse Helbrecht (Hg.) (2016): Gentrifizierung in Berlin – Ver dräng ungs
prozesse und Bleibestrategien. Bielefeld: transcript.

Warum werden Menschen, die in Innenstadtgebieten Berlins wohnen, 
zunehmend aus ihrem Wohnort verdrängt? Wie reagieren sie auf den in 
derStadtsteigendenVerdrängungsdruckundwohinziehensie,nachdem
derVerdrängungsprozesssichvollgezogenhat?DerimSeptember2016
erschienene Sammelband Gentrifizierung in Berlin. Verdrängungsprozesse 
und Bleibestrategien adressiert diese Fragen und liefert dabei einen wich tigen 
BeitragzurBerlinerGentrifizierungsforschung.DasBuchisteineSammlung
von Berichten von Forschungsprojekten, die Studierende des Master stu‑
diengangs„GeographiederGroßstadt“anderHumboldtUniversitätzu
Berlin zwischen 2012 und 2016 durchgeführt haben. Herausgeberin ist die 
Dozentin und Direktorin des Geographischen Instituts Ilse Helbrecht. An der 
Publikation haben neben den Studierenden auch die Stadtforscher Daniel 
Förste, Matthias Bernt, Andrej Holm und Guido Schulz mitgewirkt.

DaszentraleAnliegenderVeröffentlichungliegtdarin,denFokusder
GentrifizierungsforschungverstärktaufVerdrängungzulegenunddamitdie
mitGentrifizierungsprozessenverbundenendramatischensozialenFolgen
empirischfundiertdarzulegen.DasVorhabenistsehrbegrüßungswert,
dennVerdrängungbleibtweiterhineinewenigeruntersuchteSeitevonGen
trifizierungsprozessen,woraufHelbrechtinihremeinführendenBeitrag
hin weist. Dafür gibt es verschiedene Gründe, die in der internationalen 
Stadt forschung bereits analysiert wurden (Atkinson 2000, Hamnett 2003). 
Zumeinenwirddaraufverwiesen,dassdieVerdrängtendasdurchAuf
wer tungs pro zesse betroffene Quartier verlassen und somit nicht mehr zu 
erreichen sind (S. 13). Zum anderen können auch statistische Daten über 
Umzüge innerhalb der Stadt lediglich die Strömungen zwischen Gebieten 
oder innerhalb eines Gebietes aufzeigen, nicht aber unmittelbar die Gründe 
für Umzüge offenbaren. Auch wenn statistische Daten wichtige Hinweise auf 
Verdrängungsprozesseliefern,bleibtestrotzdemschwierignachzuweisen,
dassWegzügeaussichgentrifizierendenGebietentatsächlichunfreiwilliger
Natursind.DieErfahrungderVerdrängungwirdoftaufgrundindividueller
An pas sungs mechanismen aus der Narration der eigenen Geschichte 
‚verdrängt‘.DieszeigtauchderBeitragvonCamiloBetancourt,derdie



Animento    309

‚Dissonanztheorie‘vonHäußermann/Siebel(2000)heranzieht,umzu
erklären,warumausdemViertelPrenzlauerBergverdrängteMenschen
im Interview eher dazu neigten, ihre neue Wohnsituation als positiv zu be‑
wer ten, da ihnen jegliche Alternative zu einem Wegzug unmöglich schien 
(S. 262). Wie Bernt und Förste in ihrem Kapitel anmerken, ist die „Black‑Box 
Verdrängung“einmethodologischschwerzufassendesPhänomen(Bernt/
Förste 2016: 45ff.). 

TrotzderSchwierigkeiten,Verdrängungempirischzudokumentieren,
schafftesdasBuch,denLeser_inneneinallgemeinesBildzuVerdrängungs
pro zessen in der Stadt zu vermitteln. Dem Sammelband gelingt es dem ent‑
sprechend,dieForschungslückezumPhänomenderVerdrängunginBerlinzu
verkleinern.Eszeigtsichhierbei,dasseseinerVielfaltanHerangehensweisen
bedarf,umdieverschiedenenGesichterderVerdrängungaufdeckenzu
können. Dies geht auch aus der Diversität der Methoden hervor, die in den 
studen tischen Projekten angewandt wurden, wie semi‑standardisierte, bio‑
graphische und Experteninterviews, Dokumentenanalysen und statistische 
Analysen.DieUntersuchungenwerdenaußerdemaufunterschiedlichen
räumlichen Ebenen verortet, also auf gesamtstädtischer (Döring/Ulbricht), 
bezirklicher (Koch et al.), Nachbarschafts‑ (Scheer) und Mietshausebene 
(Ertelt et al.). Positiv erscheint auch das Bestreben, die Ergebnisse studen‑
tischer Projekte zu diesem Thema darzustellen, die sonst eher selten ver öffent‑
licht werden. Es wird gezeigt, dass Studierende erfolgreich in For schungs‑
projekte eingebunden werden und verlässliches Wissen über gesell schaftlich 
relevante Fragen generieren können. Allerdings wirken die theor etischen 
Teile der Beiträge etwas redundant und hätten besser editorisch beglei‑
tet werden können. Eine gemeinsame theoretische Einführung hätte Wie‑
derholungenvermiedenundmehrVertiefungindeneinzelnenBeiträgen
ermöglicht. Weiterhin sind die Beiträge nicht thematisch eingeordnet: Es wird 
der_dem Leser_in überlassen, die Ergebnisse der Einzelprojekte miteinander 
inVerbindungzubringen.NichtdestotrotzkannderBandalseineQuelle
spannenderHypothesenundArgumentedienen,dieimRahmengrößerer
Forschungsvorhaben weitergeführt werden könnten. Auch wird ein Überblick 
überdieVerdrängungundGentrifizierungsforschunginBerlingegeben:Wer
hat zu welchen Themen geforscht? Wo wird weitere Forschung benötigt? 

Aus der Zusammensetzung der Schwerpunkte der Beiträge ergibt sich, 
dass insbesondere in drei Bereichen neue Erkenntnisse über die „Blackbox 
Verdrängung“zugewinnensind.ErstenszeigendieUntersuchungen
räumlicherMusterderAufwertungundderVerdrängung,dassVerdrängung
am besten durch die Anwendung innovativer Methoden und Triangulation 
von Daten gefasst werden kann. Zweitens wird der Fokus auf die Rolle des 
StaatesalsregulierendeInstanzvonVerdrängungsprozessen,insbesondere
im Segment des Sozialen Wohnungsbaus, gesetzt. Drittens wird auf neu 
entstehende Marginalisierungsprozesse auf dem Wohnungsmarkt und die 
dadurch verursachten individuellen und kollektiven Strategien verwiesen. Im 
Folgenden werde ich versuchen, die theoretischen und empirischen Gewinne 
in den benannten Themenfeldern zu erläutern.
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1. Innovative Methoden zur Untersuchung städtischer 
Verdrängungsmuster

Die Beiträge von Bernt/Förste, Koch et al., Döring/Ülbricht und Holm/
Schulz beschäftigen sich mit unterschiedlichen Ansätzen der Untersuchung 
räumlicherVerdrängungsmuster.AnhandderAbwanderungsdatenausdem
Gebiet Prenzlauer Berg zwischen 1994 und 2010 zeigen zum Beispiel Bernt 
undFörste,wohindieAnwohner_innendurchGentrifizierungverdrängt
wurden. Eine Wanderung an den Stadtrand gab es zur Jahrtausendwende 
noch kaum, da zu dieser Zeit andere innerstädtische Gebiete noch bezahl‑
bar waren. Ein Blick auf die heutigen Daten zeigt, dass dies heute weni ger 
zutrifft, da praktisch alle Gegenden innerhalb des S‑Bahn‑Rings (die ser wird 
als Grenze der Berliner Innenstadt wahrgenommen) durch Auf wer tungs‑
dyna miken betroffen sind (siehe Döring/Ulbricht und Holm/Schulz im 
Band). Wie eine aktuelle Umfrage des Forsa‑Instituts belegt hat, sind sich 
die Bewohner_innen zentraler Wohngebiete mit niedrigem bis mittlerem 
Ein kommen zunehmend bewusst, dass ihre Wohnsituation sich zukünftig 
verschlechtern könnte (Bombosch 2017). Diese These wird auch durch das 
ForschungsprojektvonSimonKoch,MarrikeKortus,ChristineSchierbaum
und Stephanie Schramm bestätigt. Die Studierende dokumentieren in 
ihrem Beitrag zu Wunschwohnorten, dass Kreuzberger_innen zwar im Fall 
einerdurchMietererhöhungverursachteVerdrängunglieberineinengeo
graphisch nahen Wohnort umziehen möchten, sich aber bewusst sind, dass 
dies aufgrund der steigenden Mieten zunehmend schwierig wird. Ab wan‑
derungenandieRänderBerlinssindschließlichheutehäufiger,wobeider
Wohnungsmarkt auch in den Randbezirken mittlerweile angespannt ist.

ChristianDöringundKlausUlbrichtkombinierendieBerechnungvon
DatenzuAbwanderungsvolumen,VeränderungderBevölkerungsstruktur
undWohnungswirtschaftinGentrifizierungsgebietenmitderAuswertung
der Datenbank der kommunalen Wohnungsgesellschaft Degewo. Dadurch 
versuchensiedieneuenWohnortederMieter_innenausfindigzumachen,
die durch eine Aufwertung stark betroffener Teilgebiete Kreuzbergs 
weggezogen sind. 

EinesehrinnovativeMethodezurGentrifizierungsforschungwirdaußer
dem im Beitrag von Andrej Holm und Guido Schulz vorgestellt. Es handelt 
sich um das Gentrimap‑Projekt[1] , ein benutzerfreundliches Kartenprojekt, 
dasauch‚Laien‘ermöglicht,dieProzessederGentrifizierunginderStadtauf
einfacheWeisezuvisualisieren.UmGentrifizierungmessbarzumachen,wird
sie zuerst als „Konjunktion von sozialer und immobilienwirtschaftlicher Auf‑
wertung“(S.300)definiert.DadurchwerdensowohlNachfragealsauchAn
gebotskomponentederGentrifizierungeinbezogen.UmdiezweiVariabelnzu
quantifizieren,bildetenHolmundSchulzdannzweiIndizes–einen„Immo
index“ (zur Messung der immobilienwirtschaftlichen Aufwertung) und einen 
„Sozial index“ (zur Messung der verdrängungsinduzierenden sozialen Auf‑
wertung). Für jedes Gebiet Berlins zeigt die Kombination der Werte der zwei 
Indizes,inwieweitdasGebietdurchGentrifizierungsprozessebetroffenist.Die
Indizes wurden durch eine Shift‑Share‑Analyse so berechnet, dass sie gebiets‑
spe zifische Abweichungen vom gesamtstädtischen Trend quantifizieren 
können (ebd.: 302). Somit können sowohl Gentrifizierungsprozesse in 
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verschiedenen Teilen der Stadt quantitativ miteinander verglichen werden 
als auch gesamtstädtische Aufwertungsdynamiken in den Blick genommen 
werden.DieGentrimaperweistsichschließlichalseinkollaboratives,repro
duzierbaresundoffenesKartenundMessmodellfürGentrifizierung,das
sich für weitere Ergänzungen und Analysen anbietet. Eine wünschenswerte 
Erwei terung könnte zum Beispiel das Ziel haben, das Modell durch Daten 
derVerdrängungzuergänzen,damitauchdiesezentraleKomponenteder
Gentrifizierungbesserbegreifbargemachtwerdenkann.

2. Der Staat als Akteur der Verdrängung

Das Buch leistet einen wichtigen Beitrag zur Debatte um die Rolle des Staates 
beziehungsweise staatlicher und lokaler Institutionen bei der Regu lation 
undSteuerungvonVerdrängungsprozessen.DaderStaatvermehrtaktiv
inGentrifizierungsdynamikenmitwirkt(Bernt2012),istdieFragedanach
berechtigt,oberauchübereinerelevanteGestaltungsmachtvonVerdrän
gungs dynamiken verfügt. Zwei Aspekte werden besonders her vor ge hoben, 
diedieVerwicklungvonstaatlicherRegulationundVerdrängungamBeispiel
Berlinaufdecken:erstensdieVerdrängungim(ehemaligen)sozialenWoh
nungs bau und zweitens die Wohnsituation von ALG‑II‑Empfänger_innen. Im 
erstenFallbeschäftigensichGretaErtelt,CarlottaElenaSchulz,GeorgThieme,
ChristianUhligundLisaScheermitden‚Besonderheiten‘derBerlinerund
generell der deutschen Förderung des Sozialen Wohnungsbaus, die eher als 
„Bau wirt schaftsförderung mit sozialer Zwischennutzung“ be zeichnet werden 
kann (Donner 2000: 200). Angelehnt an das von Neil Smith (1979) entwickelte 
Kon zept der Ertragslücke (rent gap) sprechen Eltert et al. diesbezüglich von 
einer state made rental gap. Dabei meinen sie, dass das Zusammenfallen 
des in Berlin angewandten Systems zur staat lichen Finanzierung des sozialen 
Wohnungsbaus und der temporären Auf hebung der Belegungsbindungen[2] 
eine Ertragslücke geschafft hat, von der die Wohnungsunternehmen reichlich 
profitierthaben(S.144).DurchdieseitdemWegfallderAnschlussförderung
(2003) drastisch ausgefallenen Mieterhöhungen bis zur ursprünglichen 
Kostenmiete sind Mieter_innen im sozialen Wohnungsbau teilweise stärkerem 
VerdrängungsdruckausgesetztalsdiesimfreifinanziertenWohnungsmarkt
der Fall ist. Der Beitrag von Nelly Grote feld, Malve Jacobsen, Tanja Kohlsdorf 
und Lina Wegener setzt zweitens den Fokus auf die dramatische Situation 
von ALG‑II‑Empfänger_innen, deren Mieten bis über die Obergrenze der 
zugelassenen Kosten der Unterkunft erhöht werden. In diesem Fall wird die 
Erhöhung durch das Jobcenter nicht über nommen, sodass die Betroffenen 
unterstarkenVerdrängungsdruckgeraten.Eswirddabeiklar,dassnichtnur
direktestaatlicheRegulierungenaufdemWohnungsmarkteinenEinflussauf
Verdrängungsdynamikenhaben,sonderndieWohnverhältnissederMenschen
durch den Staat auch indirekt verschlechtert oder verbessert werden können. 

3. Aktuelle Marginalisierungsprozesse auf dem 
Wohnungsmarkt 

Der Beitrag von Grotefeld et al. befasst sich mit einem weiteren The‑
men feld, mit dem sich die Studierenden beschäftigt haben: aktuelle 
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Mar  gi  na li sie rungs pro zesse auf dem Wohnungsmarkt. Immer wieder er‑
wähnendieAutor_innen,dassbisherverschiedeneFormenderVerdrän
gung,dasheißtsowohlphysische,ökonomischeundkulturellealsauch
symbolischeVerdrängungdurchdieGentrifizierungsforschungaufgedeckt
worden sind (vgl. Marcuse 1985). Die Studierenden legen Gewicht darauf, die 
MehrdimensionalitätderVerdrängunginihrenForschungsergebnissenher
vorzuheben.EineStudieüberMelbournehatzumBeispielgezeigt,dassVer
drängungsdruckeinenVerlustanZugehörigkeitundWohlgefühlverursacht,
selbst wenn Haushalte durch die Anwendung verschiedener Strategien im 
aufgewertetenGebietverbleibenkönnen(Shaw/Hagemans2015).DerVer
lust an Zugehörigkeit geht mit den Anpassungsstrategien einher, die dazu 
eingesetzt werden, im Wohngebiet zu bleiben. Dies wurde bereits in den 90er 
JahrenimdeutschsprachigenRaumals‚VerdrängungausdemLebensstil‘
bezeichnet (Blasius 1994). Entsprechende Bleibestrategien, zum Beispiel 
das Einsparen anderer Ausgaben oder die Reduzierung des individuellen 
Wohn raums, werden durch Grotefeld et al. am bereits benannten Beispiel 
unter sucht. Die Option eines Umzugs ist für durch Mieterhöhungen be trof‑
fene ALG‑II‑Empfänger_innen meist ohnehin ausgeschlossen, da im an‑
gespannten Berliner Wohnungsmarkt gerade im unteren Preissegment ein 
Mangel von circa 55.000 Wohnungen zu verzeichnen ist, wie Holm in seiner 
Studie zum Wohnungsversorgungsbedarf kürzlich belegt hat (Holm 2016a). 

Paul Neuperts Beitrag zeigt weitere Formen der Marginalisierung auf 
dem Wohnungsmarkt auf. Er beschreibt die Situation von Menschen, die 
aufgrunddesMangelsanbezahlbaremWohnraumeinenCampingplatz
am Rand der Stadt als permanenten Wohnort nutzen. Es wird dargestellt, 
wieunterdenBedingungendessteigendenVerdrängungsdrucksundder
Woh nungsnot neue Formen des Wohnens entstehen, die die bisher als 
normal empfundenen Wohnstandards in Frage stellen. Der Autor verweist 
darauf, dass diese sich nun auch in Deutschland verbreitenden Prozesse 
der Prekarisierung, Temporärisierung und Informalisierung des Wohnens 
bereits seit Jahren in den USA zu beobachten sind – insbesondere seit dem 
Beginn der Finanzkrise 2008, wie Desmond (2016) in seiner fesselnden 
Ethnographie über Zwangsräumungen in trailer parks dokumentiert hat. 
WährendderVerdrängungsdrucksteigt,entwickelnBetroffenealsoimmer
neue Strategien, um mit der sich verschlechternden Situation umzugehen. 

DurchVerdrängungbedrohteMenschenentwickelnabernichtnur
individuelle Strategien, sondern schaffen es teilweise auch, sich kollek tiv 
gegenAufwertungundGentrifizierungzuwehren.LisaScheerdokumentiert
in ihrem Beitrag die Organisierung und die Proteste der Mieter_innen gemein‑
schaftKotti&Co,diesichgegenMietererhöhungenimehemaligenSozialen
Wohnungsbau rund um das Kottbusser Tor gebildet hat. In ihrem Beitrag geht 
esvorallemumdieFrage,obundwieGentrifizierunggestopptwerdenkann.
AmBeispielvonKotti&CowerdenStrategienfürweitereKämpfefürdasRecht
auf Wohnen und das Recht auf Stadt erläutert, wie zum Beispiel das Ausüben 
politisches Drucks auf stadtpolitische und woh nungs wirtschaftliche Akteur_
innen durch mediale Aufmerksamkeit. Die Errungenschaften des Protests 
werden von den Mieter_innen selbst lediglich als Teilerfolge eingeschätzt. 
TrotzdemzeigtdieErfahrungvonKotti&Co,dasskollektivesHandeln
denbestenWegdarstellt,umsichderdurchdieVerdrängungverursachte
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Vereinzelungentgegenzustellen.DieBekanntmachungderMieterhöhungen
ist dabei der erste Schritt, der es Bewohner_innen ermöglicht, direkten 
EinflussaufdieStadtpolitikzunehmen.

4. Eine neue Generation kritischer Stadtforscher_innen? 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der Sammelband Gentri fi‑
zierung in Berlin – Verdrängungsprozesse und Bleibestrategien interes‑
santeundaktuelleErkenntnisseüberdasPhänomenderVerdrängungin
Berlin liefert. Trotz einem Mangel an Struktur und den teilweise wenig aus‑
gearbeiteten theoretischen Ansätzen der Beiträge gelingt es den Autor_in ‑
nen,verschiedeneFacettenderVerdrängungempirischzuerläutern,und
somitAnstößefürweitereForschungzugeben.DieHerausgeberinHelbrecht
weist zu Recht darauf hin, dass angesichts der anhaltenden Wohnungskrise 
in Berlin verstärkt kritische Stadtforschung benötigt wird. Der Sammelband 
dientdazu,dasFeldderGentrifizierungsforschunginBerlinzubereichern
und auszudifferenzieren und zeigt, dass nicht nur etablierte Forscher_in‑
nen in der Lage sind, wertvolles Wissen zu erzeugen, das für die sozialen 
Stadtbewegungen von entscheidender Bedeutung sein kann.

Allgemein betrachtet kann es auch kritisch gesehen werden, dass oft auch 
StudierendedemimneoliberalenWettbewerballgegenwärtigenVeröffent
lichungsdruck ausgesetzt werden. Dennoch lässt sich Gentrifizierung in 
BerlineheralspositiverVersuchbetrachten,denStudierendeneineMöglich
keit zu bieten, sich in der Produktion kritischen Wissens über gesellschaftlich 
höchstrelevante Themen zu engagieren. Ob und inwieweit die Produktion 
kritischen Wissens an Universitäten möglich bleibt, ist eine Frage der Kämpfe 
und Auseinandersetzungen, die um diese Institutionen geführt werden. 
Dabei ist es ohnehin an den gegenwärtigen und zukünftigen Stadtforscher_
innen, auch die Arbeitsbedingungen der akademischen Wissensproduktion 
in Frage zu stellen. 

Endnoten

[1] Das Projekt ist unter http://gentrima.lepus.uberspace.de/ abrufbar (letzter Zugriff am 
3.5.2017).

[2] Dabei ist das sogenannte Kostenmietensystem gemeint, das es den Eigentümer_innen 
ermöglicht, die Mieten nach dem Ende der Grundförderung bis zur sogenannten 
Kostenmiete anzuheben. Wie sowohl damalige als auch aktuelle Studien bewiesen haben, 
wurde die Kostenmiete angesichts der reellen Kosten für den Wohnungsbau viel zu hoch 
berechnet (Holm 2016b).
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Antonie Schmiz

„Unternehmen Sie etwas!“ 
Rezension zu Barış Ülker (2016): Enterprising Migrants in Berlin. Bielefeld: transcript.

In seinem Buch Enterprising Migrants in Berlin,dasaufseineranderCentral
EuropeanUniversityeingereichtenDissertationberuht,gehtBarışÜlkerder
Frage nach, warum und unter welchen politischen Rahmenbedingungen 
ethnisches Unternehmertum in Berlin gefördert wird. Die explorative ethno‑
graphische Studie, die in einem Zeitraum von vier Jahren durchgeführt wurde, 
zeichnetsichdurcheinegroßeMethodenvielfaltaus.Nebenqualitativen
Inter views mit migrantischen Unternehmer_innen werden Expert_innen 
ausPolitik,Wirtschaft,Wirtschaftsförderung,VerbändenundVereinen
sowie deutsche Unternehmer_innen befragt, die zunächst systematisch 
aus ge wählt und in einem weiteren Schritt per Schneeballsystem gewonnen 
werden.BesondershervorzuhebenistdieVorgehensweiseinderWahlvon
Inter view partner_innen und Gesprächsführung, bei der Ülker stets von der 
Exper tise beziehungsweise der Selbstzuschreibung der Gesprächspartner_
innen zur Kategorie ‚migrantische Unternehmer‘ und nicht vom Gegenstand 
dermigrantischenÖkonomieausgeht.DieReflexiondieserVorgehensweise
ver deut licht den kritischen Umgang des Autors mit der Konstruktion migran‑
tischer Ökonomie durch die Forschung, die noch allzu oft in die aufgezeigte 
metho do logische Falle tappt. Seine ethnographische Erhebung komplettiert 
Ülker durch eine Reihe teilnehmender Beobachtungen und unterlegt sie mit 
statis tischen Daten, bildlichem Material, einer Medienanalyse sowie einer 
Doku men ten analyse. 

Den Rahmen des Buches liefert ein programmatisch gestützter Toleranz‑
dis kurs. Dieser wird anhand von Programmen und Förderlinien gegen Ras sis‑
mus, Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit veranschaulicht, die sowohl auf der 
Berliner Landes‑ als auch auf Bundesebene das Fundament für die diskursive 
Ein bettung ethnischen Unternehmertums in die Sozialpolitik legen. Diese Politik 
wird unter anderem durch die Adressierung ethnischen Unternehmertums in 
Pro gram men wie „Soziale Stadt“ unterstützt, das Ülker als eine Politik des 
akti vie renden Staates kritisiert. Damit greift Ülker im Kern seines Buches zwei 
aktuelle Debatten auf – zum einen hinterfragt er die politische Einordnung der 
mi gran tischen Ökonomie in die Sozialpolitik statt etwa in die Wirtschaftspolitik. 
DieseDebattehatinderForschungzumigrantischenÖkonomieneinegroße
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Aktualität und Relevanz. Sie kon zentriert sich auf die politische Frage, ob 
migrantische Unternehmen eine Sonderförderung erhalten sollten oder ob 
die zielgruppenübergreifende Wirt schaftsförderung von Institutionen wie 
IHK und IBB sie als kleine und mittelständische Unternehmen ausreichend 
unterstützen können (vgl. Husseini de Araújo/Weber 2014). 

Zum anderen thematisiert Ülker ethnisches Unternehmertum als will‑
kom menes Ergebnis neoliberaler Politiken des aktivierenden Staates. 
Diese Politiken unterscheidet er in neoliberale Stadtpolitiken und libe rale 
Wirtschaftspolitiken. Als neoliberale Stadtpolitik adressiert die ‚Will kom‑
menskultur‘vorallemhochqualifizierteundhochmobileglobaleEliten.Als
liberale Wirtschaftspolitik zielt ‚Hilfe zur Selbsthilfe‘ darauf ab, Personen 
mit Migrationshintergrund unternehmerisch zu aktivieren, da sie somit in 
RelationzuihrenQualifikationendenhöchstmöglichenvolkswirtschaftlichen
Nutzen erbringen – bei möglichst niedriger Belastung der Sozialsysteme. 
Seine These unterlegt Ülker, indem er Programme und Initiativen der Un ter‑
stüt zung migrantischer Ökonomien in Politiken neoliberaler Stadt ent wick‑
lung und europäischer Sozialpolitik einordnet. Er kommt zu dem Ergeb nis, 
dass die meisten Mittel für diese Initiativen nicht etwa aus Wirt schafts‑
förderprogrammen, sondern aus Sozialstrukturprogrammen stammen. 

Durch diese Bearbeitung der beiden skizzierten Debatten kommt Ülker zum 
Kern punkt einer Ambivalenz, die die ethnische Ökonomienforschung norma‑
tiv durchsetzt. Geht die Forschung über eine reine Grundlagenforschung 
hinaus und adressiert die politische Praxis, stellt sich die Frage: Ist eine 
Son der förderung und die damit einhergehende positive Diskriminierung zu 
vermeiden, da sie in die ‚ethnic trap‘, die Falle des kultur‑essentialistischen 
‚othering‘ tappt und damit Differenz (re‑)konstruiert? Oder ist sie auf der 
Grundlage des Toleranzdiskurses als Ausgleich struktureller Dis kri mi nie‑
rung en und Benachteiligungen politisch zu legitimieren? 

Dieser Frage geht Ülker auf der Basis einer umfassenden Literaturanalyse 
nach. Als dominierende Erklärungslinien für ethnisches Unternehmertum 
stellt er zum einen die sogenannte „Berliner Schule“ der migrantischen Öko‑
no mien forschung heraus, die von strukturalistischen Ansätzen domi niert wird 
undmigrantischeUnternehmer_innenalsVerlierer_innendesdeutschen
Arbeitsmarktes und der Gesetzeslage versteht. Als zweite Erklä rungs linie 
benennt er die Kritik an der Essentialisierung von Kultur als Movens für 
migrantischesUnternehmertum.Ülkerschließtsichkeinerdieserbeiden
Erklärungslinienan,sondernfordertdasihnenzugrundeliegendeVerständnis
von Kultur, Nation und Ethnizität heraus. Er sucht weder nach einer his torischen 
Erklärung noch nach institutionellen Mechanismen, sondern nach Brüchen 
und Unstimmigkeiten in der strukturalistischen Erklärungslinie. Er gesteht der 
essentialismuskritischen Perspektive zu, dass es nicht bestimmte Eigenschaften 
von Migrant_innen sind, die ihr Unternehmertum begüns tigen, entgegnet 
ihrjedoch,dassesdieVielseitigkeitdieserFormdesUnternehmertumsist
– seine Anpassungsfähigkeit, Flexibilität, Kapazität und sein strategisches 
Potential, unterschiedliche Ressourcen zu mobilisieren. Dabei fordert er die 
Binarität der essentialismuskritischen Perspektive heraus, die sich durch die 
Überwindung kultureller Zuschreibungen bei gleichzeitiger Akzeptanz der 
Koexistenz unterschiedlicher Kulturen ergibt und damit im methodologischen 
Nationalismus verhaftet bleibt (Wimmer/Glick Schiller 2003).



Schmiz    317

Für Berlin bietet migrantisches Unternehmertum einen Pfeiler der 
Selbstvermarktung im Sinne Richard Floridas, was sich in dem Leit spruch 
„Sei Gast, sei willkommen, sei Berlin“ manifestiert. In dieser Will kom mens‑
kultur, der sich aktuell zahlreiche Metropolen in einem vermeintlichen Kon‑
kurrenzkampfumKapitalundEinwohneranschließen,lässtsichethnisches
Unternehmertum als multikulturelles Flair inszenieren. Es bildet eine neue 
Konsumlandschaft für kosmopolitische Stadtbewohner_innen und trägt zur 
Aufwertung bisher als benachteiligt bezeichneter Nachbarschaften bei. Neu 
ist dabei die Rolle der Stadtregierungen, die im Sinne eines „rescaling“ (Glick 
Schiller/Çağlar2009)unterschiedlicheAufgabendesNationalstaatsüberneh
men.IndieserneuenPositionübergebenStadtregierungenVerantwortung
an migrantische Unternehmer_innen, die innerhalb ihrer ethnischen Netz‑
wer ke Hilfe zur Selbsthilfe leisten sollen, womit sich Stadtregierungen eines 
neoliberalen Leitprinzips bedienen. Neben dieser physisch‑materiellen und 
symbolischen Inwertsetzung durch Städte ist in Ülkers Analyse insbesondere 
die Eigeninitiative migrantischer Unternehmer_innen von Relevanz. Der 
Widerspruch in dem Leitsatz „Sei Gast, sei willkommen, sei Berlin“ liegt 
in seiner Begrenzung des Willkommenseins auf den temporären Besucher 
als Gegenbild zum Migranten. Dies ist nicht nur eine zynische Parallele zu 
Gastarbeiter_innen, die auch nur ‚auf Zeit‘ willkommen waren. Die Bedingt‑
heit der Toleranz drückt sich auch in einer Unterscheidung von Migrant_
innen anhand ihres kulturellen und ökonomischen Potentials in ‚erwünschte‘ 
und ‚unerwünschte‘ Migrant_innen aus. 

Das Buch nähert sich dem Phänomen des ethnischen Unternehmertums 
sowohl aus der Makro‑ als auch aus der Mikroperspektive. Aus Gesprächen 
mit 89 ethnischen Unternehmer_innen wählt Ülker fünf Personen aus und 
portraitiert sie und ihre Erzählungen als Fallstudien. Die ethnographische 
Studie analysiert unternehmerische Praktiken von Migrant_innen in 
drei er lei Hinsicht: der Selbstpräsentation der Unternehmer_innen, der 
Rahmenbedingungen für ihr Handeln und der von ihnen gestellten Wahr‑
heitsansprüche.AlsErgebnisderAnalysestelltereinehäufigeBezugnahme
auf die Grundprinzipien der Eigenverantwortung (‚Fördern und Fordern‘) 
und der Hilfe zur Selbsthilfe heraus. Auch das in Netzwerken gebundene 
VertrauenunddieLoyalitätinnerhalbdermigrantischenUnternehmerschaft
im Quartier, die zu einer reziproken Unterstützung jenseits staatlicher Un‑
ter stützung führen, sind ein zentrales Ergebnis der Arbeit. 

In seine Analyse bezieht Ülker historische Hintergründe ein, die es ihm 
erlauben, das Zusammenspiel von Praktiken und rationalen Ordnungen in der 
Her aus bildung ethnischen Unternehmertums einzuordnen. Die Entwicklung 
des ethnischen Unternehmertums in der deutschen Wirtschaftsgeschichte 
schil dert Ülker in diachroner Perspektive anhand von Brüchen und Wider‑
sprüchen. Das Buch liefert eine detailliert recherchierte politische Öko‑
no mie der deutschen Wirtschaftsgeschichte des 20. Jahrhunderts. Dabei 
zeigt es auf, dass die seit Mitte der 1950er Jahre angeworbenen Gast arbei‑
ter_innen als niedrig qualifizierte Arbeitskräfte im fordistischen Wirt‑
schafts system gebraucht wurden, da sie durch ihre Lohnabgaben einen 
wichtigen Beitrag zum Sozialversicherungssystem leisteten. Als Steuer‑
zahler_innen und Konsument_innen der Massenproduktionsgüter un‑
ter stütz ten sie zugleich das keynesianische Wirtschaftssystem. Dabei 
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pro ble matisiert er, dass Staatsausgaben in den 1970er und 1980er Jahren 
weitestgehend in technologische Innovationen und in allgemeine öko no‑
mischeRestrukturierungenflossen,waszuProblemenbeiderFinanzierung
des Wohlfahrtstaates führte – insbesondere der Sozialpolitik. Die mit der 
Ölkrise 1973 verbundene Krise des Fordismus deutet Ülker als Wegbereiter 
für den Aufstieg kleiner und mittelständischer Betriebe. In diese neue Kon‑
kur renz situation bettet er das Entstehen von migrantischen Betrieben ein, 
diealsSubunternehmer,ZuliefererundJointVenturesflexibelaufdieneuen
VorstellungenundAnforderungendespostfordistischenWirtschaftssystems
reagieren konnten. 

Im Kapitel „Re‑Imagining Migrants“ nimmt Ülker dann gezielt tür‑
kische Unternehmer_innen in den Blick und fragt, warum diese nicht zur 
problematisierten Gruppe türkischer Migrant_innen gezählt werden, denen 
aufgrund hoher Arbeitslosenzahlen und Bezugszahlen von sozialen Trans fer‑
leistungenIntegrationsdefizitezugeschriebenwerden.DieserFragegehter
anhand der Berliner Wirtschaftsentwicklung und Migrationsgeschichte seit 
1950 nach. So begründet er den Bedarf an Gastarbeiter_innen als Steu er‑
zahler_innen und Arbeitskräften mit der in den 1970er und 1980ern betrie ben‑
en Subventionierung von (unwirtschaftlichen) Arbeitsplätzen und steuerlichen 
ErleichterungeninWestberlindurchWestdeutschland.AnhandeinerVielzahl
von Primär‑ und Sekundärquellen und statistischer Daten zeigt Ülker, wie 
angesichts des ‚fehlenden Hinterlands‘ und der damit einhergehenden Schwie‑
rigkeit,qualifizierteArbeitskräftezufinden,türkischeGastarbeiter_innendie
Lücke auf dem Westberliner Arbeitsmarkt füllen konnten. 

WieesBerlinschließlichgelingt,nachdemhistorischenBruchdesMauer
falls ein neues Image aufzubauen, stellt Ülker anhand des Insti tu tionen‑
gefüges der involvierten Akteure dar. In seiner Kontextualisierung der 
BerlinerWirtschaftsgeschichtebelegtÜlkereinen,größtenteilsdurchdie
Wie der vereinigung bedingten, gelenkten Strukturwandel in Berlin. Im Zuge 
dessen wurde zwischen 1991 und 1999 mehr als die Hälfte der Arbeitsplätze 
in der Produktion abgebaut. In diese Zeit fällt auch die Entwicklung einer 
migrantischenÖkonomie,dieinBerlinvoneinerVielzahlvonAkteuren,
Institutionen und der lokalen Geschichte beeinflusst war. Dabei übten 
Banken durch die Finanzierung von Unternehmensgründungen und der 
benötigtenInfrastruktureinenentscheidendenEinflussaus.

Die zentralen Erklärungsansätze zu ethnischem Unternehmertum führt 
der Autor auf die Arbeiten der Soziologen Simmel, Sombart und Weber zurück, 
die Unternehmer als innovativ, und risikofreudig, aber auch als Fremde 
undAußenseiterinderGesellschaftdes19.Jahrhundertsbeschreiben.Erst
durch Rationalisierung, Kalkulation und Nützlichkeit traten Unternehmer 
ins Zentrum der Gesellschaft. Damit wird der ethnische Unternehmer als 
Anderer konstruiert, der als Unternehmer frei im Wettbewerb agieren kann, 
aber eingebettet ist in Gesetze, Institutionen und soziale Netzwerke. 

Einen weiteren Bruch in der politischen Steuerung des ethnischen Unter‑
nehmertumssiehtÜlkerinden2005eingeführtenHartzIVReformen.
Deren Ziele waren es, durch Ich‑AG und Steuererleichterungen niedrig 
qualifiziertePersonenalsSelbständigeindenArbeitsmarktzuintegrieren.
Im Zuge dieser Reformen und der Agenda‑2010‑Politiken kamen neoliberale 
Arbeitsmarktpolitiken sehr deutlich zum Einsatz – so etwa im Nationalen 
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Aktions plan zur Arbeitsmarktpolitik, in dem Individuen verstärkt dazu an‑
gehaltenwerden,Verantwortungzuübernehmen.Sowirdandieethnischen
Unter nehmer_innen appelliert, als selbsternannte Schlüsselpersonen inner‑
halbihresethnischenNetzwerkeszufungierenundüberihreVertrauensbe
ziehungen ethnische Gemeinschaften zusammenzubringen.

Als sinnbildlich für eine städtische Strategie, durch die eine kompetitive, 
unternehmerische Stadtgesellschaft angerufen wird, deutet Ülker den Slogan 
der Investitionsbank Berlin (IBB), „Unternehmen Sie etwas“. Als Teil der 
eigenverantwortlichen Stadtgesellschaft werden ethnische Unternehmer 
einerseits als ambitionierte rationale Individuen gesehen und andererseits 
als Bindeglieder zu der ethnischen Gruppe, der sie zugeschrieben werden und 
fürdiesiewiederumauchVerantwortungübernehmensollen.Diepolitische
Erwünschtheit ethnischen Unternehmertums pointiert Ülker wie folgt: 

„Ethnic entrepreneurship is about creating jobs, offering training, 
payingtaxes,producinggoodsandservices,makinganeconomicprofit
and investing more. It is about people becoming more responsible to 
themselves,theirfamilies,andmigrantgroups[…].”(S.100)

Ausgehend von dieser These untersucht der Autor drei Initiativen in Berlin, 
die Hilfe zur Selbsthilfe anbieten. Eine davon ist die durch den Europäischen 
SozialfondsfinanzierteInitiativeSelbständigerImmigrant_innene.V.(ISI),
die Gründer_innen in individuellen Beratungen und Seminaren nicht nur 
‚hartes‘ unternehmerisches Knowhow vermittelt, sondern auch ‚weiche‘ 
Skillswieinterkulturelle,sozialeKompetenzenundVernetzungsfähigkeit
in den Blick nimmt. Das Prinzip ‚Hilfe zur Selbsthilfe‘ wird anhand eines 
Portraits der Unternehmerin und ISI‑Gründerin Nevin Dicle analysiert, die 
unternehmerischeEigenschaftenwieVerantwortung,EffizienzundEnthu
sias mus inkorporiert hat. Durch Nevin Dicles Minimierung sozialer Kosten 
beigleichzeitigerMaximierungökonomischenProfitsübernimmtsieeine
VorbildfunktionundverkörpertdiePolitikdes‚FördernsundForderns‘der
Kohl‑ und Schröder‑Ära. 

AuchdertürkischenPflegeökonomie,dieÜlkeranhandeinesFamilienun
ter nehmens portraitiert, wird seitens des Staates eine Eigenverantwortung 
überlassen.SozitiertdieinterviewteLeiterindesPflegebetriebesdieihrentge
gen gebrachte Ansicht: „The big Turkish family will take care of its members.“ 
(S. 164) Es ist einer der vielen Hinweise auf einen aktivierenden Staat, der 
seineBevölkerungindiePflichtnimmt,währendergleichzeitigeinezustarke
Regulierung und Intervention meidet. Diese Form des Regierens deutet 
Ülker nach Foucaults Gouvernementalität als Säule des zurückhaltenden 
Staates,dereineneueVerteilungvonVerantwortungzwischenStaatund
Gesellschaft vorsieht. 

Ebenfalls als Bindeglieder zwischen Staat und Gesellschaft fasst Ülker 
ethnische Netzwerke auf, die er anhand von drei türkischen Unter neh mer ver‑
bän den in Berlin untersucht. Die in diesen Netzwerken gebundene ethnische 
Solidarität kann darüber hinaus mit theoretischen Konzepten der ethnischen 
Ökonomie erklärt werden, nach denen sie als Plattformen des materiellen und 
ideellen Austauschs zwischen türkischen Unternehmer_innen dienen. 

EsisteinerdergroßenMehrwertedesBuches,dassÜlkerseineThesen
kon se quent mit einer umfangreichen Empirie verbindet und in den 
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theo re tischen Kapiteln erläuterte Konzepte fortlaufend und systematisch auf‑
greift. So gelingt es ihm aufzuzeigen, dass die Ausgestaltung einer ethnisch‑
en Ökonomie weder top‑down durch die Pläne, Programme und Poli ti ken 
von Expert_innen, Politiker_innen, Institutionen und Wis sen schaft ler_
innendefiniertwird,nochausschließlichdurchdieagency der ethnischen 
Unter nehmer_innen selbst. Er zeigt, dass es vielmehr das bewusste und 
un bewusste Zusammenwirken beider Seiten ist, das ethnisches Unter‑
nehmertuminseinerjeweiligenErscheinungsformbeeinflusst.Mitdieser
Einbettung zwischen structure und agency positioniert der Autor sein Buch 
in einer der Kerndebatten sozialwissenschaftlicher Forschung, die aktuell 
auch die stadtbezogene Migrationsforschung zum Beispiel durch die Ansätze 
des rescaling beziehungsweise der lokalen Migrationsregime prägt (Glick 
Schiller/Çağlar2009,Pott/Tsianos2014).NichtnurinBerlin,sondernauch
auf nationaler und europäischer Ebene, so resümiert Ülker, werden ethnische 
Unternehmer_innen zu tolerierten Anderen, die auf sich selbst und auf „ihre“ 
ethnische Gemeinschaft Acht geben. 

Autor_innen

Antonie Schmiz arbeitet als Geographin zu Migrations‑ und Stadtforschung, insb. gesell schaft‑
liche Transformation durch Migration und städtischer Umgang mit Migration.  
antonie.schmiz@uni‑osnabrueck.de

Literatur

Glick Schiller, Nina/ Çağlar, Ayse (2009): Towards a comparative theory of locality in
migration studies. Migrant incorporation and city scale. In: Journal of Ethnic and 
Migration Studies 35/2, 177–202. 

Husseini de Araújo, Shadia/ Weber, Florian (2014): “Migrantenökonomien” zwischen 
Wirtschaftsförderung und Diskriminierung ‑ eine empirische Fallstudie am Beispiel 
der Stadt Nürnberg. In: Paul Gans (Hg), Räumliche Auswirkungen der internationalen 
Migration. Forschungsberichte der ARL. Hannover: ARL, 365–380.

Pott, Andreas/ Tsianos, Vassilis (2014): Verhandlungszonen des Lokalen. Potentiale der
Regimeperspektive für die Erforschung der städtischen Migrationsgesellschaft. In: 
JürgenOßenbrügge/AnneVogelpohl(Hg.),TheorieninderRaumundStadtforschung.
Münster: Westfälisches Dampfboot, 116–135.

Ülker,Barış(2016):EnterprisingMigrantsinBerlin.Bielefeld:transcript.

Wimmer, Andreas, Glick Schiller, Nina (2003): Methodological nationalism, the social 
sciences, and the study of migration. An Essay in Historical Epistemology. In: International 
Migration Review 37/3, 576–610.





s u b \ u r b a n 
zeitschrift für kritische stadtforschung
2017, band 5 heft 1
www.zeitschrift-suburban.de
ISSN 2197-2567

s u b \ u r b a n 
zeitschrift für kritische stadtforschung
band 5, heft 1/2, 2017
www.zeitschrift-suburban.de
ISSN 2197-2567


	Inhaltsverzeichnis
	Editorial
	Einleitung: Planung als politische Praxis
	Aufsätze
	Raumordnungspolitik als Verdichtung politischer Kräfteverhältnisse
	„Keine unklugen Leute“. Die Durchsetzung des „Stadtumbau Ost“
	Die Abschöpfung des Planungsmehrwerts als Repolitisierung der Planung?
	Smarte Städte. Digitalisierte urbane Infrastrukturen und ihre Subjekte als Themenfeld kritischer Stadtforschung

	Debatte 1: Wer plant die Planung?
	Wer plant die Planung? (1974)*
	1974 – Markierung einer Wende
	„Die Entscheidung ist ausgelöst in 
	Macht und Herrschaft, aber auch Werte und institutionelle Settings – 
sie bestimmen die Raumplanung
	Perspektiven einer Politisierung von Planungsprozessen jenseits lokaler Mobilisierungen
	Was macht die Planung?
Theoretische Lockerungen mit ANT
	Wer plant die Planung? Ein Vorschlag
	Wem gehört die Planung? Recht auf Stadt jenseits des Kolumbus-Syndroms

	Debatte 2: Mit Bourdieu in die Stadt
	Mit Bourdieu in die Stadt: Relevanz, Prinzipien, Anwendungen
	Reflexionen zu räumlicher Nähe und sozialer Distanz
	Post-urbanisierte Städte in globaler Perspektive
	Ortseffekte oder Bourdieu und die Ausrufung des Ghettos
	Physischer Raum und Herrschaft

	Magazin
	Bewegung handhaben oder: 
Planung als Problem?
	Queer inclusive planning
	Kunst des Gehens. Taktiken im Ort des Automobils
	PlanBude Hamburg. Kollektives Wissen als Grundlage von Stadtgestaltung
	Interessenskonflikt im Basler Hafenareal
	Planung als politische Praxis? Zum emotionalen Risikomanagement praktischen Verhaltens

	Rezensionen
	Race Matters… Still
	Finanzialisierung der Hypotheken- und Bodenmärkte: Macht der Staat das Wohnen teuer?
	Blackbox Verdrängung: 
Die vergessene Seite der Medaille
	„Unternehmen Sie etwas!“ 




